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1. Präambel 

Der Landkreis Holzminden hat mit den Immobilienstandards ein Regelwerk für den Bau und 

die Sanierung von Schulbauten formuliert. Diese sind Grundlage für die Umsetzung von zu-
künftigen Schulbaumaßnahmen. Ein besonderes Augenmerk liegt hierbei auf der Nachhaltig-

keit sowie der Treibhausgasneutralität. Die Vereinheitlichung und Standardisierung von be-
stimmten Bereichen sollen zudem die Wirtschaftlichkeit bei der Pflege und Instandhaltung för-

dern.   
   

Diese Immobilienstandards sind Grundlage zukünftiger Planungswettbewerbe bzw. Aus-

schreibungen und bindend.  
 

Ein Abweichen von den genannten Standards ist nur zulässig, wenn es eine wirtschaftliche 
Verbesserung für das jeweilige Projekt ergibt und es durch die betreuende Fachstelle freige-

geben wurde. 
Allgemein sind folgende Regelwerke bei der Planung bzw. Ausführung einzuhalten: 

 

- Niedersächsische Bauordnung (NBauO)  

- Schulbaurichtlinie – SchulBauR (Niedersachsen) 

- Schulleitlinie Landkreis Holzminden 

- Regelwerk der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) „Schulen“ und Ar-

beitshilfen www.sichere-schule.de 

- VDI 6000 - Ausstattung von und mit Sanitärräumen - Kindergärten, Kindertagesstätten, 

Schulen 

- DIN 18040-1 – Barrierefreies Bauen, sowie Handreichungen auf www.nullbarriere.de   

- DIN 18041 – Hörsamkeit in kleinen bis mittelgroßen Räumen 

- DVGW-Arbeitsblatt: „Anforderungen für Gasinstallation in Labor- und Unterrichtsräumen“ 

Grundsätzlich sind die Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) i. V. m. den Technischen Regeln 

für Arbeitsstätten (ASR) sowie die Unfallverhütungsvorschriften anzuwenden. Diese enthalten 
die Mindestvorgaben für Arbeitsplätze (Bereich Verwaltung). Hierbei sind insbesondere die 

Technischen Regeln für Arbeitsstätten Raumtemperatur (ASR A3.5), Lüftung (ASR A3.6) und 
Lärm (ASR 3.7) zu beachten. 

 
Weitere Ausführungen ergeben sich aus den Regeln und den Informationsschriften der Unfall-

versicherungsträger bzw. den hier genannten Regeln und Normen, z.B. Akustik in Büroräumen 

(Einhaltung der DIN 18041, Raumgruppe B4). Die Anforderung an das Bundesimmissions-
schutzgesetz Lärm (BlmSchG), die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm 

und weitere Rechtsvorschriften sind in der Planung zu berücksichtigen. 
 

 
2. Rahmenbedingungen 

 

Durch den Beschluss des Landkreises Holzminden „Masterplan 100% Klimaschutz“ steht die 
Effizienz und die Nachhaltigkeit der Gebäude im Fokus. 

 
Die neu zu errichtenden Schulgebäude sind als klimafreundlicher Neubau nach DGNB  - 

GOLD - mit dem Standard des EG 40 zu planen und zu errichten. Neben den verbauten Bau-
teilen liegt hier das Augenmerk auf der Heizungs- bzw. Lüftungstechnik und der Integration 

von PV-Anlagen. Der nachhaltige Umgang mit Materialien ist hierbei zu berücksichtigen. Die 
Steckbriefe des Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen (BNB) bzw. QNG dienen als Pla-

nungsorientierung. 

 
Die Immobilienstandards des Landkreises Holzminden sowie deren Anlagen werden stetig 

fortgeschrieben. Die aktuellen Vorgaben für die geforderten energetischen Standards des 
Bundes werden dabei berücksichtigt.   

http://www.sichere-schule.de/
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3. Bauwerk 

3.1 Gründung 

3.1.1 Allgemein 

Aus wirtschaftlichen Gründen, ist der Einsatz von zugelassenen Recycling-Materialien für den 

Gründungsbau zu prüfen. Grundsätzlich gelten die Vorgaben des Bodengutachters. 

3.1.2 Bauwerksabdichtung 

Der Regelfall ist die bituminöse Abdichtung. Abweichungen sind im Einzelfall zu begründen. 

3.1.3 Schächte 

Schachtzähler (z.B. Wasserzähler, o.ä.) sind zu vermeiden. Die Verbrauchszähler der Versor-

gungsunternehmen sind im Gebäude anzuordnen. 

3.1.4 Kriechkeller 

Kriechkeller sind grundsätzlich zu vermeiden. Im Einvernehmen mit dem Bauherrn sind be-

gründete Ausnahmen zulässig. 

 

3.2 Fassadenkonzept 

Die Fassade ist ein gestalteter und oft repräsentativer Teil der sichtbaren Hülle eines Gebäu-
des. Im Rahmen der Fassadenplanung sind viele Aspekte und Kriterien zu berücksichtigen, 

welche ergänzend in anderen Kapiteln behandelt und erläutert werden. Folgende Aspekte sind 
bei der Konzipierung und Umsetzung zu beachten: 

 

• Anforderungen an die Gestaltung 
o Einbindung in städtebauliche Vorgaben 

o Berücksichtigung Bauordnungsrechtlicher Anforderungen  
o Materialität – Beschaffenheit Schutz vor Graffiti / Vandalismus / Schmutz – 

Langlebigkeit 
 

• Anforderungen an die Energieeffizienz und thermische Behaglichkeit 

o klimatechnischer Raumabschluss 
o Wärme- und Sonnenschutz 

o Wind- und Regenschutz 
o Raumbelüftung 

 

• Anforderungen an die visuelle Behaglichkeit 

o Raumbelichtung  

o Sichtbezug nach außen 
o Blendschutz 

o Gewährleistung der Reinigungsmöglichkeit 
 

• Anforderungen an die akustische Behaglichkeit 
o Schalldämmung nach außen 

o Schallabsorption nach innen 

 

• Anforderungen an die Sicherheit und Schutz 

o Schutz vor Vandalismus und Beschädigung 
o Gebäudesicherung / Einbruchschutz 

o Absturzsicherung (Brüstungshöhe, Glasart, Beschlagsart) 
o Vermeidung von unbeleuchteten Bereichen 
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• Anforderungen an die Funktionalität 

o Barrierefreiheit (Schwellen, Zugänglich- und Bedienbarkeit) 
o Integration von Gebäudetechnik 

o Solidität im Sockel- und Erdgeschossbereich 
o Flächen für Beschilderungen, Informationen, Briefkästen, Feuerwehrschlie-

ßungen, Klingeltaster und Sprechanlagen etc. 
 

3.3 Außenwände / Vertikale Baukonstruktion außen 

Tragende und nichttragende Außenwände 
 

Außenbauteile sind konstruktiv gegen Verschmutzungen zu schützen (Tropfkanten oder Dach-
überhänge) oder bestehen aus Materialien, die auch ansehnlich altern, wenn sie nicht regel-

mäßig gereinigt werden.  
 

Fassadenkonstruktionen und Bekleidungen sind grundsätzlich unter Berücksichtigung der 

Vorgaben zum Gebäudeenergiestandard zu planen. Die Unterkonstruktionen und Bekleidun-
gen sind hinsichtlich bauphysikalischer Belange (hygrisch, thermisch und schallschutztech-

nisch) zu planen. Aspekte des sommerlichen Wärmeschutzes sind zu berücksichtigen (Schaf-
fung von natürlichen oder festen Verschattungselementen), des Brandschutzes, der Langle-

bigkeit, Reinigbarkeit sowie der Reparatur und der Instandhaltung. 
 

In Fassadenbereichen die unmittelbar zugänglich sind (EG, an Wegen und Zugängen) ist die 
Fassade gegen Anpralllasten zu schützen.  

 

Das Dämmmaterial ist als nichtbrennbarer mineralischer Dämmstoff im Systemaufbau vorzu-
sehen. Geschäumte Dämmstoffe sind, außer im Perimeterbereich, grundsätzlich nicht zuge-

lassen. 
 

Zudem sind Fassaden zumindest in Teilen, unter Beachtung von wirtschaftlichen und techni-
schen Aspekten (Kosten-/Nutzenverhältnis) naturschutzfachlich sinnvoll zu begrünen. Dies ist 

projektspezifisch zu prüfen. Sollte die Prüfung ein technisch mögliches und wirtschaftliches 

Ergebnis erzielen, ist die Fassadenbegrünung im Projekt umzusetzen. 
 

Die Problematik des Vogelschlags ist bei der Fassaden- und Fenstergestaltung durch Vermei-
dung von Durchsichten und Spiegelungen bereits in der Planung zu berücksichtigen.  

 
Farb- und Materialkonzept und Außenerscheinung sind abzustimmen und zu bemustern. 

 
3.4 Türen in Außenwänden 

 
Außentüren sind nicht in Kunststoff auszuführen. 

 
Hauptaußentüren, als Metallrahmentüren, nach außen öffnend. VSG-Verglasung entspre-

chend der geforderten RC-Klasse beidseitig. 
 

Bei Außentüren ist eine lichte Durchgangsbreite von mind. 0,90 m bzw. 1,00 m bei Förder-

schulen barrierefrei zu gewährleisten (die mind. Forderung des Brandschutzes ist zu beach-
ten). Wenn aufgrund von Wartungen (z.B. bei Rauch- und Wärmeabzugsanlagen) der Einsatz 

einer Arbeitsbühne erforderlich ist, sollte bei relevanten Türen die lichte Durchgangsbreite 
mind. 1,00 m betragen. 

 
Es ist eine lichte Durchgangshöhe von mindestens 2,20 m zu gewährleisten. 

 

Alle Außen- und Terrassentüren erhalten eine Trittroste im Außenbereich in voller Türbreite.  
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Nebenaußentüren, wie z.B. Türen zu Lagern und Technikräumen sind als geschlossene Tü-
ren, gemäß den Anforderungen an den Einbruchschutz und den Brandschutz, auszuführen. 

  
Der Haupteingang ist barrierefrei mit Vordach und Außenbeleuchtung zu planen.  

 
Weitere Eigenschaften: 

 

• Griffe: außen vertikaler Stoßgriff, innen gekröpfter Rahmentürdücker mit Panikfunktion, 
Edelstahl fein matt 

 

• Bei Fluchttüren mit horizontaler Betätigungsstange nach DIN EN 1125 werden Griffs-

tangen gegenüber Druckstangen bevorzugt (Das Brandschutzkonzept ist zu beach-
ten). 

 

• Nach Abstimmung mit dem Bauherren sind an Außentüren, die ausschließlich als 
Fluchtweg dienen, Türwächter zur Fluchtwegsicherung anzubringen. 

 

• Beschläge: dreidimensional verstellbar, kugelgelagert, Edelstahl 

 

• Objektschloss DIN 18251 mit Anti-Panik-Funktion, Vollpanik 

 

• Alle Schlösser und Beschläge sind in Edelstahl mit erhöhter Objektqualität auszufüh-
ren. 

 

• OTS Gleitschienen-Obentürschließer gemäß DGUV 

Vorschrift 81, bei zweiflügeligen Türen mit Schließfolgeregelung, Öffnungsdämpfer, 

Öffnungsbegrenzer und Türstopper. Hauptzugangstüren sind ohne Feststeller auszu-
führen, um ein ständiges Offenhalten der Türen zu verhindern. 

 

• Fingerklemmschutz an Haupt- und Nebenschließkante von Gang- und Standflügel 

 

• Außenliegende Küchentüren sind mit einem Fliegenschutzgitter zu versehen. 

 

Besondere bauliche Maßnahmen zum Einbruchschutz erfolgen nur im standortbezogenen 
Sonderfall. Zur Einbringung der Überwachungskomponenten in Bauteile wie Fenster und Tü-

ren ist eine rechtzeitige Abstimmung erforderlich.  

In die Haupteingangstür ist eine Sprechanlage mit Video-Funktion (siehe Kapitel Such- und 
Signalanlagen), Briefkasten (mit Paketfach) und Hausnummer einzuplanen. Die Installationen 
sind vandalismussicher (z.B. flächenbündig) zu planen. Der Briefkasten ist nicht als offener 
Durchwurf auszubilden (vandalismussicher). Der Brandschutz ist zu beachten. Die Positionie-
rung der Anlage erfolgt unter Berücksichtigung der Außenanlagen.   
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3.5 Fenster in Außenwänden 

 
3.5.1 Allgemein 

 
Bei Außenfenstern sind Kunststoffkonstruktionen zu vermeiden. Je nach Entwurf sind Alumi-

nium- und Holzfenster mit Aluschale zulässig. 
 

Unter Berücksichtigung der Vorgaben für die Raumbelichtung und -lüftung sind großflächige 

Verglasungen insbesondere Festverglasungen, Pfosten-Riegel-Konstruktionen, übergroße 
Fensterflügel sowie aufwendige Fensterkonstruktionen (wie z.B. Eckfenster) zu vermeiden.  

 
3.5.2 Bauliche Anforderungen an Fenster und Fensterlüftung 

 
In Räumen über 1,00 m Absturzhöhe sollen bei Drehkippfenstern abschließbare Fenstergriffe 

das unbefugte Nutzen der Drehfunktion verhindern (Kipp vor Dreh). 
Nur Aufsichtspersonen haben einen Schlüssel (Schloss nach Absprache mit Nutzern). 

Die Lüftungsfunktion ist nicht beeinträchtigt. 

 
Verglasungen müssen innen- wie außenseitig in Verbundsicherheitsglas ausgeführt werden. 

Fenster sind mit einem wärmetechnisch verbesserten Randverbund (warme Kante) auszufüh-
ren. Glasteilende Sprossen oder Sprossen im Scheibenzwischenraum sind zu vermeiden. 

 

• Fenstergriffe: Edelstahl mit Stahlkern, u-förmig abgerundet, 

gemäß DGUV V81 

 

• Bänder: Edelstahl, dreidimensional verstellbar, nicht verdeckt liegend 

 

• Kippbare Oberlichter sind mit Fangscheren auszustatten. 

 

• Küchenfenster sind mit einem Fliegengitter zu versehen. 
 

3.5.3 Reinigung 
 

Es sind nicht pflegeintensive Fensterrahmen einzuplanen. Pflegeintensiv sind raue Oberflä-
chen, wie z.B. farblich eloxierte (anodisierte) oder naturfarbene Aluminiumrahmen. Zur Reini-

gung aller Fenster müssen die Flächen zugänglich sein. Grundsätzlich sind alle Fensterele-

mente als Dreh-Flügel-Elemente vorzusehen. Falls starre oder andere als Dreh-Flügel-Ele-
mente eingeplant werden, ist die Reinigungsmöglichkeit bereits in der Planungsphase mit der 

Reinigung des Landkreis Holzminden abgesprochen werden.  
 

Ggf. sind entsprechende Sicherheitseinrichtungen, die bei der Glas- und Rahmenreinigung 
benötigt werden, an allen geeigneten Stellen anzubringen.  

 

Es müssen ausreichende und geeignete Zugangs- und Zufahrtswege zu allen Fassadenteilen 
und/oder Glasdächern vorhanden sein (z.B. für Hubsteiger entsprechend ihrer Größe, Ge-

wicht, Abmessung bzw. Wendekreis des benötigten Schwenkarmes), die eine ungehinderte 
bzw. uneingeschränkte Erreichbarkeit sicherstellen.  
 

3.5.4 Fensterbänke 
 

Außenfensterbänke an bodentiefen Fenstern und an Fenstern, die direkt von außen erreicht 

werden können, in tritt- bzw. biegefester Ausführung.  
 

Innenfensterbänke werden in Kunststein, Melamin beschichteten Holzwerkstoffen oder Holz 
ausgeführt.  
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3.6 Sonnenschutz / Blendschutz  

 
3.6.1 Allgemein  

 
Die Planung und Ausführung des außenliegenden Sonnenschutzes sind entsprechend der ge-

forderten Nachweise zum sommerlichen Wärmeschutz / thermischen Behaglichkeit sicherzu-
stellen.  

 

Alle Aufenthaltsräume sind mit einem motorisch angetriebenen hinterlüfteten, außenliegenden 
Sonnenschutz zu versehen, der für Windgeschwindigkeiten von mind. 13 m/s ausgelegt ist. 

 
Um den Sonnenschutz vor Schäden durch Wind und Vereisung zu bewahren, sind mehrere 

übergeordnete Windwächter nach Himmelsrichtung vorzusehen. Bei höheren Windgeschwin-
digkeiten (> 13 m/s) und niedrigen Temperaturen (< 1°C) steht der Sonnenschutz nicht zur 

Verfügung. 
 

Der Sonnenschutz wird grundsätzlich automatisch betrieben, muss aber manuell übersteuer-

bar sein, um ihn in jedem Raum per Taster manuell den Bedingungen anpassen zu können. 
 

Der Sonnenschutz muss so einstellbar sein, dass auch bei voller Schutzfunktion auf Kunstlicht 
verzichtet werden kann. Hierzu sind beispielsweise tageslichtoptimierte Lichtlenk-Jalousien 

einzusetzen, bei denen sich der obere und der untere Teil unabhängig voneinander einstellen 
lassen. Während der untere Teil für einen blendfreien Arbeitsplatz sorgt, reflektieren die obe-

ren Lamellen das Sonnenlicht gegen die Decke und leuchten den Raum damit aus.  

 
Der Einsatz von alternativen Sonnenschutzsystemen ist unter wirtschaftlichen Kriterien zu prü-

fen.  
 

3.6.2 Innere Verdunklung  
 

Naturwissenschaftliche Räume erhalten nach Erfordernis eine Verdunklung zur Durchführung 

von Versuchen und Experimenten und teilweise Aulen bzw. Foren. 
Siehe auch Anlage (Raumtypenbuch).  

 
3.6.3 Erschließungsflächen 

 
Gegebenenfalls sind auch Erschließungsflächen unter Berücksichtigung des sommerlichen 

Wärmeschutzes mit einem Sonnenschutz auszustatten. Entwurfsabhängig können hier auch 

alternative Sonnenschutzsysteme wie z.B. Stoffscreens oder feststehende Fassadenlamme-
len (Beibehaltung der Sichtbeziehung nach außen und konstante natürliche Belichtung) ein-

gesetzt werden.   
 

3.7 Innenwände / Vertikale Baukonstruktion innen 

3.7.1 Nichttragende Innenwände  

 

Nichttragende Innenwände sind in der Regel als fest eingebaute, leichte Trennwände auszu-
führen. Dabei sind diese als zugelassenes System eines Herstellers als Metallständerwerks-

wände (doppellagig beplankt, 2 x 12,5 mm) zu erstellen und grundsätzlich die Fugen der ersten 
Plattenebene zu verspachteln. Trockenbaukonstruktionswände sind ausschließlich schallent-

koppelt auf dem Rohfußboden zu montieren. Eine Errichtung auf Estrichebenen ist nicht oder 
nur in Ausnahmefällen nach Freigabe des Landkreis Holzminden zugelassen. 

 

Alle Wände sollen in der Oberflächenqualität Q3 ausgeführt werden. 
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Gleitende Deckenanschlüsse sind in den Grundrisszeichnungen des Hochbaus und in den 

haustechnischen Grundrissen gesondert kenntlich zu machen, da hier besondere Vorkehrun-
gen zu treffen sind, insbesondere in den haustechnischen Gewerken bei der Ausbildung von 

Brandschutzabschlüssen. 
 

Es sind dauerhafte Befestigungsmöglichkeiten (zum Beispiel für Garderoben, Wandtafeln, in-
teraktive Displays, Steckdosen, Pinnwände etc.) zu berücksichtigen.  

 

Die Installation von WC-Keramik, Waschtischen, Stützklappgriffen etc. sind ausschließlich 
über geeignete Vorwandelemente vorzusehen. Eingezogene Quertraversen als Verstärkung 

in der Ebene der Unterkonstruktion aus Holz o.ä. sind nicht zugelassen. Im Bereich von wand-
hängenden oder wandbefestigten Komponenten (Spiegeln, Abwurfkörbe, WC Bürstenhalter 

etc.) ist die erste Lage der Beplankung vollflächig mit 18 mm starken OSB-Platten auszufüh-
ren.  

 
Alle Außenecken sind durch zusätzliche Eckschutzsysteme im Sockelbereich mit einem ca. 

1,50 m hohen, massiven Edelstahlwinkel als Kantenschutz auszuführen.  

 
Massive Innenwände sind auf der Innenseite mit einem für den Verwendungszweck zugelas-

senen und geeigneten Gipsinnenputz auszuführen. 
 

3.7.2 Innenwände für Feuchträume 
 

Metallständerwerkswände in Feuchträumen z.B. in WC- und WC-Vorräumen, Küchen und Um-

kleiden sind mit GK-Feuchtraumplatten herzustellen. Sofern massive Innenwände zur Ausfüh-
rung kommen sollen, sind auf der Innenseite und für den Verwendungszweck zugelassene 

und geeignete Zementputze vorzusehen. 
 

Alle Wände sollen in der Oberflächenqualität Q3 ausgeführt werden. 
 

Die Räume sind raumhoch zu fliesen. 

 
Zum Schutz der wasserabweisenden Ebene ist Schnittschutzband grundsätzlich im Bereich 

von Wartungsfugen vorzusehen. 
 

3.7.3 Innenwände für Nassbereiche 
 

Duschräume, Küchen, Pflegebäder etc. sind als Nassräume definiert. Die Wände sind daher 

mit zugelassenen Zementbauplatten herzustellen. Sofern massive Innenwände zur Ausfüh-
rung kommen sollen, sind auf der Innenseite und für den Verwendungszweck zugelassene 

und geeignete Zementputze vorzusehen. 
 

Fliesen sind grundsätzlich als Formfliesensystem vorzusehen. Insbesondere im Bodenbereich 
sind Hohlkehlfliesen zu verwenden und liegend zu verlegen. Die Lage der dauerelastisch ge-

schlossenen Fugen oberhalb der Nässe führenden Bereiche werden dadurch deutlich entlas-

tet. So lassen sich über die Nutzungsdauer erhebliche Kosten für die Reinigung und Erneue-
rung der dauerelastischen Fugen einsparen. 

 
Zum Schutz der wasserabweisenden Ebene ist Schnittschutzband grundsätzlich im Bereich 

von Wartungsfugen vorzusehen. 
 

Die jeweilige Farbgebung von Fliesen und Fugen sind mit dem Landkreis Holzminden abzu-

stimmen. 
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3.8 Innentüren / -fenster  

 
3.8.1 Allgemein  

 
Die Mindestgröße der Türöffnungen ist barrierefrei und weist ein Rohbaumaß von 1,01 m x 

2,25 m auf. Die lichte Durchgangsbreite darf 0,90 m bzw. 1,00 m bei Förderschulen nicht un-
terschreiten. 

 

Aus Schallschutzgründen sind dreiseitige Türdichtungen vorzusehen. Der Schallschutz / die 
Schallschutzklasse ist gemäß DIN 4109 nach Nutzungsart bzw. Nutzeranforderungen sicher-

zustellen. Gegebenenfalls erforderliche erhöhte Schallschutzanforderungen sind der Anlage 
(Raumtypenbuch) zu entnehmen. 

 
Boden- oder Wandtürpuffer sind an allen Türen vorzusehen. Wandtürpuffer sind aus Grün-

den der Reinigung zu bevorzugen.  
 

Die gesetzlichen Vorgaben an Türen in Flucht- und Rettungswegen sind zu berücksichtigen, 

ebenso die Technischen Regeln für Arbeitsstätten Türen und Tore (ASR A1.7).  
 

Die Anordnung und Abmessung vom feststehenden Seitenelement mit Glasfüllung sowie die 
generelle Gestaltung der Türen und der evtl. Glasausschnitte sind mit dem Landkreis Holz-

minden abzustimmen und freizugeben. 
 

Alle Einzel- und Innenglasflächen müssen ohne oder höchstens mit einfachen Hilfsmitteln er-

reichbar und zu reinigen sein. 
 

Das Schließkonzept / die Schließanlage ist gemäß separater Anlage (Schließanlage) zu be-
rücksichtigen.  

 
3.8.2 Zargen 

 

Es sind Stahlumfassungszargen nach DIN 18111 für ein gefalztes oder, optional bei Kosten-
neutralität, stumpf einschlagendes Türblatt, 2 mm Materialstärke mit verstärktem Schließ-

blechbereich und drei Bandvorrichtungen, kraftschlüssiger Einbau, Oberfläche werkseitig be-
schichtet, auf der Baustelle endlackiert im Farbton nach Wahl des Nutzers einzusetzen. 

 
3.8.3 Türblätter 

 

Innentüren sind mit einer hochwertigen und strapazierfähigen HPL-Oberfläche (High Pressure 
Laminate) und einer Schichtstoffdicke von mindestens 0,8 mm vorzusehen, sofern Sie nicht in 

Feucht- bzw. Nassräumen eingebaut werden sollen. 
 

Die Beanspruchungs- und Klimaklasse ist entsprechend der zugeordneten Raumnutzungen 
auszulegen. Mindestens sind Objekttüren nach DIN EN 1192 der Beanspruchungsgruppe 3 

(S - starke Beanspruchung) und der RAL-Klimaklasse II vorzusehen.  

 
Standarderhöhungen auf die Beanspruchungsklasse 4 („E“) sind im Einzelfall mit dem Land-

kreis Holzminden abzustimmen. 
 

3.8.4 Türblätter für Nassräume 

 
Innentüren in Feucht-, Nass- und Sanitärräumen sind aus wasserbeständigen Kunststoffma-

terialien auszuführen. Dabei sind Rahmen als Vollkunststoffrahmen vorzusehen. Drückergar-
nituren, Bänder und sonstigen Ausstattungen sowie die zugehörigen Zargen orientieren sich 

analog an dem Konzept zu den Objekttüren. An ggf. notwendige Türblattunterschnitte bzw. in 
die Türblätter integrierter Lüftungsgitter ist zu achten (Lüftungskonzept). 
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3.8.5 Beschläge 

• Bänder 

 
Alle Türen sind mit 3D-Aufschraubbändern aus Edelstahl in stabiler Ausführung aus-

zustatten. 3 Stück je Tür. 
 

• Schlösser 

 
Mittelschweres Behörden- Einsteckschloss nach DIN 18 251, Klasse 4, Schlosskasten 

und Edelstahl-Stulp vorgerichtet für Profilzylinder zweitourig mit Metallfalle. 
 

• Drückergarnitur 
 

Griffe Edelstahl mit Stahlkern, abgerundet, bei Erfordernis gemäß DGUV Vorschrift 81. 

Nach DIN EN 1906 ist die Beanspruchungsklasse 4 und mindestens die Dauerfunkti-
onstüchtigkeit Klasse 7 vorzusehen. 

 
Drücker mit Rosette nach Bemusterung. 

   

• Obentürschließer 

 

Gleitschienen-Obentürschließer nach brandschutztechnischem Erfordernis mit Öff-
nungsdämpfer und Öffnungsbegrenzer, Ausführung mit Feststeller, wenn Unterrichts-

räume betroffen sind mit Freilauffunktion. Zweiflügelige Türen erhalten einen Schließ-
folgeregler. 

 
Für das komfortable Öffnen und Schließen der Türen sind Barrierefreie Türschließer 

nach DIN 18040 zu verwenden. 
 

Zwischen Flur und WC-Raum sind Gleitschienen-Obentürschließer vorzusehen. 

 
3.8.6 Flurtüren / Türen im Gangbereich 

 
Neben Türen in Flucht- und Rettungswegen sind grundsätzlich alle Türen in Verkehrswegen 

und sehr hoher Frequentierung und mechanischer Beanspruchung in Metallrahmenkonstruk-
tion mit VSG Verglasung beidseitig auszuführen. 

 

Gleitschienen-Obentürschließer mit Feststellanlage; Rauchmeldezentrale; Schließfolgerege-
lung, Öffnungsdämpfer, Öffnungsbegrenzer sowie Fingerklemmschutz an Haupt- und Neben-

schließkante von Gang- und Standflügel. 
 

Bei Türanlagen ohne glastrennenden Riegel müssen grundsätzlich mattierte Streifen oder vor-
zugsweise quadratische Formgebungen mit den Abmessungen 8x8 oder 10x10 cm vorgese-

hen werden. Siehe auch Vorgaben zur Barrierefreiheit, sowie Anlage (Leitsysteme). 
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3.9 Innenwandbekleidungen  

 
Innenwände sind entsprechend des Untergrunds mit Anstrich auf Glasfaserflies (ohne Struk-

tur) zu versehen oder mit Kalkzementputz zu spachteln. Abweichungen sind in technisch be-
gründeten Einzelfällen (zum Beispiel Holzbau), entwurfsabhängig und nach Freigabe des 

Landkreis Holzminden möglich. 
 

Es ist die Oberflächenqualität Q3 vorzusehen. 

 
An hochbelasteten Flächen wie zum Beispiel in Erschließungsbereichen und Treppenhäusern 

sind Anstriche der Nassabriebklasse 1 und in Unterrichtsbereichen Anstriche der Nassabrieb-
klasse 2 zu verwenden. In sonstigen Räumen genügt die Nassabriebklasse 3. 

 
Eingangshalle, Flure und Clusterflächen: Wandsockelausbildung mit abwaschbarer Oberflä-

che (z.B. Elefantenhaut), Höhe ca. 1,50 m über OKFF (entwurfsabhängig).  
 

WC-, Küchen- und sonstige Nassbereiche sind grundsätzlich zu fliesen.  

Fußleiste zur besseren Reinigung als Kehlsockel, passend zum Fliesenbelag.  
 

In untergeordneten Räumen und Technikräumen wird die Oberfläche gestrichen (MW mit Fu-
genglattstrich).  

 
Vorgaben zu Art und Umfang siehe Anlage (Raumtypenbuch).  

 

3.10 Decken / Horizontale Baukonstruktionen 
 

3.10.1 Bodenbeläge  
 

Die Rutschhemmung („R“) ist gemäß technischen Erfordernissen und nach Vorgaben der ak-
tuellen DGUV vorzusehen. Ebenso sind die Technischen Regeln für Arbeitsstätten ASR Fuß-

böden zu beachten. 

 
Es sind grundsätzlich Bahnenwaren aus Linoleum (Nutzschicht 2,5 mm, Einstufung DIN EN 

ISO 10874 Klasse 34). Nach Erfordernis Sportbodenqualität mit Unterlage aus Kork. 
 

• Büroflächen, Lehrerzimmer, Besprechungsräume und vergleichbare Räume im Ver-
waltungsbereich sind mit Bodenbelägen aus Nadelvlies auszustatten.  

 

• Kochküchen und Küchenlagerstätten in Schulen sind mit Bodenbelägen aus Beton-
werkstein oder mit keramischen Werkstoffen wie Fliesen auszustatten. 

 

• In WC-Bereichen sind auf dem Boden Fliesen bzw. keramische Werkstoffe wie Fein-

steinzeug vorzusehen. 
 

• Bei Fach- und Sonderräume sind die besonderen technischen Erfordernisse der aktu-

ellen DGUV, sowie der ASR zu berücksichtigen.  
 

• Technikzentralen sind mit Bodenbeschichtungsanstrichen auf Wasserbasis auszustat-
ten. 

• Eingangsbereiche bzw. Treppenräume, sind mit Betonwerkstein bzw. Fliesen auszu-

statten   
 

Die gesamten Oberbodenflächen sind gemäß Herstellervorschriften nach Fertigstellung mit 
einer Grund- und Erstpflege zu versehen. 

Die Termine von Erstpflege 
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Sofern Wechsel von Bodenbelägen in Türbereichen vorgesehen werden sollen, sind Über-

gangsschienen zwischen den Türzargen anzuordnen. Die Lage der Schienen ist im Bereich 
des Anschlages mittig unter dem Türblatt anzuordnen.  

Als Randabschluss der Bodenbeläge zur Wand sind in allen Bereichen Sockelleisten/-fliesen 
zu planen. 

 
Bodenbeläge sind grundsätzlich zu bemustern, weiter Vorgaben siehe Anlage (Raumtypen-

buch). 
 

3.10.2 Deckenbekleidung 

Deckenbekleidungen sind entwurfsabhängig unter Berücksichtigung der technischen Anforde-
rungen im Hinblick auf Akustik, Brandschutz, Feuchteschutz, etc. zu planen. Leitungswege, 

Lüftungskanäle, etc. sind mit einer Abkofferung bzw. mit abgehängten Decken ggf. unter Be-
rücksichtigung der entsprechenden Brandschutz- bzw. Bauordnungsrechtlichen Anforderun-

gen zu verkleiden. In Abhangdecken sind Einbauleuchten einzuplanen. 
 

3.11 Dächer 

3.11.1 Dachkonstruktionen 
 

Im Regelfall sind flach geneigte Dächer mit mindestens 3 % Gefälle und Dachbegrünung 
Flachdächern vorzuziehen.  

 
Des Weiteren ist bei grundsätzlicher Eignung des Dachs zur Umsetzung von erneuerbaren 

Energien (Photovoltaik, Solarthermie und eventuell Lüftungsanlagen) bei der Planung der 

Dachkonstruktion die entsprechende Vorbereitung für eine eventuelle Umsetzung zu berück-
sichtigen (ausreichende Lastvorhaltung, Leitungsdurchführung, Dachausstieg etc.). 

 
Bei geneigten Dächern sind in Ein- und Ausgangsbereichen Schneefanggitter vorzusehen. 

Ggf. sind anstelle von Schneefanggittern Vordächer so auszugestalten, dass die Nutzer vor 
herabfallenden Schneelasten geschützt werden. 

  

Wenn Dachflächen zu Instandsetzungen, Wartungs- und Kontrollzwecken begangen werden 
müssen, sind Dachsicherungsanlagen, wie z.B. Sekuranten, kollektive Schutzeinrichtungen, 

oder bauliche Dachsicherungen zu berücksichtigen.  
 

3.11.2 Dachfenster, Dachöffnungen 
 

Dachfenster, Dachöffnungen und sonstige Dachdurchdringungen in flach geneigten Dächern 

sind auf das Mindestmaß zu beschränken. Für die Erfordernisse des Gebäudeunterhalts ist 
mindestens ein Dachausstieg vorzuhalten. Art und Anzahl von RWA-Anlagen sind gemäß Er-

fordernis und Brandschutzkonzept in ausreichendem Maße zu berücksichtigen. Die Anlagen 
sind in die Gebäudehülle möglichst unauffällig zu integrieren. 

 
Der Einbau von Sonnenschutzanlagen oder -verglasungen und gegebenenfalls Blendschutz 

ist nach technischem Erfordernis und nach Nutzungszweck der betroffenen Räume vorzuse-

hen. 
 

Lichtkuppel und Dachfenster sind in Gruppen einzuteilen und für die Gebäudeautomation an-
zusteuern, siehe hierzu die Ausführungen im Kapitel Gebäudeautomation. 
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3.11.3 Dachbeläge 

 
Flach geneigte Dächer sind mit einem Warmdachaufbau herzustellen. Kaltdächer sind zu ver-

meiden. Es ist auf eine Dachbegrünung hinzuwirken. Eine Bekiesung der Dächer ist nicht vor-
zusehen. Die Ausführung der Dachhaut ist Systembezogen zu den Komponenten Begrünung 

und PV-Anlage auszuführen.   
 

Dämmungen sind im notwendigen Maß zur Erreichung des abgestimmten Gebäudeenergie-

standards als mineralische Dämmung vorzusehen. In Abhängigkeit von Zuwegungen zu tech-
nischen Anlagen und etwaigen Fluchtwegen sind druckfeste Dämmungen als Gefälledämmun-

gen vorzusehen. 
 

3.11.4 Dachentwässerung 
 

Im Rahmen der Baumaßnahme ist ein ökologisches Gesamtkonzept zur Regenwasserbewirt-
schaftung zu erarbeiten, dass neben Dachflächen auch Abwasseranlagen und Außenanlagen 

berücksichtigt. 

 
Dachkonstruktionen sind so zu planen und in ihrem Aufbau statisch zu bemessen, dass Pho-

tovoltaikanlagen und als Ergebnis des Konzepts zur Regenwasserbewirtschaftung eine mög-
liche Dachbegrünung zur Abflussverzögerung umgesetzt werden können. 

 
Die Dachentwässerung ist auch bei flach geneigten Dächern, mit und ohne Begrünung, mög-

lichst nach außen zu führen. Das Führen von Regenwasserrohren in Gebäuden ist zu vermei-

den. Der erforderliche Notüberlauf ist als freier Überlauf nach außen zu planen. 
 

3.11.5 Dachbegrünung 
 

Es ist darauf hinzuwirken, dass eine mindestens extensive Dachbegrünung bei einer Bebau-
ung mit flachgeneigten Dächern bis 15 Grad Dachneigung erfolgt.  

 

Dachbegrünungen sind extensiv zu planen und auszuführen. Darüber hinaus kann in begrün-
deten Ausnahmen durch Freigabe des Landkreis Holzminden oder als Ergebnis des Konzepts 

zur Regenwasserbewirtschaftung eine intensive Dachbegrünung zur Ausführung kommen. 
 

Es ist der Einsatz einer extensiven Dachbegrünung in Verbindung mit Photovoltaikanlagen zu 
prüfen, um den Solarertrag der Photovoltaikanlagen durch die begrünte Dachfläche steigern 

zu können.  

 
3.11.6 Photovoltaikanlagen 

 
Dachflächen sind für die Nutzung mit Photovoltaikanlagen vorzusehen.  

 
Die Lasten einer Photovoltaikanlage sind bei der Tragwerksplanung zu berücksichtigen. Der 

Leitungsweg der notwendigen Medien ist planerisch umzusetzen.  

 

Photovoltaikanlagen sind aus Gründen der Gefährdung durch Vandalismus und Diebstahl ent-

sprechend zu schützen. Die Zugänglichkeit per Feuerleiter, Dachausstieg oder Dachfenster ist 

zu ermöglichen. 
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4. Technische Anlagen 

Für die Haustechnik eines Schulgebäudes ist grundsätzlich ein Funktionskonzept zu erstellen, 

das Funktionsweisen und Wechselwirkungen der Haustechnik zur bedarfsgerechten und ener-
gieeffizienten Nutzung der Gebäude erläutert. Dieses muss durch den Landkreis Holzminden 

freigegeben werden. Für alle Medien ist ein Zählerkonzept zu erstellen. 
 

4.1 Entwässerung 
 

Für die Planung der Abwasseranlagen sind die Kriterien der Regenwasserbewirtschaftung zu 

berücksichtigen. 
Bodenabläufe sind mit herausnehmbarem Geruchsverschluss, verschraubtem Schlitzrost aus 

Edelstahl auszuführen. Falls Abwasser- und Fäkalienhebeanlagen benötigt werden, sind 
diese mit einem Störmeldekontakt mit Aufschaltung auf die Gebäudeautomation (MSR) aus-

zustatten. 
Bei fetthaltigem Abwasser ist ein Fettabscheider vorzusehen (Mensaküche) . 

Der Anfall von Schmutzwasser unterhalb der Rückstauebene ist auf das erforderliche Mini-

mum zu begrenzen. 
 

4.2 Trinkwasserinstallation 
 

Bei Um- und Neubauten ist zur Wiederinbetriebnahme bzw. zur erstmaligen Inbetriebnahme 
eine Prüfung der Wasserqualität durch ein Prüfinstitut durchzuführen (Metalle, Legionellen und 

Bakterien – Untersuchung der Trinkwasserbeschaffenheit nach DVGW-Arbeitsblatt W 551). 

 
Die Installation von Trinkwasserleitungen ist nur mit DVGW-Zulassung des Materials zulässig. 

 
4.3 Ausstattung der Trinkwasseranlage 

 
- Steigestränge mit Freistromventilen und Entleerung. 
- Trinkwasserentnahmestellen sind in sinnvoller Weise zu Funktionsgruppen zusam-

menzufassen, die mittels Absperrventilen abzusperren sind. 
- Nach dem Hauptwasserzähler ist grundsätzlich eine Hauswasserstation mit auto-

matisch rückspülbarem Filter, mit festem Abwasseranschluss, vorzusehen. 

- Zirkulationspumpen sind mit Sammelstörmeldung auf die Gebäudeautomation (MSR) 
aufzuschalten. 

- Verlegung der Zirkulationsleitung sind bis zur letzten Entnahmestelle vorzusehen. 
- Hydraulischer Abgleich des Zirkulationssystems mittels Zirkulationsventil. 
- Probenahmeventile in der Kalt-, Warmwasser- und Zirkulationsleitung am Warmwas-

serbereiter sowie an 2 weiteren repräsentativen Stellen im Trinkwassernetz. Je nach 
Bedarf auch zusätzlich direkt nach dem Zähler. 

- Verwendung von Systemtrennern (z.B. Augendusche) gemäß Vorgaben. 

Sowohl Kalt- als auch Warmwasserleitungen werden mit einer Dämmung versehen. 

Die Installation von Apparaturen zur Verbesserung der Wasserqualität ist im Vorfeld mit dem 

Wasserversorger zu prüfen. 
 

4.4 Trinkwasserstationen 
 

An mehreren zentralen Punkten im Gebäude (z.B. Clusterfläche) sollen Trinkflaschen-Befül l-

stationen errichtet werden. Die entsprechenden Filter bzw. Armaturen sind vorzusehen. 
 

Zusätzlich soll die Möglichkeit eines Handwaschbeckens vorgehalten werden 
(ein Becken, Armatur Trinkwasser, Armatur Handhygiene). 

 
Diese Stationen sollen als Einbau in die Clusterfläche integriert werden (Nische) und sind bar-

rierefrei auszuführen. 
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4.5 Wasserzähler 
 

Zur Leckageüberwachung bei Gebäudekomplexen sind Zwischenzähler und Abstelleinheiten 
in den jeweiligen Versorgungssträngen zu berücksichtigen.   
 
4.6 Warmwasserbereitung 
 
Die Entscheidung der Warmwasserbereitung (zentral/dezentral) ist wirtschaftlich zu prüfen und 
gebäudeentwurfsabhängig. Je nach Anforderung sind bei dezentraler Warmwasserbereitung 
Elektro-Kleindurchlauferhitzer bzw. Speicher Geräte (5-10 Liter) einzusetzen.  

In öffentlich zugänglichen Bereichen ist der Verbrühschutz vorzusehen. 

4.7 Sanitäre Einrichtungsgegenstände  

4.7.1 Allgemein: 

Alle Sanitärobjekte wie WCs, Urinale, Waschbecken, Spülsteine, etc. sind mit einer Fugenab-
dichtung aus Sanitär-Silikon zwischen Wand und Sanitärobjekt sauber abzudichten. Schall-
schutz-Sets sind bei der Montage von WC-Becken und Waschtischen vorzusehen.  

In der Regel erfolgt die Montage der sanitären Objekte mit Montageelementen für Vorwandin-
stallation. 

 
4.7.2 Toiletten: 

Tiefspül-WC, wandhängend, Farbe Weiß, mit Unterputz-Spülkasten, WC- Spülkasten mit van-

dalismussicherer Betätigungsplatte, 2-Mengen-Spülung, WC-Sitz mit Deckel in stabiler Aus-
führung und Absenkautomatik (Soft-Close-Funktion).  

4.7.3 Urinale: 

Urinal, Farbe Weiß, mit optoelektronischer Auslösung, (uP- Netzanschluss) 

4.7.4 Waschtisch: 

Waschtisch, Farbe Weiß, mit Überlauf, Maße: in der Regel ca. 600 mm breit 

Ausführung unterfahrbar, gemäß Anlage (Raumtypenbuch). 

4.7.5 Armaturen: 

Selbstschlussstandventil, an Waschtischen auf ca. 10 Sekunden Ausstoßzeit einzustellende 

elektronische Armaturen, auch zur Hygienespülung (max. 72 Stunden), 230V-Anschluss uP, 
verdeckte Zuleitung. 

 
4.7.6 Ausgussbecken: 

Farbe Weiß, Stahlblech emailliert, mit klappbarem Rost, Rückwand 

4.7.7 Pflegeräume: 

Duschen müssen ebenerdig ausgebildet werden (Barrierefreiheit). 

Bodenablauf ist vorzusehen. Duschen in Pflegeräumen werden über dezentrale Warmwasser-
erzeuger versorgt. Ein Wickeltisch (Wandmontage, klappbar Größe 1,80 m x 0,90 m Belastung 
bis 100 kg) ist vorzusehen. 
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4.7.8 Ausstattung Sanitärräume: 

- Toilettenpapierspender der Firma Tork (Bestandsvertrag – siehe Anlage) 

- Seifenspender der Firma Tork (Bestandsvertrag – siehe Anlage) 
- Toilettenbürstengarnitur aus Kunststoff  
- Halter für Hygienebeutel aus Metall  
- Mülleimer, Hygieneeimer je Kabine – Wandmontage, Vorraum – Wandmontage) 
- Kristallspiegel, flächenbündig montiert (Vandalismusschutz) 
- elektrischer Händetrockner je Waschtisch, Edelstahl gebürstet, mit optoelektronischer 

Auslösung, (uP- Netzanschluss) 

 
4.7.9 Behinderten-WC: 

- Waschtisch, Farbe Weiß, mit Überlauf, Maße: in der Regel ca. 600 mm breit, Ausfüh-

rung unterfahrbar  
- Selbstschlussstandventil, an Waschtischen auf ca. 10 Sekunden Ausstoßzeit einzu-

stellen, elektronische Armaturen, auch zur Hygienespülung (max. 72 Stunden), 230V-
Anschluss uP, verdeckte Zuleitung 

- Kleindurchlauferhitzer, (uP- Netzanschluss) 
- Kristallspiegel, verstellbar 

- Behinderten-WC, 2 Stützklappgriffe, jeweils mit elektronischer Spülauslösung und 
WC- Rollenhalter, Rückenstütze, Toilettenbrille ohne Deckel 

- Zwei Kleiderhaken, Toilettenbürstengarnitur, Handtuchspender, Seifenspender, Pa-
pierkorb, Halter für Hygienebeutel, Hygieneeimer 

Aufgeführte Ausstattungsgegenstände für die Sanitärräume werden durch den Landkreis se-

parat aufgelistet (Firma). 
 

In allen WC-Anlagen sind grundsätzlich Bodeneinläufe und Schlauchanschlüsse mit Steck-
schlüssel zur Reinigung vorzusehen. 
 

4.8 Heizungstechnik 
 
Die Ausführung der Heizungstechnik und deren Leitungssystem erfolgt nach Fachplanung. 
Diese ist in der Planungsphase mit dem Landkreis Holzminden abzustimmen. 
Die fachgerechte Montage der Bestandteile sowie die Dämmung der Leitungen erfolgen unter 
Einhaltung der geltenden Normen und Vorschriften.  
 

Die Wahl der Heizungstechnik erfolgt unter den Kriterien der Anlage (Beschluss Heizung).  

Der Vergleich, welche Anlagen hier verbaut werden sollen, muss geführt und dargestellt wer-
den.  

Das Gebäude ist in Heizgruppen entsprechend der Nutzung (Gebäudeteile) aufzuteilen. 
Grundsätzlich ist eine hydraulische Einregulierung der Gesamtanlage vorzunehmen und zu 
protokollieren. Die Systemtemperaturen sind unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten mög-
lichst niedrig zu wählen. Die Systemtemperaturen sind entsprechend der Wärmeerzeugungs-
anlage sinnvoll festzulegen. Eine maximale Vorlauftemperatur von 40°C ist bei Neubauten 

nicht zu überschreiten. 

Großflächige Heizsysteme, z.B. Fußbodenheizungen, werden bevorzugt. 
Wand- und deckenmontierte Heizsysteme und Steuerungselemente sind vandalismussicher 

zu installieren.   

  
Umwälzpumpen sind als Hocheffizienzausführung, mit einem Störmeldekontakt/Betriebsmel-
dekontakt vorzusehen und auf die Gebäudeautomation (MSR) aufzuschalten. 
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4.9 Lüftungstechnik 

 
Ein Lüftungskonzept ist zu erstellen. Die Planung einer zentralen Lüftungsanlage ist zu bevor-
zugen. Die Anlage soll die im Raumtypenbuch angegebenen Räume versorgen. Eine spätere 
Erweiterung der Anlage um kühlende Klimageräte soll berücksichtigt werden. Räume mit einer 
hohen Wärmelast, Serverräume sind mit einem Klimagerät auszustatten. Die Lüftungsanlage 
ist gemäß der Leistung auf die Lehr- bzw. Mensaküche mit auszulegen. Digestorien und La-
gerschränke (NTW) sind in die Lüftungsversorgung mit einzuplanen. 

Die Steuerung der Lüftungsanlage erfolgt zentral und ist zusätzlich CO2-Gehalt abhängig.   
 
Lüftungskanäle sind in der Abhangdecke oder einer Verkofferung zu führen. Brandschutztech-
nische Anforderungen sind zu berücksichtigen. 
 
4.10 MSR-Technik 

 
Grundsätzlich wird Automationstechnik eingesetzt, die modular erweiterbar sein muss. 

Die Gebäudeautomation übernimmt die komplette Regelung, Steuerung, Optimierung, Zäh-
lung und Überwachung der Betriebstechnischen Anlagen. 

Die Elektroinstallation umfasst eine betriebsfertige Verkabelung der MSR-Technik zwischen 

Schaltschrank und Feldgeräten für die gesamte Heizungs- und Lüftungsanlage sowie aller 
Geräte die in die Gebäudeinstallation implementiert werden sollen. 

Die Auslegung der Geräte eines Regelkreises ist so vorzunehmen, dass eine einwandfreie 
dynamische Anpassung der Regeleinrichtung an die Strecke gewährleistet ist. 

Die Bedieneinheit, Farbdisplay (mindestens 10“) mit integriertem Touchscreen zur nutzerdefi-

nierten Bedienung ist im Büro des Hausmeisters zu installieren.  

Ausgestattet mit folgenden Komponenten: 

- Grundprogramme für Heizungs- und Lüftungsregelungen, Steuerlogik für Steuerungs-

aufgaben, Anlagen und Systemmeldungen, Ereignisprotokollierung mit Datum, Uhrzeit 
und frei wählbaren Texten für kommende und gehende Meldungen 

- Komplette Bedienung des gesamten Automationssystems von jeder angeschlossenen 
Automationsstation (Remote Control) ohne Zusatzgerät 

- Eine Weiterleitung von Fehlermeldungen bzw. aktuellen Anlagen-Kennzahlen soll über 
Email bzw. über App erfolgen und abrufbar sein 

- Eine einfache Parametrierung aller wichtigen Datenpunkte am Display der Automati-

onsstation muss möglich sein (Schnellabfrage der einzelnen Regelkreise) 
- Steuerung/Regelung Browserbasiert (evtl. App) mit Zugriffsmöglichkeiten von PC 

(Hausmeister, Gebäudewirtschaft), Tablett, festes Display, etc. 
 

- Umfang der Steuerung (Zeitsteuerung einzelner Bereiche, etc.): 

 
- Heizung und Lüftung 

- Licht (Zeitsteuerung, Dämmerung, etc.) 
- Sonnenschutz (Zeitsteuerung einzelner Bereiche, etc.) 

- Amokalarm (Übersteuerung Bewegungs- und Präsensmelder, etc.) 
- Störmeldungen (SiBel, BMA/Hausalarm, Aufzug, etc.) 

 

4.10.1 Heizkessel 

 
In dem Hauptvor- und Hauptrücklauf der Kesselanlage sind Tauchtemperaturfühler einzu-
bauen. 
 
4.10.2 Heizregelkreise 

 
Heizungsregelkreise sind mit Vorlauf-, Raum- und Außentemperaturfühlern auszustatten. Pro 
Heizungskreis und pro Etage ist ein Raumfühler vorzusehen. 
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4.10.3 Lüftungskreise 
 
Lüftungsregelkreise sind mit Zulufttemperatur-, Ablufttemperatur-, Raumtemperatur-, 
CO2 Fühler und Rücklauftemperaturfühlern auszustatten. 
 
4.10.4 Fördertechnik 
 

Betriebszustände der fördertechnischen Anlagen innerhalb des Gebäudes sind zu überwa-
chen und als Störmeldung auf dem zentralen Leitrechner abzubilden. 
 
4.10.5 Brandmeldeanlage 
 
Betriebszustände (Fehlermeldungen der Melder oder RWAs) sind in das System der Gebäu-

deautomation mit zu integrieren. 
 
4.10.6 Kühlzellen 
 
Betriebszustände (Fehlermeldungen) sind in das System der Gebäudeautomation mit zu in-
tegrieren. 
   

 
Eine detaillierte Abstimmung der Komponenten und Messpunkte erfolgt nach Fachpla-
nung und muss dem Landkreis Holzminden zur Abstimmung und Freigabe vorgelegt 
werden. 
 

4.11 Elektro 

 
Bei Planung, Errichtung und Betrieb von Starkstromanlagen in Schulen sind insbesondere 
bauordnungsrechtliche Anforderungen zu beachten. 
Die Ausführung der Elektrokabel und Kanäle ist als halogenfreie Variante zu realisieren. 
Die allgemein anerkannten Regeln der Technik und Normen sind zu erfüllen. 

Kabeltrassen sind zu definieren. Grundsätzlich sind die Installationsebenen Wand bzw. De-
cken zu wählen. Aufputz-Installationen sind nur bei Büroräumen und Klassenräumen als Brüs-

tungskanal vorgesehen. Abweichungen sind vor Ausführung abzustimmen. 

 

4.12 Eigenstromversorgungsanlagen 
 

Für die Sicherheitsbeleuchtung ist eine zentrale Batterieanlage vorzusehen. 
Die Fluchtwegbeleuchtung ist gemäß Brandschutzkonzept auszuführen. 

 

Für folgende Anlagen hat die Batteriepufferung über systemeigene Batterien zu erfolgen. 

- Rauch- und Wärmeabzugsanlagen  
- Schließeinrichtungen 
- Notrufanlagen für barrierefreie WC-Anlagen 
- Elektroakustische Anlagen 
- Aufzugssteuerung 

 

4.13 Photovoltaik-Anlage 

 
Die Gebäude sind mit einer PV-Anlage zu versehen. Die Dimensionierung (min 50% der 

Dachfläche) der Anlage richtet sich nach dem Verbrauch bzw. dem Ertrag am jeweiligen 
Standort und muss bei der Planung nachgewiesen werden. Im Leistungsumfang des Errich-

ters der Anlage sind enthalten: 

- Dimensionierung und Errichtung der Anlage  
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- Einbau Rundsteuerempfänger 

- Anmeldung der Anlage beim Marktstammdatenregister nach Absprache  
 
Eine detaillierte Abstimmung der Komponenten und Messpunkte erfolgt nach Fachplanung 
und muss dem Landkreis Holzminden zur Abstimmung und Freigabe vorgelegt werden. 
 

4.14 Niederspannungsinstallationsanlagen 

 
- Unterverteilung sind je Brandabschnitt und in einem Nebenraum (Sammlung, La-

ger) in Schutzklasse II vorzusehen. 

- Beschriftung erfolgt mit einem Resopalschild. 
- In Datenverteilungsräumen ist eine separate Unterverteilung vorzusehen 

- Jalousien-Schalter sind neben zentraler Steuerung, raumweise steuerbar. 

- Bodentanks sind nach Raumtypenbuch vorzusehen. 

- Installationen für Küchen und Einbauten in Fachräumen sind dem Raumtypen-
buch zu entnehmen.  

- In Unter- und Hauptverteilung ist eine ausreichende Anzahl an Reserve vorzuse-

hen (später verbaute Sicherungsautomaten) 
 

4.15 Beleuchtungsanlagen 

 
Grundsätzlich ist die Beleuchtung als LED-Beleuchtung auszuführen. 
Die Beleuchtungsstärke muss gemäß DGUV nachgewiesen werden. 
Leuchten sind als Einlegeleuchten (Rasterdecke) oder Strangleuchte vorzusehen. 
Die Schaltung der Beleuchtung erfolgt über Präsenzschalter bzw. zusätzlich über Einzelsteu-
erung (Taster) im jeweiligen Raum und ist dimmbar. 

Eine Tafelbeleuchtung ist nicht einzuplanen. 

Eine Beschriftung der Stromkreise hat an den einzelnen Anlagen (Schalter, Steckdosen) zu 
erfolgen.  

4.16 Blitzschutz- und Erdungsanlagen 

Grundsätzlich ist die Schule mit einer Blitzschutzanlage auszustatten. Die Blitzschutzrisiko-

analyse zu Erstellung der Anlage ist beizulegen.  

Ein Überspannungsschutz Typ3 ist bei Datenverteiler- oder Serverschränken vorzusehen. 

Bei Schulaußenanlagen ist die mögliche Gefährdung von Personen durch Blitzschlag zu be-

urteilen. Die erforderlichen Blitzschutzmaßnahmen sind zu treffen und zu dokumentieren. 
Dazu ist eine Blitzgefahrenbereichsanalyse anzustellen, die die unterschiedlichen Arbeits- und 
Nutzungsbedingungen berücksichtigt und Schutzmaßnahmen differenziert darstellt. 

 
4.17 Such- und Signalanlagen 

 
Türsprech- und Türöffneranlagen sind in das Mediensystem mit einzubeziehen. Eine Verknüp-

fung mit TK-Systemen ist gewünscht.  
Die relevanten Blickwinkel der Außenanlagen (Haupteingang, Nebeneingang, usw.) sind für 

eine Kameraüberwachung zu errichten. Die Kameras sollen außer Reichweite unter 

Beachtung der Lichtverhältnisse angebracht werden. Diese Kameraanlage soll WLAN-fähig in 
die Netzwerkstruktur mit eingebunden werden. Die Speicherung erfolgt serverseitig. Zugriffs-

berechtigung über App. 
 

4.18 Telekommunikationssysteme 
 

Für die Sprachkommunikation sind nur leitungsgebundene TK-Endgeräte (VoIP) vorzusehen, 

die nur über die Anschlussleitung (zum Beispiel PoE/Power over Ethernet), nicht aber separat 
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(also zum Beispiel über Steckernetzteile) mit Strom versorgt werden. Die Anzahl und Veror-

tung der TK-Endgeräte für den Sprach- und Telefaxdienst erfolgt gemäß Anlage Raumtypen-
buch. 

 
4.19 Zeitdienstanlagen 

 
Es ist eine Funkhauptuhr mit DCF77-Empfänger vorzusehen (z.B. Element der ELA-Anlage). 

Die Nebenuhren sind leitungsgebunden von der Hauptuhr zu steuern. Die Anzahl und Veror-

tung der Nebenuhren wird gemäß der Anlage Raumtypenbuch festgelegt. 

4.20 Elektroakustische Anlagen 

 
Die Elektroakustische Anlage ist flächendeckend zu planen und auszuführen. Sie dient ne-

ben der akustischen Meldung des Pausen-Tons, auch für Sprach-Durchsagen. Diese sollen 
sowohl im Gebäude, als auch auf dem Pausenhof wahrnehmbar sein.  

  
4.21 Meldeanlagen 

 

Auf Grundlage des Amok- bzw. Brandschutzkonzeptes ist hierfür auch ein Alarmierungssys-
tem zu planen. Die Erstellung der jeweiligen Konzepte und die Ausführung bzw. Einbindung 

des Alarmierungssystems in die ELA-Anlage ist vorzusehen.  

Der Umfang der BMA (z.B. Aufschaltung) ist vom jeweiligen Brandschutzkonzept abhängig  
und mit dem Landkreis abzustimmen. 

BMA: 

- Variante 1: Hausalarm 

Auslöser vernetzte Rauchmelder und Handtaster (blau), 
mit Feuerwehrbedienfeld, Laufkarten, sowie Schlüsseltresor 

 
- Variante 2: BMA (aufgeschaltet) 

AMOK: 
- Amokalarm mit Auslösung über Handtaster (gelb), Positionierung nach Konzept. 

 

4.22 Medientechnik 
 

Die Medientechnik für den Bereich der Aula, wird mit einer separaten ELA für diesen Bereich 
ausgestattet. Hierbei ist die Steuerung für Bild, Ton und Verdunklung vorzusehen. Steuerung 

erfolgt App-basierend.      

 
4.23 Übertragungsnetze 

 
Es sind Kabel der Kategorie 7 zwischen Netzwerk-Schrank und Anschlussdosen der Katego-

rie 6A mit achtpoligen RJ45-Steckverbindern für 45-Grad- Schrägauslass und mit Sichtfens-
ter für Beschriftungseinlage zu verwenden. 

 

Netzwerkschränke bzw. Serverschränke werden durch LWL-Kabel untereinander verbunden. 
Die Versorgung des Gebäudes erfolgt nach Verfügbarkeit durch einen Glasfaseranschluss. 

 
4.24 Förderanlagen 

 
Zur Gewährleistung eines barrierefreien Zugangs aller Etagen ist eine zentrale Aufzugsan-

lage vorzusehen. Die Mindestanforderung an die Aufzugskabine beläuft sich auf Breite 1,10 

m x Tiefe 2,10 m x Höhe 2,20 m (Typ 3). Die Aufschaltung des Notrufs ist durch ein SIM-Mo-
dul zu gewährleisten. Die Nutzung der Anlage erfolgt über Schlüsselschalter für einen defi-

nierten Personenkreis. 
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4.25 Küchentechnische Anlagen 

 
Die Küchenplanung erfolgt gemäß Vorgabe, siehe Anlage (Küche). 

 
4.26 Feuerlöschanlagen 

 
Es sind Handfeuerlöscher in Feuerlöscherkästen aus transparentem Kunststoff auszuführen. 

Die Art der zu verwendenden Feuerlöscher ist abhängig von der individuell für jede Schule 

zu erstellenden Gefährdungsbeurteilung bzw. Brandschutzkonzept. Als Löschmittel ist mög-
lichst Schaum vorzusehen, Abweichungen sind zu begründen und vom Landkreis Holzmin-

den freizugeben. Die Kennzeichnung und Verortung soll mit Fahnenschildern gemäß Brand-
schutzkonzept erfolgen. 

 

 
5. Flächen und Raumbezogenen Standards 

 
5.1 Allgemein 

 
Die hier aufgeführten flächen- und raumbezogenen Standards gelten als Erweiterung und Kon-

kretisierung von einzelnen Bereichen bzw. Einbauten. Neben den Erläuterungen ist das Raum-
typenbuch (definiertes Mindestmaß) maßgebend bei der Ausstattung der einzelnen Räume 

bzw. Bereiche. 

Hierbei ist die Einhaltung des Brandschutzes und der Barrierefreiheit verpflichtend. Des Wei-
teren ist bei der Entscheidung der Materialien und der Gestaltung des Gebäudes die Durch-

führbarkeit von Reinigung und Instandhaltung zu beachten (Keine „Schmutzecken“ in denen 
die Reinigung nicht möglich ist). Eine Reinigung mit Reinigungsautomaten ist zu gewährleis-

ten. Revisionsöffnungen müssen zugänglich sein. 
    

5.2 Unterrichtsräume 

 
Die Ausstattung der Unterrichtsräume (sowohl FUR als auch AUR) richtet sich nach dem 

Raumtypenbuch. Einen hohen Stellenwert neben der Belichtung (Vorgaben) hat auch die 
Akustik in diesen Räumen. Unterstützend können hier mit schallabsorbierenden Pinnwänden 

die geforderten Werte erreicht werden.    
 

5.3 Eingangsbereiche 

 
Um den Schmutzeintrag in das Gebäude zu minimieren sind bei der Planung folgende Punkte 

zu beachten: 
 

Eine befestigte Zuwegung ist vor den Eingangsbereichen planerisch mit zu berücksichtigen. 
 

Trittroste sowie Überdachungen der Eingangsbereiche sind auszuführen. 

Eingelassene Sauberlaufzonen im Bereich der Haupt- und Nebeneingänge sind absatzfrei (eben) aus-
zuführen (keine Matten auf dem Bodenbelag). Dies muss bei der Wahl des Fußbodenbelags 

berücksichtigt werden (Aufbauhöhe). 

Sauberlaufzonen sind mit einer Mindestlänge von 2,00 m und auf der Gesamtbreite des Flures 
auszuführen. Die Möglichkeit die Sauberlaufzone zu umgehen, darf nicht geboten werden.  

Sauberlaufmatten müssen herausnehmbar und in einer maximalen Größe von 2 qm je Stück 

ausgeführt werden, um so eine Reinigung zu gewährleisten.    
 

Im Eingangsbereich sollen Leitsysteme vorgesehen werden, bestehend aus einem taktilen und 
mediengestützten System.   

Ein taktiles Leitsystem soll im Gebäude umgesetzt werden. 

Vorgaben siehe Anlage (Leitsysteme). 
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Durch Schautafeln bzw. durch Monitore sollen Informationen den Nutzern zur Verfügung ge-
stellt werden. Anschlüsse und Vorgaben nach Anlage (Raumtypenbuch). 

 
5.4 Treppen und -geländer 

 
Die allgemeinen und spezifischen Regelwerke sind zu beachten. 

Die Einhaltung der Mindesthöhe von 1,10 m eines Treppengeländers ist zwingend. 

Fußleisten zur Wandseite bzw. Aufkantung im Stufenbereich zum Treppenauge von min. 2 cm 
sind einzuplanen. Maximale Abstände zwischen Füllstäben sind zu beachten. 

 
5.5 Putzmittelraum 

 
Je Etage ist ein Putzmittelraum einzuplanen. Größe und technische Ausstattung gemäß An-

lage (Raumtypenbuch). 
Das lichte Durchgangsmaß der Tür muss mindestens 0,90 m betragen. Die Unterbringung von 

Regalen (Lagerfläche) sowie Reinigungswagen bzw. Reinigungsmaschinen muss gewährleis-

tet sein. Ausgussbecken mit Roste, ein Bodeneinlauf, sowie einer dezentralen Warmwasser-
bereitung sind einzuplanen.  Die Belüftung der Putzmittelräume muss gegeben sein (Trock-

nung, Lagerung von Reinigungsmittel) – natürliche Lüftung ist nicht ausreichend.  
Die Größe des Umkleideraums für die Reinigungskräfte ergibt sich aus den Vorgaben der 

ASR.   
 

5.6 Betriebsräume Datennetzwerktechnik 

 
Für Betriebsräume der Datennetzwerktechnik, gelten besondere Eigenschaften zur Verortung 

bzw. zur Ausstattung. Ein besonderes Augenmerk liegt hier auf dem Brandschutz bzw. auf der 
Temperaturentwicklung in diesen Räumen. Eine maschinelle Kühlung ist vorzusehen. Die min-

destbreite der Tür beträgt 0,90 m (Lichtes Maß) zur Einbringung des Datenverteilerschrankes 
(übliche Abmaße: B x T x H 0,80 m x 1,00 m x 2,00 m).  

Evtl. Öffnungen in der Fassade sind mit einem fest montierten Insektenschutz zu sichern. Die 

Klimaanlagen sind in die Gebäudeautomation mit einzubinden (Alarmierung im Störfall). Die 
Sicherung des Raumes für einen bestimmten Personenkreis ist zu gewährleisten. 

Die Positionierung und Ausstattung der Betriebsräume Datennetzwerktechnik ist bei der Pla-
nung mit der landkreiseigenen EDV bzw. dem Kreismedienzentrum abzustimmen. 

Anschlüsse und Vorgaben siehe Anlage (EDV). 
 

5.7 Flure und Treppenräume 

 
Wandsockelausbildung mit schmutzabweisender Oberfläche z.B. mit wasserfestem/abwasch-

barem Anstrich, Vertäfelung, Höhe ca. 1,50 m über OKFF. Untersicht der Treppenläufe glatt 
und mit Anstrich. Ein Unterlaufschutz in der untersten Etage ist vorzusehen. Der Bodenbelag 

der Treppenstufen bzw. Podeste ist in Kunststein bzw. durchgefärbtem Feinsteinzeug auszu-
führen (in Abhängigkeit vom Farb- und Materialkonzept). Die Stufen sind mit einem Kanten-

vorderprofil passend zum System vorzusehen. Treppengeländer sind in Metall (Anstrich – 

Farbe nach Bemusterung) Handläufe in Edelstahl oder Holz vorzusehen.  
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5.8 Mensa  

 
Die Anforderungen der Akustik sind einzuhalten. Bodenbelag ist als Linoleum auszuführen. 

Anschlüsse und Vorgaben siehe Anlage (Raumtypenbuch).  
 

In der Mensa ist eine Trinkwasserstation mit Trinkwasserspender (inkl. CO2 und Kühlung) vor-
zusehen.  

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 
 
Muster Trinkwasserspender 
 

5.9 Mensaküche und Nebenräume  

 
Eine Aufwärm- / Regenerationsküche ist vorzusehen. Die Ausstattung der Küche richtet sich 

nach den angegebenen Schülerzahlen (Anlage Küche). Nebenräume für das Personal bzw. 
Kühlung sind vorzusehen. Die Ausführung Errichtung eines Fettabscheiders ist notwendig. 

Anschlüsse und Vorgaben siehe Anlage (Raumtypenbuch). 
 

5.10 Kiosk 

 
Der Kiosk soll in der räumlichen Nähe zur Mensa verortet werden. Ein Verkaufstresen mit 

Jalousie ist vorzusehen. 
Anschlüsse und Vorgaben siehe Anlage (Raumtypenbuch).  

 
5.11 Unterrichtsräume AUR 

 

Medientechnik in Form einer digitalen Tafel (Pylonenbauweise) ist mit vorzusehen. Die Wände 
im Bereich der Befestigung Tafel sind zu verstärken. 

Anschlüsse und Vorgaben siehe Anlage (digitale Tafel) 
 

Je Cluster ist die Verbindung von zwei AUR durch eine mobile Trennwand zu gewährleisten. 
Sichtbeziehungen zwischen den AUR (Förderschule) und den Gruppenräumen sind herzustel-

len (Anordnung der AUR Anlage Schulleitlinie - entwurfsabhängig). 
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5.12 Gruppenräume/Differenzierungsräume 

 
Gruppenräume sind wie AUR herzustellen. 

Die Anschlussmöglichkeit von mobilen Digitaltafeln ist vorzusehen. 
Die Errichtung von Küchenzeilen gemäß Anlage Küchen in der Förderschule ist mit zu planen.   

Anschlüsse und Vorgaben siehe Anlage (Raumtypenbuch).  
 

5.13 Cluster (Gemeinschaftsflächen) 

 
Diese Gemeinschaftsfläche dient als Verbinder zwischen den zugehörigen Unterrichtsräumen 

und erweitert die jeweilige Fläche. Augenmerk liegt hier auf der Akustik bzw. dem Brandschutz 
des Bereiches, die entsprechenden Vorgaben des Brandschutzkonzeptes, bzw. Bauordnungs-

rechtliche und Brandschutztechnische Vorgaben sind einzuhalten. Die Türen zur Clustermitte 
sind mit einem Glasausschnitt (Bemusterung) vorzusehen. Die Belichtung der Clusterfläche 

ist durch natürliche Beleuchtung (Fensterflächen) zu den AUR oder direkte Fenster in der Au-
ßenwand herzustellen (entwurfsabhängig).  

 

5.13.1 Wasser-Müll-Station 
 

In der Gemeinschaftsfläche ist eine Wasser-Müll-Station zu errichten. Neben Wasch-
becken mit Sensor-Armatur, einem Trinkwasserspender (ohne CO2, ohne Kühlung) ist 

auch die Müll Entsorgung (3-fach geteilt) zu integrieren. 
Anschlüsse und Vorgaben siehe Anlage (Raumtypenbuch). 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

Muster Trinkwasserstati on 
 
5.13.2 Schließfächer  

  

Die Aufstellfläche für Schließfächer ist in den Clusterflächen vorzusehen.  
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5.13.3 Möblierung 

 
In den Clusterflächen sind Sitzmöglichkeiten bzw. Arbeitsbereiche vorzusehen. 

Die Vorgaben des Brandschutzes sind hierbei zu berücksichtigen. Die Planung ist mit 
dem Landkreis Holzminden abzustimmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Muster Abbildung Sitzmöglichkeiten/Arbeitsbereiche 
 
5.14 Naturwissenschaftliche Räume 

 
In Abhängigkeit des Unterrichtsfaches ist bei der Ausführung der Naturwissenschaftlichen 

Räume ein deckengeführtes Medien-System vorzusehen. Lehrmittelsammlungen sind ent-
sprechend des Unterrichtsfaches auszustatten (z.B. Digestorien, Absaugung-Lagerschränke). 

Wasser/Abwasser (inkl. Augenduschen) sind in Chemie- und Biologieräumen am Schülerplatz 
(Gruppen) vorzusehen.  

 
 
Muster Abbildung NTW-Raum 
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Muster NTW-Räume (Physik/Chemie) 
 

Anschlüsse und Vorgaben siehe Anlage (Raumtypenbuch). 
  

Exemplarische Darstellungen der NTW-Räume siehe Anlage NTW-Räume. 
 

5.15 Fachunterrichtsräume 
 

Die spezifische Ausstattung von Fachräumen ist in der Anlage Raumtypenbuch beschrieben. 

Einbauten in naturwissenschaftlichen Räumen sollen bis auf die Wasserversorgung durch de-
ckengeführte Mediensysteme realisiert werden. Beispieldarstellungen sind in den Anlagen auf-

geführt.  
Bei allen Fachunterrichtsräumen mit einer Vorhaltung von elektrischen Geräten oder Appara-

turen ist ein Notaus- bzw. Schlüsselschalter mit einzuplanen.  
 

5.16 Kunstraum 

 
Das Ausgussbecken muss mit einem Schlammfang ausgestattet sein. 

Material des Beckens kunstharzgebundener Mineralwerkstoff. Eine dezentraler Warmwasser-
bereitung ist vorzusehen. 

 
5.17 Musikraum 

 

Verbindung zur Aula bzw. Sammlung sind zu gewährleisten. Bodentanks mit Stromversorgung 
sind einzuplanen. 

Anschlüsse und Vorgaben siehe Anlage (Raumtypenbuch)  
 

5.18 Werkräume 
 

Neben dem Lehrer-Maschinenraum (Großmaschinen wie z.B. Kreissäge, Bandsäge, etc.) ist 

ein Schüler-Maschinenraum vorzusehen. In den Werkräumen ist auf die Versorgung der Ar-
beitstische mit Strom zu achten. Dieses soll durch zentral abschaltbare Steckdosenwürfel (hö-

henverstellbar) von der Decke erfolgen. Eine Sichtbeziehung zwischen Unterrichts- und Ma-
schinenräumen muss gewährleistet sein. 

Eine Absauganlage für Späne ist vorzusehen. 
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5.19 Aula 

 
Die Aula soll als zentraler Ort in der Planung vorgesehen werden. Zusammengehörigkeit zu 

anderen Raumgruppen ist in den Schulleitlinien dargestellt. Neben der Medientechnik und ei-
ner vorzusehenden Verdunklung der Aula ist auch eine mobile Bühne mit elektrischem Vor-

hang zu realisieren. 
 

5.20 Verwaltung 

 
Verwaltungsräume sind gemäß Raumtypenbuch auszuführen. Eine Teeküche ist im Lehrer-

zimmer zu integrieren.  
 

5.21 Sanitärräume 
 
Die Anzahl der Sanitärbereiche ist entwurfsabhängig. Ein Nachweis über die Anzahl der WCs 
muss erbracht werden. 

Allgemeine Ausstattung:   
Wände: Fliesen, glatt, quadratisch 
in üblichen Formaten, Fliesenoptik mit Farbanteilen oder 
farbigen Fliesen, Fliesenspiegel raumhoch 
Auswahl nach Bemusterung.  
 
Boden: Keramische Beläge als rutschhemmende durchgefärbte Fliesen, die möglichst groß-
formatig zu verwenden sind, um den Fugenanteil zu reduzieren. Der Sockel ist als Kehlsockel 
auszuführen. 

Höhen der Sanitärobjekte in Grundschulen nach Absprache. Bodenabläufe zur Entleerung der 

Reinigungsmaschinen sind in Abstimmung mit der Gebäudereinigung einzuplanen. 

Die Abtrennungen der WC-Bereiche mit WC-Trennwandanlagen sind in HPL-Vollmaterial aus-
zuführen. 

In Pflegeräumen ist sowohl ein Wickeltisch als auch eine Duschmöglichkeit vorzusehen. 

In der Förderschule muss zusätzlich eine Personenkrananlage (deckengeführt) ausgeführt 
werden.  

 
Raumbezogene zu beachtende Besonderheiten jeglicher Räume, sind der Anlage 

Raumtypenbuch zu entnehmen und unter Einhaltung der geltenden Vorschriften aus-
zuführen. Eine Freigabe der Raumplanung hat durch den Landkreises Holzminden vor 

Ausführung stattzufinden.   

 
5.22 Bemusterung 

 
Alle sichtbaren Bauteile sind auf Wunsch des Auftraggebers zur Bemusterung vorzulegen. 
Eine Bestellung dieser Bauteile darf erst nach ausdrücklicher Genehmigung durch den Auf-
traggeber erfolgen. 
Hierzu zählen unter anderem: 

- Farbkonzepte 
- Beschriftungen 
- Bodenbeläge 
- Fußleisten 
- Fliesen 

- Wandverkleidungen (Innen- und Außenwandverkleidungen) 
- Abhangdecken bzw. Deckenbekleidung  
- Armaturen 
- Sanitärobjekte 
- WC-Trennwände 
- Heizkörper 
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- Schalter und Steuerungselemente 
- Leuchten 

- Fronten von evtl. Einbauten / Möbeln 
- Tür- und Fensterbeschläge 
- Tür- und Fensteroberflächen 

 

 

6. Außenanlagen 
 

Die Planung und Ausführung der Außenanlagen, Zuwegung, Beleuchtung und Nebengelasse 
muss bei der Umsetzung des Gebäudes mit angedacht werden. Hierbei soll es zu keinem 

Schnittstellenverlust kommen. Lehrrohre für die Versorgung der Außenanlagen müssen mit 
ausgeführt werden – Installationen die sich direkt an der Außenwand des Gebäudes befinden 

(z.B. Wasserarmatur – frostsicher, Außenbeleuchtung), sind direkt mit auszuführen. 
Bei der Geländemodulation sind umfangreiche Bodenbewegungen zu vermeiden.  

 

Die Planung der Außenanlagen beinhaltet:  

- elektrische Anschlüsse (z.B. Steckdosen, Tore, Garagen) 

- Kameraüberwachung der Außenanlagen 

- Beleuchtung 

- Wasseranschlüsse im Außenbereich (Grünflächenpflege, Garagen) 

- Einfriedung 

- Briefkasten- /Klingelanlagen 

- Regenwasserrückhaltung (Teil des Bauantrages) 

- Garagen (Teil des Bauantrages) 

- überdachte Fahrradabstellanlagen  

- versiegelte Flächen (Teil des Bauantrages)  

- Aufenthalts-, Spiel- und Sportflächen 

- vorgesehene Begrünung  

- Mülltonnenanlage 

- Kabelzugschachtsystem zur Anbindung von Bestandsgebäuden (bis in den HAR) 

Bei der Planung ist neben der Anzahl der PKW-Stellplätze (NBauO), die Zuwegung für den 
Lieferverkehr (LKW-Verkehr) zu berücksichtigen. Die Betrachtung des Schülerverkehrs muss 

ebenfalls mit in die Planung der Außenanlagen einfließen (Fahrradabstellanlagen, Sitzmög-
lichkeiten, evtl. Eltern-Kurzzeithalteplätze). Versiegelte Flächen sind auf das notwendige Maß 

zu reduzieren. Regenwasserrückhaltung ist aus ökologischer und ökonomischer Sicht vorzu-

sehen.  
Die Schulhofgestaltung ist mit dem Auftraggeber abzustimmen, als Grundlage dient hier die 

Anlage Schulhofgestaltung.  
 

 
7. Wartungsverträge / Controlling 

 

Zu allen prüfrelevanten Anlagen sind Prüfbücher und Revisionsunterlagen anzufertigen. 
Die Übergabe von Wartungsangeboten der jeweiligen Errichter dieser Anlagen als separates 

Angebot gehört mit zum Leistungsumfang und wird gegebenenfalls separat beauftragt.   
 

Controlling 
  

Die Gebäudesteuerung (Modul) muss über das lokale Netzwerk (Verwaltungsnetz) aufrufbar 

und steuerbar sein. 
Hauptzähler sind an einem zentralen Punkt (z.B. Gebäudetechnik) vorzusehen. Die Haupt-

zähler werden durch den jeweiligen Versorger gestellt. 
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Vor und unmittelbar nach jedem Wärmeerzeuger ist eine Messapparatur (Zähler) zur Bestim-

mung der Effizienz der Anlage vorzusehen.   
Hauptzähler bzw. Zwischenzähler sind LoRa-WAN-fähig vorzusehen und müssen den hierzu 

benötigten Standard erfüllen. 
 

8. Dokumentation 
 

Die Dokumentation der Maßnahmen obliegt dem Auftragnehmer. Sämtliche Unterlagen wer-

den in Papierform und als Speichermedium (.pdf, wenn nicht anders angegeben) dem Land-
kreis Holzminden zur Verfügung gestellt. Hierzu zählen als Beispiel:  

- Bauantragsunterlagen  

- Gutachten (z.B. Brandschutzkonzept, etc.) 

- Anlagenbeschreibung 

- Protokolle (z.B. Bauherrentermine, Bemusterungen, etc.) 

- Bedienungs- und Instandhaltungsanweisungen 

- Produkt-Datenblätter für technisch relevante Bauteile 

- Geräteliste, Prüfbücher und Revisionsunterlagen prüfrelevanten Anlagen (in Papierform) 

- Revisionsunterlagen z.B. Strangschema, Leitungsführungen Grundrisse (in digitaler Form) 

- Gebäudemodel im 3d-Format (kompatibel Autodesk Revit 2026), zusätzlich im IFC-Format 

- Grundrisse, Schnitte, Ansichten als .dwg und .pdf (2d) 

- Sachverständigenabnahme 

- Einweisungsprotokolle 

- Zulassungsbescheinigungen 

- Messprotokolle/Abnahmeprotokolle 

- Blitzschutzrisikoanalyse 

- Raumbuch mit Flächen und Ausstattung (z.B. Raumnummer, Türnummer) 

- Reinigung- und Pflegeplan (Flächenangaben, Material, Pflegehinweise – inkl. Fenster) 

- Hausmeister Handakte (Bedienungsanleitungen, Grundrisse) – digital und analog 

- Schließplan  



Der Landrat 
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VL-Nr.: 64/2023 

1. Ergänzung 
Datum: 12.05.2023 

Status: öffentlich   

Federführend: Dezernat 2 - Bauen, Bildung und Kreisentwicklung 
Beteiligte Bereiche: 2.16 - Gebäudewirtschaft 
 
Grundsatzbeschluss zur Wahl der Energieträger und Heizungsanlagen 
 

 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Klimaschutz, Bau, Umwelt 
und Kreisentwicklung 

10.05.2023 

Kreisausschuss 22.05.2023 
 
 
Im Budget für die gesamte Laufzeit enthalten: 
 ☐ ja    ☐ nein 

 
Wenn nein Deckungsvorschlag: 
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Sachverhalt/Begründung:  
Im Verlauf der Fachausschusssitzung am 10.05.2023 wurde der Beschlussvorschlag wie 
folgt angepasst: 
 
Bei dem Austausch oder der Errichtung einer von kreiseigenen Heizungsanlagen wird die 
nachhaltigste, klimafreundlichste und wirtschaftlichste Variante gewählt. Dabei werden 
die Heizungsvarianten 

• Pelletheizung/Hackschnitzelheizung  
• Außenluft - Wärmepumpe 
• Erdkollektor - Wärmepumpe 
• Tiefengeothermie Erdwärmesonde - Wärmepumpe 
• Außenluft - Wärmepumpe + Pelletheizung/Hackschnitzelheizung  
• Erdkollektor - Wärmepumpe + Pelletheizung/Hackschnitzelheizung  
• Tiefengeothermie Erdwärmesonde - Wärmepumpe + 

Pelletheizung/Hackschnitzelheizung  
 

hinsichtlich ihrer Machbarkeit am konkreten Standort überprüft, ggf. durch eine 
Fachplanungsvariante ergänzt und anschließend durch eine 
Wirtschaftlichkeitsberechnung nach VDI 2067 miteinander verglichen. 
 
Die Liste der möglichen Heizungssysteme wird regelmäßig auf Innovationen, neue 
rechtliche Grundlagen und den Stand der allgemein anerkannten Regeln der Technik 
überprüft.  
 
Zusätzlich wird bei jeder Maßnahme die Integration einer PV-Anlage geprüft. 
 
Der Landkreis Holzminden bezieht ausschließlich Ökostrom. 
 
 
 
Beschlussvorschlag:  
 
Bei dem Austausch oder der Errichtung von kreiseigenen Heizungsanlagen wird 
die nachhaltigste, klimafreundlichste und wirtschaftlichste Variante gewählt. Dabei 
werden die Heizungsvarianten 

• Pelletheizung/Hackschnitzelheizung  
• Außenluft - Wärmepumpe 
• Erdkollektor - Wärmepumpe 
• Erdwärmesonde - Wärmepumpe 
• Außenluft - Wärmepumpe + Pelletheizung/Hackschnitzelheizung  
• Erdkollektor - Wärmepumpe + Pelletheizung/Hackschnitzelheizung  
• Erdwärmesonde - Wärmepumpe + Pelletheizung/Hackschnitzelheizung  

 
hinsichtlich ihrer Machbarkeit am konkreten Standort überprüft, ggf. durch eine 
Fachplanungsvariante ergänzt und anschließend durch eine 
Wirtschaftlichkeitsberechnung nach VDI 2067 miteinander verglichen. 
 
Die Liste der möglichen Heizungssysteme wird regelmäßig auf Innovationen, neue 
rechtliche Grundlagen und den Stand der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik überprüft.  
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Zusätzlich wird bei jeder Maßnahme die Integration einer PV-Anlage geprüft. 
 
Der Landkreis Holzminden bezieht ausschließlich Ökostrom. 
 

 

Der Landrat 

 

gez. Michael Schünemann 
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ANLAGE NTW_Räume 

Stand: 15.12.2025 

 

 

Anforderung NTW-Räume 

 

Die dargestellten NTW-Räume dienen als Beispiel für die jeweiligen Schulen und sind in ihrer 

Ausstattung abhängig von der jeweiligen Aufstellfläche.  

Die Planungen sind mit dem Landkreis Holzminden abzustimmen. Neben der Beschreibung in 

den Immobilienstandards des LK Holzminden, sind die Darstellungen der Grundrisse 

(Stellplan) sowie das Raumtypenbuch als Mindestausstattung zu bewerten.  

Beispiel Oberschule Delligsen Seite: 1 – 4 

Beispiel Oberschule Eschershausen Seite: 5 - 11    
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ANLAGE Küche 

Stand: 15.12.2025 

 

 

Anforderung Mensa / Kiosk für eine vierzügige Schule 

Eine Planung erfolgt durch das ausführende Unternehmen und muss dem Landkreis zur 

Abstimmung und Freigabe vorgelegt werden. Die Planung und Umsetzung beinhaltet neben 

den Möbeln und Geräten auch die Installation von Strom, Wasser und Abwasser.  

Die Planung und Ausführung der Küche erfolgt im Gastronomie-Standard. 

 

• Die Mensa wird mit einer Aufwärmküche/Regenerierküche ausgestattet. D. h. Tiefkühlkost 

wird eingelagert, aufgetaut, erhitzt und verteilt. Fertiggerichte werden erhitzt und verteilt. 

Rohkost und Nachtisch werden selber frisch zubereitet. 

• Spülküche darf nicht in der Nähe des Bereiches, in dem zubereitet und ausgegeben wird, 

liegen. 

• Decke, Wände und Fußboden müssen für große Hitze und Feuchtigkeit (Wasserdampf) 

geeignet sein. Wände und Fußboden müssen leicht zu reinigen sein (gilt auch für den 

Speisesaal). 

• Folgende Anschlüsse müssen im Küchenbereich vorhanden sein: 

o Für Konvektomaten: 1 Strom 230V, 1 Starkstrom 400V,  

o Wasserzu- und Ablauf 

o Anschlüsse für Tiefkühltruhen und Kühlschränke: je 1 Strom 230V 

o An der Ausgabetheke: mind. 6 Strom 230V Anschlüsse (2 Speisenausgabe- 

wagen, Monitor und RFID-Scanner) 

• Ausgabebereich: Internetanschluss 

• Büro der Mensa: Internetanschluss sowie ein Telefonanschluss 

• Zudem muss ein separates Waschbecken mit Warmwasser zum Händewaschen 

vorhanden sein. Warmwasser kann auch mittels eines Boilers bereitgestellt werden, dann 

wird hier jedoch ein weiterer Stromanschluss benötigt 

o In der Spülküche befindet sich eine Waschstraße mit Industriegeschirrspüler und 

Waschbecken. Der Geschirrspüler benötigt Strom 230V, sowie Wasserzu- und 

Ablauf. 

o Das Waschbecken benötigt ebenfalls einen Wasserzu- und Ablauf (kann mit 

dem Geschirrspüler kombiniert werden), jedoch ist für das Waschbecken 

Warmwasser zwingend erforderlich 

o Die Ausgabetheke sollte an den Speisesaal grenzen. Optimal wäre eine mind. 

2,5 Meter lange Edelstahltheke mit integrierbaren Speisenausgabew agen 

(BainMaries) 

Reinigungsmöglichkeiten in Form von Wasseranschluss (Schlauch) und Bodeneinläufe sind 

vorzusehen.  

 

Anzahl der Essen: Bei einer vierzügigen Schule, die mit 672 Schüler*innen geplant ist, wird 

von ca. 150 bis 170 Mittagessen pro Tag ausgegangen. Es wird davon ausgegangen, dass 

ca. 25 % der Schüler*innen am Mittagessen teilnehmen. 

 

Bei einer Essenszahl von 75 Essen / Woche wird 1 TK-Schrank mit den Mindestmaßen 

(H x B x T) 1.665 mm x 655 mm x 560 mm mit 6 Einlegeböden benötigt. Dies entspräche bei 

170 Essen pro Tag und 5 Tagen / Woche (170*5/75) 11 bis 12 Tiefkühlschränke bzw. eine 
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entsprechende Menge an Lagerfläche. Bei 130 Essen pro Tag und 4 Tagen die Woche 

(130*4/75) würden 7 TK-Schränke benötigt. 

 

Ein Tiefkühlraum ist als Alternative zu den TK-Schränken zu berücksichtigen. Der Nachweis 

der Wirtschaftlichkeit ist mit dem Landkreis Holzminden abzustimmen.    

 

 

 

 

Muster Abbildungen Mensabereich  
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Kiosk 

Der Kioskbereich sollte aus Synergieeffekten in der Nähe des Mensabereiches geplant 

werden. 

Folgende Ausstattung sind für den Kioskbereich vorzusehen: 

o Tresen mit Vitrinenanteil (Jalousie) 

o Hygienebecken    

o Durchlauferhitzer (Kleinstgerät) 

o Spülmaschine 

o Kühlschrank (ca. 320 Liter)  

o Gefrierschrank (ca. 320 Liter) 

o Arbeitsplattenerweiterung von 1,20m je Koje inkl. 2 Steckdosen 

o Schränke als Stauraum 

o Arbeitsfläche mit 4 Steckdosen 

 

 

 
 

 

 

 
 

 

 

 
 

Muster Abbildungen Kiosk 
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Allgemein Küchenzeilen 

Eine Planung erfolgt durch das ausführende Unternehmen und muss dem Landkreis zur 

Abstimmung und Freigabe vorgelegt werden. Die Planung und Umsetzung beinhalten neben 

den Möbeln und Geräten auch die Installation von Strom Wasser und Abwasser.  

Küchenfronten und Arbeitsplatte werden durch den Landkreis bemustert. Die angebotenen 

Möbel müssen in mindestens 6 Uni-Farbtönen und 6 Holzdekoren als Farbmuster vorliegen.  

Die bei den ausgeschriebenen Möbeln geforderten Kunststoffe müssen frei von PVC sein. Es 

sind nur Materialien einzusetzen, die der Formaldehyd-Emissionsklasse E1 entsprechen. Es 

sind ausschließlich lösemittelfreie Lacke und Beschichtungspulver einzusetzen. Technische 

Datenblätter für Geräte und Möbel sind der Planung beizulegen. Eine Nachkaufgarantie von 

mindestens 5 Jahren für die Holzfronten ist Bedingung. Dem Angebot ist eine Farbkarte 

beizulegen. Elektrische Geräte haben eine Mindestanforderung an den energetischen 

Standard von mindestens D.    

 

 

Anforderung Lehrküche 

Die Lehrküche ist mit vier Küchenkojen auszustatten. Hierbei sind pro Koje folgende 

Ausstattung vorzusehen. 

 

Koje A (Anzahl 3) 

o Spüle mit Doppelbecken 

o Durchlauferhitzer (Kleinstgerät) 

o Herd (Backofen + 4 Zonenkochfeld – Induktion) 

o Insel-Dunstabzugshaube (Umluft)  

o Stauraum (inkl. Auszüge und Schübe) 

o 4 Steckdosen 

Koje B (Anzahl 1) 

o Barrierefreie Ausstattung  

o Spüle 

o Durchlauferhitzer (Kleinstgerät) 

o 4 Zonenkochfeld – Induktion 

o Spüle und Kochfeld unterfahrbar und höhenverstellbar 

o Insel-Dunstabzugshaube (Umluft) 

o Bachkofen versenkbare Front-Klappe (höhere Positionierung - Wandbereich) 

o 4 Steckdosen    

Ausstattung Raum 

o Hygienebecken (Eingang) 

o Durchlauferhitzer (Kleinstgerät) 

o Spülmaschine (höhere Position) 

o Kühlschrank (ca. 290 Liter)  

o Gefrierschrank (ca. 290 Liter) 

o Arbeitsplattenerweiterung von 1,20 m je Koje inkl. 2 Steckdosen 

o Schränke als Stauraum 

Ausstattung Lager 

o Schränke als Stauraum 

o Arbeitsplattenerweiterung von 1,80 m inkl. 2 Steckdosen 

o Waschmaschine 

o Wärmepumpentrockner 

 

Lehrküchen die von Grundschulen mitgenutzt werden, sind mit einer versenkbaren 

Sockelstufe vorzusehen.  
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Muster Abbildung Lehrküche 

 

 

Ausstattung Küchenzeile Förderschule  

Die Küchenzeilen sind mit folgender Ausstattung vorzusehen. 

o Spüle 

o Durchlauferhitzer (Kleinstgerät) 

o Unterbau-Kühlschrank mit integriertem Gefrierfach 

o Geschirrspüler 

o 4 Steckdosen 

o Herd (Backofen + 4 Zonenkochfeld – Induktion) 

o Dunstabzugshaube (Umluft)  

o Stauraum (inkl. Auszüge und Schübe) 

 

 
 

Muster Abbildung Küchenzeile Förderschule 
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Ausstattung Teeküche Lehrerzimmer  

 

Die Küchenzeilen sind mit folgender Ausstattung vorzusehen. 

 

o Spüle 

o Durchlauferhitzer (Kleinstgerät)  

o Unterbau-Kühlschrank mit integriertem Gefrierfach 

o Geschirrspüler 

o 4 Steckdosen 

o Mikrowelle 

o Stauraum (inkl. Auszüge und Schübe) 

 

 
 
Muster Abbildung Küchenzeile Lehrerzimmer 

 

 

 

Ausstattung Teeküche Sekretariat   

 

Die Küchenzeile ist als Teeküche (z.B. Schrankküche) mit folgender Ausstattung vorzusehen. 

 

o Spüle 

o Durchlauferhitzer (Kleinstgerät) 

o Unterbau-Kühlschrank 

o Mini-Geschirrspüler 

o 4 Steckdosen 
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Muster Abbildung Küchenzeile Sekretariat 

 

 

 

Die dargestellten Küchen dienen als Beispiel und sind in ihrer Größe abhängig von der 

jeweiligen Aufstellfläche. (Wandnischen sind nach Rücksprache mit dem Landkreis vollflächig 

mit Küchenmöbeln zu füllen.  



1 

 

ANLAGE EDV 
 

Stand: 15.12.2025 

 

 

 

 

Der Landkreis Holzminden betreibt innerhalb eines Schulgebäudes zwei unabhängige 

Netzwerke, welche in der Regel durch den Hausanschluss (Glasfaser) versorgt werden. 

Die interne Verbindung zwischen den einzelnen Netzwerkschränken (Etagenverteiler) erfolgt 

über eine Glasfaserverbindung. 

Die Aufteilung der unterschiedlichen Netze erfolgt durch die jeweiligen Netzwerkkomponenten 

(Switch). 

 

Verwaltungsnetzwerk 

In diesem Netzwerk eingebunden: 

- Sekretariat 

- Schulleitung und stellv. Schulleitung 

- Hausmeisterbüro 

- Fachräume (Telefon) 

- Aufenthaltsraum Reinigungspersonal 

- Terminal (nur Netzwerk) 

- Mensa inkl. Büro 

- Gebäudeautomatisierung 

- Drucker / Kopierer 

  

   

Hier gilt folgende Mindestausstattung pro Arbeitsplatz (AP): 

1 x Duplexnetzwerkdosen PC 

1 x Duplexnetzwerkdose Telefon 

2 x Steckdose EDV 

4 x Steckdose  

 

Pädagogisches Netzwerk 

In diesem Netzwerk eingebunden: 

- Allgemeine Unterrichtsräume 

- Fachunterrichtsräume 

- Gruppen- / Differenzierungsräume 

- Vorbereitungen / Sammlungen 

- Clusterflächen 

- Mensa 

- Aula 

- Lehrerzimmer 

- Lehrerarbeitsraum 

- Drucker / Kopierer 

- WLAN 

 

Hier gilt folgende Mindestausstattung pro Klassenraum: 

1 x Duplexnetzwerkdosen PC 

2 x Steckdose EDV 

2 x Steckdose 

1 x Duplexnetzwerkdose Accesspoint (PoE, unter der Decke bzw. in der Abhangdecke) 
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1 x Duplexnetzwerkdose Digitale Tafel (Höhe 1,50m hinter der Tafel) 

2 x Steckdose Digitale Tafel (Höhe 1,50m hinter der Tafel) 

Hier gilt folgende Mindestausstattung pro Clusterfläche: 

1 x Duplexnetzwerkdose Accesspoint (PoE, unter der Decke bzw. in der Abhangdecke) 

1 x Duplexnetzwerkdose Digitale Tafel ((PoE, unter der Decke) 

2 x Steckdose Digitale Tafel ((PoE, unter der Decke) 

 

 

Die detaillierte Ausstattung der jeweiligen Räume ist in Anlage (Raumtypenbuch) dargestellt. 

Die Planung ist mit dem jeweiligen Fachbereich des Landkreises Holzminden abzustimmen. 
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ANLAGE Schließsystem 

Stand: 15.12.2025 

 

 

 

 

Der Landkreis Holzminden besitz in mehreren Gebäuden ein Schließsystem der Firma 

Winkhaus. Hierbei wird unterschieden in die elektronische Zutrittsorganisation und die 

mechanische Zutrittsorganisation. 

Die Verteilung der jeweiligen Zutrittsorganisation in einem Gebäude, ist im Raumbuch der 

jeweiligen Liegensaft erfasst. 

 

Durch die bereits vorhanden Schließsysteme ist eine Infrastruktur (Software) bereits 

vorhanden, welche durch die neuen Gebäude erweitert werden soll. 

 

 

Elektronische Zutrittskontrolle 

Hersteller: Winkhaus 

System: blueSmart 

 

System ohne Verkabelung der einzelnen Zutrittsstellen. 

Zentraler Aufbuchleser zur Weitergabe von Informationen auf den einzelnen Schlüsseln. 

Raum innenseitig soll der Zylinder mit Knauf Ausgestattet sein.  

Notentriegelung der jeweiligen Türen ist zu beachten.  

  

 

Weitere Information über den Hersteller unter: 

https://bluesmart.winkhaus.com/de/ 

 

 

Mechanische Zutrittskontrolle 

Hersteller: Winkhaus 

System: keyTec ZRV 

 

Schließanlage mit untergeordneten Schließteilnehmern. 

Raum innenseitig soll der Zylinder mit Knauf Ausgestattet sein.  

Notentriegelung der jeweiligen Türen ist zu beachten.  

 

Weitere Information über den Hersteller unter: 

https://www.winkhaus.com/de/mechanisch/keytec-zrv 

 

 



Tork Spender für Seifen und 
Händedesinfektionsmittel Edelstahl S4
460010

Essity Professional Hygiene Germany GmbH | Sandhofer Straße 176 | 68305 | Mannheim

Transportdaten

Verbrauchereinheit (CON) Transporteinheit (TRP) Palette (Pal)

EAN 7322540782004 7322540782004 7322540798869

Verpackungsmaterial Karton Karton -

Stücke 1 1 (1 CON) 330 (330 TRP)

Höhe 124 mm 124 mm 2.010 mm

Länge 125 mm 305 mm 1.200 mm

Breite 305 mm 125 mm 800 mm

Bruttogewicht 693,4 g 0,69 kg 228,69 kg

Nettogewicht 550 g 0,55 kg 181,5 kg

Volumen 4,73 dm3 4,73 dm3 1,56 m3

Lagen pro Palette - - 15

TRP pro Lage - - 22

Angaben zum Produkt

Produkthöhe (ohne Verpackung) 12,4 cm

Material des Spenders Metal/Plastic

Produktbreite (ohne Verpackung) 12,5 cm

Produktlänge/-tiefe (ohne Verpackung) 30,5 cm

System S4

Farbe Rostfreies

Beschreibung

Easy to use (SRA): Zugängliche Hygiene für alle: Viele Tork Hygiene Systeme sind von der 
Schwedischen Rheuma-Organisation als „Easy to use“ zertifiziert.
Modernes und elegantes Design – hinterlassen den richtigen Eindruck
Einfach zu reinigender Edelstahl mit Anti-Fingerabdruck-Schutz/Beschichtung für einen stets 
tadellosen, hochwertigen Eindruck
Benutzerfreundliches Design und einfaches Nachfüllen bestätigt durch das Zertifikat  eines 1

Drittanbieters – fördert eine gute Händehygiene für alle Nutzer*innen, einschließlich Kinder 
und ältere Menschen
Sorgen Sie für eine gute Hygiene: Werksversiegelter Flakon mit einer neuen Pumpe für jedes 
Nachfüllen reduziert das Risiko von Kontamination und trägt dazu bei, die Formulierungen 
auf dem Weg bis zum Anwender zu schützen.
Zeitersparnis für Reinigungspersonal: zertifiziertes müheloses Nachfüllen   in weniger als 2

10 Sekunden  3

Hohe Kapazität reduziert die Abfallmenge: bis zu 50 % geringerer Verbrauch 4

Dieser Tork Spender sorgt für maximale Effizienz: Er wurde speziell entwickelt für mehr als 
eine Million Händewaschvorgänge. 5

Image Design
Easy to use (SRA)
Verschließbar
CO2-neutral – produziert mit zertifizierter erneuerbarer Elektrizität und kompensiert durch 
Klimaprojekte.
CO2 neutral – reduziert und kompensiert

Die Image-Spenderlinie besticht durch ihr modernes Design mit glatten Oberflächen und 
klaren Linien, das sich nahtlos in jede Umgebung einfügt. Hinterlassen Sie einen 
hervorragenden Eindruck und stärken Sie damit das Image Ihrer Einrichtung. Eleganter 
Edelstahl mit Anti-Fingerabdruck-Beschichtung sieht gut aus und bleibt sauber. Kann 
mit einer breiten Palette von Tork Seifen, Händedesinfektionsmitteln und Lotionen in 
versiegelten Flakons verwendet werden. Die Spender sind Easy-to-use-zertifiziert und 
ermöglichen allen Nutzer*innen eine gute Händehygiene.

Produktzertifikate

  

1. Zertifiziert von der Schwedischen Rheuma Organisation, getestet gemäß The Design for All Test, veröffentlicht im Swedish Design Research Journal, 2011.
2. Zertifiziert von der Schwedischen Rheuma Organisation, getestet gemäß The Design for All Test, veröffentlicht im Swedish Design Research Journal, 2011.
3. Laut internem Paneltest zur Nachfülldauer von Seife
4. Test von Essity: Verwendung von Tork Schaumseife im Vergleich zu Tork Flüssigseife in Elevation-Spendern



Tork Spender für Seifen und 
Händedesinfektionsmittel Edelstahl S4
460010

Essity Professional Hygiene Germany GmbH | Sandhofer Straße 176 | 68305 | Mannheim

Kompatible Produkte

Tork milde Flüssigseife 1000ml 
S4
424011

Tork Antimicrobial Liquid Soap, 
1000ml
424709

Tork Hand Sanitizing Alcohol Foam, 
950ml
520102

Tork Alc-Free Foam Sanitizer, 
1000ml
520202



Tork SmartOne® Spender für Toilettenpapier
472054

Essity Professional Hygiene Germany GmbH | Sandhofer Straße 176 | 68305 | Mannheim

Transportdaten

Verbrauchereinheit (CON) Transporteinheit (TRP) Palette (Pal)

EAN 5011012852094 5011012852094 7322540633450

Verpackungsmaterial Plastiktüte Karton -

Stücke 1 1 (1 CON) 68 (68 TRP)

Höhe 278 mm 278 mm 1.262 mm

Länge 178 mm 283 mm 1.200 mm

Breite 283 mm 178 mm 800 mm

Bruttogewicht 2.290 g 2,29 kg 155,72 kg

Nettogewicht 2.090 g 2,09 kg 142,12 kg

Volumen 14 dm3 14 dm3 0,95 m3

Lagen pro Palette - - 4

TRP pro Lage - - 17

Angaben zum Produkt

Produkthöhe (ohne Verpackung) 27 cm

Material des Spenders Metal

Produktbreite (ohne Verpackung) 17 cm

Produktlänge/-tiefe (ohne Verpackung) 27 cm

System T8

Farbe Rostfreies

Beschreibung

Robustes Design mit Sperrmechanismus, um die Rolle zu schützen und in anspruchsvollen 
Umgebungen Diebstähle zu verhindern
Einzelblattentnahme reduziert den Verbrauch um bis zu 40 %
Hohe Kapazität: weniger Wartungsaufwand und geringeres Risiko von Papierengpässen
Hygienisch: Man berührt nur das Blatt, das man verwendet
Hohe Besucherfrequenz
Einzelblattentnahme
Verschließbar

Der Tork SmartOne® Toilettenpapierspender ist ein effizienter und ausgesprochen 
robuster Spender aus Edelstahl, der sich für stark beanspruchte Waschräume mit hoher 
Besucherfrequenz eignet. Die Einzeltuchentnahme kann den Verbrauch im Vergleich zu 
herkömmlichen Spendern für Jumbo Toilettenpapier um bis zu 40 % senken, sodass pro 
Rolle mehr Toilettengänge möglich sind.

Produktzertifikate

  



Tork SmartOne® Spender für Toilettenpapier
472054

Essity Professional Hygiene Germany GmbH | Sandhofer Straße 176 | 68305 | Mannheim

Kompatible Produkte

Tork SmartOne® Toipa Adv 2lg T8
472242
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ANLAGE Leitsysteme 

Stand: 15.12.2025 

 

 

 

Taktiles Leitsystem 

Neben dem barrierefreien Zugang in das Gebäude soll für Menschen mit visueller 

Beeinträchtigung ein taktiles Leitsystem auf dem Fußboden verbaut werden. 

Dieses führt im Eingangsbereich bis zu einer Informationstafel mit Informationen über 

Gebäudebereiche (Wegweiser) in Brailleschrift. Des Weiteren sollen an Knotenpunkten, 

Gebäudeverzweigungen kleine Tafeln an der Wand den Weg zum jeweiligen Bereich 

(Brailleschrift) weisen.  

Zur Unterstützung der Orientierung in Treppenräumen sollen an den Handläufen 

Informationen über das Ziel bzw. den Standort des Treppenlaufes (z.B. EG zum 1.OG) 

angebracht werden. 

Des Weiteren sollen durch taktile Markierungen der Antritt bzw. Austritt in jeder Etage 

gekennzeichnet. 

 

   

Muster taktiles Leitsystem 

 

Optisches Leitsystem 

Durch einen bzw. zwei angebrachte Monitore im Flurbereich (Eingang) sollen hier 

Informationen wie z.B. Vertretungsplan und allgemeine Information veröffentlicht werden. 

Optische Wegweiser durch Bereichsbezeichnungen sollen in den Treppenräumen bzw. 

Kreuzungspunkten Personen Informieren. Diese sollen farblich auf der Wand hervorgehoben 

werden. 

Farbkonzept, Schriftart, Piktogramme müssen durch den Landkreis Holzminden bemustert 

und freigegeben werden. 
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Muster optisches Leitsystem Wand 

 

Raumbeschilderung  

Die Raumbeschilderung hat an jeder Tür zu erfolgen (Raumnummer, Bereich/Funktion, 

Name). 

Diese Beschilderung soll veränderbar hergestellt werden, sodass bei einer Namens- oder 

Funktionsänderung die Beschriftung ausgetauscht werden kann. Farbkonzept, Schriftart , 

Piktogramme müssen durch den Landkreis Holzminden bemustert und freigegeben werden. 

 

Muster optisches Leitsystem Wand 

 

Amokbeschilderung 

Das zu erstellende Amokkonzept soll in Anlehnung an das Gütersloher Modell Anlage (Amok) 

erfolgen. 

Die Beschilderung der Räume, Treppenräume soll vom Flur bzw. teilweise auch von 

Außerhalb des Gebäudes ersichtlich sein. 

Das Konzept ist mit dem Landkreis Holzminden abzustimmen und muss vom Landkreis 

Holzminden freigegeben werden. Farbkonzept, Schriftart, Piktogramme müssen durch den 

Landkreis Holzminden bemustert und freigegeben werden. 
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Muster Amokbeschilderung 

 



Orientierung für 
Einsatz- und Rettungskräfte

Einsatzort Schule
Gütersloher Modellprojekt
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Vorwort 

Wir wollen die  Sicherheit an unseren Schulen, die insbesondere durch die Amokläufe der 
letzten Zeit infrage gestellt ist, durch vielfältige Maßnahmen erhöhen. In erster Linie haben 
wir uns zum Ziel gesetzt, alles zur Vorbeugung von solchen Verbrechen zu unternehmen.
Wir stellen uns aber auch die Frage, wie sich Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienste auf 
Einsätze in Schulen vorbereiten können, um die Gefahr schnell und sicher zu bannen. 
Darum geht es bei diesem Modellprojekt: 
Eine Schule wird für den Einsatz so beschildert, dass sich die dort agierenden Kräfte schnell 
und sicher orientieren können. 
Das kann für den Erfolg des Einsatzes ausschlaggebend sein. 
Ich freue mich, dass wir in Kooperation von Polizei, Feuerwehr und Kreisverwaltung ein 
Orientierungssystem entwickelt haben, das mit Unterstützung der Schulleitung im
Reinhard-Mohn-Berufskolleg Gütersloh erstmalig eingerichtet wird. 

Dieses Projekt möge für weitere Schulen im Kreis Gütersloh und darüber hinaus als 
Modell dienen. 
  

 
Sven-Georg Adenauer 
Landrat des Kreises Gütersloh 

I
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Projektidee
Mehr Sicherheit durch Orientierung 

Die Amokläufe an Schulen in Erfurt, Emsdetten und Winnenden, gezielte Tötungsdelikte wie 
zuletzt an einer Ludwigshafener Berufsschule und immer wieder und überall das Auslösen 
von Feueralarmen, Versprühen von Reizgas und andere Anlässe machen deutlich, dass 
Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienste zunehmend  in Schulen eingesetzt werden.

Der Erfolg solcher Einsätze hängt  wesentlich davon ab, wie schnell Täter und Verletzte oder 
wie Gefahren lokalisiert  werden können. Schneller ginge es, wenn über Notrufe mitgeteilt 
werden würde, wo genau in der Schule sich das Tatgeschehen abspielt, an welcher Stelle 
exakt sich Verletzte befi nden oder ein Brand ausgebrochen ist. 
Die Leitstellen könnten diese Informationen nutzen, um Kräfte gezielt dorthin zu führen. 
Zudem müssten sich Einsatz- und Rettungskräfte schnell und sicher auf dem Schulgelände 
und in den Gebäuden orientieren können. Sie sollen sich nicht verirren oder unnötig lange 
Wege zurücklegen.

Die weiterführenden Schulen im Kreis Gütersloh sind aber, wie anderswo auch, für 
„Schulfremde“ häufi g unübersichtlich. Bei Einsätzen von Polizei- und Feuerwehrkräften fehlt  
es an Kennzeichnungen der verschiedenen Gebäude, Trakte, Eingänge, Treppen und Flure. 
Einen genauen Standort im Gebäude über Telefon oder Funk mitzuteilen ist kaum möglich. 

Die Polizei Gütersloh hat deshalb seit April 2009 das Modellprojekt „Einsatzort Schule“ 
eingerichtet und in Kooperation mit der Feuerwehr, den für Gebäude, Brandschutz, 
Sicherheit  und Schulen zuständigen Abteilungen der Kreisverwaltung und mit der fachkundi-
gen Unterstützung  einer Firma für Beschriftungen aus Gütersloh weiterentwickelt.
Der Kreis Gütersloh und elf seiner Gemeinden als Träger weiterführender Schulen wollen 
zukünftig so für „Mehr Sicherheit durch Orientierung“ sorgen.

Es sollen aber nicht überall unterschiedliche Lösungen für Orientierungssysteme gefunden 
werden. Deshalb ist es angezeigt, zunächst eine Musterschule mit einem abgestimmten 
Orientierungssystem auszustatten, das man prüfen und evtl. optimieren kann. 
Hierfür wurde das vom Kreis getragene „Reinhard-Mohn-Berufskolleg“ in Gütersloh 
ausgewählt. 

Das beispielhafte Orientierungssystem ist heute installiert und wird in dieser Projektmappe 
präsentiert. 

II
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Projektentwicklung
Von der Idee zur Umsetzung 

11. März 2009:  
Nach dem Amoklauf von Winnenden mit 16 Todesopfern wurde in der Kriminalitäts-
vorbeugung der Polizei Gütersloh ein Projekt skizziert, das auf bessere Orientierung in
weiterführenden Schulen des Kreises Gütersloh zielte.
  
April 2009:
Abstimmung in der Kreispolizeibehörde Gütersloh mit dem Abteilungsstab und dem 
Führungs- und Lagedienst (Leitstelle). 
Die Kennzeichnung der weiterführenden Schulen soll angestrebt werden, weil Einsatzkräfte 
gezielter, schneller und sicherer eingesetzt werden und sich in den Schulen besser orientie-
ren können.

08. Juni 2009: 
Die Polizei, die Feuerwehr der Stadt Gütersloh und der Gebäudeservice des Kreises 
Gütersloh beraten über die Kriterien eines Orientierungssystems für Einsatz- und Rettungs-
kräfte. Auch die Feuerwehr hat ein großes Interesse an guten Orientierungssystemen in den 
Schulen.

01. Dezember 2009: 
Vortrag des Kommissariates Vorbeugung im Arbeitskreis der kommunalen Schulverwaltun-
gen im Kreis Gütersloh zum Thema „Gewalt an Schulen /AMOK“.
Botschaft: Bei technischen Sicherheitsmaßnahmen die Empfehlungen des IM/NW abwarten, 
aber mehr Sicherheit durch Maßnahmen anstreben, die eine bessere Orientierung für Ein-
satz- und Rettungskräfte ermöglichen. 
Die Kommunen zeigen Interesse und wollen das Projekt an ihren weiterführenden Schulen 
umsetzen.

Dezember 2009 und Januar 2010:
Begehungen von Schulen bzw. Schulzentren in den Gemeinden Langenberg, Gütersloh, 
Halle/Westfalen und Rietberg mit Vertretern der jeweiligen Bau- und Schulverwaltungsämter, 
der örtlichen Feuerwehr, der Schulleitungen und der Hausmeister. 
Die Kommunen hatten sich bei der Polizei gemeldet, um die ersten Schritte zur Projektum-
setzung zu machen. Damit nicht überall unterschiedliche Lösungen getroffen werden, soll die 
Beschilderung einer Kreisschule als Modellobjekt abgewartet werden. 

25. Februar 2010:
Die Kreisverwaltung  ist grundsätzlich bereit, das Reinhard-Mohn-Berufskolleg in Gütersloh 
als Musterschule für das Gütersloher Modellprojekt „Einsatzort Schule“
beschildern zu lassen und gibt eine Kostenschätzung in Auftrag.
Die Schulleitung des Berufskollegs steht dem Projekt äußerst positiv gegenüber und betrach-
tet die Kennzeichnung für Einsatz- und Rettungskräfte als wichtigen Baustein ihres 
schulischen Sicherheitsprogramms.

III
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04. Februar 2010:
Die Werbefi rma DECLARO aus Gütersloh erhält vom Kreis den Auftrag, ein Beschilderungs-
konzept zu erstellen und die Kosten zu berechnen.
Sie legt nach einer Ortsbegehung mit dem Kommissariat Vorbeugung ein Konzept mit in 
Fotografi en eingearbeiteten Schildern und Folien vor. Das hat sich zur Prüfung und zur 
Abstimmung mit den Kooperationspartnern sehr geeignet gezeigt. 
 

12. Februar bis 08. März 2010:
Innerbehördliche Diskussion des Entwurfes bei der Polizei und Abstimmungen mit:
Kreisverwaltung Gütersloh
 Service Gebäudewirtschaft 
 Abteilung Schule 
 Abteilung Ordnung (Brandschutz) 
 Service Personal (Sicherheitsfachkraft) 
Feuerwehr der Stadt Gütersloh
Reinhard-Mohn-Berufskolleg

Ergebnis: 
Als Hintergrundfarbe in den Gebäuden kommt Grün (Fluchtwege) und Rot (Brandschutz) 
nicht infrage. Die Wahl fällt auf Blau. Bei Richtungsangaben ist auf Pfeile zu verzichten, 
um die Fluchtwegführung nicht zu beeinträchtigen. 
Auf den architektonischen Gesamteindruck ist Rücksicht zu nehmen. 

 
09. März 2010:
Letzte Abstimmung über das Orientierungssystem vor Ort im Berufskolleg. 
Die Fa. DECLARO erstellt ein Angebot. 

 
13. April 2010:
Auftragsvergabe durch die Kreisverwaltung

 
26. April bis 28. April 2010:   
Anbringung der Schilder und Folien. 

III
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Grundlagen des Orientierungssystems 

Die Kennzeichnung soll durch Tafeln, Schilder und Folien erfolgen. Übersichtspläne in den 
Eingängen sind bei dringenden Einsätzen nicht geeignet.

Schon aus sicherer Entfernung und aus verschiedenen Richtungen wird durch geeignete 
Beschriftung deutlich, um welche Schule es sich handelt; insbesondere bei Schulzentren.
Einzelne Gebäude und Gebäudetrakte werden z.B. mit Großbuchstaben bezeichnet und 
unterscheidbar gemacht.

Es werden alle Eingänge, Notausgänge und Treppen gekennzeichnet. Außerdem muss 
deutlich werden, wohin Gänge und Flure führen. Außerdem sollen die in die Schule eindrin-
genden Kräfte erkennen können, wo sich die Verwaltung und andere markante Örtlichkeiten 
befi nden (z.B. Mensa, Aula, Altbau, Atrium u.a.). 

Alle Räume sind systematisch von außen und innen mit Raumnummern zu versehen.

Um Kosten zu sparen, werden immer wieder vorkommende Bezeichnungen abgekürzt: 
E = Eingang, HE = Haupteingang, N= Notausgang, T= Treppe. 
Die Abkürzungen können größer ausgeführt werden als ausgeschriebene Worte und sind 
deshalb besser von weitem zu erkennen.

Die Kennzeichnung soll auf den architektonischen Gesamteindruck Rücksicht nehmen. 
Deshalb werden z.B. die Hintergrundfarben der Außenkennzeichnung von Eingängen und 
Notausgängen an die Türprofi lfarben angepasst.

Wegen möglicher Sichteinschränkung durch Rauch oder Beleuchtungsausfall wird die Schrift 
innerhalb der Gebäude nachleuchtend ausgeführt. Das gilt auch für die Raumnummern von 
außen.

Für die Beschriftung in den Gebäuden ist nur eine Hintergrundfarbe zu wählen, damit sich 
Einsatz- und Rettungskräfte in dieser Schule und zukünftig in allen gekennzeichneten 
Schulen daran sofort orientieren können. Weil die Farben Rot für den Brandschutz und Grün 
für die Fluchtwege belegt sind, ist die (Uniform-) Farbe Blau gewählt worden.

Um die Fluchtwegekennzeichnung mit Richtungspfeilen nicht zu stören, werden im Modell-
projekt Richtungen mit „zu, zum, zur, rechts, links“ deutlich gemacht.

Die zur Schulzeit dauernd verschlossenen Türen (Putzmittel, Archiv, Lager u.a.) werden 
geeignet gekennzeichnet, damit sich Einsatzkräfte gezielter um Räume kümmern, in denen 
sich Täter oder Opfer aufhalten könnten. 

Die Kennzeichnung wird in die Einsatzunterlagen der Leitstellen von Feuerwehr und Polizei 
übertragen.

IV
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Kennzeichnung der Schule 

Ortsfremde Einsatz- und Rettungskräfte müssen schon vor Betreten des Geländes aus 
sicherer Entfernung erkennen können, um welche Schule es sich handelt .
Das ist insbesondere bei Schulzentren mit mehreren Schulen von wesentlicher Bedeutung.
Schulnamenszüge am Haupteingang fehlen häufi g oder sind nur aus unmittelbarer Nähe zu 
erkennen.

Weil es im Einsatzfall geboten sein kann, andere Zugänge auf das Schulgelände zu nutzen, 
ist eine Bezeichnung der Schulen auch aus diesen Richtungen sinnvoll. 
Will man die schnelle Orientierung im Einsatz verbessern, sollte man auch die Wegweisung 
zur Schule prüfen und sich immer die Frage stellen, ob Ortsfremde die Schule sicher und 
schnell fi nden können. 

Foto: Reinhard-Mohn-Berufskolleg, Haupteingang. Der Schulname befi ndet sich rechts auf   
         der Wand. In Vorbereitung: Siehe Titelseite!
  

IV.1
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Kennzeichnung der Eingänge

Eingänge sind Türen, die während des Schulbetriebes nicht verschlossen sind.
Sie brauchen Bezeichnungen, damit die Leitstellen die Einsatz- und Rettungskräfte gezielt 
zum Ort des Geschehens führen können. Auch ist es hilfreich, wenn die eingesetzten Kräfte 
mitteilen können, welchen Eingang sie in das Gebäude genutzt haben.

Die Eingänge werden mit E 1 bis Ex gekennzeichnet. Die Hintergrundfarbe ist an die Farbe 
der Türprofi le angepasst.

Liegen Eingänge verdeckt hinter Mauervorsprüngen, wird auf sie mit einem Richtungspfeil 
hingewiesen.

Die Eingänge werden möglichst nach dem Uhrzeigersinn mit Zahlen bezeichnet.
Es soll auf einem Schulgelände keine Doppelungen geben. Eingänge sollen auch von innen 
bezeichnet werden.

Kennzeichnung der Notausgänge

Von außerhalb des Schulgebäudes lässt sich nicht erkennen, ob es sich bei den Türen um 
Eingänge oder Notausgänge handelt. Sind sie als solche bezeichnet, wissen Einsatzkräfte, 
dass sie nicht ohne weiteres eindringen können. Gekennzeichnete Notausgänge eignen sich 
zur Standortbestimmung. Täter können dort problemlos das Gebäude verlassen und Opfer 
über diese in Sicherheit gebracht werden.

Die Notausgänge werden mit N 1 bis Nx gekennzeichnet.

Ansonsten ist wie bei den Eingängen zu verfahren. 

E3

E2

E1 E2 rechts

N5 N7

IV.2-3
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Kennzeichnung der Treppen
 

In der Regel sind mehrere Treppen über das ganze Schulgebäude verteilt. Sie eignen sich 
besonders als Orientierungspunkte.

Alle Treppen werden auf allen Etagen mit  T 1 bis T x gekennzeichnet.

T1
Die Eingänge und die Treppen mit gleichen Ziffern liegen möglichst in räumlicher Nähe.

Von den Treppenhäusern abgehende Flure und Gänge weisen den Weg zu den benachbar-
ten Treppen.

zu T5
 

Besondere Kennzeichnung 

Verwaltung Lehrerzimmer

zum Altbau Heizung

zur Aula Atrium

Mensa

BibliothekPäd. Zentrum

IV.4-5
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Kennzeichnung der Räume

In Schulräumen können sich Täter oder Opfer aufhalten. Die Nummer des Klassenraumes 
kann bei Notrufen benannt werden. Einsatz- oder Rettungskräfte müssen evtl. genau dorthin 
geführt werden.
Alle Räume sind zu bezeichnen. Von außen ist die Bezeichnung in nachleuchtender, blau 
hinterlegter Schrift auszuführen. 
Die häufi g vorhandenen Displays sind zu nutzen. Aufkleber auf Türen werden nach den 
Erfahrungen von Schulhausmeistern von Schülern beschädigt oder entfernt.

Die Räume sind systematisch mit Nummern versehen, die das Geschoss erkennen lassen.
 
  
                           Erdgeschoss                     Untergeschoss

      Erdgeschoss                     2.OG

  

                           Erdgeschoss oder 1. OG 

Zum Teil lassen die Raumbezeichnungen das Gebäude oder den Trakt erkennen.

In Schulzentren fi nden sich Zusätze, die den Raum bestimmten Schulen zuordnen.

Alle Räume, aus denen Notrufe abgesetzt werden könnten, werden auch von innen mit 
Raumnummern versehen.
Um im Einsatz nicht unnötig Zeit zu verlieren, werden die zu den üblichen Schulzeiten 
dauernd verschlossenen Räume mit einem blauen Punkt versehen.

123

023 U23

E23 241

A118

H113 R221 G127

123

IV.6
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Grundriss Erdgeschoss des Reinhard-Mohn-Berufskollegs
(Ausschnitt)

V
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Kennzeichnung der Eingänge

Foto: Eingang 2

Foto: Eingang 3

VI
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Kennzeichnung der Treppen und Flure

Foto: Treppe 3

                   Foto: zu Treppe 5 

VI
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Kennzeichnung von Räumen 

Foto: Raum 128

Foto: Zu den Räumen Keller 04-08 (Klassenräume) und Heizung

VI
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Kennzeichnung der Notausgänge und dauerhaft verschlossener 
Türen 

 
 

       

                Foto: Notausgang 5      
      

Foto: Verschlossene Tür 

VI
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Sonstige Kennzeichnung

        

Foto: Altbau, Lehrerzimmer

Foto: Verwaltung links, Forum 

VI
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Projektbeteiligte und Kontakt

Reinhard-Mohn-Berufskolleg 33330 Gütersloh, Wiesenstr. 29 

Dieter Olmesdahl  Schulleiter 05241.211200

Wolfgang Bruckmann  stellv. Schulleiter  

 info@reinhard-mohn-berufskolleg.de

       

Feuerwehr  33330 Gütersloh, Friedrich-Ebert-Str.40   

Hans-Joachim Koch  Feuerwehr der Stadt Gütersloh 05241.82-2003

Harald Horstkötter Kreisleitstelle 05241.82-2009

 joachim.koch@gt-net.de

Kreis Gütersloh 33334 Gütersloh, Herzebrocker Str. 140  05241.85-0 

Burkhard Stiens  Service Gebäudewirtschaft           05241.85-1191  

 Burkhard.stiens@gt-net.de

Werner Norden Service Gebäudewirtschaft           05241.85-1196

Veronika Koch Abteilung Schule 05241.85-1523

Ira Herdmann Abteilung Schule  05241.85-1509  
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1 Allgemeines 

1.1 Überfall- und/oder Einbruchmeldeanlagen (ÜMA/EMA) bzw. Anlagen für polizeilich 
relevante Notfälle oder Gefahren - in dieser Richtlinie allgemein als 
Gefahrenmeldeanlagen (GMA) bezeichnet - mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 
dienen im Rahmen eines umfassenden Sicherungskonzeptes dazu, bei 
entsprechenden Gefahrenlagen die Polizei direkt zu alarmieren, um polizeiliche 
Maßnahmen einleiten zu können. Hierbei soll auch die präventive Wirkung durch 
nachhaltige Verringerung des Tatanreizes berücksichtigt werden. 

Automatische Alarmübertragungen an die Polizei aus Überfall- und Einbruchmelde-
anlagen bzw. sonstigen, vergleichbaren Anlagen (z. B. Notfall- und Gefahren-
reaktionssysteme (NGRS)) sind nur unter Einhaltung dieser Richtlinie zulässig. 
Können Anforderungen dieser Richtlinie für die sonstigen, vergleichbaren Anlagen 
nicht angewandt werden, sind die Forderungen sinngemäß umzusetzen. Zusätzlich 
sind die Regelungen der entsprechenden Normen für diese Anlagen einzuhalten. 
Insbesondere NGRS mit dem Ziel des Herbeirufs von Hilfe in Amoksituationen, sind 
grundsätzlich an die Polizei anzuschließen, damit eine unmittelbare Verifikation über 
die Sprachkommunikation mit der auslösenden Person gegeben ist. 

Anlagen oder Anlageteile in gewerblichen oder öffentlichen Objekten,  

 die z. B. aufgrund einer Betätigung eines Tasters/Schalters an einer 
Sprechstelle bzw. eines Melders o. ä., 

 mit dem Ziel, in einem polizeilich relevanten Notfall die Polizei zu alarmieren, 
und 

 lokal ggf. eine Alarmierung erfolgt (z. B. über eine Sprachalarm- oder 
Lautsprecheranlage bzw. akustische Signalgeber), 

sind als Notfall- und Gefahrenreaktionssystem (NGRS) einzuordnen. Daher müssen 
diese oder ähnlich gestaltete Anlagen oder Anlageteile die in dieser Richtlinie ent-
haltenen Vorgaben für NGRS (siehe insbesondere Anlage 5b) einhalten. Dies gilt 
insbesondere auch für Anlagen oder Anlageteile, die aufgrund einer Tastenbedie-
nung o. ä. automatisch eine polizeiliche Rufnummer (z. B. 110) anwählen. Bereits 
bestehende Anlagen mit Übertragung zur Polizei sind entsprechend nachzurüsten. 

1.2 Diese ÜEA-Richtlinie regelt Planung, Errichtung, Erweiterung, Änderung, Betrieb und 
Instandhaltung von ÜEA und legt die dafür notwendigen Mindestanforderungen fest. 

Sie nennt die Voraussetzungen, unter denen ein Anschluss genehmigt oder abge-
schaltet werden kann und regelt das Genehmigungsverfahren. 

1.3 ÜEA bestehen aus: 

 Gefahrenmeldeanlage (GMA) 

 Übertragungsnetz/e (ÜN) mit Kommunikationsgeräten (KG)  

 Alarmübertragungsanlage zur AES (AÜA-AES) 

 Notruf- und Serviceleitstelle (NSL) inkl. Alarmempfangsstelle (AES) nach 
DIN EN 50518 Kategorie I 

 Alarmübertragungsanlage zur Polizei (AÜA-Pol), bestehend aus: 

o ÜE-Pol 
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o Übertragungsnetze (ÜN) mit Kommunikationsgeräten bzw. 
Netzabschlüssen (KG/NA) bzw. Gateways 

o Weitere erforderliche Geräte (z. B. für die Ver- und Entschlüsselung) 

o Empfangseinrichtung bei der Polizei (EE-Pol) ggf. mit Bedien- und 
Anzeigeeinrichtung (BE) als Rückfallebene. 

Manuell oder automatisch ausgelöste Gefahrenmeldungen werden über die AÜA-
AES, die AES und die AÜA-Pol zur EE-Pol übertragen (siehe Anlage 2), wobei 
ausschließlich Übertragungsprotokolle gemäß Richtlinie VdS 2465 unter Einhaltung 
der DIN EN 50136, Teil 3, zu verwenden sind. Die Konformität der im 
Anwendungsfall verwendeten Schnittstellen müssen von einer zur Prüfung nach 
DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 akkredi-
tierten Stelle geprüft und anerkannt sein. 

Die Anlageteile im überwachten Objekt (Gefahrenmeldeanlage (GMA) einschließlich 
Übertragungseinrichtung (ÜE), dem Kommunikationsgerät (KG) und dem bei einem 
Netzprovider angemieteten Übertragungsnetz (ÜN)) liegen grundsätzlich in der 
Zuständigkeit und Verantwortung des Betreibers. Daher ist nachhaltig darauf 
hinzuwirken, dass  

 die ÜE entweder Eigentum des Betreibers oder angemietet ist und  

 die Installation sowie Wartung/Instandhaltung der ÜE grundsätzlich durch den 
Errichter bzw. Instandhalter der GMA durchgeführt wird.  

Möchte der Betreiber auf eigenen Wunsch zwischen ÜE und ÜZ ein vom 
Konzessionär bzw. ÜEA-Provider betriebenes Übertragungsnetz (siehe Anlage 2) 
nutzen, kann die ÜE auch durch den Konzessionär bzw. ÜEA-Provider gestellt 
werden. In diesem Fall sind Installation, Betrieb und Wartung/Instandhaltung 
zwischen Betreiber und Konzessionär bzw. ÜEA-Provider entsprechend zu 
vereinbaren. 

Weitere Anforderungen an die ÜE sind der Anlage 10 zu entnehmen. 

1.4 Diese Richtlinie enthält Verweise auf folgende zz. erhältliche mitgeltende euro-
päische und nationale Normen bzw. Richtlinien (Regelwerke), insbesondere der 
Reihen: 

 DIN EN 16763 

 DIN EN 50130 

 DIN EN 50131 

 DIN EN 50136 

 DIN EN 50518 

 DIN EN 62676 

 DIN EN ISO/IEC 17025  

 DIN EN ISO/IEC 17065  

 DIN EN ISO/IEC 27001 

 DIN VDE 0833 

 DIN VDE V 0827 
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 VdS 2135, 2311, 2364, 2366, 2463, 2465, 2466, 2471, 3134, 3138 

 DGUV-Vorschriften 25 und 26 sowie DGUV Information 215-611 bis 613 

Sie gelten in der jeweils neuesten veröffentlichten Fassung - auch Vornorm - bzw. 
einer von der Polizei anerkannten Entwurffassung. Darüber hinaus ist der sog. „Stand 
der Technik“ (siehe Anlage 1) einzuhalten. 

Die in dieser Richtlinie zitierten Bezüge auf nationale Regelwerke (Normen, Vor-
schriften, Bestimmungen, Richtlinien) schließt die Anerkennung von vergleichbaren 
Regelungen anderer EU-Staaten ein, wenn die Gleichwertigkeit nachgewiesen 
wurde. Im Bedarfsfall erfolgt die Prüfung der Gleichwertigkeit anhand einer 
Übersetzung in die deutsche Sprache, deren Kosten der Antragsteller zu tragen hat. 

1.5 Die Errichtung und der Betrieb von ÜEA können von der Polizei genehmigt werden, 
wenn im Einzelfall aufgrund polizeilicher Lagebeurteilungen zu erwarten ist, dass 

 Personen wegen ihrer gesellschaftlichen Stellung (z. B. nach PDV 129 einge-
stufte gefährdete Personen), 

 Personen, die aufgrund ihrer Funktion bzw. Tätigkeit (z. B. in raubgefährdeten 
Bereichen), 

 Sachen wegen ihres bedeutenden Wertes oder wegen ihrer Eigenart, 

 Körperschaften des öffentlichen Rechts, Unternehmen, Einrichtungen oder 
Sachen wegen ihrer wirtschaftlichen oder sonstigen Bedeutung 

gefährdet sind bzw. grundsätzlich ein öffentliches Interesse an ihrer Sicherheit 
besteht. 

1.6 Die Polizei kann die Genehmigung widerrufen und die Abschaltung der Alarmüber-
tragung zur Polizei durch den Konzessionär bzw. ÜEA-Provider veranlassen, wenn 

 die Voraussetzungen nach Nr. 1.5 entfallen, 

 der Betreiber wechselt, 

 der Instandhalter wechselt (insbesondere, wenn die Voraussetzungen nach 
Anlage 7a von diesem nicht erfüllt werden), 

 der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider die entsprechenden Anforderungen 
nach dieser Richtlinie nicht mehr erfüllt, 

 die Anlage ohne vorherige Genehmigung und erneute Abnahme wesentlich 
geändert (siehe Anlage 1 unter „Wesentliche Änderungen“) wurde, 

 die Anlage entgegen den Bestimmungen dieser Richtlinie betrieben wird, 

 sich Mängel an der Anlage herausgestellt haben und diese trotz Aufforderung 
nicht abgestellt wurden oder 

 mehr als drei Falschalarme (auch in Folge von Bedienungsfehlern) pro je 50 
Meldern einer GMA innerhalb von jeweils vier Wochen oder regelmäßig 
auftretende Falschalarme ausgelöst wurden. 

Der polizeilichen Forderung bezüglich einer Abschaltung hat der Konzessionär bzw. 
ÜEA-Provider nach schriftlicher Aufforderung unter Beachtung der Regelungen des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes bzw. des jeweiligen Bundeslandes 
nachzukommen. 
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Ein entsprechender Widerrufsvorbehalt ist in der Genehmigung enthalten. Eine 
Ersatzpflicht der Polizei für Schäden, die aus einer Abschaltung entstehen, ist 
ausgeschlossen. 

1.7 Die wichtigen Informationen für die Betreiber von ÜEA sind in einem Merkblatt (siehe 
Anlage 8) zusammengefasst, das dem Betreiber auszuhändigen ist. 

1.8 Zudem sind dem Betreiber die länder-/behördenspezifischen Datenschutzhinweise 
(siehe Anlage 12) auszuhändigen. 

 

2 Grundsätzliche Forderungen 

2.1 ÜEA müssen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik (siehe Nr. 1.4 
sowie Anlage 1) und den einschlägigen europäischen und nationalen Bestimmungen 
entsprechend 

 projektiert, 

 errichtet, 

 betrieben und 

 instand gehalten 

werden.  

Dabei sind grundsätzlich folgende Zielsetzungen zu berücksichtigen: 

 zuverlässige, frühe Meldungsgabe,  

 Minimierung von Falschalarmen, 

 Möglichkeit der schnellen Verifikation nach Alarmauslösung und  

 Unterstützung bei den Interventionsmaßnahmen. 

Zur Vermeidung von Falschalarmen ist bei Einbruchmeldeanlagen die sogenannte 
Zwangsläufigkeit einzuhalten. Daher ist für die Scharfschaltung das Verfahren nach 
Nr. 4.2.3 und für die Unscharfschaltung das Verfahren nach Nr. 4.3.4 der 
DIN CLC/TS 50131-12 zu wählen. Die ansonsten in der DIN CLC/TS 50131-12 
beschriebenen Verfahren sind nicht zulässig. 

2.2 ÜEA müssen den polizeilichen Einsatzvorschriften, insbesondere den sich aus der 
Polizeidienstvorschrift 100 (PDV 100) ergebenden Forderungen (wird polizeiintern 
geprüft) sowie den Projektierungs- und Installationshinweisen für Überfall- und 
Einbruchmeldeanlagen, für Notfall- und Gefahrenreaktionssysteme bzw. für 
Videoüberwachungsanlagen (siehe Anlagen 5a, 5b und 5c) und den entsprechenden 
mitgültigen Normen, entsprechen. 

2.3 ÜEA sind so zu projektieren, zu installieren und zu betreiben, dass personell und 
technisch bedingte Falschalarme weitestgehend ausgeschlossen werden können. 

Nach einer technisch bedingten Falschalarmauslösung sind bestehende GMA mit 
Fristsetzung durch die Polizei vom Betreiber derart nachrüsten zu lassen, dass 
solche Auslösungen nahezu ausgeschlossen sind. 

2.4 Alarme aus ÜEA müssen differenziert zur EE-Pol übertragen und dort angezeigt 
werden. Die Art der differenzierten Anzeige sowie auch die Meldungen aus der AÜA-
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AES und AÜA-Pol bzw. aufgrund von Störungen der Übertragungsnetze sind gemäß 
Anlage 10 durchzuführen. 

Bei Überfallmeldungen sind im und am Objekt ein Externalarm sowie sonstige 
akustische Alarme grundsätzlich nicht zulässig. 

Bei Einbruchmeldungen kann unter Berücksichtigung örtlicher Gegebenheiten und 
unter Beachtung polizeilicher Einsatzvorschriften (siehe Nr. 2.2) neben der Fern-
alarmierung mit Genehmigung der Polizei auch ein Externalarm erfolgen.  

Eine Alarmgabe über akustische Signalgeber an die anonyme Öffentlichkeit ist 
grundsätzlich zu unterlassen. Zur gewünschten Abschreckung von Tätern können 
akustische Signalgeber für den Externalarm im Objektinnern vorgesehen werden 
(außer wenn von der Polizei anders gefordert). Ein optischer und akustischer 
Externalarm sollte jedoch nur dann ausgelöst werden, wenn die Übertragung des 
Fernalarms fehlschlägt. 

2.5 Mit der Alarmmeldung an die EE-Pol kann die Übertragung weiterer alarmbezogener 
Informationen erfolgen (z. B. Bildübertragung gemäß Anlage 6). 

2.6 Der Bund bzw. die Bundesländer können in der Anlage 13 zusätzliche Regelungen 
erlassen, die dann für den jeweiligen Zuständigkeitsbereich mitgültig sind. 

 

3 ÜEA-Provider/Konzessionär  

3.1 Zur Alarmweiterleitung an die Polizei ist je nach Vorgabe des Bundes bzw. des 
jeweiligen Bundeslandes berechtigt, wer aufgrund eines besonderen Vertrags mit der 
Polizei hierzu ermächtigt wurde (Konzessionär bzw. ÜEA-Provider). 

Dieser Vertrag schließt die Errichtung und Instandhaltung von Anlageteilen im 
überwachten Objekt nicht ein (siehe Anlage 2).  

3.2 Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider muss die in dieser Richtlinie vorgeschriebenen 
Aufgaben, Regelungen, Voraussetzungen und Anforderungen (siehe insbesondere 
Anlagen 7b, 10 und 11) beachten und erfüllen. Die Polizei kann regelmäßig, bei 
Bedarf und berechtigten Zweifeln einen Nachweis, ob die Voraussetzungen und 
Anforderungen noch gegeben sind, verlangen. 

3.3 Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider muss zudem über die gemäß dieser Richtlinie 
geforderten Techniken zu Meldungsempfang, -verifikation und -weiterleitung (siehe 
insbesondere Anlage 10) verfügen. Fordert die Polizei aus zwingenden Gründen die 
Verlegung oder den Abbau von Anlageteilen des Konzessionärs bzw. ÜEA-Providers 
in einer Polizeiliegenschaft, gehen die damit verbundenen Kosten zu Lasten des 
Konzessionärs bzw. ÜEA-Providers. 

 

4 Planung, Errichtung, Anschluss, Änderung, Erweiterung und 
Instandhaltung 

4.1 ÜEA dürfen nur von leistungsfähigen, qualifizierten Fachunternehmen (gemäß 
Anlage 7a bzw. 7b) und unter Beachtung der entsprechenden Projektierungs- und 
Installationshinweise (siehe Anlage 5a, 5b bzw. 5c) errichtet, geändert, erweitert und 
instand gehalten werden. 

Für die Instandhaltung von GMA ist ein Instandhaltungsvertrag abzuschließen und 
bei der Abnahme sowie bei Anforderung durch die Polizei vorzulegen. Dies gilt nicht 
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für Körperschaften des öffentlichen Rechts, die über eigene geeignete Fachkräfte 
verfügen, die diese Arbeiten ganz oder teilweise selbst durchführen können.  

4.2 Für die Errichtung und Instandhaltung von Anlagen, die dem Schutz von VS im Sinne 
der VSA dienen (vgl. Nr. 4.8), kommen nur Fachunternehmen in Betracht, die in der 
Geheimschutzbetreuung des Bundesministers für Wirtschaft und Energie bzw. der 
zuständigen Landesbehörde stehen und für die dieser beziehungsweise diese einen 
entsprechenden Sicherheitsbescheid erteilt hat. Die eingesetzten Kräfte müssen 
entsprechend den Geheimschutzvorschriften überprüft und ermächtigt sein. 

4.3 Fachkräfte der Polizei sind zur Beratung bereits frühzeitig in der Planungsphase bzw. 
bei der Erarbeitung des Sicherungskonzeptes hinzuzuziehen. 

4.4 Vor der Errichtung einer GMA, die an die EE-Pol angeschlossen werden soll, ist im 
Auftrag des Anschlussbewerbers/Betreibers und Errichters/Instandhalters vom 
Konzessionär bzw. ÜEA-Provider rechtzeitig schriftlich ein Antrag zur Errichtung 
gemäß Anlage 3 an die Polizei zu stellen. Dies gilt auch bei Neuanschlüssen von 
GMA, die bisher noch nicht angeschlossen waren sowie nach einer Erweiterung oder 
wesentlicher Änderung von bereits angeschlossenen GMA. Mit der 
Installation/Erweiterung/Änderung der Anlage darf grundsätzlich erst nach der 
Genehmigung durch die Polizei begonnen werden. 

4.5 Nach der Errichtung einer GMA, die an die EE-Pol angeschlossen werden soll, ist im 
Auftrag des Anschlussbewerbers/Betreibers und Errichters/Instandhalters vom 
Konzessionär bzw. ÜEA-Provider rechtzeitig schriftlich ein Abnahmeantrag gemäß 
Anlage 4 an die Polizei zu stellen. Dies gilt auch nach einer Erweiterung oder 
wesentlicher Änderung von angeschlossenen GMA. Dem Antrag ist/sind eine/die 
komplette/n Anlagenbeschreibung/en (siehe Anlage 4) beizufügen. 

4.6 Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider muss sich vor der Stellung des 
Abnahmeantrages vom Errichter/Instandhalter bestätigen lassen, dass die GMA 
gemäß der ÜEA-Richtlinie zugrunde zu legenden Projektierung vollständig installiert 
und betriebsbereit ist. Wird festgestellt, dass die Anlage nicht vollständig installiert 
und betriebsbereit ist, ist die Polizei berechtigt, die Überprüfung abzusagen oder 
abzubrechen. In diesem Fall kann die Polizei dem Konzessionär bzw. ÜEA-Provider 
für den Mehraufwand ein Entgelt in Rechnung stellen (siehe Nr. 6.2).  

4.7 Vor dem Anschluss an die EE-Pol wird die GMA durch Fachkräfte der Polizei 
stichprobenartig auf Einhaltung der ÜEA-Richtlinie überprüft (siehe Anlage 9). Art und 
Umfang der Abnahme wird durch die zuständige Fachkraft der Polizei festgelegt. Bei 
Erweiterung und Änderung entscheidet die Polizei, ob eine erneute Abnahme der 
ÜEA erforderlich ist. Die Prüfung erfolgt ausschließlich im öffentlichen Interesse. Auf 
Anforderung der Polizei muss der Errichter bzw. Instandhalter sowie ggf. der 
Konzessionär bzw. ÜEA-Provider auf eigene Kosten die Fachkräfte der Polizei bei 
den Überprüfungen unterstützen. Der Anschluss an die EE-Pol durch den 
Konzessionär bzw. ÜEA-Provider darf erst nach Erteilung der Anschluss-
genehmigung durch die Polizei erfolgen. 

4.8 ÜMA/EMA, die zum Schutz von Verschlusssachen (VS) im Sinne der 
Verschlusssachenanweisung (VSA) oder aufgrund einer Beratung durch eine 
Verfassungsschutzbehörde zum Zweck des materiellen Sabotageschutzes errichtet 
werden, unterliegen zusätzlich besonderen Ausführungsbestimmungen des 
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) bzw. der 
Verfassungsschutzbehörden. Diese Anlagen werden i. d. R. in Verbindung mit der 
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Abnahme durch die Polizei einer Abnahmeprüfung durch das BSI, die zuständige 
Verfassungsschutzbehörde oder einer von ihr beauftragten Stelle unterzogen. Im 
militärischen Bereich tritt an die Stelle der oben genannten Behörden der Militärische 
Abschirmdienst, im Bereich der geheimschutzbetreuten Wirtschaft der 
Bundesminister für Wirtschaft und Energie beziehungsweise die zuständige 
Landesbehörde. 

4.9 Bei Arbeiten an der GMA (z. B. bei Wartung/Instandhaltung) hat der Betreiber 
unmittelbar vor Arbeiten an der GMA diese beim Konzessionär bzw. ÜEA-Provider 
mit dem vereinbarten, geeigneten Authentifizierungsverfahren (z. B. Betreiber-
kennwort) anzuzeigen.  

Testmeldungen (Probealarme) dürfen nur vom Fachunternehmen ausgelöst werden 
und sind auf ein Minimum zu reduzieren. Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider 
übernimmt durch seinen Alarmdienst (AD) alle Testmeldungen und arbeitet diese ab. 
Während dieser Zeit erfolgt grundsätzlich keine Weiterleitung über die AÜA-Pol und 
somit auch keine Anzeige an der Bedien- und Anzeigeeinrichtung (BE) der EE-Pol 
bzw. im Einsatzleitsystem/-rechner (ELS/ELR) der Polizei. Die zuständige 
Polizeibehörde/-dienststelle ist nur im Bedarfsfall vom Konzessionär bzw. ÜEA-
Provider zu beteiligen. 

 

5 Alarmauslösung/Intervention 

5.1 Um eine optimale Intervention zu gewährleisten, werden bei der zuständigen 
Polizeibehörde/-dienststelle Einsatzunterlagen (Karteien/Dateien) vorgehalten. 

Diese sollten enthalten: 

 Kennnummer der ÜEA  

 Art der Anlage 

 Name, Anschrift, Telefonnummer 

 einheitlich getarnte Kennzeichnung der VS-Dienststellen 

 Pläne (Lagepläne, Grundrisspläne, Objektskizzen) Anfahrtsweg 

 Bilder des Objektes und der Liegenschaft 

 Regelungen der Schlüsselaufbewahrung/-zuführung 

 zuständige Polizeibehörde/-dienststelle 

 besondere objekt-/personenbezogene Einsatzhinweise (z. B. Videoüber-
wachung) 

 Alarmplan, Weitergabe von Meldungen 

 Ausstellungsdatum (gegebenenfalls Datum der letzten Berichtigung) 

 Sonstige Angaben (z. B. Durchwahlrufnummern der Auslöse-/Sprechstellen 
eines NGRS, erforderliche Unterlagen zu Videosystemen) 

Für die Erstellung ist der Betreiber mit dem Errichter/Instandhalter der GMA 
verantwortlich. Die Unterlagen müssen durch den Konzessionär bzw. den ÜEA-
Provider spätestens zur Abnahme an die Polizei übergeben werden. Um eine 
Aktualität der Daten sicher zu stellen, sind der Polizei Änderungen unverzüglich über 
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den Konzessionär bzw. der ÜEA-Provider mitzuteilen. Diese Daten sind mindestens 
einmal pro Jahr (z. B. im Rahmen einer Wartung) auf Aktualität hin zu überprüfen.  

5.2 Grundsätzlich werden keine Objektschlüssel bei der Polizei hinterlegt. 

Die Polizei kann die Installation eines entsprechenden Schlüsseldepots 
(Polizeischlüsseldepot) empfehlen, z. B. um eine schnellere Intervention durch die 
Polizei zwecks Gefahrenabwehr zu ermöglichen. 

5.3 Im Alarmfall muss der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider über seinen Alarmdienst die 
vom Betreiber benannte/n Person/en bzw. Dienstleister unverzüglich benach-
richtigen, damit die erforderlichen Maßnahmen (siehe Nr. 8.7 der Anlage 10) 
durchgeführt werden.  

Die Anlage darf erst dann wieder scharfgeschaltet werden, wenn die Ursache des 
Alarms festgestellt und beseitigt wurde. Die Alarmursache ist vom Betreiber oder 
einem von ihm benannten Verantwortlichen dem Konzessionär bzw. ÜEA-Provider 
mitzuteilen, der diese grundsätzlich innerhalb von drei Arbeitstagen per Fax oder E-
Mail an die Polizei weiterzuleiten hat. 

Die Polizei ist nicht verpflichtet, so lange am Objekt zu verharren, bis die Anlage 
wieder in Betrieb genommen werden kann.  

 

6 Datenschutz 

6.1 Der/Die Verantwortliche der zuständigen Polizeibehörde/-dienststelle hat bei 
Erhebung von personenbezogenen Daten bei der betroffenen Person diese über 
zahlreiche Dinge gem. Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (EU) 2016/679 (DS-
GVO) zu informieren. Dies ist europaweit einheitlich geregelt. Die DS-GVO ist jedoch 
nicht anwendbar, wenn beispielsweise gem. Art. 2 Abs. 2 lit. d) DS-GVO durch die 
zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes 
vor und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit (Richtlinie (EU) 
2016/680 (JI-RL)) personenbezogene Daten erhoben werden. Die JI-RL ist 
grundsätzlich nicht direkt anwendbar, sondern bedarf der Umsetzung. In diesen 
Fällen greifen dann je nach Gesetzgebungskompetenz die Vorschriften, die in 
Deutschland bundesweit für die Bundesbehörden oder Private erlassen wurden, das 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) sowie spezifische Bundesgesetze (z. B. 
Strafprozessordnung), bzw. auf Landesebene die Landesdatenschutzgesetze sowie 
spezifische Gesetze (z. B. Polizeigesetze) der Länder. Dies ist im Rahmen der ÜEA-
Richtlinie der Fall, so dass innerhalb der Länder jeweils die landesspezifischen 
Informationspflichten - in Ausgestaltung des Art. 13 JI-RL - durch die 
Verantwortlichen umzusetzen sind (siehe Anlage 12).  

6.2 Die Anlage 12 (Datenschutzhinweise) ist stets zwingender Bestandteil von 
entsprechenden Vereinbarungen (z. B. bei Anträgen nach den Anlagen 3, 4 und 11a), 
wenn personenbezogene Daten verarbeitet (insbesondere erhoben) werden. 
Aufgrund der unterschiedlichen Gegebenheiten in den Bundesländern, ist die 
Anlage 12 jeweils landes-/behördenspezifisch zu befüllen.  
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7 Haftung/Kosten 

7.1 Die Polizei haftet gegenüber dem Betreiber der GMA, dem Errichter/Instandhalter 
und dem Konzessionär bzw. ÜEA-Provider nur für Schäden, soweit diese vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verursacht worden sind. 

7.2 Die jeweiligen Kosten richten sich nach dem Verwaltungskostenrecht des Bundes 
bzw. des jeweiligen Bundeslandes. 
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Abkürzungen 

AD Alarmdienst 

AES Alarmempfangsstelle 

AMS Alarmmanagementsystem 

AP Alarmprovider 

AÜA-AES Alarmübertragungsanlage zwischen überwachtem Objekt und AES 

AÜA-Pol Alarmübertragungsanlage zwischen AES und Polizei 

BDSG Bundesdatenschutzgesetz 

BE Bedien- und Anzeigeeinrichtung (Rückfallebene) 

BNetzA Bundesnetzagentur 

BSI Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 

DGUV Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 

DP Dual Path (Zweiwege-Übertragung) 

DS-GVO Datenschutz-Grundverordnung (EU) 2016/679 

EE-Pol Empfangseinrichtung bei der Polizei  

ELR Einsatzleitrechner 

ELS Einsatzleitsystem 

EMA Einbruchmeldeanlage 

GMA Gefahrenmeldeanlage 

GMS Gefahrenmanagementsystem 

GPRS General Packet Radio Service 

IT Informationstechnik 

JI-RL Richtlinie (EU) 2016/680 

KG/NA Kommunikationsgerät bzw. Netzabschluss 

LTE Long Term Evolution 

NA Netzabschluss 

NGRS Notfall- und Gefahrenreaktionssystem 

NSL Notruf- und Serviceleitstelle 

ORÜA optische Raumüberwachungsanlage 

PDV Polizeidienstvorschrift 

Pfh Pflichtenheft für ÜEA-Provider  

Pfk Pflichtenkatalog der Polizei für Errichterunternehmen von ÜMA/EMA 

PLZ Postleitzahl 

RMA Risikomanagementakte 

Sx Schnittstelle 

SP Single Path (Einweg-Übertragung) 

TD Technische Dienstleistung 

ÜE Übertragungseinrichtung 

ÜE-Pol Übertragungseinrichtung in der AES zur Polizei 

ÜEA Überfall- und/oder Einbruchmeldeanlage bzw. Anlage für Notfälle/Gefahren 
mit Anschluss an die Polizei 

ÜMA Überfallmeldeanlage  

UMTS Universal Mobile Telecommunications System 

ÜN Übertragungsnetz/e 
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ÜZ Übertragungszentrale 

VS Verschlusssache/n 

VSA Verschlusssachenanweisung 

VSS Videosicherheitssystem (Video Surveillance System) 

VÜA Videoüberwachungsanlage 

 

Begriffe und Definitionen 

(Teilweise aus einschlägigen Regelwerken, z. B.: EN, DIN, VdS, übernommen oder abgeleitet) 

 

Abnahme (im Sinne dieser Richtlinie) 

Stichprobenartige Sicht- und Funktionsprüfung der ÜEA-Anlageteile und deren 
Zusammenwirken unter Berücksichtigung des Sicherungskonzeptes durch die zuständige 
Fachkraft der Polizei. Hierzu gehört auch die Prüfung der Einhaltung der in dieser 
Richtlinie enthaltenen Regelungen (siehe insbesondere Anlage 9). 

 

Alarm 

Warnung vor einer bestehenden Gefahr für Leben, Eigentum oder Umwelt. 

Quelle: DIN EN 50131-1 

 

Alarmbilder 

Bilder, die zum Zeitpunkt einer Alarmauslösung für mindestens 5 Sekunden bei 1 Bild/ 
Sekunde gespeichert werden. Somit wird die Situation bei Alarmauslösung festgehalten 
und die Alarmursache kann ggf. erkannt werden. 

 

Alarmdienst (AD) 

Sicherungsdienstleistung, die darin besteht, Alarme und Meldungen unter 
Berücksichtigung aktueller schutzobjektrelevanter Informationen zu bewerten und 
geplante, d. h. vertraglich mit dem Kunden vereinbarte (Sicherungs-)Maßnahmen zur 
schnellstmöglichen Wiederherstellung der Schutzobjektsicherheit einzuleiten, zu 
überwachen sowie die Ergebnisse aus diesen Tätigkeiten zu dokumentieren. 

Anmerkung: Der Alarmdienst kann sowohl innerhalb, als auch außerhalb der Räumlichkeiten einer 
Alarmempfangsstelle durchgeführt werden. 

Quelle: VdS 2311 

 

Alarmempfangsstelle (AES) 

Eine ständig besetzte Stelle, an die Informationen über den Zustand einer oder mehrerer 
Alarmanlagen gemeldet werden. 

Quelle: DIN EN 50518 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Ersetze Alarmanlage durch GMA. 

 

Alarmmanagementsystem (AMS) 

Siehe Gefahrenmanagementsystem (GMS) 

 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

ANLAGE 1: ABKÜRZUNGEN, BEGRIFFE UND DEFINITIONEN 
 

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 1, STAND: 01.01.2019 SEITE 3/20 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

Alarmplan 

Teil des Maßnahmenplanes zur Dokumentation aller für einen ordnungsgemäßen 
Alarmdienst erforderlichen Informationen wie z. B. Name und Anschrift des 
Schutzobjektes, zu bearbeitende Meldungen und die hierzu vereinbarten Maßnahmen, 
Gefährdungsgrad, schutzobjektspezifische Risiken bzw. Gefahrenstellen, zu 
benachrichtigende Personen.  

Anmerkung: Der Alarmplan ist die wesentliche Handlungsgrundlage für den Alarmdienst. Die 
vorstehende Aufzählung ist nicht abschließend. 

Quelle: VdS 2311 

 

Alarmprovider (AP) 

Alarmempfangsstelle (AES), die zusätzliche Anforderungen an die Verarbeitung, 
Überwachung und Weiterleitung von Signalen (z. B. Alarme, Meldungen und 
Informationen) erfüllt. 

Quelle: VdS 2311 

 

Alarmübertragungsanlage (AÜA) 

Einrichtungen und Netze, die zur Übertragung von Informationen von einer oder mehrerer 
EMA/ÜMA an eine oder mehrere Alarmempfangsstellen dienen. 

Anmerkung: Alarmübertragungsanlagen schließen direkte örtliche Verbindungen aus, d. h. das 
Zusammenschalten von Teilen einer EMA/ÜMA, die keine Schnittstelle erfordern, um die 
Information der EMA/ÜMA in eine für die Übertragung geeignete Form umzuwandeln. 

Quelle: DIN EN 50131-1 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Ersetze EMA/ÜMA durch GMA. Zudem wird eine AÜA auch 
zur Weiterleitung von Informationen aus einer AES zur EE-Pol genutzt. 

 

Allgemein anerkannte Regeln der Technik 
(Quelle: Handbuch der Rechtsförmlichkeit, 3., neubearb. Aufl. 2008) 

Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind schriftlich fixierte oder mündlich 
überlieferte technische Festlegungen für Verfahren, Einrichtungen und Betriebsweisen, 
die nach herrschender Auffassung der beteiligten Kreise (Fachleute, Anwender, 
Verbraucherinnen und Verbraucher und öffentliche Hand) geeignet sind, das gesetzlich 
vorgegebene Ziel zu erreichen, und die sich in der Praxis allgemein bewährt haben oder 
deren Bewährung nach herrschender Auffassung in überschaubarer Zeit bevorsteht. 

Anmerkung: Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind für ÜEA das, was sich in den 
einschlägigen Fachkreisen aufgrund praktischer Erfahrung als technisch geeignet durchgesetzt 
hat (als Grundlage gelten für ÜEA zumindest die Festlegungen der Normenreihen DIN EN 50130, 
DIN EN 50131, DIN EN 50136 und DIN EN 62676, DIN VDE 0833 Teile 1 und 3, VdS 2311, 
VdS 2364, VdS 2366, VdS 2463, VdS 2465, VdS 2466, 2 VdS 471, VdS 3134, VdS 3138 sowie 
ggf. die Unfallverhütungsvorschriften, wie z. B. die DGUV Vorschrift 25 und 26 – Kassen. Im 
Rahmen dieser Richtlinie werden auch Vornormen hinzugezählt, da diese von entsprechenden 
Fachgremien (hier der DIN/DKE) gemeinsam erarbeitet und veröffentlicht wurden sowie 
angewendet werden, wie z. B. der Normenreihe DIN VDE V 0827.  
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Amok 

Gewalthandlung bei der ein Täter wahllos oder gezielt, insbesondere mittels Waffen, 
Sprengmitteln, gefährlichen Werkzeugen oder außergewöhnlicher Gewaltanwendung, 
eine in der Regel zunächst nicht bestimmbare Anzahl von Personen verletzt oder getötet 
hat bzw. wenn dies zu erwarten ist und er weiter auf Personen einwirken kann. 

Quelle: DIN VDE V 0827-1 

 

Amokalarm 

Alarm aufgrund eines ausgelösten Melders eines Notfall- und Gefahrenreaktionssystems 
mit der Aufschrift „Polizei-Notruf“ (NGRS Melder) nach DIN VDE V 0827-1 in Folge eines 
Amok-Angriffs. 

 

Anlageteil 

Einzelne Einrichtungen, die zusammengeschaltet eine GMA bilden. 

Quelle: VdS 2311 

 

Anlageteile im überwachten Objekt 

Zu den Anlageteilen im überwachten Objekt gehören: 

 Überfall- und Einbruchmeldeanlage (ÜMA/EMA) bzw. sonstige, vergleichbare 
Anlage (z. B. Notfall- und Gefahrenreaktionssysteme (NGRS)) 

 Ggf. Videoüberwachungsanlage (VÜA) 
 Übertragungseinrichtung 
 Kommunikationsgerät 
 Leitungsverbindungen/Netzwerk 

Anmerkung: Im Sinne dieser Richtlinie werden diese Anlageteile allgemein unter dem Begriff 
Gefahrenmeldeanlage (GMA) zusammengefasst. 

 

Auflösung/Auflösungsklasse 

Die Auflösung von Bildern ergibt sich aus in der DIN EN 62676-4 definierten 
Detaillierungsgraden für die angegebenen Aktivitäten (Überprüfen, Identifizieren, 
Erkennen, Beobachten, Detektieren, Überwachen). Ob die definierten Anforderungen an 
die Auflösung erfüllt sind, muss mit Hilfe einer definierten Prüftafel im gesamten 
Überwachungsbereich (auch in den Randzonen) kontrolliert werden. 

 

Bedien- und Anzeigeeinrichtung (BE)  

Einrichtung, untergebracht in einer Alarmempfangsstelle, die den Alarmzustand oder den 
geänderten Alarmzustand von Alarmanlagen als Reaktion auf eingehende 
Alarmmeldungen ausgibt. 

Anmerkung: Die Bedien- und Anzeigeeinrichtung ist kein Bestandteil der Alarmübertragungs-
anlage. 

Quelle: DIN EN 50136-1 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Die BE bei der Polizei dient – soweit von der Polizei 
gefordert – als Rückfallebene, wenn die Alarme/Meldungen nicht ordnungsgemäß an das 
Einsatzleitsystem (ELS) bzw. den Einsatzleitrechner (ELR) übergeben werden kann. 
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Bedrohung 

Gegenwärtige Gefahr für Leben, körperliche Unversehrtheit oder Freiheit anderer 
Personen, die sich in der Gewalt oder im Einwirkungsbereich von Tätern mit krimineller 
Energie oder Aggressivität, Bewaffnung bzw. der Verfügbarkeit brennbarer oder 
Explosivstoffe befinden bzw. von denen eine Gefahr für die Allgemeinheit ausgeht. 

Quelle: DIN VDE V 0827-1 

 

Bedrohungsalarm 

Alarm, der willentlich von Personen aufgrund einer gegenwärtigen Gefahr für Leben, 
körperliche Unversehrtheit oder Freiheit anderer Personen, die sich in der Gewalt oder im 
Einwirkungsbereich von Tätern mit krimineller Energie oder Aggressivität, Bewaffnung 
bzw. der Verfügbarkeit brennbarer oder Explosivstoffe befinden bzw. von denen eine 
Gefahr für die Allgemeinheit ausgeht, ausgelöst wurde. 

Anmerkung zum Begriff: Der Bedrohungsalarm aufgrund einer Bedrohung nach DIN VDE V 0827-
1 (NGRS) ist nicht mit der niederwertigen Bedrohungsmeldung nach DIN VDE V 0826-1 (GWA) 
zu verwechseln. Je nach Ausführung (mit oder ohne automatische Auslösung eines Internalarms 
im Objekt) wird ein Alarm entweder als „Amok-Alarm“ oder als „Notruf“ übertragen. 

 

Bedrohungsmeldung 

Meldung, die willentlich von Personen im akuten Fall einer Bedrohung (z. B. Einbruch-
geräusche) ausgelöst werden kann und der EM-Funktion zugeordnet ist. 

Quelle: DIN VDE V 0826-1 

Anmerkung zum Begriff: Es handelt sich hierbei um die Auslösung eines Melders für Bedrohung 
bei Gefahrenwarnanlagen (GWA), der nicht ohne entsprechend vorgeschriebene, qualifizierte 
Alarmvorprüfung an die Polizei weitergemeldet und somit auch nicht durch eine ÜEA an die Polizei 
weitergeleitet werden darf.  

 

Beobachten 

Festgelegte funktionelle Bestimmung einer Kamera, welche es ermöglicht, 
charakteristische Einzelheiten von Individuen, wie z. B. auffällige Kleidung, zu sehen, 
während eine Ansicht von Aktivitäten im Umfeld eines Vorfalls gewährt wird. 

Anmerkung: Für PAL-Auflösung darf 

die Mindestgröße des Individuums 
nicht weniger als 25 % der 
Bildschirmhöhe betragen (bei 1080p: 
10 %).  

Ein Bildpunkt bildet max. 16 mm in 
natura ab. 

 

Quelle: DIN EN 62676-4 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Diese Auflösungsklasse mit 62,5 Pixel pro m soll der 
Bedienperson ermöglichen, ein Individuum (z. B. eine Person mit entsprechender Kleidung) 
aufgrund einer Livebildübertragung zu verfolgen. Die alte Bezeichnung für diese Auflösungsklasse 
war das „Wahrnehmen“, wobei jedoch ein Bildpunkt max. 20 mm in natura abbilden musste. 

Diese Auflösungsklasse findet in der Anlage 5c der ÜEA-Richtlinie keine Anwendung. 
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Betreiber (im Sinne dieser Richtlinie) 

Juristische oder natürliche Person, die von der Polizei die Genehmigung zur 
Errichtung/zum Betrieb einer ÜEA erhalten hat. Sie ist für den Betrieb der ÜEA ver-
antwortlich. Im Einzelfall kann die Verantwortlichkeit übertragen werden (siehe Ver-
antwortlicher). 

 

Bildpunkt 

Kleinster darstellbarer Teil eines Bildes. 

 

Bildübertragung-/Bildsteuerung (im Sinne dieser Richtlinie) 

Bildübertragung ist der Vorgang, Video- und Bilddaten zu der Empfangseinrichtung bei der 
Polizei (EE-Pol) zu übertragen oder von der Polizei die Videoüberwachungsanlage zu 
steuern. 

 

Bildübertragungseinrichtung (BÜE) 

Einrichtung im inneren Sicherungsbereich eines überwachten Objektes mit Schnittstellen 
zur Bildzentrale (S1B) und zum Übertragungsnetz (S2B). Die BÜE nimmt Bilddaten aus der 
Videoüberwachungsanlage auf und bereitet sie für die Übertragung vor. Weiterhin bereitet 
sie die von der Bildempfangszentrale abgegebenen Steuerbefehle auf und leitet sie an die 
angeschlossene Videoüberwachungsanlage weiter. 

 

Bildzentrale (BZ) 

Einrichtung im überwachten Objekt, die dem Anschluss der Videoerfassungseinheiten, der 
Überwachung und der Steuerung der Systemkomponenten dient. 

 

Detektieren (Erfassung) 

Festgelegte funktionelle Bestimmung einer Kamera, um der Bedienperson zu 
ermöglichen, zuverlässig und leicht zu ermitteln, ob irgendein Ziel, wie z. B. eine Person, 
anwesend ist oder nicht. 

Anmerkung: Ab einer VGA-Auflösung 
und höher (also auch für PAL und 
1080p) darf die Mindestgröße des 
Ziels nicht weniger als 10 % der Bild-
schirmhöhe betragen. 

Ein Bildpunkt bildet max. 40 mm in 
natura ab. 

Quelle: DIN EN 62676-4 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Diese Auflösungsklasse mit 25 Pixel pro m soll der 
Bedienperson ermöglichen, Bildänderungen durch eine Person von anderen Einflüssen zu 
unterscheiden. Die alte Bezeichnung für diese Auflösungsklasse war das Wahrnehmen, wobei 
jedoch ein Bildpunkt max. 20 mm in natura abbilden musste. 
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DGUV-Vorschrift 25 und 26 - Kassen (im Sinne dieser Richtlinie) 

Vorschrift der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) (früher Unfallver-
hütungsvorschrift), die Mindestschutzmaßnahmen der Kreditinstitute gegen Raubüberfälle 
festlegt.  

Hierzu gehören auch folgende DGUV -Informationen: 
 DGUV Information 215-611 (alte Bezeichnung: BGI 819-1 bzw. GUV-I 819-1) 

„Hinweise für die Erstellung einer Gefährdungsbeurteilung zur Umsetzung der UVV 
Kassen i. V. m. §§ 5 und 6 Arbeitsschutzgesetz“ 

 DGUV Information 215-612 (alte Bezeichnung: BGI 819-2 bzw. GUV-I 819-2) 
„Anforderungen an die sicherheitstechnische Ausrüstung von Geschäftsstellen“ 

 DGUV Information 215-613 (alte Bezeichnung: BGI 819-3 bzw. GUV-I 819-3) 
„Betrieb“ 

 

Dual Path (DP) 

Siehe Zweiweg-AÜA. 

 

Einbruchalarm 

Alarm, ausgelöst durch eine extern scharfgeschaltete Einbruchmelderzentrale, die von 
einem angeschlossenen Einbruchmelder eine entsprechende Erkennung eines 
Einbruchversuchs/Einbruchs gemeldet bekommen hat. 

 

Einbruchmeldeanlage (EMA) 

Gefahrenmeldeanlage zum Erkennen und Anzeigen der Anwesenheit, des Eindringens 
oder versuchten Eindringens eines Einbrechers in überwachte Bereiche sowie zum 
automatischen Überwachen von Gegenständen auf unbefugte Wegnahme. 

Quelle: VdS 2311 und in Anlehnung an DIN EN 50131-1 

 

Einweg-AÜA (single path / SP) 

Alarmübertragungsanlage mit einem Alarmübertragungsweg, um eine oder mehrere 
Alarmanlagen eines überwachten Objektes mit einer oder mehreren Anzeige- und 
Bedieneinrichtungen einer oder mehreren Alarmempfangsstellen zu verbinden.  

Quelle: DIN EN 50136-1 

 

Empfangseinrichtung bei der Polizei (EE-Pol) 

Einrichtung bei der Polizei, die Gefahrenmeldungen von GMA und ggf. weitere 
Informationen (z. B. Video-/Bildübertragung) empfängt und zur Bedien- und 
Anzeigeeinrichtung (BE) und zu einer Schnittstelle (SPol) in ein polizeiliches Intranet bzw. 
zu einem Einsatzleitrechner (ELR) oder einem Einsatzleitsystem (ELS) der Polizei 
weiterleitet. 
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Erkennen  

Festgelegte funktionelle Bestimmung einer Kamera, welche der Bedienperson das 
Erkennen eines Individuums ermöglicht. 

Anmerkung: Für PAL-Auflösung darf 
die Mindestgröße des Individuums 
nicht weniger als 50 % der 
Bildschirmhöhe betragen (bei 1080p: 
20 %). 

Ein Bildpunkt bildet max. 8 mm in 
natura ab. 

 

Quelle: DIN EN 62676-4 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Diese Auflösungsklasse mit 125 Pixel pro m soll der 
Bedienperson ermöglichen, ein offensichtlich bekanntes Individuum (z. B. eine Person) von 
anderen Individuen zu unterscheiden. 

 

Externalarm 

Alarm vor Ort zur Gefahrenabwehr. 

Beispiel: Akustische und/oder optische Signale und/oder Sprachdurchsagen. 

Quelle: DIN VDE 0833-1 

 

Fachkraft (im Sinne dieser Richtlinie) 

Person, die aufgrund ihrer fachlichen Ausbildung, Kenntnisse und Erfahrungen im Bereich 
der Gefahrenmeldeanlagentechnik besitzt, die einschlägigen Regelwerke (Normen, 
Richtlinien usw.) kennt sowie die ihr übertragenen Arbeiten beurteilen und sachgerecht 
ausführen kann. 

 

Fachunternehmen (im Sinne dieser Richtlinie) 

Konzessionär/ÜEA-Provider/Errichter/Instandhalter, welche insbesondere die in der 
Anlage 7 der ÜEA-Richtlinie geforderten Voraussetzungen erfüllen. 

 

Falschalarm 

Alarm, dem keine Gefahr zugrunde liegt. 

Quelle: DIN VDE 0833-1 

 

Fernalarm  

Alarm, der sich an eine nicht vor Ort befindliche beauftragte hilfeleistende Stelle richtet, 
z. B. Feuerwehr, Polizei oder Notruf- und Serviceleitstelle. 

Anmerkung zum Begriff: Fernalarm wird in der Normenreihe EN 50131 als „Ausgabe über AÜA“ 
bezeichnet. 

Quelle: DIN VDE 0833-1 
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Fernauslösen einer GMA bzw. eines NGRS 

Funktion zur Initiierung einer Bildübertragung, sofern ein Verdacht einer Straftat, aber kein 
Alarm aus der ÜEA vorliegt. 

 

Gefahrenmanagementsystem (GMS) 

Ein Softwaresystem zur Übernahme, Eingabe, Erzeugung, Speicherung, Weiterleitung, 
Verarbeitung und Anzeige von Meldungen und Daten sowie zur Steuerung von 
verschiedenen sicherheitstechnischen Systemen von einer oder mehreren Anlagen. 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Das GMS ist ein unterstützendes Werkzeug für  

 Bediener in Alarmempfangsstellen nach DIN EN 50518,  
 Bediener bei Alarmprovidern,  
 die Einsatzleitung in einer Notruf- und Service-Leitstelle sowie  
 externe Stellen im Rahmen der Durchführung von Alarm- und 

Interventionsdienstleistungen.  

Gefahrenmanagementsysteme erfüllen oftmals auch die Anforderungen an Einsatzleitsysteme, 
können durch diese aber auch unterstützt werden. 

 

Gefahrenmeldeanlage (GMA) (im Sinne dieser Richtlinie) 

Überfall-/Einbruchmeldeanlage (ÜMA/EMA) bzw. Anlage für polizeilich relevante 
Notfälle/Gefahren, die aus selbsttätig erfassten oder von Personen veranlassten 
Informationen Gefahrenmeldungen erzeugt und Störungen erfasst.  

 

Geiselnahmealarm 

Als Fernalarm zu übertragener Alarm, ausgelöst durch eine Eingabe eines 
entsprechenden Codes an einer Codetastatur bei der Unscharfschaltung einer 
Einbruchmeldeanlage durch eine Person, die durch einen Täter in ihrer Willens- und 
Handlungsfreiheit beeinflusst ist. 

Anmerkung: Die alte Bezeichnung lautete Bedrohungsalarm. 

 

Historienbilder (im Sinne dieser Richtlinie) 

Bilder, die in einem definierten Zeitabschnitt z. B. gemäß „DGUV Vorschrift 25 und 26 – 
Kassen“ vor einer Alarmauslösung in einem Speicher aufgezeichnet werden. Sie sollen 
gewährleisten, dass z. B. tatvorbereitende Maßnahmen erkennbar werden und ggf. eine 
Täteridentifikation ermöglicht wird. 

 

Identifikationsmerkmal (IM) 

Information, die vom Benutzer direkt oder über ein Identifikationsmittel der 
Eingabeeinrichtung eingegeben wird. 
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Identifizieren 

Festgelegte funktionelle Bestimmung einer Kamera zur Ermöglichung der zweifelsfreien 
Identifizierung eines Individuums. 

Anmerkung: Für PAL-Auflösung darf 
die Mindestgröße des Individuums 
nicht weniger als 100 % der 
Bildschirmhöhe betragen (bei 1080p: 
40 %). 

Ein Bildpunkt bildet max. 4 mm in 
natura ab. 

 

Quelle: DIN EN 62676-4 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Diese Auflösungsklasse mit 250 Pixel pro m soll 
ermöglichen, ein abgebildetes Individuum (z. B. eine Person) dem Original mit einer mittleren 
Wahrscheinlichkeit zuzuordnen. Insofern ist die vorstehende Definition der Norm bezüglich dem 
Verb „zweifelsfrei“ nicht immer erfüllbar. Die alte Bezeichnung für diese Auflösungsklasse war das 
„Erkennen“, wobei jedoch ein Bildpunkt max. 5 mm in natura abbilden musste. 

Diese Auflösungsklasse findet in der Anlage 5c der ÜEA-Richtlinie keine Anwendung, da in der 
Regel eine gerichtsverwertbare Identifizierung nicht ausreichend ist. 

 

Individuum (lateinisch für „unteilbares“ oder „Einzelding“) (im Sinne dieser Richtlinie) 

Zu erfassendes Zielobjekt, wie Ding, Etwas, Gegenstand, Merkmal oder Wesen (z. B. 
Person, Kleidungsstück, Aufschrift/Abbildung/Text/Logo auf einem Kleidungsstück, 
Leberfleck bei einer Person). 

 

Instandhaltung 

Kombination aller technischen und administrativen Maßnahmen sowie Maßnahmen des 
Managements während des Lebenszyklus einer Gefahrenmeldeanlage zur Erhaltung des 
funktionsfähigen Zustands oder der Rückführung in diesen, so dass diese die geforderte 
Funktion erfüllen kann [in Anlehnung an DIN 31051:2003-06, 4.1.1, bzw. 
DIN EN 13306:2001-09, 2.1]. 

Anmerkung: Die Instandhaltung wird in die Grundmaßnahmen Wartung, Inspektion, 
Instandsetzung und Verbesserung unterteilt. 

Quelle: DIN VDE 0833-1 

 

Kennwort (im Sinne dieser Richtlinie) 

Ein zwischen Betreiber und Konzessionär/ÜEA-Provider bzw. und Konzessionär/ÜEA-
Provider und Polizei vereinbartes Identifikationsmerkmal (Code-Wort) zur Autorisierung/-
Identifizierung bei besonderen Maßnahmen. 

 

Kommunikationsgerät/e (KG) 

Einrichtungen innerhalb der Übertragungswege in Alarmübertragungsanlagen, die nicht 
zu Netzen gehören. Dazu gehören z. B. Multiplexer, Konzentratoren, 
Verarbeitungsknoten, Diensteübergänge. KG können sich im Besitz des Netzbetreibers, 
des Betreibers der Alarmübertragungsanlage, des Betreibers der GMA oder Dritten 
befinden. 

Quelle: VdS 2311 
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Konzessionär 

Fachunternehmen, das aufgrund eines besonderen Konzessionsvertrages mit der Polizei 
berechtigt ist, die erforderlichen technischen Einrichtungen zum Empfang und zur 
Weiterleitung entsprechender Meldungen, Bilder und Alarme an die Polizei zu errichten 
und zu betreiben. 

 

Kryptogerät 

Gerät (sogenanntes Sub-Control-Center mit Protocol-Adaption-Controller), das bei älteren 
Anwendungen mit Anforderungen aus dem Geltungsbereich der Verschlusssachen-
anweisung (VSA) als Übertragungszentrale eingesetzt wird und die Entschlüsselung der 
mit dem vom BSI vorgegebenen Algorithmus verschlüsselten Daten vornimmt. 

 

Livebilder 

Bilder, die zum Zeitpunkt der Betrachtung von einer Kamera aufgenommen und über-
tragen werden. 

 

Meldebereich 

Bereich eines überwachten Objektes, in dem Einbrüche und Einbruchversuche oder das 
Auslösen eines Überfallmelders durch die EMA/ÜMA erkannt werden können. 

Anmerkung: Obwohl ein Meldebereich nur einen Melder enthalten kann, ist der Begriff 
„Meldebereich“ nicht identisch mit einem Eingang für Melder. Ein Meldebereich darf eine beliebige 
Anzahl von Meldern beinhalten. Beispiele für Meldebereiche sind Geschosse in Gebäuden, die 
Außenhaut eines Gebäudes, ein Anbau. 

Quelle: DIN EN 50131-1 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Ersetze EMA/ÜMA durch GMA und Überfallmelder durch 
Überfallmelder bzw. NGRS-Melder. 

 

Meldung 

Reihe von Signalen, die über Verbindungen gesandt werden und Identifizierung, 
Funktionsdaten und die verschiedenen Mittel einschließen, die für ihre eigene Integrität, 
Immunität und den ordnungsgemäßen Empfang zur Verfügung stehen. 

Quelle: DIN EN 50131-1 

 

Netzabschluss (NA) 

Elektrische (Schnittstelle) und mechanische Verbindung (z. B. Steckverbindung), die der 
Netzbetreiber zur Verfügung stellt und als Endpunkt seines Verantwortungsbereiches gilt. 

Anmerkung: Der NA kann auch Elektronik und/oder eine Energieversorgung enthalten. 

 

Notfall- und Gefahrenreaktionssystem (NGRS)  

System, das dem Schutz von Leib und Leben des Personals und aller im Gebäude 
befindlicher Personen dient und Ereignisse (Notfall- und Gefahrenmeldungen) aufnimmt, 
an einen technischen Empfänger weiterleitet und in geeigneter Weise bei einer 
hilfeleistenden Stelle darstellt. 
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Notruf- und Service-Leitstelle (NSL) 

Eine Organisation, die durch eine überwachte Sicherungskette technische 
Dienstleistungen und Sicherungsdienstleistungen zur Gefahrenabwehr für Schutzobjekte 
aufgrund vertraglicher Vereinbarungen und Maßnahmenpläne anbietet. 

Anmerkung: Die Organisation kann aus mehreren Kooperationspartnern bestehen. 

Quelle: VdS 2311 

 

Nutzer 

Zum Bedienen einer Alarmanlage berechtigte Person. 

Quelle: DIN EN 50131-1 

 

Pläne (Lagepläne, Grundrisspläne, Objektskizzen) 

Schematisierte Darstellungen/Bilder des überwachten Objekts aus denen u.a. 

 Art, Lage, Größe, Stockwerkanzahl 
 Zu-/Abfahrten, Ein-/Ausgänge 
 Räume und deren Lage 
 Überwachungsbereiche, Melder, Kamerastandorte 
 Wichtige Bedieneinrichtungen (z. B. Entrauchung bei Nebelgeräten, 

Stromabschaltung und Gas-Abstellhähne bei NGRS) 

entnommen werden können, so dass eine Führung der Interventionskräfte sowie ggf. die 
Steuerung von Anlageteilen - auch ohne Kenntnis der örtlichen Gegebenheiten - von der 
Ferne her durchführbar ist. Die Bezeichnungen müssen so gewählt werden, dass diese 
den im Alarmfall übertragenen Texten eindeutig zuzuordnen sind. 

Anmerkung: Es sind die einschlägigen EMA-/ÜMA-/NGRS-/Videosymbole zu verwenden (z. B. 
nach BHE Bundesverband Sicherheitstechnik e.V. bzw. VdS Schadenverhütung GmbH). 

 

Polizeilich relevante Sachverhalte 

Polizeilich relevante Sachverhalte im Sinne dieser Richtlinie sind alle Vorkommnisse und 
Zustände, die die Integrität von Personen oder eines Objektes beeinträchtigen oder 
gefährden. 
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Prüftafel (Prüfbild) 

Prüfbild nach DIN EN 62676-4 zur Überprüfung der Bildqualität. Hiermit kann die 
Auflösung der Bilder in Abhängigkeit von dem Überwachungsziel und der vorgegebenen 
Auflösungsklasse im gesamten Überwachungsbereich (auch in den Randzonen) 
kontrolliert werden. 

 
Anmerkung: Das hier dargestellte verkleinerte Format dient nur der Information und darf aufgrund 
der Verkleinerung nicht für die Prüfungen eingesetzt werden. 

 

Wenn eine Unterscheidung der 1 mm breiten schwarzen und weißen 
Abschnittsspitzen möglich ist, ist das Qualitätsniveau „Überprüfen“ erreicht. 

 

Wenn eine Unterscheidung der 4 mm breiten schwarzen und weißen 
Abschnittsspitzen möglich ist, ist das Qualitätsniveau „Identifizieren“ erreicht. 

 

Wenn eine Unterscheidung der 8 mm breiten schwarzen und weißen 
Abschnittsspitzen im mittleren Kreis möglich ist, ist das Qualitätsniveau 
„Erkennen“ erreicht. 
 

Wenn eine Unterscheidung der 40 mm breiten schwarzen und weißen 
Abschnittsspitzen im äußeren Kreis möglich ist, ist das Qualitätsniveau 
„Detektieren“ erreicht. 
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6 Farben können unterschieden werden: normale Farbtauglichkeit 
Anmerkung: Pink: Pantone 237 (Cyan 5 %, Magenta 50 %); Rot: Pantone 485 (Magenta 95 %, Yellow 100 %); Gelb: 
(Yellow 100 %); Grün: Pantone 360 (Cyan 60 %, Yellow 80 %); Türkis: Pantone 311 (Cyan 65 %, Yellow 15 %); Blau: 
Pantone 285 (Cyan 90 %, Magenta 45 %). 

 

6 Farben können unterschieden werden: erhöhte Farbtauglichkeit 
Anmerkung: Anwenden eines 50-%-Schwarzfilters auf jede Farbe von der ersten Linie an. 

 

11 Graustufenwerte, tiefes Schwarz (Hintergrund der Prüftafel) und reines 
Weiß. 

 
3 Graustufenwerte, tiefes Schwarz (Hintergrund der Prüftafel) und reines Weiß. 

 
Zentimeter-Lineal für die Bestimmung des Sichtfeldes. 

4 Auflösungen nach DGUV Information 215-612 zum Erkennen des 
Täters/Tatverdächtigen. 
Anmerkung: Die Auflösung reicht aus, wenn bei einer Aufnahmebreite von 1,5 m das Muster „C“ und besser „B“ und 
noch besser „A“ erkennbar ist. 
 

Erforderliche Mindestauflösung nach DGUV Information 215-612 zum Erfassen 
der wesentlichen Phasen eines Überfalls. 
Anmerkung: Die Auflösung reicht aus, wenn bei einer Aufnahmebreite von 6 m das Muster erkennbar ist. 

 

Qualifiziertes Bild 

Bild, das aufgrund 

 des Sicherungskonzepts, 
 der festgelegten Auflösungsklasse und 
 seiner technischen Qualität 

dazu geeignet ist, beim Empfänger die geforderte Verifikation aktuell durchführen zu 
können und Maßnahmen zur Gefahrenabwehr zu ermöglichen bzw. zu unterstützen. 

Anmerkung: Das qualifizierte Bild ist die Voraussetzung, um eine konkrete Situation bewerten zu 
können. Dies geht über das Beobachten hinaus. Je nach Sicherungskonzept ist zumindest ein 
Erkennen, Identifizieren bzw. Überprüfen erforderlich 

 

Quittierung 

Handlung eines Bedieners, um anzuzeigen, dass eine Nachricht angenommen wurde. 

 

Schnittstelle (Sx) 

Gedachter oder tatsächlicher Übergang an der Grenze zwischen zwei Funktionseinheiten 
mit den vereinbarten Regeln für die Übergabe von Daten und Signalen. Schnittstellen sind 
in der Regel standardisierte Übergabestellen innerhalb eines Systems oder Netzwerkes, 
das der Kommunikation dient. 

Anmerkung: Der mit dem Kürzel S verwendete Index x steht für eine Ziffernfolge oder Zahl mit der 
die Schnittstelle eindeutig zugeordnet wird. 
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Sicherungsbereich 

Umfasst die Überwachung in sich abgeschlossener Objekte, abgeschlossener 
Teilbereiche von Objekten und abgegrenzter Räume auf eine Gefahrenart, um bei 
Meldungen geeignete Maßnahmen treffen zu können. 

Anmerkung 1: Eine Gefahrenmeldeanlage darf einen oder mehrere Sicherungsbereiche enthalten. 

Anmerkung 2: Ein Sicherungsbereich darf nur einer Gefahrenmeldeanlage angehören. 

Anmerkung 3: Ein Sicherungsbereich darf mehrere Meldebereiche umfassen. 

Anmerkung 4: Sicherungsbereiche für unterschiedliche Gefahrenarten müssen nicht identisch 
sein. 

Quelle: DIN VDE 0833-1 

 

Sicherungskonzept  

Gesamtheit der festgelegten organisatorischen, personellen, technischen und baulichen 
Maßnahmen zur Sicherung eines Objektes und zur Abwehr von Gefahren. 

Anmerkung 1: Das Sicherungskonzept muss mindestens Angaben enthalten über die 
Gebäudenutzung, das Risiko für das Objekt, zu den Schutzzielen der Gefahrenmeldeanlage wie 
Personen- und/oder Sachschutz, den mit automatischen Meldern zu überwachenden Bereichen, 
den von Personen zu betätigenden nichtautomatischen Meldern, zu gegebenenfalls vorhandenen 
Steuerfunktionen, Personenschutzmaßnahmen, Alarmierungseinrichtungen und Alarmierungs-
bereichen und zu hilfeleistenden Stellen. 

Quelle: DIN VDE 0833-1 

Anmerkung 1 im Sinne dieser Richtlinie: Die Festlegung der Maßnahmen soll durch den Betreiber 
(z. B. Bauherr, ausschreibende Stelle o. ä.) in Abstimmung mit der Polizei erfolgen. 

Anmerkung 2 im Sinne dieser Richtlinie: Unter „Objekt“ sind im Sinne der Projektierung von ÜEA 
die sicherungstechnisch relevanten Räume, Einzelobjekte und Bereiche zu verstehen, die 
überwacht werden sollen (Beispiel: Soll lediglich ein Wertschutzraum überwacht werden, ist das 
umfassende Sicherungskonzept für diesen Raum zu erstellen). Der Kosten/Nutzen-Aspekt sollte 
hierbei zwar berücksichtigt werden, es darf jedoch nicht zu gravierenden sicherungstechnisch zu 
fordernden Abstrichen kommen. 

 

Single Path (SP) 

Siehe Einweg-AÜA. 

 

Stand der Technik (Quelle: Handbuch der Rechtsförmlichkeit, 3., neubearb. Aufl. 2008 

Stand der Technik ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen und 
Betriebsweisen, der nach herrschender Auffassung führender Fachleute das Erreichen 
des gesetzlich vorgegebenen Zieles gesichert erscheinen lässt. Verfahren, Einrichtungen 
und Betriebsweisen oder vergleichbare Verfahren, Einrichtungen und Betriebsweisen 
müssen sich in der Praxis bewährt haben oder sollten – wenn dies noch nicht der Fall ist – 
möglichst im Betrieb mit Erfolg erprobt worden sein. 

Im Recht der Europäischen Union wird auch die Formulierung „die besten verfügbaren 
Techniken“ verwendet. Dies entspricht weitgehend der Generalklausel „Stand der 
Technik“. 

Anmerkung: Stand der Technik ist für ÜEA das, was technisch möglich, in der Praxis erfolgreich 
angewandt, aktuell am Markt verfügbar und von einer zur Prüfung nach DIN EN ISO/IEC 17025 
und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für den Bereich Gefahrenmeldeanlagentechnik 
akkreditierten Stelle geprüft und zertifiziert ist. 
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Testmeldung 

Meldung, der keine Nutzinformationen (z. B. Gefahrenmeldung) zugrunde liegt und die zur 
Überprüfung des Übertragungsweges und der Verfügbarkeit dient. 

 

Überfall-/Einbruchmeldeanlage bzw. Anlage für Notfälle/Gefahren mit Anschluss an 
die Polizei (ÜEA) 

Überfall- und/oder Einbruchmeldeanlage (ÜMA/EMA) bzw. Anlage für polizeilich relevante 
Notfälle/Gefahren im Sinne der einschlägigen Normen (siehe ÜEA-Richtlinie Nr. 1.4), 
deren Alarme und Meldungen über die entsprechend den Bestimmungen der ÜEA-
Richtlinie geforderten Einrichtungen und Bestandteile zur EE-Pol weitergeleitet werden. 

 

Überfallalarm 

Aufforderung zum Herbeiruf von Hilfe bei einer durch Überfall bestehenden Gefahr für 
Personen. 

Quelle: DIN VDE V 0833-3 

Anmerkung zum Begriff: Es handelt sich hierbei um die Auslösung eines Überfallmelders, der 
willentlich von einer Person ausgelöst wurde, 

 

Überfallmeldeanlage (ÜMA) 

Alarmanlage, die dem Nutzer die Mittel zur Verfügung stellt, mit denen er absichtlich einen 
Überfallalarmzustand erzeugen kann. 

Quelle: DIN EN 50131-1 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Er darf sich dabei nur um einen willentlich von einer Person 
ausgelösten Alarm handeln. 

 

Überprüfen 

Festgelegte funktionelle Bestimmung einer Kamera zur Befähigung der Bedienperson zum 
Erhalt von Informationen bezüglich eines Individuums. 

Anmerkung: Ein Beispiel für ein 
Individuum kann einen Text oder ein 
Logo auf Kleidungsstücken 
einschließen. Für PAL-Auflösung darf 
die Mindestgröße des Individuums 
nicht weniger als 400 % der 
Bildschirmhöhe betragen (bei 1080p: 
150 %). 

 

Ein Bildpunkt bildet max. 1 mm in natura ab. 

Quelle: DIN EN 62676-4 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Diese Auflösungsklasse mit 1.000 Pixel pro m soll 
ermöglichen, abgebildete Merkmale (z. B. an Personen oder Kleidungsstücken) dem Original mit 
einer hohen bis hin zur an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zuzuordnen. Die alte 
Bezeichnung für diese Auflösungsklasse war das „Identifizieren“. 
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Übertragungseinrichtung (ÜE) 

Einrichtung beim überwachten Objekt einschließlich der Schnittstellen zur Alarmanlage 
und zum Alarmübertragungsnetz. 

Quelle: DIN EN 50131-1 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: ÜE werden auch in der AES zur Übertragung an die EE-
Pol genutzt. 

 

Übertragungsweg 

Übertragungsweg zwischen einer individuellen Alarmanlage und ihrer/ihren zugehörigen 
Alarmempfangsstelle(n).  

Quelle: DIN EN 50131-1 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Zu den Übertragungswegen zählen auch die äußeren 
Verbindungen von Anlageteilen einer GMA. Zudem werden Übertragungswege auch zwischen 
AES und EE-Pol genutzt. 

 

Übertragungszentrale (ÜZ) 

Empfangseinrichtung in Alarmübertragungsanlagen, die Meldungen aus 
Gefahrenmeldeanlagen empfängt, auswertet, ggf. speichert und Steuersignale an die 
Übertragungseinrichtung (ÜE) weiterleitet. 

Quelle: VdS 2311 

 

Überwachen 

Festgelegte funktionelle Bestimmung einer Kamera, um das Anschauen der Anzahl, 
Ausrichtung und Geschwindigkeit von Bewegungen von Menschen über einen großen 
Bereich zu ermöglichen, vorausgesetzt, ihre Anwesenheit ist der Bedienperson bekannt. 

Anmerkung: Ab einer VGA-Auflösung 
und höher (also auch für PAL und 
1080p) darf die Mindestgröße der 
Menschenmasse nicht weniger als 
5 % der Bildschirmhöhe betragen. 

Ein Bildpunkt bildet max. 80 mm in 
natura ab. 

Quelle: DIN EN 62676-4 

Anmerkung im Sinne dieser Richtlinie: Diese Auflösungsklasse mit 12,5 Pixel pro m soll der 
Bedienperson ermöglichen, eine Personengruppe aufgrund einer Livebildübertragung zu 
verfolgen. 

Diese Auflösungsklasse findet in der Anlage 5c der ÜEA-Richtlinie keine Anwendung. 

 

Überwachungsbereich 

Bereich, der von einem automatischen Melder erfasst oder von einer Person überwacht 
wird. 

Quelle: DIN VDE 0833-1 

 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

ANLAGE 1: ABKÜRZUNGEN, BEGRIFFE UND DEFINITIONEN 
 

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 1, STAND: 01.01.2019 SEITE 18/20 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

ÜEA-Gateway (im Sinne dieser Richtlinie) 

Einrichtung des Konzessionärs/ÜEA-Providers zum Empfangen und Weiterleiten von 
Meldungen und ggf. Bildern an die Polizei bzw. an das überwachte Objekt. 

 

ÜEA-Provider 

Fachunternehmen, das die von der Polizei geforderten Voraussetzungen und Kriterien 
erfüllt, die geforderten Pflichten einhält, die erforderlichen technischen Einrichtungen 
errichtet und betreibt sowie aufgrund eines Vertrags mit der Polizei berechtigt ist, 
entsprechende Meldungen, Bilder und Alarme im Sinne dieser Richtlinie an die Polizei 
weiterzuleiten. 

 

Unfallverhütungsvorschrift (UVV) „Kassen“ (alte Bezeichnung) 

Infolge der Fusion der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung zur Deutschen 
Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) hat sich die Bezeichnung der Unfallverhütungs-
vorschrift seit 1. Mai 2014 geändert (siehe DGUV-Vorschrift 25 und 26). 

 
Verantwortlicher (im Sinne dieser Richtlinie) 

Natürliche Person, die vom Betreiber die Verantwortung für den Betrieb der GMA 
übertragen bekommen hat und die der Polizei als solche benannt wurde. Die Bedienung 
der Anlage kann an weitere Nutzer übertragen werden. 

 

Verbindung 

Verbindungen von Anlageteilen einer GMA. Sie dienen der Übertragung von Informationen 
bzw. Meldungen in einer Gefahrenmeldeanlage. 

Anmerkung: Es wird unterschieden zwischen exklusiven Verbindungen, bei denen die Verant- 
wortung für die Verbindung in einer Zuständigkeit liegt und nicht exklusiven Verbindungen, auf die 
auch Dritte Zugriff haben. 

 

Videoüberwachungsanlage (VÜA) / Videosicherheitssystem (VSS) 

Gesamtheit aller im überwachten Objekt installierten, aufeinander abgestimmte 
technische Anlageteile zur Bilderzeugung, Bildübertragung, Bildsteuerung, 
Bilddokumentation, Bildspeicherung, Bilddarstellung und Bildbewertung. 

 

Voralarmbilder 

Bilder, die mindestens 5 Sekunden vor Alarmauslösung bei 1 Bild/Sekunde in einem 
Speicher aufgezeichnet werden. Sie sollen gewährleisten, dass tatvorbereitende 
Maßnahmen erkennbar werden und ggf. eine Täteridentifikation ermöglicht wird. 

 

Wesentliche Änderungen 

Änderungen, bei dem der Aufbau bzw. Umfang der GMA verändert wird, sowie bei 
Austausch wesentlicher Anlageteile mit zentralen Funktionen (z. B. Zentrale, ÜE) und 
Überfallmeldern gegen Anlageteile anderen Typs oder bei Änderungen in der 
Konfiguration. 
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Zwangsläufigkeit 

Maßnahme, die verhindert, dass eine nicht in allen Teilen funktionsfähige EMA 
scharfgeschaltet werden kann oder bei einer scharfgeschalteten EMA versehentlich Ex- 
ternalarm durch den Betreiber ausgelöst wird (z. B. Begehung der Räume ohne vorherige 
Unscharfschaltung).  

 Bauliche Zwangsläufigkeit: Alle baulichen Maßnahmen zur Einhaltung der Zwangs-
läufigkeit, z. B. Sperrschlösser, einseitige Schließbarkeit von Außentüren. 

 Elektrische Zwangsläufigkeit: Alle elektrischen Maßnahmen zur Einhaltung der 
Zwangsläufigkeit, z. B. Verschlussüberwachung von Außentüren, elektrische Ver-
riegelung von Sperrelementen bei scharfgeschalteter EMA, Blockierung der als 
Blockschloss ausgeführten Schalteinrichtung bei nicht voll funktionsfähiger EMA. 

 Organisatorische Zwangsläufigkeit: Alle organisatorischen Maßnahmen zur 
Einhaltung der Zwangsläufigkeit, z. B. Zugangs-, Anwesenheits- und Abgangs-
überwachung von Personen. 

Quelle: VdS 2311 

 

Zweiwege-AÜA (dual path / DP) 
Alarmübertragungsanlage mit einem Erst-Alarmübertragungsweg und einem 
unterschiedlichen alternativen Alarmübertragungsweg mit zwei Schnittstellen zum 
Übertragungsnetz in der ÜE, um eine oder mehrere Alarmanlagen eines überwachten 
Objektes mit einer oder mehreren Anzeige- und Bedieneinrichtungen einer oder mehreren 
Alarmempfangsstellen zu verbinden. 

Quelle: DIN EN 50136-1 
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Anlage 2 

Aufbau einer ÜEA 

mit optionaler Bildübertragung 

(Abbildung) 

der 

Richtlinie 

für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen 

bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 

(ÜEA-Richtlinie) 

Stand: Januar 2019 
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Aufbau einer ÜEA mit optionaler Bildübertragung 

* Für die Bildübertragung reicht anstatt einer DP4- auch eine Single-Path-Verbindung
aus.

** Je nach Bundesland nicht vorhanden. 
*** Nur bei älteren Anlagen gemäß Verschlusssachenanweisung (VSA) des BSI 

erfordelich. 

Legende: siehe Anlage 1 der ÜEA-Richtlinie 
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Anlage 3 

Antrag zur Errichtung, 

Erweiterung, Änderung einer ÜEA 

der 

Richtlinie 

für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen 

bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 

(ÜEA-Richtlinie) 

Stand: Januar 2019 
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Antragsformular 
 
Briefkopf des Ort, Datum 
Konzessionärs/ÜEA-Providers 
 
 
An 
 
.............................................................. 
.............................................................. 
.............................................................. 
.............................................................. 
 (Anschrift Polizeibehörde) 
 
Antrag zur Errichtung / Erweiterung / wesentlichen Änderung* einer 
Überfall-/Einbruchmeldeanlage bzw. Anlage für Notfälle/Gefahren mit Anschluss an 
die Polizei (ÜEA) 
 

Für folgendes Objekt beantragt der Konzessionär/ÜEA-Provider im Namen/Auftrag der Mitunterzeichner die 
Errichtung / Erweiterung / Änderung* einer ÜEA bei(m)  
 

.......................................................................................................................................................................  : 
 

Angaben zum Anschlussbewerber (Betreiber): 
Name:  

Straße:  

PLZ, Ort:  
Telefon:  

 

Angaben zum überwachten Objekt (Verantwortlicher, Nutzer): 
Bezeichnung:  

Name Verantwortlicher:  
Straße:  

PLZ, Ort:  

Telefon:  
 

Angaben zum Fachunternehmen (Errichter der GMA): 
Firma:  

Straße:  
PLZ, Ort:  

Telefon:  
 

Angaben zum Fachunternehmen (Instandhalter der GMA): 
(nur bei Erweiterung / Änderung erforderlich) 
Firma:  

Straße:  

PLZ, Ort:  
Telefon:    
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Angaben zur GMA (kurze technische Beschreibung - Planungsstand): 
Art der Anlage (ÜMA/EMA/NGRS):  
Fabrikat/Typ der GMA-
Zentrale:  

Art/Fabrikat/Typ der Über-
tragungseinrichtung:  

Genutzte 
Übertragungsnetze:  

Anzahl und Art 
der Melder:  

Anzahl und Aufteilung der 
Meldergruppen:  

Video-Überwachung (VÜA):  ja   nein  (wenn ja, Kurzbeschreibung auf gesondertem Blatt beigefügt) 
 mit   ohne Anschluss an die Empfangseinrichtung der Polizei 

Schutzziel(e): 
  

Projektierungsskizze: auf gesondertem Blatt beigefügt 
 

Die Unterzeichner erkennen die „Richtlinie für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen bzw. Anlagen für Notfälle/Ge-
fahren mit Anschluss an die Polizei (ÜEA-Richtlinie)“ an und verpflichten sich, diese in der jeweils gültigen 
Fassung einzuhalten. 
 

Die Polizei kann die Genehmigung gem. Nr. 1.6 der ÜEA-Richtlinie widerrufen und die Abschaltung der 
Alarmübertragung zur Polizei durch den Konzessionär/ÜEA-Provider veranlassen. Eine Ersatzpflicht der Po-
lizei für Schäden, die aus einer Abschaltung entstehen, ist ausgeschlossen. 
 

Alle Unterzeichner erklären, dass Sie die landes-/behördenspezifischen Datenschutzhinweise (Anlage 12 
der ÜEA-Richtlinie) erhalten haben und willigen ein, dass die entsprechenden personenbezogenen Daten, 
wie in den Datenschutzhinweisen erläutert, zu Bearbeitungs- und Überprüfungszwecken in Zusammenhang 
mit diesem Antrag verarbeitet, insbesondere gespeichert und abgeglichen werden dürfen. Alle Unterzeichner 
haben davon Kenntnis genommen, dass Einwilligungen zur Datenverarbeitung jederzeit schriftlich widerru-
fen und die Löschung der entsprechenden personenbezogenen Daten verlangt werden kann. Gleichlautende 
Erklärungen der ansonsten benannten Verantwortlichen liegen dem jeweiligen Unterzeichner vor. 
 

Wir bitten um Genehmigung. 

………………………………………. ………………………………………. 
(Errichter) (Instandhalter) 

………………………………………. ………………………………………. 
(Konzessionär/ÜEA-Provider) (Anschlussbewerber/Betreiber) 

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 
Stempel/Briefkopf der Polizeidienststelle/Az. Ort, Datum 

  

 

Die Errichtung / Erweiterung / Änderung* der Anlage 
wird unter dem Vorbehalt genehmigt, dass sie der 
ÜEA-Richtlinie entspricht und störungsfrei arbeitet. 
Die Alarme sind gemäß Absprache differenziert 

 nach Melderguppe bzw. 
 bis zum einzelnen Melder zu übertragen. 

Nach der Fertigstellung ist zum Anschluss ein Abnah-
meantrag zu stellen. Die Genehmigung erfolgt nach 
der daraufhin vereinbarten Überprüfung/Abnahme der 
Anlage durch die Polizei. Diese Genehmigung kann 
gemäß Nr. 1.6 der ÜEA-Richtlinie widerrufen werden. 
 

Im Auftrag 

An 
(Konzessionär/ÜEA-Provider) 

............................................................................ 
 
............................................................................ 
 
............................................................................ 
 
............................................................................ 

 
………………………………………. 

(Unterschrift) 
* Nichtzutreffendes streichen 

 

 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI 

ÜEA-RICHTLINIE 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

Anlage 4 

Antrag für die Abnahme einer ÜEA 

 mit Abnahmeprotokoll 

und Anlagenbeschreibungen 

der 

Richtlinie 

für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen 

bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 

(ÜEA-Richtlinie) 

Stand: Januar 2019 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

 
 

ÜEA-RICHTLINIE  
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

  



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

ANLAGE 4: ABNAHMEANTRAG EINER ÜEA MIT ABNAHMEPROTOKOLL UND ANLAGENBESCHREIBUNGEN 
 

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 4, STAND: 01.01.2019 SEITE 1/3 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

Abnahmeantrag 
 
Briefkopf des Ort, Datum 
Konzessionärs/ÜEA-Providers 
 
 
An 
 

.............................................................. 

.............................................................. 

.............................................................. 

.............................................................. 
 (Anschrift Polizeibehörde) 
 
Abnahme einer Überfall-/Einbruchmeldeanlage bzw.  
Anlage für Notfälle/Gefahren mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 
 
Die mit Schreiben vom ...................., Az.: ................................ zur Errichtung / Erweiterung / Änderung* ge-
nehmigte ÜEA bei(m)/in .................................................................................................... mit folgender ÜEA-
Kennnummer ............................................... wird hiermit zur Abnahme beantragt. 

Als Anlage ist die zugehörige Anlagenbeschreibung vollständig ausgefüllt und unterschrieben beigefügt. 

Alle Fachunternehmen bestätigen, dass sie die in der „Richtlinie für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen bzw. 
Anlagen für Notfälle/Gefahren mit Anschluss an die Polizei (ÜEA-Richtlinie)“ enthaltenen Voraussetzungen 
und Pflichten erfüllen und die Regelungen beachten werden. 

Das Errichterunternehmen bestätigt, dass die errichtete / erweiterte / geänderte Anlage der ÜEA-Richtlinie 
und der/den Anlagenbeschreibung/en entspricht. Die Anlage entspricht/entspricht nicht* der technischen Be-
schreibung des Antrages/der Genehmigung* vom ....................... Die zugehörige/n Anlagenbeschreibung/en 
ist/sind beigefügt.  

Vom Konzessionär/ÜEA-Provider wird bestätigt, dass die Anlage nach den in der zz. gültigen ÜEA-Richt-
linie enthaltenen Regelungen anschlussbereit ist. 

Betreiber und Instandhalter bestätigen, dass die Anlage nach den in der ÜEA-Richtlinie enthaltenen Re-
gelungen betrieben bzw. instand gehalten wird. 

Es ist bekannt, dass die Polizei die Genehmigung gem. Nr. 1.6 der ÜEA-Richtlinie widerrufen und die Ab-
schaltung der Alarmübertragung zur Polizei durch den Konzessionär/ÜEA-Provider veranlassen kann. Eine 
Ersatzpflicht der Polizei für Schäden, die aus einer Abschaltung entstehen, ist ausgeschlossen. 

Alle Unterzeichner  
- stellen sicher, dass der prüffähige Zustand der Anlage und der Zugang zu allen Sicherungsbereichen 

durch Anwesenheit der Schlüssel-/Kombinationsträger gewährleistet ist; 
- erklären, dass Sie die landes-/behördenspezifischen Datenschutzhinweise (Anlage 12 der ÜEA-Richtli-

nie) erhalten haben und willigen ein, dass die entsprechenden personenbezogenen Daten, wie in den 
Datenschutzhinweisen erläutert, zu Bearbeitungs- und Überprüfungszwecken in Zusammenhang mit die-
sem Antrag verarbeitet, insbesondere gespeichert und abgeglichen werden dürfen; 

- haben davon Kenntnis genommen, dass Einwilligungen zur Datenverarbeitung jederzeit schriftlich wider-
rufen und die Löschung der entsprechenden personenbezogenen Daten verlangt werden kann; 

Gleichlautende Erklärungen der ansonsten benannten Verantwortlichen liegen dem jeweiligen Unterzeichner 
vor.  
 

Wir bitten um Abnahme der Anlage. 

 
......................................................................................   ...................................................................................... 
 (Errichter) (Instandhalter) 

 
......................................................................................  ...................................................................................... 
 (Konzessionär/ÜEA-Provider) (Anschlussbewerber/Betreiber) 
* Nichtzutreffendes streichen 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

ANLAGE 4: ABNAHMEANTRAG EINER ÜEA MIT ABNAHMEPROTOKOLL UND ANLAGENBESCHREIBUNGEN 
 

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 4, STAND: 01.01.2019 SEITE 2/3 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

Abnahmeprotokoll 
der Polizeibehörde/-dienststelle …………………………………………………..... 

 

Abnahmeprotokoll einer Überfall-/Einbruchmeldeanlage* bzw.  
Anlage für Notfälle/Gefahren* mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 

 
Objekt: ......................................................................................................................................... 

 ......................................................................................................................................... 

 ......................................................................................................................................... 

ÜEA-Kennnummer: ................................................... EE-Pol: ............................................................. 

Bei dem/der heute überprüften  Neuanschluss  Erweiterung  Änderung     der/dem 

 EMA  ÜMA  NGRS  VÜA (VSS)  ........................................... 

 wurden keine Abweichungen von der ÜEA-Richtlinie und der/den Anlagenbeschreibung/en festgestellt. 

 wurden folgende Abweichungen von 

 der ÜEA-Richtlinie 

 der Anlagenbeschreibung ÜMA/EMA Nr. .....................................  vom ....................................... 

 der Anlagenbeschreibung VÜA (VSS) Nr. .....................................  vom ....................................... 

 der Anlagenbeschreibung NGRS Nr. .....................................  vom ....................................... 

festgestellt:  Fortsetzung siehe Beiblatt beachten 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

…........................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

 Die Beanstandung/en ist/sind zu beheben bis .................................................................................................... 

Eine erneute Überprüfung ist  nicht erforderlich.  erforderlich. 

Das Merkblatt wurde dem Betreiber  übergeben.  noch nicht übergeben. 

Die Genehmigung zur Anschaltung wird  erteilt.  nicht erteilt. 

   mit nachfolgenden Auflagen erteilt: 

.................................................................................................................................................................................... 

.................................................................................................................................................................................... 

.................................................................................................................................................................................... 

 Der Anschluss an die EE-Pol ist geplant am ...................................................................................................... 

 
................................................................................... ................................................................................... 
 Ort, Datum (Unterschrift) 
 

 
 
* Nichtzutreffendes streichen  



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI 

ANLAGE 4: ABNAHMEANTRAG EINER ÜEA MIT ABNAHMEPROTOKOLL UND ANLAGENBESCHREIBUNGEN

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 4, STAND: 01.01.2019 SEITE 3/3 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

Abnahmeprotokoll 
Beiblatt 

ÜEA-Kennnummer: ................................................... 

Bei dem/der heute überprüften  Neuanschluss  Erweiterung  Änderung     der/dem 

 EMA  ÜMA  NGRS  VÜA (VSS)  ........................................... 

 wurden folgende Abweichungen von 

 der ÜEA-Richtlinie 

 der Anlagenbeschreibung ÜMA/EMA Nr. .....................................  vom ....................................... 

 der Anlagenbeschreibung VÜA (VSS) Nr. .....................................  vom ....................................... 

 der Anlagenbeschreibung NGRS Nr. .....................................  vom ....................................... 

festgestellt: 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

............................................................................................................................................................................... 

................................................................................... ................................................................................... 
Ort, Datum (Unterschrift) 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

 
 

ÜEA-RICHTLINIE  
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI 

ÜEA-RICHTLINIE 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

Anlagenbeschreibung 

Überfall-/Einbruchmeldeanlage 

(ÜMA/EMA) – (für neue ÜEA) 

(Hinweis: Es handelt sich um eine gemeinsam mit den Verbänden erstellte 

Anlagenbeschreibung. Sollte eine neuere Ausgabe herausgegeben worden sein, 

ist diese zu verwenden) 

Stand: April 2020



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

 
 

ÜEA-RICHTLINIE  
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

  



 

VdS 2170 : 2020-01 (09)  

 VdS-Attest1) ÜMA/EMA mit Übergabe-/ 
Abnahmeprotokoll 

Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.:       Seite 

1/5  Anlagenbeschreibung 
A - Die Anlage entspricht folgenden Normen, Richtlinien, Vorschriften, Bestimmungen: 

 VdS 2311, Klasse (A,B,C)1)         Pflichtenkatalog (Polizei), Klasse (A,B,C)         Sonstige:  
 DIN VDE 0833-1/-3 Grad (1,2,3,4)         ÜEA-Richtlinie (Polizei), Klasse (B,C)                

Anschluss an   Polizei  NSL  

Betriebsart(en)/Art des Haushaltes:        

Sicherungsklasse(n) nach VdS 2559:       Ausgeführte Sicherungsklasse nach VdS 2311:        

Anmerkung:        

 
B - Betreiber/Auftraggeber C – Errichterunternehmen/Auftragnehmer 
Name/Firma:       Name/Firma:       
Straße:        Straße:       
PLZ, Ort:       PLZ, Ort:       
Installationsort (falls abweichend): Telefon:       
Straße:        Email:       
PLZ, Ort:       VdS Anerkennungs-Nr.:         
Auftragsnummer 
(falls vorhanden):       BHE Zertifizierungs-Nr.:       

   DIN EN 16763 Zertifizierungs-Nr.:       

D -  Bestätigung des Errichterunternehmens zu den Projektierungsangaben 

 Wir bestätigen, dass die ÜMA/EMA unter Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik, nach den unter Abschnitt A angekreuzten 
Normen/Richtlinien/Vorschriften/Bestimmungen sowie den Vorgaben des zugrundeliegenden Sicherungskonzeptes (Anlage) entspre-
chend den Projektierungsangaben im Abschnitt G bis auf die nachfolgend aufgeführten – mit dem Versicherer abgestimmten2 – Abwei-
chungen projektiert wurde. 
Abweichungen: 
      

Begründung: 
      

 (Datum)       (Stempel)  (Name)        (Unterschrift) 

 Bestätigung des Betreibers 

 Die Einbruchmeldeanlage ist Bestandteil eines Versicherungsvertrages  ja  nein (Angaben in E nicht erforderlich) 
Die oben aufgeführten Abweichungen von den Regelwerken sowie die ggf. entstehenden Folgen wurden mir vom Errichterunternehmen 
im Detail erklärt und mit dem Versicherer2 abgestimmt.  
 

 (Datum)        (Name)        (Unterschrift) 

E -  Bestätigung des Versicherers2 
 Wir sind mit dem Sicherungskonzept und den vorgesehenen Maßnahmen einschließlich der eventuell vereinbarten Abweichungen 

einverstanden. 

 (Datum)       (Stempel) (Name)        (Unterschrift) 
1) Nur zulässig bei VdS-anerkannten Errichterunternehmen  
2) Der Bezug auf den Versicherer ist nur relevant, wenn die Einbruchmeldeanlage Bestandteil eines Versicherungsvertrages ist. 
 
Gemeinsame(s) VdS-Attest/Anlagenbeschreibung der Verbände BHE Bundesverband Sicherheitstechnik e.V., ZVEI - Zentralverband  
Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e.V., der Polizei und VdS Schadenverhütung GmbH (VdS).  
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VdS 2170 : 2020-01 (09)  

 VdS-Attest   ÜMA/EMA mit Übergabe-/ 
Abnahmeprotokoll 

Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.:       Seite 

2/5  Anlagenbeschreibung 

F -  Übergabe-/Abnahmeprotokoll  Wohnobjekt  Gewerbeobjekt  Öffentliche Einrichtung 
Betreiber/Auftraggeber Errichterunternehmen/Auftragnehmer 
Name/Firma:       Name/Firma:       
Straße:        Straße:       
PLZ, Ort:       PLZ, Ort:       
Installationsort: Telefon:       
Straße:        Email:       
PLZ, Ort:         
  VdS Anerkennungs-Nr.:       

Auftragsnummer:       
BHE Zertifizierungs-Nr.:       

DIN EN 16763 Zertifizierungs-Nr.:       

Teilnehmer:       Teilnehmer:       
    
F.1 Bestätigung des Errichterunternehmens/Auftragnehmers 
 Die Anlage wurde entsprechend den Projektierungsangaben in Abschnitt G gebaut und dem Betreiber in funktionsfähigem 

Zustand einschließlich der folgenden Unterlagen/Dokumente übergeben: 
  Anlagendokumentation (z. B. Meldergruppenverzeichnis, Belegungspläne d. Verteiler, Übersichtsschaltplan/Blockdiagramm) 
  Inbetriebsetzungsprotokoll  Betriebsbuch  Bedienungsanleitungen  Zugangscodes 
  Datei/Datenträger mit der aktuellen Anlagenparametrierung  Schlüssel/Transponder zur Scharf-/Unscharfschaltung 
  Merkblatt für Gefahrenmeldeanlagen mit Hinweisen und Pflichten für Betreiber von Überfall-/Einbruchmeldeanlagen 
 Der Betreiber und alle für die Bedienung der ÜMA/EMA verantwortlichen Personen wurden in die Funktion der Anlage sowie in 

die betreiberseitig bestehenden Prüfmöglichkeiten eingewiesen. Dabei wurde auf die Vermeidung von Falschalarmen hingewie-
sen und die möglichen Konsequenzen von Falschalarmen aufgezeigt. 
Die unter Abschnitt G.5 aufgeführte NSL wurde darüber informiert, dass es sich um eine normen- und richtlinienkonforme 
ÜMA/EMA handelt und somit die Sicherungskette1) einzuhalten ist und ein Alarmdienst- und Interventionsattest ausgestellt 
werden soll. 
Der Betreiber wurde darüber informiert, dass die Instandhaltung (Inspektion, Wartung) der ÜMA/EMA normativ gefordert ist. 

 

(Datum)       (Stempel) (Name)        (Unterschrift) 

F.2 Bestätigung des Betreibers/Auftraggebers 
 Die Anlage wurde nach erfolgter ausführlicher Einweisung der verantwortlichen Personen einschließlich der oben aufgeführten 

Unterlagen/Dokumente übernommen. Ich bestätige die ordnungsgemäße Installation gemäß Auftrag sowie die fehlerfreie Funk-
tion der ÜMA/EMA und nehme die Anlage als vertragsmäßig erstellt ab. 

 
Eingewiesene Person(en): 

      
       
 Ein Instandhaltungsvertrag wurde   am         angeboten2)  abgeschlossen3)  nicht abgeschlossen 
 Ich bin damit einverstanden, dass eine Kopie dieses Dokumentes an folgende berechtigte Dritte übergeben wird: 
  Polizei3)  Versicherer  VdS Schadenverhütung  sonstige       
 Ich bin damit einverstanden, dass 

  die ÜMA/EMA ggf. durch Fachkräfte der Polizei stichpunktartig überprüft wird, wobei die Überprüfung ausschließlich im 
öffentlichen Interesse erfolgt und hieraus keine Rechtsansprüche begründet werden können.3) 

  die ÜMA/EMA ggf. durch Fachkräfte von VdS Schadenverhütung stichpunktartig überprüft wird. Hieraus können keine 
Rechtsansprüche begründet werden.4) 

 (Datum)        (Name)        (Unterschrift) 

Ggf. noch auszuführende Restarbeiten:        

       

 1) Die Sicherungskette gemäß VdS 3138 beinhaltet die Technischen Dienstleistungen einer AES gemäß DIN EN 50518, den Alarmdienst 
   sowie den Interventionsdienst  
2) bei ÜMA/EMA nach Pflichtenkatalog der Polizei zwingend erforderlich 
3) bei ÜEA mit Anschluss an die Polizei zwingend erforderlich 
4) bei ÜMA/EMA gemäß VdS 2311  
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VdS 2170 : 2020-01 (09) 

 VdS-Attest ÜMA/EMA mit Übergabe-/ 
Abnahmeprotokoll 

Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: 

Seite 
3/5  Anlagenbeschreibung 

G - Projektierungsangaben 
1. Einbruchmeldesystem(e) Anerk. Nr. 5.3 Fernalarm über IP-AÜA SP4 Anerk. Nr. 

S  ÜE für drahtgebundene Verbindung G 
S  ÜE für Datenfunkverbindung G 

Typ/Netzbetreiber 
2. Einbruchmelderzentrale Anerk. Nr. G 

Typ G Fernalarm über IP-AÜA DP4 
Erster Übertragungsweg Anerk. Nr. 

Belegte Meldergruppen für Anzahl  ÜE für drahtgebundene Verbindung G 
- Einbruchmeldungen  ÜE für Datenfunkverbindung G 
- Sabotagemeldungen Typ/Netzbetreiber 
- Überfallmeldungen G 
- Verschlussüberwachung Zweiter Übertragungsweg separate Trasse Anerk. Nr. 
- technische Meldungen  ÜE für drahtgebundene Verbindung G 

 ÜE für Datenfunkverbindung G 
2.1 Smart-Device-Applikation Typ/Netzbetreiber 

Typ Anz. Anerk. Nr. G 
I Übertragung der Einbruchalarme an Anerk. Nr. 

NSL:    W 
Identnr. der Aufschaltung: 

3. Notstromversorgung Polizei: 
Überbrückungsdauer Überfall-/Geiselnahmealarm an Anerk. Nr. 

 ≥ 12 h  ≥ 30 h  ≥ 60 h NSL:    W 
Polizei: 

4 Scharf-/Unscharfschaltung 
4.1 Schalteinrichtung (SE) Anz. Anerk. Nr. 5.4 Externalarm verzögert Anz. Anerk. Nr. 

 mit materiellem IM1) G  akustischer Signalgeber G 
 Profilzylinder für SE G  optischer Signalgeber G 

 mit geistigem IM G G 
 mit biologischem IM G 
 mit Sperrzeitsteuerung G 5.5 Internalarm Anz. Anerk. Nr. 

G  Intern-Signalgeber G 
4.2 Sperrelement 

Typ, z. B. SpE, Fluchttüröffner Anz. Anerk. Nr. 5.6  Weitere Alarmierungsmaßnahmen 
G 
G 
G 5.7  Störungen werden übertragen an 
G 

5 Alarm-/Meldungsübertragung 5.8  Zustand „Scharf/Unscharf“ wird übertragen an 
5.1 Alarmdifferenzierung 

Alarme werden bis auf folgende Ebenen übertragen 
Bereich  Meldergruppe einzelne Melder 5.9  Bildübertragung an2) 

 differenzierte Folgealarmübertragung 
5.2 Schnittstelle zwischen EMZ und ÜE 

serielle S1 oder IP-Verbindung Anz. 6. Alarmverifikation eingerichtet3)  ja  nein 
parallele S1 mit unterschiedlichen Kriterien 7. Fernzugriff eingerichtet  ja  nein 

8. Überspannungsschutzmaßnahmen gemäß VdS 2833 berücksichtigt:  ja  nein 
9. Sicherungsbereiche (SB)/Meldebereiche; Aufteilung, Klassifizierung und Abhängigkeiten:
SB-Nr. Bezeichnung (z. B. Räume/Bereiche/Wertbehältnisse) und Abhängigkeit/en mit anderen SB Sicherungsklasse 

1) Identifikationsmerkmal 2) ggf. gemäß VdS 2366 3) ggf. gemäß VdS 3415
Die Überwachungsmaßnahmen können in die folgende Anlage 1 eingetragen werden. Alternativ können diese Angaben in einer Liste (z. B.
Angebot, Liste der Anlageteile gemäß DIN VDE 0833-3) inkl. Anerkennungsnummern als zusätzliche Anlage dokumentiert werden. Hierbei
muss die Zuordnung der Anlageteile auf die jeweilige Position im Lageplan erkennbar sein.
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VdS 2170 : 2020-01 (09)  

 

Lageplan Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.:       Seite 

4/5 

      

  Lageplan siehe beigefügte Anlage 

Anmerkung: 
Im Lageplan sind die aufgeführten Anlageteile und die vor Ort durch Gehtest ermittelten Überwachungsbe-
reiche von Bewegungsmeldern einzuzeichnen. Abhängigkeiten und Verknüpfungen der Sicherungsbereiche 
sind deutlich zu kennzeichnen oder grafisch darzustellen. Für die Darstellung der Überwachungsmaßnah-
men sind die einschlägigen ÜMA-/EMA-Symbole (z. B. gemäß VdS 2135) zu verwenden. 

Lageplan 

Maßstab:       
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VdS 2170 : 2020-01 (09) 

Risikoerfassung für Einbruch- und Überfallmeldeanlagen Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: Seite 5/5 

☐ Betreiberseitiges Sicherungskonzept vorhanden (siehe Anlage: ) 

Die Einstufung gemäß VdS 2559 (Betriebsartenverzeichnis) berücksichtigt ein Objekt im Wohn-, bzw. Gewerbegebiet in massiver Bauweise mit stabilen Fenster und Türen und einem branchenüblichen 
Bestand an Waren, Vorräten und Einrichtung. Da seitens des Betreibers kein ausreichendes Sicherungskonzept vorliegt, erfolgt nachstehend der Abgleich dieser Einstufung mit den örtlichen Gegeben-
heiten. Risikorelevante Aspekte, über die der Betreiber keine Angaben macht, werden nicht berücksichtigt. 
Betreiber: Installationsort (falls abweichend): 

Betriebsart: 

Sicherungs-
klasse 

VdS 2559 
Klasse: 

DIN VDE 0833-3 
Grad:    

Besondere Risiken/Anforderungen 
Keine An-

gaben 
durch den 
Betreiber 

Keine Be-
sonderhei-
ten erkenn-

bar 

Beschreibung der besonderen Risi-
ken/Anforderungen 

Maßnahmen EMA/ÜMA *)

Bemerkungen 
Keine 
Maß-

nahme 

1 Versuchte oder erfolgreiche Einbrüche / Überfälle der Vergan-
genheit ☐ ☐ ☐

2 Lage des Objektes und Interventionsmöglichkeiten (abgelegen, 
anonyme Umgebung z.B. Gewerbegebiet) ☐ ☐ ☐

3 Bauliche Schwachstellen (z.B. Leichtbauweise von Wänden, 
Decken, mechanischen Elementen, usw.) ☐ ☐ ☐

4 Besondere Einstiegsmöglichkeiten oder Kletterhilfen (z.B. nicht 
einsehbare Zugänge, Fenster, Lichtkuppeln, Dachluken) ☐ ☐ ☐

5 Anfälligkeit für Blitzeinbrüche ☐ ☐ ☐

6 Hoher Werteanteil 
(z.B. Bargeld, Schmuck, Edelmetalle) ☐ ☐ ☐

7 Begehrte, nicht branchenübliche Warengruppen ☐ ☐ ☐

8 Personengefährdung ☐ ☐ ☐

9 Vorgaben durch den Risikoträger/Versicherer ☐ ☐ ☐

10 ☐ ☐ ☐

Datum: Unterschrift Betreiber: Unterschrift Errichter: 

*) Maßnahmen, die von den durch die Sicherungsklasse bzw. Grad vorgegebenen Anforderungen abweichen. 
   Weiterführende bauliche und/oder organisatorische Maßnahmen können erforderlich sein, sind aber nicht Gegenstand dieser Risikoerfassung.



 

VdS 2170 : 2020-01 (09)  

Anlage 1 zu den Projektierungsangaben 
 - Überwachungsmaßnahmen - 

Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.:       Seite 

1/2 

1.1  Wände, Fußböden, Decken bzw. Dächer1) 

Bezeichnung Überwachung*  Bezeichnung Überwachung* 
gemäß auf 

Anzahl Anerk. Nr. 
 gemäß auf 

Anzahl Anerk. Nr. 
Lageplan Durchbruch  Lageplan Durchbruch 

                G                        G       
                G                        G       
                G                        G       
                G                        G       
                G                        G       
                G                        G       
                G                        G       
                G                        G       
                G                        G       
                G                        G       

1.2  Türen, Tore1) 

Bezeichnung 
gemäß 

Lageplan 

Überwachung* 
auf 

Verschluss 
An- 
zahl Anerk. Nr. auf 

Öffnen 
An- 
zahl Anerk. Nr. auf 

Durchbruch 
An- 
zahl Anerk. Nr. 

                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       

1.3  Fenster, Fenstertüren, Oberlichter, Lichtkuppeln1) 

Bezeichnung 
gemäß 

Lageplan 

Überwachung* 
auf 

Verschluss 
An- 
zahl Anerk. Nr. auf 

Öffnen 
An- 
zahl Anerk. Nr. auf 

Durchbruch 
An- 
zahl Anerk. Nr. 

                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       
                G                 G                 G       

* Melderkurzbezeichnung (siehe z. B. VdS 2135) einsetzen 
1) Alternativ können diese Angaben in einer Liste (z. B. Angebot, Liste der Anlageteile gemäß DIN VDE 0833-3) als zusätzliche Anlage 

dokumentiert werden. Hierbei muss die Zuordnung der Anlageteile auf die jeweilige Position im Lageplan erkennbar sein. 
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VdS 2170 : 2020-01 (09) 

Anlage 1 zu den Projektierungsangaben 
 - Überwachungsmaßnahmen - 

Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: 

Seite 
2/2 

1.4  Räumliche / fallenmäßige Überwachung1) 

Bereich Melder* DU2) / Str.3) Anzahl Anerk. Nr. Bereich Melder* DU2) / Str.3) Anzahl Anerk. Nr. 
 / G  / G 
 / G  / G 
 / G  / G 
 / G  / G 
 / G  / G 
 / G  / G 
 / G  / G 
 / G  / G 
 / G  / G 
 / G  / G 
 / G  / G 

Die tatsächlichen Überwachungsbereiche der Melder sind im Lageplan eingezeichnet. 
 1.5  Wertbehältnisse1) 

Be-
zeich-
nung 

Überwachung* 

Ver-
schluss 

An- 
zahl Anerk. Nr. Öffnen An- 

zahl Anerk. Nr. Durch-
bruch 

An- 
zahl Anerk. Nr. Weg-

nahme 
An- 
zahl Anerk. Nr. 

G G G G 
G G G G 
G G G G 
G G G G 
G G G G 
G G G G 
G G G G 
G G G G 

1.6  Objektüberwachung1) 

Objekt Melder* Anzahl Anerk. Nr. Objekt Melder* Anzahl Anerk. Nr. 
G G 
G G 
G G 
G G 
G G 
G G 

1.7  Überfallmelder1) 

Bereich Melder* Anzahl Anerk. Nr. Bereich Melder* Anzahl Anerk. Nr. 
G G 
G G 
G G 
G G 
G G 
G G 

1.8  Sonstiges (z. B. Technische Melder, Nebelgeräte)1) 

Bereich Melder* Anzahl Anerk. Nr. Bereich Melder* Anzahl Anerk. Nr. 
G G 
G G 
G G 
G G 
G G 
G G 

* Melderkurzbezeichnung (siehe VdS 2135) einsetzen
1) Alternativ können diese Angaben in einer Liste (z. B. Angebot, Liste der Anlageteile gemäß DIN VDE 0833-3) als zusätzliche Anlage

dokumentiert werden. Hierbei muss die Zuordnung der Anlageteile auf die jeweilige Position im Lageplan erkennbar sein.
2) Dual-/Mehrkriterienmelder
3) Streckenmelder
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RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

 
 

ÜEA-RICHTLINIE  
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI 

ÜEA-RICHTLINIE 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

Anlagenbeschreibung 

Änderung/Ergänzung der ÜMA/EMA 

(für Änderung/Ergänzung bestehender ÜEA) 

(Hinweis: Es handelt sich um eine gemeinsam mit den Verbänden erstellte 

Anlagenbeschreibung. Sollte eine neuere Ausgabe herausgegeben worden sein, 

ist diese zu verwenden) 

Stand: Januar 2019 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

 
 

ÜEA-RICHTLINIE  
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

  



Anlage zum Attest VdS 2170 : 2017-04 (08) 

VdS-Attest
1)

Änderung/Ergänzung 

der ÜMA/EMA  
Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: 

Seite 
1/2 

 Anlagenbeschreibung 

A - Die Anlage entspricht folgenden Normen, Richtlinien, Vorschriften, Bestimmungen: 

VdS 2311, Klasse (A,B,C)1)
         Pflichtenkatalog (Polizei), Klasse (A,B,C) Sonstige: 

 DIN VDE 0833-1/-3 Grad (1,2,3,4)         ÜEA-Richtlinie (Polizei), Klasse (B,C) 
Anschluss an   Polizei  NSL 
Betriebsart(en)/Art des Haushaltes: 
Sicherungsklasse(n) nach VdS 2559: Ausgeführte Sicherungsklasse nach VdS 2311: 
Grund für die Änderung/Ergänzung: 
Anmerkung: 

B - Betreiber/Auftraggeber C – Errichterunternehmen/Auftragnehmer 

Name/Firma:  Name/Firma: 
Straße:  Straße: 
PLZ, Ort: PLZ, Ort: 
Installationsort (falls abweichend): Telefon: 
Straße: Email: 
PLZ, Ort: VdS Anerkennungs-Nr.: 

Auftragsnummer 
(falls vorhanden): BHE Zertifizierungs-Nr.: 

DIN EN 16763 Zertifizierungs-Nr.: 

D - Bestätigung des Errichterunternehmens zu den Änderungs-/Erweiterungsangaben 

Wir bestätigen, dass die Änderung/Ergänzung unter Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik, nach den unter Abschnitt A ange-
kreuzten Normen/Richtlinien/Vorschriften/Bestimmungen sowie den Vorgaben des zugrundeliegenden Sicherungskonzeptes entspre-
chend den Änderungs-/Ergänzungsangaben bis auf die nachfolgend aufgeführten – mit dem Versicherer abgestimmten2) – Abweichun-
gen projektiert wurde. 
Abweichungen: 

Begründung: 

(Datum) (Stempel) (Name) (Unterschrift) 

Bestätigung des Betreibers 

Die Einbruchmeldeanlage ist Bestandteil eines Versicherungsvertrages  ja  nein (Angaben in E nicht erforderlich) 
Die oben aufgeführten Abweichungen von den Regelwerken sowie die ggf. entstehenden Folgen wurden mir vom Errichterunternehmen 
im Detail erklärt und mit dem Versicherer2 abgestimmt.  

(Datum) (Name) (Unterschrift) 

E - Bestätigung des Versicherers2)

Wir sind mit dem Sicherungskonzept und den vorgesehenen Maßnahmen einschließlich der eventuell vereinbarten Abweichungen 
einverstanden. 

(Datum) (Stempel) (Name) (Unterschrift) 

1) Nur zulässig bei VdS-anerkannten Errichterunternehmen 
2) Der Bezug auf den Versicherer ist nur relevant, wenn die Einbruchmeldeanlage Bestandteil eines Versicherungsvertrages ist.

Gemeinsame Anlage zum/r VdS-Attest/Anlagenbeschreibung der Verbände BHE Bundesverband Sicherheitstechnik e.V., Zentralverband 
Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e.V. (ZVEI), der Polizei und VdS Schadenverhütung GmbH (VdS). 

C
op

yr
ig

ht
 b

y:
 B

H
E 

Bu
nd

es
ve

rb
an

d 
Si

ch
er

he
its

te
ch

ni
k 

e.
V.

, P
ol

iz
ei

, V
dS

 S
ch

ad
en

ve
rh

üt
un

g 
G

m
bH

, Z
en

tra
lv

er
ba

nd
 E

le
kt

ro
te

ch
ni

k-
 u

nd
 E

le
kt

ro
ni

ki
nd

us
tri

e 
e.

V.



Übergabe-Bestätigung des Errichterunternehmens 

Die Änderung/Ergänzung wurde entsprechend den Projektierungsangaben in Abschnitt G durchgeführt und dem Betreiber 
am                      in funktionsfähigem Zustand einschließlich der ergänzten Instandhaltungsunterlagen übergeben: 

Anlage zum Attest VdS 2170 : 2017-04 (08) 

VdS-Attest
1)

Änderung/Ergänzung 

der ÜMA/EMA  
Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: 

Seite 
2/2  Anlagenbeschreibung 

F 

(Datum) (Stempel) (Name) (Unterschrift) 

G Beschreibung der durchgeführten Änderungen/Erweiterungen durch das Errichterunternehmen 

1) Nur zulässig bei VdS-anerkannten Errichterunternehmen 
Gemeinsame Anlage zum/r VdS-Attest/Anlagenbeschreibung der Verbände BHE Bundesverband Sicherheitstechnik e.V., Zentralverband 
Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e.V. (ZVEI), der Polizei und VdS Schadenverhütung GmbH (VdS). 
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RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI 

ÜEA-RICHTLINIE 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

Anlagenbeschreibung 

Notfall- und Gefahrenreaktionssystem 

(NGRS) 

(Hinweis: Es handelt sich um eine gemeinsam mit den Verbänden erstellte 

Anlagenbeschreibung. Sollte eine neuere Ausgabe herausgegeben worden sein, 

ist diese zu verwenden) 

Stand: Januar 2019 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

 
 

ÜEA-RICHTLINIE  
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

  



 

Anlagenbeschreibung Notfall- und Gefahren- 
reaktionssystem (NGRS) 

Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.:       Seite 

1/5 

A Die Anlage entspricht folgenden Normen, Richtlinien, Vorschriften, Bestimmungen 
 DIN VDE V 0827 Grad (1,2,3)         ÜEA-Richtlinie (Polizei) Grad (1,2,3)         Sonstige       

Anschluss an     Polizei   NSL   Sonstige        

 
B.1 Betreiber (verantwortliche Organisation) B.2 Technischer Risikomanager 
Name/Firma
 

      Name/Firma:       
Funktion:       Funktion:       
Straße:       Straße:       
PLZ Ort:       PLZ Ort:       
Telefon:       Telefon:       
E-Mail:       E-Mail:       
    
B.3 Oberste Leitung/Auftraggeber (Gesamtleitung) C Errichterunternehmen/Auftragnehmer1) 
Name/Firma
 

      Name/Firma:       
Funktion:              
Straße:        Straße:       
PLZ Ort:       PLZ Ort:       
Installationsort (falls abweichend): Telefon:       
Straße:        E-Mail:       
PLZ Ort:       Anerkennungs-/Zertifizierungs-Nr.:       
    
Auftragsnummer 
(falls vorhanden):       DIN EN 16763 Zertifizierungs-Nr.:       
  

D  Bestätigung des Errichterunternehmens zu den Projektierungsangaben 

 Wir bestätigen, dass das NGRS unter Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik, nach den unter Abschnitt A angekreuzten Nor-
men/Richtlinien/Vorschriften/Bestimmungen sowie den Vorgaben des zugrundeliegenden Sicherungskonzeptes und im Rahmen der Vor-
gaben des technischen Risikomanagements entsprechend den Projektierungsangaben ab Abschnitt G bis auf die nachfolgend aufgeführ-
ten Abweichungen projektiert wurde und inklusive Instandhaltungsunterlagen und Betriebsbuch an den Betreiber übergeben wurde. 
Abweichungen2):  
      

Begründung2): 
      

 (Datum)       (Stempel)  (Name)        (Unterschrift) 

E Bestätigung der Obersten Leitung, des Betreibers und des technischen Risikomanagers 

 Das NGRS wurde nach erfolgter Einweisung durch das Errichterunternehmen am ………………….. in allen Teilen funktionsfähig inkl. 
Instandhaltungsunterlagen übernommen. 
Die oben aufgeführten Abweichungen von den Regelwerken sind uns bekannt. Die ggf. entstehenden Folgen wurden uns im Detail erklärt 
und im Rahmen des Risikomanagementprozesses bewertet. Wir wurden darauf hingewiesen, dass Funktionsprüfung regelmäßig durch-
zuführen sind und dass aufgrund von Risikoänderungen eventuelle Änderungen/Aktualisierungen zur Organisation bzw. zur bestehenden 
Technik vorzunehmen sind (Änderungsmanagement). 

 (Datum)       Name Oberste Leitung:         

  Name Betreiber:         

  Name techn. Risikomanager:         
     (Unterschriften) 
1) Sind mehrere Errichterunternehmen am Aufbau des NGRS beteiligt, diese mit Angabe der Tätigkeiten auf einem Zusatzblatt aufführen. 
2) Ggf. auf einem Zusatzblatt fortsetzen.  C
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Anlagenbeschreibung Notfall- und Gefahren- 
reaktionssystem (NGRS) 

Ident- und/oder 
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F  Übergabe-/Abnahmeprotokoll    
F.1 Oberste Leitung/Auftraggeber F.2 Errichterunternehmen/Auftragnehmer 
Name/Firma
 

      Name/Firma:       
Funktion:              
Straße:        Straße:       
PLZ Ort:       PLZ Ort:       
Installationsort Telefon:       
Straße:        E-Mail:       
PLZ Ort:       Anerkennungs-/Zertifizierungs-Nr.:       
    
Auftragsnummer 
(falls vorhanden):       DIN EN 16763 Zertifizierungs-Nr.:       

Teilnehmer:       Teilnehmer:       
  

F.3 Bestätigung des Errichterunternehmens/Auftragnehmers 
 Die Anlage wurde entsprechend den Projektierungsangaben in Abschnitt G, dem zugrundeliegenden Sicherungskonzept und im 

Rahmen der Vorgaben des technischen Risikomanagements gebaut und dem Betreiber in funktionsfähigem Zustand einschließlich 
der folgenden Unterlagen/Dokumente übergeben: 

 
 Anlagendokumentation (z. B. Lageplan mit Standort der Melder, Melderbezeichnung, Rückrufnummern bei NGS und Genau-
igkeit der Standorterkennung bei der Auslösung von tragbaren NGRS-Meldern, Funktionsschaltpläne, Leistungs-/Schnitt-
stellenbeschreibung des NGRS zu anderen Gewerken) 

  Inbetriebsetzungsprotokoll  Betriebsbuch  Bedienungsanleitungen  Zugangscodes 
  Datei/Datenträger mit der aktuellen Anlagenparametrierung        
  Merkblatt mit Hinweisen und Pflichten für Betreiber von Notfall- und Gefahrenreaktionssystemen 
 Der Betreiber und alle für die Bedienung des NGRS verantwortlichen Personen wurden in die Funktion der Anlage sowie in die 

betreiberseitig bestehenden Prüfmöglichkeiten eingewiesen.  
Die unter Abschnitt G.8 aufgeführte NSL wurde darüber informiert, dass es sich um ein normen- und richtlinienkonforme NGRS 
handelt und somit die Sicherungskette1) einzuhalten ist sowie ein Alarmdienst- und Interventionsattest ausgestellt werden soll. 
Zudem wurde die zuständige Polizeibehörde über das Vorhandensein einer NGRS informiert. 
Der Betreiber wurde darüber informiert, dass die Instandhaltung (Inspektion, Wartung) des NGRS gefordert ist. 

 (Datum)       (Stempel) (Name)        (Unterschrift) 

F.4 Bestätigung der Obersten Leitung, des Betreibers und des technischen Risikomanagers 
 Die Anlage wurde nach erfolgter ausführlicher Einweisung der verantwortlichen Personen einschließlich unter F.1 aufgeführten 

Unterlagen/Dokumente übernommen. Wir bestätigen die ordnungsgemäße Installation gemäß Auftrag sowie die fehlerfreie 
Funktion des NGRS und nehmen die Anlage als vertragsmäßig erstellt ab. 

 Eingewiesene Person(en):       
        
 Ein Instandhaltungsvertrag wurde:   am         angeboten2)  abgeschlossen2)  nicht abgeschlossen 
 Instandhaltungsintervalle: 
  Inspektion  viermal  zweimal  einmal im Jahr  jährliche Wartung 
 Wir sind damit einverstanden, dass eine Kopie dieses Dokumentes an folgende berechtigte Dritte übergeben wird: 
  Polizei2)  Versicherer  sonstige       
 Wir sind damit einverstanden, dass 

  das NGRS ggf. durch Fachkräfte der Polizei stichpunktartig überprüft wird, wobei die Überprüfung ausschließlich im öffentli-
chen Interesse erfolgt und hieraus keine Rechtsansprüche begründet werden können.2) 

 (Datum)       Name Oberste Leitung:         

  Name Betreiber:         

  Name techn. Risikomanager:         
     (Unterschriften) 

Ggf. noch auszuführende Restarbeiten:        

       

 1) Die Sicherungskette gemäß VdS 3138 beinhaltet die technischen Dienstleistungen einer AES gemäß DIN EN 50518, den Alarmdienst 
   sowie den Interventionsdienst. 
2) Bei NGRS mit Anschluss an die Polizei nach ÜEA-Richtlinie zwingend erforderlich.  C
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G  Projektierungsangaben    

G.1 Überwachungszweck/Restrisiko  

Allgemeine Schutzziele:       

Spezielle Schutzziele:        
Sonstige Ziele:       
Vom technischen Risikomanager definierte und durch die oberste Leitung genehmigte Restrisiken1): 
 

G.2 Melder 
NGRS-Melder mit Aufschrift „POLIZEI-NOTRUF“2) und Sprechstelle mit Anzahl:        Auslösung nur über Code/Transponder 

 Auslösetaster für Gewalt/Bedrohung (Deeskalationsruf) 
 Auslösetaster für medizinischen Notfall (Hilferuf) 
 Auslösetaster für       
 vollständige Wahltastatur 
 freie Wahl für alle Rufnummern 

 Auslösetaster für       
 Auslösetaster für       
 Auslösetaster für       
 freie Wahl folgender Rufnummern1):       
 freie Wahl nach Freigabe über Code/Transponder 

NGRS-Melder mit Aufschrift „NOTFALL“ und Sprechstelle mit Anzahl:        Auslösung nur über Code/Transponder 

 Auslösetaster für Gewalt/Bedrohung (Deeskalationsruf) 
 Auslösetaster für medizinischen Notfall (Hilferuf) 
 Auslösetaster für       
 vollständige Wahltastatur 
 freie Wahl für alle Rufnummern 

 Auslösetaster für       
 Auslösetaster für       
 Auslösetaster für       
 freie Wahl folgender Rufnummern1):       
 freie Wahl nach Freigabe über Code/Transponder 

NGRS-Melder „Notfall“ ohne Sprechstelle Anzahl:        Auslösung nur über Code/Transponder 

NGRS-Melder tragbar  Anzahl:        
Genauigkeit der Lokalisierung (pro Etage) nach Auslösung (in m):       

Sonstige Melder1): 
      

  

G.3 Mechanische Sicherungsmaßnahmen 
 Verschluss der Türen der einzelnen Räume mit NGRS-Komponenten von innen für Jedermann möglich (z. B. Knaufzylinder) 
 Öffnung der Türen von außen nur durch Schlüsselberechtigte möglich (z. B. selbstverriegelnde Schlösser) 

Sonstige mechanische Sicherungsmaßnahmen1):  
      

G.4 Sonstige Maßnahmen 
 Kennzeichnung von Türen und Gebäude/-teilen   Farbleitsystem  

Sonstige bauliche Maßnahmen1): 
      

1) Ggf. auf einem Zusatzblatt fortsetzen. 
2) Nur bei NGRS mit Anschluss an die Polizei nach ÜEA-Richtlinie.  C
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G.5 Netzwerk 
 Eigene Verkabelung/Sicherheitsnetzwerk  Mitnutzung eines vorhandenen Netzwerkes 

 Funknetz, Art:       
Nutzung von Funkverbindungen in folgenden Bereichen:       

Sonstige Angaben zum Netzwerk1): 
      

G.6 Energieversorgung (EV) 
Zentrale/Integrator und Übertragungseinrichtung  

Für alle Grade (1, 2, 3):  EV nach Ausführungsart A (12 h)  EV nach Ausführungsart B (24 h) 
Abweichende alternative EV realisiert für       Stunden Festgelegte Restbetriebszeit des Objektes:       Stunden2) 

Alle übrigen Komponenten (z. B. NGRS-Melder, Switche)  

Für die Grade 1, 2  EV nach Ausführungsart A (12 h)  EV nach Ausführungsart B (24 h) 

  EV nach Ausführungsart C (1 a)3)  EV nach Ausführungsart D (12 h)3) 

Für den Grad 3  EV nach Ausführungsart A (12 h)  EV nach Ausführungsart B (24 h) 
Abweichende alternative EV realisiert für       Stunden Festgelegte Restbetriebszeit des Objektes:       Stunden2) 

Sonstige Angaben zur Energieversorgung1): 
      

G.7 Internalarm 
 Direkte Auslösung nach Drücken eines NGRS-Melders  Auslösung erst nach Verifikation 

 Sprachansagen über NGS  Sprachansagen über Zusatzsystem 

 Akustische Signale für       unterschiedliche Gefahrenarten  Optische Signale (z. B. Blitzleuchten) 

 Stille Alarmgabe an Interventions-/Krisenteam über  

 Smartphone  Schnurlostelefon  Pager        

Sonstige Angaben zum Internalarm1): 
      

G.8 Fernalarm   nicht vorhanden 

Meldungen über IP-AÜA   SP2  SP3  SP4  SP5  SP6  DP1  DP2  DP3  DP44) 

 an Polizei       

 an NSL       Anerkennungsnummer:       

 an andere, ständig besetzte Stelle       

 Lagebildübertragung über drahtgebundene Verbindung max. Bitrate der Verbindung:       

 Lagebildübertragung über Datenfunkverbindung max. Bitrate der Verbindung:       

Sonstige Angaben zum Fernalarm1): 
      

1) Ggf. auf einem Zusatzblatt fortsetzen. 
2) Gemäß den Festlegungen des organisatorischen Risikomanagements. 
3) Nur zulässig in tragbaren NGRS-Komponenten der Grade 1 und 2. 
4) Bei NGRS mit Anschluss an die Polizei nach ÜEA-Richtlinie zwingend erforderlich.  C
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G.9 Anzeige-/Bedien-/Steuermöglichkeiten für Interventionskräfte 

Erste Anlaufstelle vor Ort für externe Interventionskräfte:    

 Laufkarten1) und Pläne1) für Interventionskräfte an der Anlaufstelle verfügbar 

Anzeige-/Bedien-/Steuermöglichkeiten vor Ort in folgendem Gebäude/Raum: 

 Anzeige des Melder-Auslöseortes 

 Auslösung von vordefinierten akustischen Signalen für  unterschiedliche Gefahrenarten in den definierten Bereichen 

 Auslösung von vordefinierten Sprachdurchsagen für    unterschiedliche Gefahrenarten in den definierten Bereichen 

 Einsprechen für Sprachdurchsagen in die definierten Einsprechbereiche 

 Sprechstellenanwahl mit folgenden Auswahlmöglichkeiten:  stilles Reinhören (halbduplex)  Sprechverbindung (voll-duplex) 

 Möglichkeiten der Unterbrechung von   Gas   Strom 

Bedien-/Steuermöglichkeiten von der Ferne her: 

 Auslösung von vordefinierten akustischen Signalen für       unterschiedliche Gefahrenarten in den definierten Bereichen 

 Auslösung von vordefinierten Sprachdurchsagen für       unterschiedliche Gefahrenarten in den definierten Bereichen 

 Einsprechen für Sprachdurchsagen in die definierten Einsprechbereiche 

 Sprechstellenanwahl mit folgenden Auswahlmöglichkeiten:   stilles Reinhören (halbduplex)  Sprechverbindung (voll-duplex) 

 Bei Auslösung eines NGRS-Melders erfolgt eine automatische Anwahl der alarmempfangenden Stelle (automatischer Rufaufbau) 

Sonstige Angaben zu Anzeige-/Bedien-/Steuermöglichkeiten2): 

G.10 Automatische Übertragung von Störungen  nicht vorhanden 

 unverzüglich 

 innerhalb von       Stunden 

 NSL 

 andere, ständig besetzte Stelle: 

 Errichter/Instandhalter 

G.11 Fernzugriff / Remote-Service 
 Betreiber  Errichter  Sicherheitsdienstleister/NSL  Nutzer 

G.12 Blitz- und Überspannungsschutz
gemäß  VdS 2833  

für  Hardware-Komponenten  NGRS-Netzwerk 

G.13 Liste der Anlagenteile
Die Liste kann aus dem Betreiberangebot/Rechnung oder einer beigefügten Unterlage entnommen werden und muss dem Einbaustand 
entsprechen. Bei einer Überprüfung durch die Polizei ist eine Objektskizze und eine Liste aller Anlageteile mit Anzahl, Hersteller, Be-
zeichnung sowie ggf. Zertifizierungsnummer und Prüfinstitut vorzulegen. Diese Unterlagen sind Teil der Anlagenbeschreibung. 

G.14 Lageplan 
Der Lageplan besteht aus   Seite(n) 
Diese Anlagenbeschreibung besteht aus insgesamt  Seiten 
1) In Anlehnung an Feuerwehr-Laufkarten nach DIN 14675 bzw. Feuerwehrpläne nach DIN 14095.
2) Ggf. auf einem Zusatzblatt fortsetzen.
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RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI 

ÜEA-RICHTLINIE 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

Anlagenbeschreibung 

Videoüberwachungsanlage 

(VÜA/VSS) 

(Hinweis: Es handelt sich um eine gemeinsam mit den Verbänden erstellte 

Anlagenbeschreibung. Sollte eine neuere Ausgabe herausgegeben worden sein, 

ist diese zu verwenden) 

Stand: Januar 2019 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

 
 

ÜEA-RICHTLINIE  
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

  



VdS 3426 : 2018-01 (03)

 VdS-Attest1)
Videoüberwachungs- 
anlage (VÜA/VSS)

Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: 

Seite 
1/5  Anlagenbeschreibung 

A Die Anlage entspricht folgenden Normen, Richtlinien, Vorschriften, Bestimmungen 
VdS 2366, Klasse (A,B,C)1) Pflichtenkatalog (Polizei), Klasse (A,B,C) DGUV-Vorschrift 
DIN EN 62676, Grad (1,2,3,4) 2) ÜEA-Richtlinie (Polizei), Klasse (B,C) 

Anschluss an  Polizei  NSL  Sonstige 
Rechtsrahmen der  
Videoüberwachung  Öffentlich  Nicht-öffentlich  Persönlich/familiär 

Überwachungsbereich  Frei zugänglich  Nicht frei zugänglich  Arbeitsstätte 

B Betreiber/Auftraggeber C Errichterunternehmen/Auftragnehmer 
Name/Firma: Name/Firma: 

Straße: Straße: 

PLZ, Ort: PLZ, Ort: 

Installationsort (falls abweichend): Telefon: 

Straße: Email: 

PLZ, Ort: 
VdS Anerkennungs-Nr.: 

Auftragsnummer 
(falls vorhanden): BHE Zertifizierungs-Nr.: 

DIN EN 16763 Zertifizierungs-Nr.: 

D 

(Datum) (Stempel) (Name) (Unterschrift) 

E Bestätigung des Betreibers 
Die VÜA ist Bestandteil eines Versicherungsvertrages   ja  nein (Angaben in F nicht erforderlich) 
Das Attest wurde vom Datenschutzbeauftragten gesichtet und geprüft:  nein       ja,  Name: 

(Datum) (Name) (Unterschrift) 

F Bestätigung des Versicherers3)

Wir sind mit dem Sicherungskonzept und den vorgesehenen Maßnahmen einschließlich der eventuell vereinbarten 
Abweichungen einverstanden. 

(Datum) (Stempel) (Name) (Unterschrift) C
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Bestätigung des Errichterunternehmens zu den Projektierungsangaben 
Wir bestätigen, dass die VÜA unter Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik, nach den unter Abschnitt A angekreuzten Nor-
men/Richtlinien/Vorschriften/Bestimmungen sowie den Vorgaben des zugrundeliegenden Sicherungskonzeptes (Anlage) entsprechend 
den Projektierungsangaben ab Abschnitt H bis auf die nachfolgend aufgeführten – mit dem Versicherer abgestimmten3) – Abweichungen 
projektiert wurde und inklusive Instandhaltungsunterlagen und Betriebsbuch an den Betreiber übergeben wurde. 
Abweichungen: 

Begründung: 

1) Nur zulässig bei VdS-anerkannten Errichterunternehmen
2) Von allen Teilen der VÜA mindestens erfüllter Grad
3) Der Bezug auf den Versicherer ist nur relevant, wenn die VÜA Bestandteil eines Versicherungsvertrages ist.
Gemeinsame(s) VdS-Attest/Anlagenbeschreibung der Verbände BHE Bundesverband Sicherheitstechnik e.V., 
Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e.V. (ZVEI), der Polizei und VdS Schadenverhütung GmbH (VdS).

Die in Abschnitt A gemachten Angaben zum Rechtsrahmen der VÜA sind zutreffend. Die unter Abschnitt D aufgeführten Abweichungen 
von den Regelwerken sind mir bekannt. Die ggf. entstehenden Folgen wurde mir im Detail erklärt. Ich wurde auf die regelmäßig 
durchzu-führende Funktionsprüfung hingewiesen.



VdS 3426 : 2018-01 (03)

 VdS-Attest Videoüberwachungs-
anlage (VÜA/VSS)

Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: 

Seite 
2/5  Anlagenbeschreibung 

G Übergabe-/Abnahmeprotokoll 
Betreiber/Auftraggeber Errichterunternehmen/Auftragnehmer
Name/Firma: Name/Firma: 
Straße: Straße: 
PLZ, Ort: PLZ, Ort: 
Installationsort Telefon: 
Straße: Email: 
PLZ, Ort: 

VdS Anerkennungs-Nr.: 

Auftragsnummer: 
BHE Zertifizierungs-Nr.: 
DIN EN 16763 Zertifizierungs-Nr.: 

Teilnehmer: Teilnehmer: 

G.1 Bestätigung des Errichterunternehmens/Auftragnehmers
Die Anlage wurde entsprechend den Projektierungsangaben in Abschnitt H und dem Sicherungskonzept in Abschnitt I gebaut 
und dem Betreiber in funktionsfähigem Zustand einschließlich der folgenden Unterlagen/Dokumente übergeben: 

 Anlagendokumentation (z. B. Lageplan mit Überwachungsbereichen der VEs, Betriebsanforderungen, 
Schnittstellenbeschreibung der VÜA zu anderen Gewerken) 

 Inbetriebsetzungsprotokoll  Betriebsbuch  Bedienungsanleitungen  Zugangscodes 
 Datei/Datenträger mit der aktuellen Anlagenparametrierung 
 Merkblatt mit Hinweisen und Pflichten für Betreiber von Videoüberwachungsanlagen 
 Hinweisschilder "Videoüberwachung" angebracht 

Der Betreiber und alle für die Bedienung der VÜA verantwortlichen Personen wurden in die Funktion der Anlage sowie in die 
betreiberseitig bestehenden Prüfmöglichkeiten eingewiesen.  
Die unter Abschnitt H.3 aufgeführte NSL wurde darüber informiert, dass es sich um eine normen- und richtlinienkonforme VÜA 
handelt und somit die Sicherungskette1) einzuhalten ist und ein Alarmdienst- und Interventionsattest ausgestellt werden soll. 
Der Betreiber wurde darüber informiert, dass die Instandhaltung (Inspektion, Wartung) der VÜA gefordert ist. 

(Datum) (Stempel) (Name) (Unterschrift) 

G.2 Bestätigung des Betreibers/Auftraggebers
Die Anlage wurde nach erfolgter ausführlicher Einweisung der verantwortlichen Personen einschließlich der oben aufgeführten 
Unterlagen/Dokumente übernommen. Ich bestätige die ordnungsgemäße Installation gemäß Auftrag sowie die fehlerfreie Funk-
tion der VÜA und nehme die Anlage als vertragsmäßig erstellt ab. 

Eingewiesene Person(en): 

Ein Instandhaltungsvertrag wurde  am  angeboten2)  abgeschlossen3)  nicht abgeschlossen 

Instandhaltungsintervalle: 
 Inspektion  viermal  zweimal  einmal im Jahr  jährliche Wartung 

Ich bin damit einverstanden, dass eine Kopie dieses Dokumentes an folgende berechtigte Dritte übergeben wird: 
 Polizei3)  Versicherer  VdS Schadenverhütung  sonstige 

Ich bin damit einverstanden, dass 
die VÜA ggf. durch Fachkräfte der Polizei stichpunktartig überprüft wird, wobei die Überprüfung ausschließlich im öffentli-
chen Interesse erfolgt und hieraus keine Rechtsansprüche begründet werden können.3) 
die VÜA ggf. durch Fachkräfte von VdS Schadenverhütung stichpunktartig überprüft wird. Hieraus können keine Rechtsan-
sprüche begründet werden.4) 

(Datum) (Name) (Unterschrift) 
Ggf. noch auszuführende Restarbeiten: 

1) Die Sicherungskette gemäß VdS 3138 beinhaltet die Technischen Dienstleistungen einer AES gemäß DIN EN 50518, den Alarmdienst
sowie den Interventionsdienst

2) bei VÜA nach Pflichtenkatalog der Polizei zwingend erforderlich
3) bei VÜA mit Anschluss an die Polizei zwingend erforderlich
4) bei VÜA gemäß VdS 2366
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 VdS-Attest Videoüberwachungs- 
anlage (VÜA/VSS)

Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: 

Seite 
3/5  Anlagenbeschreibung 

H Überwachung durch die VÜA 
H.1 Überwachungszweck 

Allgemeine Schutzziele:    

Konkrete Schutzziele:

Sonstige Ziele: 

Betriebsmodus:

 Live-Überwachung mit 
Aufzeichnung 

 Live-Überwachung ohne 
Aufzeichnung 

 Nur Aufzeichnung 

 Permanentbetrieb  Nicht-permanenter Betrieb 

H.2 Lageplan
Der Lageplan besteht aus  Seite(n) 
Referenzbilder der 
kompletten VÜA  Anzahl  ausgedruckt  auf Datenträger 

Diese Anlagenbeschreibung 
besteht aus insgesamt  Seiten 

H.3 Übertragung an externe Stellen  nicht vorhanden 

Meldungen über IP-AÜA SP4

Bilder über drahtgebundene Verbindung max. Bitrate der Verbindung: 

Bilder über Datenfunkverbindung max. Bitrate der Verbindung: 

Polizei  über NSL  

NSL Anerkennungsnummer: 

andere, ständig besetzte Stelle

H.4 Automatische Übertragung von Störungen  nicht vorhanden 

unverzüglich

innerhalb von  Stunden

NSL

andere, ständig besetzte Stelle:

Errichter/Instandhalter

H.5 Fernzugriff / Remote-Service
Betreiber  Errichter  Sicherheitsdienstleister/NSL 

H.6 Blitz- und Überspannungsschutz 

gemäß VdS 2833   gemäß
für  Hardware-Komponenten  VÜA-Netzwerk 

H.7 Liste der Anlagenteile
Diese Liste kann aus dem Betreiberangebot/Rechnung oder einer beigefügten Unterlage entnommen werden. Bei einer Überprüfung
durch die Polizei ist eine Objektskizze und eine Liste aller Anlageteile mit Anzahl, Hersteller, Bezeichnung sowie ggf. Zertifizierungs-
nummer und Prüfinstitut vorzulegen. Diese Unterlagen sind durch den Errichter bereitzustellen

C
op

yr
ig

ht
 b

y:
 B

H
E 

Bu
nd

es
ve

rb
an

d 
Si

ch
er

he
its

te
ch

ni
k 

e.
V.

, B
D

SW
 B

un
de

sv
er

ba
nd

 d
er

 S
ic

he
rh

ei
ts

w
irt

sc
ha

ft 
e.

V.
, P

ol
iz

ei
lic

he
 K

rim
in

al
pr

äv
en

tio
n 

de
r L

än
de

r u
nd

 d
es

 B
un

de
s,

 
Vd

S 
Sc

ha
de

nv
er

hü
tu

ng
 G

m
bH

, Z
VE

I Z
en

tra
lv

er
ba

nd
 E

le
kt

ro
te

ch
ni

k-
 u

nd
 E

le
kt

ro
ni

ki
nd

us
tri

e 
e.

V.
 



VdS 3426 : 2018-01 (03) 

VÜA-Sicherungskonzept des Betreibers/Auftraggebers Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: Seite 4/5 

I.1 Kameras
Kamera-Nr. 

von/bis 
gemäß 

Lageplan

Standort/Bezeichnung 
gemäß Lageplan 

Auslösung von  
 Ereignisaufzeichnung /  Übertragung 

durch 
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) 

*) Auflösung ist mit Testbild nach VdS 2366  zu prüfen Im Bedarfsfall zusätzliche Seiten als Anlage beifügen; Anzahl: 

I.2 Liste der Zwecke
1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 

I.3 Metadaten
1 Datum/Uhrzeit 
2 Geodaten 
3 VCA-Daten 
4 Kassendaten 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
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 VdS-Attest 
Videoüberwachungsanlage (VÜA/VSS) Ident- und/oder 

ÜEA-Kenn-Nr.: Seite 5/5 
 Anlagenbeschreibung  

J Bildspeicherung  nicht vorhanden 
Kamera-Nr. 

von/bis gemäß 
Lageplan 

Permanent-
aufzeichnung 

Ereignisaufzeichnung 
Historienbilder Voralarmbilder Alarmbilder Nachalarmbilder Verdachtsbilder Speicherort Ereignisse 

(geschätzt) 
Archivie-
rungszeit 

Bilder/s Dauer Bilder/s Dauer Bilder/s Dauer Bilder/s Dauer Bilder/s Dauer Bilder/s Dauer Kamera Speicher-
system 

Anzahl pro 
Tag 

Anzahl 
Tag(-e) 

Speichersystem (Hersteller, Typ): 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

 
 

ÜEA-RICHTLINIE  
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI 

ÜEA-RICHTLINIE 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

Anlagenbeschreibung VÜA/VSS 

Hinweise zum Ausfüllen 

(Hinweis: Es handelt sich um eine gemeinsam mit den Verbänden erstellte 

Anlagenbeschreibung. Sollte eine neuere Ausgabe herausgegeben worden sein, 

ist diese zu verwenden) 

Stand: Januar 2019 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

 
 

ÜEA-RICHTLINIE  
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
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Hinweise zum Ausfüllen des Installationsattestes / der Anlagenbeschreibung für 
Videoüberwachungsanlagen (VÜA/VSS) VdS 3426 

Vorbemerkungen: Diesen Hinweisen ist ein Musterattest beigefügt. Die Ziffern dieser Hinweise beziehen sich 

auf die gekennzeichneten Stellen im Musterattest. 

Nr. Hinweis 

1 Mit diesem VdS-Attest bzw. dieser Anlagenbeschreibung bescheinigt das Errichterunternehmen die Kon-
formität der geplanten und errichteten VÜA mit den Richtlinien VdS 2366 und/oder weiteren Richtlinien und 
Normen für den VÜA-Bereich (z.B. DIN EN 62676, ÜEA-Richtlinie, Pflichtenkatalog Video). 

Ausschließlich VdS-anerkannte Errichterunternehmen sind berechtigt, VdS-Atteste auszustellen. Bei 
nicht VdS-anerkannten VÜA (kein VdS-anerkanntes Errichterunternehmen oder Ausführung nicht gemäß 
VdS 2366) ist „Anlagenbeschreibung“ anzukreuzen. 

2 Innerhalb eines Objektes können Videoerfassungseinheiten (VE) verschiedener Klassen zum Einsatz 
kommen. Hierbei ist zu beachten, dass alle Anlageteile eines Video-Sicherungsbereiches mindestens der 
geforderten Klasse entsprechen müssen. Übergeordnete Anlageteile, z. B. eine übergeordnete Bildzentrale 
(BZ) müssen dann der höchsten in der Gesamtanlage verwendeten Klasse entsprechen. Hier ist die 
höchste Klasse einzutragen. 

3 Rechtsrahmen der Videoüberwachung: 

 Öffentlich: Videoüberwachung auf Grundlage von Datenschutzgesetzen der Länder, Bundesdaten-
schutzgesetz bzw. Polizeigesetzen u. ä. (solche VÜA werden i. d. R. durch öffentliche Stellen betrie-
ben, z. B. zur Überwachung von Kriminalitätsschwerpunkten) 

 Nicht-öffentlich: Videoüberwachung auf Grundlage des Bundesdatenschutzgesetzes (solche VÜA 
werden i. d. R. durch privatwirtschaftliche Stellen betrieben, z. B. zur Überwachung von Unterneh-
mensgeländen oder -eigentum) 

 Persönlich/familiär: Der Einsatz von Videoüberwachung im persönlichen und familiären Bereich rich-
tet sich nach dem Zivilrecht. Private Anwender können diese Technik i. d. R. im Rahmen ihres Haus-
rechts und zum Schutz ihres Eigentums nutzen, soweit sie sich auf ihren privaten Bereich und ihr priva-
tes Grundstück beschränken und unbeteiligte Dritte nicht erfasst werden.  

Mehr hierzu siehe Website des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit: 
http://www.bfdi.bund.de/, bzw. BHE-Informationsschrift „Datenschutzrechtliche Hinweise für Errichter, Pla-

ner und Betreiber“: https://www.bhe.de/de/Datenschutzrechtliche-Hinweise-lang. 

4 Überwachungsbereich: Bereich, in dem sicherungsrelevante Ereignisse durch Videoerfassungseinheiten 
erkannt werden sollen. 

 Frei zugänglich: Dies ist anzukreuzen, wenn der Zugang zum Überwachungsbereich der VE für je-
dermann möglich ist. In diesem Fall kann nicht kontrolliert werden, wer von der VE erfasst wird. 

 Nicht frei zugänglich: Dies ist anzukreuzen, wenn der Zugang zum Überwachungsbereich der VE 
nicht für jedermann möglich ist. In diesem Fall kann kontrolliert werden, wer von der VE erfasst wird. 

 Arbeitsstätte: Für den Einsatz der Videoüberwachung in Arbeitsstätten gelten neben den allgemeinen 
Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes weitere Regelungen, wie z. B. das Betriebsverfassungs-
gesetz. 

5 In Einzelfällen kann von den jeweils gültigen Richtlinien für VÜA, jedoch nur in Abstimmung mit dem Risiko-
träger, abgewichen werden. Abweichungen müssen immer begründet werden. Der Risikoträger muss 
seine Zustimmung zu den Abweichungen im Installationsattest durch Unterschrift bestätigen. 

Weicht eine VÜA in grundlegenden Punkten von den VdS-Richtlinien ab (z. B. nicht VdS-anerkannte Anla-
geteile1), Abweichungen von den Einschränkungen zum Einsatz von Anlageteilen), so handelt es sich auch 
bei einer eventuellen Tolerierung durch einen Risikoträger nicht um eine VdS-anerkannte VÜA. In diesem 
Fall darf kein Kreuz bei „VdS-Attest“ (siehe Hinweis 1) gesetzt werden. 

Sofern die VÜA Bestandteil eines Versicherungsvertrages ist, muss der Versicherer seine Zustimmung zu 
den Abweichungen dokumentieren. 
1) In VdS-anerkannten VÜA können auch nicht VdS-anerkannte Produkte eingesetzt werden, wenn sie die Anforderungen der ein-
schlägigen IEC-/EN-/DIN-Normen zur Videoüberwachung erfüllen. 

  

http://www.bfdi.bund.de/
https://www.bhe.de/de/Datenschutzrechtliche-Hinweise-lang
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6 Voraussetzung für die Abnahme einer VdS-anerkannten VÜA ist die vorausgegangene mängelfreie Inbe-

triebsetzung der VÜA entsprechend VdS 2366, Abschnitt 8. Die Abnahme erfolgt entsprechend VdS 2366, 
Abschnitt 8.5, und die Übergabe der VÜA an den Betreiber entsprechend VdS 2366, Abschnitt 8.6. 

Der Betreiber und alle für die Bedienung der VÜA verantwortlichen Personen müssen in die Funktion der 
Anlage eingewiesen werden. Dabei ist insbesondere auf die Vermeidung von unerwünschten Ereignissen 
hinzuweisen und die Konsequenzen davon aufzuzeigen (z. B. Bildausfall-Störungsmeldung aufgrund von 
abgeschalteter Beleuchtung).  

Gleiches gilt für etwaige Nutzungsänderungen, die Einfluss auf die Schutzziele oder Sicherungsmaßnah-
men haben können. 

7 Hier sind die mit dem Risikoträger (Betreiber, Versicherer) definierten allgemeinen Schutzziele entspre-
chend VdS 2366, Abschnitt 6.1.1 sowie die konkreten Schutzziele entsprechend VdS 2366, Abschnitt 6.1.2 
einzutragen.  

8 Für jede Kamera ist mindestens ein Referenzbild zu dokumentieren. 

9 Hier ist auch die Anzahl der Referenzbilder zu berücksichtigen. Die Referenzbilder können auch auf ei-
nem anderen Medium als Papier zur Verfügung stehen. Dann sind die Art und der Aufbewahrungsort des 
Mediums anzugeben. 

10 Hier ist die maximal mögliche Bitrate des verwendeten Übertragungsweges in Bit/s anzugeben. Für die 
Bildübertragung muss der Übertragungsweg so gewählt werden, dass die im Attest dokumentierte Bildrate 
(Bilder pro Sekunde) in der Abbildungsqualität, die vom Schutzziel vorgegeben ist, erreicht wird (siehe 
VdS 2366, Abschnitt 6.6.1). 

11 Bei Bildübertragungen zur Polizei über NSL ist dieses Kästchen zusätzlich anzukreuzen. 

12 Mindestens Störungen der Primär- und Sekundärenergieversorgung sowie der Bildzentrale sind automa-
tisch direkt an den Betreiber, an eine beauftragte Stelle (z. B. NSL) oder an eine sonstige, ständig besetzte 
Stelle des Betreibers (z. B. Pförtnerstelle) zu melden. Dabei darf die Meldung von Netzstörungen in Ab-
hängigkeit zur Überbrückungsdauer um bis zu 3 min unterdrückt werden (siehe VdS 2366, Abschnitt 6.10). 

13 Ein Fernzugriff/Remote-Service darf nur unter Einhaltung der in VdS 2366, Abschnitte 6.5.3 ff beschrie-
benen Anforderungen erfolgen. 

14 Kameras können zusammengefasst werden, sofern sie sich nicht in den Angaben der Spalten unterschei-
den. 

15 Hier ist die Klassenkombination gemäß VdS 2366, Abschnitt 6.3.3 einzutragen. 

16 Hier sind die definierten Zwecke (Schutzziele/Aufgaben) zu dokumentieren (siehe VdS 2366, Abschnitte 
6.1.1 bis 6.1.3). Diese Zweckdefinitionen dienen erforderlichenfalls auch der datenschutzrechtlichen Beur-
teilung. 

17 Für polizeiliche Ermittlungen können Zeit- und Geodaten wichtig sein. Daher sollten zusätzliche Metadaten 
(z. B. Geodaten, Etage, VCA, PTZ-Positionen usw.) zu den Bildern gespeichert werden. 

18 Voralarm-, Alarm-, Nachalarm- und Verdachtsmomentbilder bedingen ein auslösendes Ereignis. Die 
Historienbilder beinhalten auch die permanente Aufzeichnung. Dabei gibt die Dauer an, wie lange aufge-
zeichnet wird, bis die ersten Bilder überschrieben werden. 
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 VdS-Attest
1)  Videoüberwachungs- 

anlage (VÜA/VSS) 
Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: VÜA-Muster 2018 Seite 

1/5 
 Anlagenbeschreibung 

A Die Anlage entspricht folgenden Normen, Richtlinien, Vorschriften, Bestimmungen 

 VdS 2366, Klasse (A,B,C)1)
 B   Pflichtenkatalog (Polizei), Klasse (A,B,C)         DGUV-Vorschrift       

 DIN EN 62676, Grad (1,2,3,4) 2)         ÜEA-Richtlinie (Polizei), Klasse (B,C)                
Anschluss an    Polizei  NSL  Sonstige        

Rechtsrahmen der  
Videoüberwachung  Öffentlich  Nicht-öffentlich  Persönlich/familiär  

Überwachungsbereich  Frei zugänglich  Nicht frei zugänglich  Arbeitsstätte   

 
B Betreiber/Auftraggeber C Errichterunternehmen/Auftragnehmer 

Name/Firma: Musterbetreiber GmbH Name/Firma: Mustererrichter GmbH 
Straße:  Bahnhofstraße 33 Straße: Poststraße 66 
PLZ, Ort: 55555 A-Stadt PLZ, Ort: 55566 B-Stadt 
Installationsort (falls abweichend): Telefon: 0815 102030 
Straße:        Email: mustererrichter-gmbh@sicher.de 
PLZ, Ort:       VdS Anerkennungs-Nr.: ERR 118999   
Auftragsnummer 
(falls vorhanden):       BHE Zertifizierungs-Nr.:       

   DIN EN 16763 Zertifizierungs-Nr.: ERR 118999EN 

D  Bestätigung des Errichterunternehmens zu den Projektierungsangaben 

 Wir bestätigen, dass die VÜA unter Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik, nach den unter Abschnitt A angekreuzten Nor-
men/Richtlinien/Vorschriften/Bestimmungen sowie den Vorgaben des zugrundeliegenden Sicherungskonzeptes (Anlage) entsprechend 
den Projektierungsangaben ab Abschnitt H bis auf die nachfolgend aufgeführten – mit dem Versicherer abgestimmten3) – Abweichungen 
projektiert wurde und inklusive Instandhaltungsunterlagen und Betriebsbuch an den Betreiber übergeben wurde. 
Abweichungen:  
      

Begründung: 
      

 (Datum) 08.08.2018 (Stempel)  (Name)  F. Valtinke (Unterschrift) 

E Bestätigung des Betreibers 

 Die VÜA ist Bestandteil eines Versicherungsvertrages   ja  nein (Angaben in F nicht erforderlich) 
Das Attest wurde vom Datenschutzbeauftragten gesichtet und geprüft:  nein       ja,  Name: G. Heim 
 
Die in Abschnitt A gemachten Angaben zum Rechtsrahmen der VÜA sind zutreffend. Die unter Abschnitt D aufgeführten Abweichungen 
von den Regelwerken sind mir bekannt. Die ggf. entstehenden Folgen wurden mir im Detail erklärt. Ich wurde auf die regelmäßig durch-
zuführende Funktionsprüfung hingewiesen. 
 

 (Datum) 08.08.2018  (Name)  H. Müller (Unterschrift) 

F  Bestätigung des Versicherers
3)

 

 Wir sind mit dem Sicherungskonzept und den vorgesehenen Maßnahmen einschließlich der eventuell vereinbarten Abweichungen 
einverstanden.  

 (Datum) 10.08.2018 (Stempel) (Name)  A. Gent (Unterschrift) 
1) Nur zulässig bei VdS-anerkannten Errichterunternehmen  
2)  Von allen Teilen der VÜA mindestens erfüllter Grad 

3) Der Bezug auf den Versicherer ist nur relevant, wenn die VÜA Bestandteil eines Versicherungsvertrages ist. 
Gemeinsame(s) VdS-Attest/Anlagenbeschreibung der Verbände BHE Bundesverband Sicherheitstechnik e.V.,  
Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e.V. (ZVEI), der Polizei und VdS Schadenverhütung GmbH (VdS) 
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 VdS-Attest   Videoüberwachungs-
anlage (VÜA/VSS) 

Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: VÜA-Muster 2018 Seite 

2/5 
 Anlagenbeschreibung 

G  Übergabe-/Abnahmeprotokoll    

Betreiber/Auftraggeber Errichterunternehmen/Auftragnehmer 
Name/Firma: Musterbetreiber GmbH Name/Firma: Mustererrichter GmbH 
Straße:  Bahnhofstraße 33 Straße: Poststraße 66 
PLZ, Ort: 55555 A-Stadt PLZ, Ort: 55566 B-Stadt 
Installationsort Telefon: 0815 102030 
Straße:        Email: mustererrichter-gmbh@sicher.de 
PLZ, Ort:         
  VdS Anerkennungs-Nr.: ERR 118999 

Auftragsnummer:       
BHE Zertifizierungs-Nr.:       

DIN EN 16763 Zertifizierungs-Nr.: ERR 118999EN 

Teilnehmer: Hermann Müller, Karl Müller Teilnehmer: Fritz Valtinke 
    
G.1 Bestätigung des Errichterunternehmens/Auftragnehmers 

 Die Anlage wurde entsprechend den Projektierungsangaben in Abschnitt H und dem Sicherungskonzept in Abschnitt I gebaut 
und dem Betreiber in funktionsfähigem Zustand einschließlich der folgenden Unterlagen/Dokumente übergeben: 

  Anlagendokumentation (z. B. Lageplan mit Überwachungsbereichen der VEs, Betriebsanforderungen,  
Schnittstellenbeschreibung der VÜA zu anderen Gewerken) 

  Inbetriebsetzungsprotokoll  Betriebsbuch  Bedienungsanleitungen  Zugangscodes 
  Datei/Datenträger mit der aktuellen Anlagenparametrierung        
  Merkblatt mit Hinweisen und Pflichten für Betreiber von Videoüberwachungsanlagen 
  Hinweisschilder "Videoüberwachung" angebracht 
 Der Betreiber und alle für die Bedienung der VÜA verantwortlichen Personen wurden in die Funktion der Anlage sowie in die 

betreiberseitig bestehenden Prüfmöglichkeiten eingewiesen.  
Die unter Abschnitt H.3 aufgeführte NSL wurde darüber informiert, dass es sich um eine normen- und richtlinienkonforme VÜA 
handelt und somit die Sicherungskette1) einzuhalten ist und ein Alarmdienst- und Interventionsattest ausgestellt werden soll. 
Der Betreiber wurde darüber informiert, dass die Instandhaltung (Inspektion, Wartung) der VÜA gefordert ist. 

 (Datum) 20.08.2018 (Stempel)  (Name)  F. Valtinke (Unterschrift) 

G.2 Bestätigung des Betreibers/Auftraggebers 

 Die Anlage wurde nach erfolgter ausführlicher Einweisung der verantwortlichen Personen einschließlich der oben aufgeführten 
Unterlagen/Dokumente übernommen. Ich bestätige die ordnungsgemäße Installation gemäß Auftrag sowie die fehlerfreie Funk-
tion der VÜA und nehme die Anlage als vertragsmäßig erstellt ab. 

 
Eingewiesene Person(en): 

Hermann Müller, Karl Müller 
       
 Ein Instandhaltungsvertrag wurde   am  20.08.18  angeboten2)  abgeschlossen3)  nicht abgeschlossen 
 Instandhaltungsintervalle: 
  Inspektion  viermal  zweimal  einmal im Jahr  jährliche Wartung 
 Ich bin damit einverstanden, dass eine Kopie dieses Dokumentes an folgende berechtigte Dritte übergeben wird: 
  Polizei3)  Versicherer  VdS Schadenverhütung  sonstige       
 Ich bin damit einverstanden, dass 

  die VÜA ggf. durch Fachkräfte der Polizei stichpunktartig überprüft wird, wobei die Überprüfung ausschließlich im öffentli-
chen Interesse erfolgt und hieraus keine Rechtsansprüche begründet werden können.3) 

  die VÜA ggf. durch Fachkräfte von VdS Schadenverhütung stichpunktartig überprüft wird. Hieraus können keine Rechtsan-
sprüche begründet werden.4) 

 (Datum) 20.08.2018  (Name)  H. Müller (Unterschrift) 

Ggf. noch auszuführende Restarbeiten:  keine 

       

 1) Die Sicherungskette gemäß VdS 3138 beinhaltet die Technischen Dienstleistungen einer AES gemäß DIN EN 50518, den Alarmdienst 
   sowie den Interventionsdienst  
2) bei VÜA nach Pflichtenkatalog der Polizei zwingend erforderlich 
3) bei VÜA mit Anschluss an die Polizei zwingend erforderlich 
4) bei VÜA gemäß VdS 2366  
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 VdS-Attest   Videoüberwachungs- 

anlage (VÜA/VSS) 
Ident- und/oder 
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 Anlagenbeschreibung 

H  Überwachung durch die VÜA    

H.1 Überwachungszweck  
Allgemeine Schutzziele: Erschwerung/Erkennung von Diebstahl, Einbruch, Überfall, Sachbeschädigung 
Konkrete Schutzziele:  Erstellen von Fahndungsbildern nach einem Überfall 

      Sonstige Ziele: keine 
      Betriebsmodus: 

  Live-Überwachung mit  
Aufzeichnung 

 Live-Überwachung ohne 
Aufzeichnung 

 Nur Aufzeichnung 

  Permanentbetrieb  Nicht-permanenter Betrieb 

H.2 Lageplan  

Der Lageplan besteht aus  1 Seite(n) 

Referenzbilder der komplet-
ten VÜA 2 Anzahl  ausgedruckt  auf Datenträger 

Diese Anlagenbeschreibung 
besteht aus insgesamt 

6 Seiten 

  

H.3 Übertragung an externe Stellen   nicht vorhanden 

 Meldungen über IP-AÜA SP4 

 Bilder über drahtgebundene Verbindung max. Bitrate der Verbindung:        

 Bilder über Datenfunkverbindung max. Bitrate der Verbindung: 500 MBit/s  

 Polizei        über NSL  

 NSL Wachdienst Sicher Anerkennungsnummer: W 118110 

 andere, ständig besetzte Stelle       

H.4 Automatische Übertragung von Störungen  nicht vorhanden 

 unverzüglich 

 innerhalb von       Stunden 

 NSL: Wachdienst Sicher 

 andere, ständig besetzte Stelle:       

 Errichter/Instandhalter:       

H.5 Fernzugriff / Remote-Service 

 Betreiber  Errichter   Sicherheitsdienstleister/NSL 

H.6 Blitz- und Überspannungsschutz 

 gemäß VdS 2833   gemäß        

für  Hardware-Komponenten  VÜA-Netzwerk          

H.7 Liste der Anlagenteile 

Diese Liste kann aus dem Betreiberangebot/Rechnung oder einer beigefügten Unterlage entnommen werden. Bei einer Überprüfung 
durch die Polizei ist eine Objektskizze und eine Liste aller Anlageteile mit Anzahl, Hersteller, Bezeichnung sowie ggf. Zertifizierungs-
nummer und Prüfinstitut vorzulegen. Diese Unterlagen sind durch den Errichter bereitzustellen 
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VÜA-Sicherungskonzept des Betreibers/Auftraggebers Ident- und/oder 
ÜEA-Kenn-Nr.: VÜA-Muster 2018 Seite 4/5 

I.1 Kameras  

Kamera-Nr. 
von/bis 
gemäß 

Lageplan 

Standort/Bezeichnung 
gemäß Lageplan 

 Auslösung von  
 Ereignisaufzeichnung /  Übertragung  

durch 
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K1  Gegenüber Eingang B2 1 - 4    1               II 
K2  Kasse B3 5    1               II 

                                                      
                                                      
                                                      
                                                      
                                                      
                                                      
                                                      
                                                      
                                                      

  *) Auflösung ist mit Testbild nach VdS 2366  zu prüfen 
Im Bedarfsfall zusätzliche Seiten als Anlage beifügen; Anzahl:       

 

I.2 Liste der Zwecke 
 

1 Alarmverifikation für Einbruchmeldungen 
2 Aufklärung und Dokumentation von Diebstahl 
3 Aufklärung und Dokumentation von Sachbeschädigung 
4 Täterabschreckung bezüglich Diebstahl 
5 Erstellen von Beweisbildern (Überfall) 
6       
7       

8       

9       

10       
 

I.3 Metadaten 
 

1 Datum/Uhrzeit 
2 Geodaten 
3 VCA-Daten 
4 Kassendaten 
5       
6       
7       

8       

9       

10       
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 VdS-Attest   
Videoüberwachungsanlage (VÜA/VSS)  Ident- und/oder 

ÜEA-Kenn-Nr.: VÜA-Muster 2018 Seite 5/5 
 Anlagenbeschreibung   

J Bildspeicherung   nicht vorhanden 

Kamera-Nr. 
von/bis  

gemäß Lage-
plan 

Permanentauf-
zeichnung 

Ereignisaufzeichnung 

Historienbilder Voralarmbilder Alarmbilder Nachalarmbilder Verdachtsbilder Speicherort 
Ereignis-
se (ge-
schätzt) 

Archivie-
rungszeit 

 Bilder/s Dauer Bilder/s Dauer Bilder/s Dauer Bilder/s Dauer Bilder/s Dauer Bilder/s Dauer Kamera Speicher-
system 

Anzahl 
pro Tag 

Anzahl 
Tag(-e) 

K1 25 72 h                                                                           
K2 25 72 h                                                                           

                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            
                                                                                            

Speichersystem (Hersteller, Typ):        
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Projektierungs- und Installationshinweise für 
Überfall- und Einbruchmeldeanlagen (PIH-ÜMA/EMA) 

1 Allgemeines 

1.1 Geltungsbereich 

Die nachfolgenden Hinweise legen Mindestanforderungen an Projektierung, Installation, Betrieb und Instand-

haltung von Überfall- und Einbruchmeldeanlagen (ÜMA/EMA) fest. Sie gelten in Verbindung mit den jeweils 

neuesten veröffentlichten Fassungen bzw. von der Polizei anerkannten Entwurffassungen der nachfolgen-

den Richtlinien, Normen bzw. Regelwerke: 

 Bundeseinheitlicher Pflichtenkatalog für Errichterunternehmen von ÜMA/EMA (Pfk-ÜMA/EMA) für die 

aufgeführten Klassen A, B und C (gilt für ÜMA/EMA ohne Anschluss an die Polizei) 

 Bundeseinheitliche Richtlinie für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA-Richtlinie) für die aufgeführten Klassen B und C 

 Europäische Normen für ÜMA/EMA und deren Anlageteile für den Grad 2 (ausschließlich im Rahmen 

des Pfk-ÜMA/EMA) sowie für die Grade 3 und 4 (im Rahmen des Pfk-ÜMA/EMA sowie auch für ÜEA) 

 Einschlägige DIN VDE Bestimmungen, insbesondere DIN VDE 0833, Teile 1 und 3 für den Grad 2 (aus-

schließlich im Rahmen des Pfk-ÜMA/EMA) sowie für die Grade 3 und 4 (im Rahmen des Pfk-ÜMA/EMA 

sowie auch der ÜEA-Richtlinie) 

 Richtlinie VdS 2311 (Richtlinien für Einbruchmeldeanlagen, Planung und Einbau) der VdS Schadenver-

hütung GmbH (für die Klassen A bis C im Rahmen des Pfk-ÜMA/EMA sowie für die Klassen B und C 

im Rahmen der ÜEA-Richtlinie) 

 

1.2 Voraussetzung für die Anerkennung und IT-Sicherheit 

Voraussetzung für die Anerkennung einer ÜMA bzw. einer EMA der Klasse A, B oder C ist, dass 

 die Anlage unter Verwendung von geprüften und zertifizierten Anlageteilen (durch eine zur Prüfung nach 

DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für den Bereich Gefahrenmel-

deanlagentechnik akkreditierten Stelle, z. B. VdS Schadenverhütung GmbH), die auf funktionsmäßiges 

Zusammenwirken abgestimmt sind und 

 unter Beachtung der im Pfk-ÜMA/EMA bzw. in der ÜEA-Richtlinie aufgeführten allgemein anerkannten 

Regeln der Technik 

errichtet worden ist. 

Zusatzeinrichtungen mit nicht zertifizierten Teilen, z. B. zusätzliche Anzeigen, sind nur zulässig, wenn keine 

nachteiligen Rückwirkungen auf die ÜMA/EMA auftreten können. 

Bei Projektierung, Installation, Betrieb, Instandhaltung sowie bei der Alarm- bzw. Meldungsübertragung sind 

die relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik 

(BSI) einzuhalten. Hierzu gehört insbesondere auch das zeitnahe Einspielen sicherheitsrelevanter Patches 

und Updates. 

 

1.3 Anmerkungen zur Anwendung 

Die den Überschriften vorangestellten Großbuchstaben geben jeweils an, für welche Klasse/n A und/oder B 

und/oder C der jeweilige Abschnitt Gültigkeit besitzt. 

Grundlage dieser Hinweise sind die gemeinsam von Polizei und VdS Schadenverhütung GmbH erarbeitete 

Richtlinie VdS 2311 (Richtlinien für Einbruchmeldeanlagen, Planung und Einbau) der VdS Schadenverhü-

tung GmbH. 

Die Richtlinien der VdS Schadenverhütung GmbH zielen in erster Linie darauf ab, die Sicherung und den 

Schutz von Sachwerten zu gewährleisten. Dem gegenüber steht bei der Polizei primär der Schutz von Per-

sonen im Vordergrund. Wegen dieses unterschiedlichen konzeptionellen Ansatzes ergeben sich in Teilbe-

reichen anders gewichtete Zielrichtungen und damit spezifische Anforderungen. Zudem unterteilt die VdS 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

ANLAGE 5A: PROJEKTIERUNGS- UND INSTALLATIONSHINWEISE FÜR ÜMA/EMA (PIH-ÜMA/EMA) 
 

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 5A, STAND: 01.01.2019 SEITE 2/18 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

 

Schadenverhütung GmbH die Grade/Klassen nochmals in unterschiedliche Sicherungsklassen (SH bzw. 

SG). Diese finden im polizeilichen Bereich sowie auch in den Normen keine Anwendung. 

Damit Anwender die Unterschiede zur Richtlinie VdS 2311 besser erkennen können, werden diese hier dar-

gestellt, in Einzelfällen polizeilich besonders wichtige Regelungen bekräftigt und ansonsten auf die Richtlinie 

VdS 2311 verwiesen. Es handelt sich hier somit im Wesentlichen um ein sogenanntes "Delta-Papier". 

Soweit der Verweis auf die Richtlinie VdS 2311 pauschal erfolgt, sind die nachfolgenden in der Tabelle ent-

haltenen Formulierungen entsprechend zu ersetzen: 

Formulierung in der Richtlinie VdS 2311: ersetzen durch: 

VdS-anerkannt von einer zur Prüfung nach DIN EN ISO/IEC 17025 

und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für 

den Bereich der Gefahrenmeldeanlagentechnik aner-

kannten Stelle geprüft und zertifiziert 

VdS-anerkanntes Errichterunternehmen im Adressennachweis benanntes Errichterunterneh-

men (Wenn kein Adressennachweis herausgegeben 

wird: Fachunternehmen für ÜMA/EMA, das in der 

Handwerksrolle eingetragen sein muss, die Anforde-

rungen der DIN EN 16763 erfüllt und für jede Bearbei-

tungsphase sowie für das jeweilige Fachgebiet über 

entsprechende Beschäftigte in allen Funktionen A, B, 

C nach DIN EN 16763 verfügt) 

Attest bzw. VdS-Attest bzw. Installationsattest Anlagenbeschreibung ÜMA/EMA gemäß Pfk-

ÜMA/EMA bzw. ÜEA-Richtlinie 

Zustimmung bzw. Genehmigung des Versicherers 

bzw. der VdS Schadenverhütung GmbH 

In Absprache mit Betreiber bzw. dem Versicherer 

Sicherungsklassen (SH/SG) entfallen – die entsprechende Klasse (A, B oder C) ist 

zugrunde zu legen 

 

Zusätzlich zu den Regelungen in diesen Projektierungs- und Installationshinweisen bzw. der Richtlinie 

VdS 2311 sind die weiteren Regelungen des Pfk-ÜMA/EMA bzw. der ÜEA-Richtlinie zu beachten Im Falle 

von abweichenden oder widersprüchlichen Regelungen gelten die entsprechenden Vorgaben des Pfk-

ÜMA/EMA bzw. der ÜEA-Richtlinie.  

2 Normative Verweisungen 

Diese Hinweise enthalten datierte und undatierte Verweise auf andere Normen und Regelwerke. Die Ver-

weise erfolgen in den entsprechenden Abschnitten, die Titel werden im Folgenden aufgeführt. Änderungen 

oder Ergänzungen datierter Normen und Regelwerke gelten nur, wenn sie durch Änderung dieser Richtlinien 

bekanntgegeben werden. Von undatierten Normen und Regelwerken gilt die jeweils letzte Fassung bzw. von 

der Polizei anerkannten Entwurffassung. Die nachfolgende Aufzählung enthält die zurzeit für die Anwendung 

des Pfk-ÜMA/EMA und der ÜEA-Richtlinie wichtigsten Normen und Regelwerke: 

 

Pfk-ÜMA/EMA Bundeseinheitlicher Pflichtenkatalog für Errichterunternehmen von Überfall- und 
Einbruchmeldeanlagen 

ÜEA-Richtlinie Bundeseinheitliche Richtlinie für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen bzw. Anlagen 
für Notfälle/Gefahren mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 

DIN 77200-X Sicherungsdienstleistungen 

DIN CLC/TS 50131-9 Alarmanlagen – Einbruch- und Überfallmeldeanlagen – Teil 9: Alarmvorprüfung – 
Verfahren und Grundsätze 

DIN CLC/TS 50131-12 Alarmanlagen – Einbruch- und Überfallmeldeanlagen – Teil 12: Methoden und 
Anforderungen zur Scharf- und Unscharfschaltung von Einbruchmeldeanlagen 
(EMA) 
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DIN EN 16763 Dienstleistungen für Brandsicherheitsanlagen und Sicherheitsanlagen 

DIN EN 50130-X Alarmanlagen 

DIN EN 50131-X Alarmanlagen – Einbruch- und Überfallmeldeanlagen 

DIN EN 50136-X Alarmanlagen, Alarmübertragungsanlagen und -einrichtungen  

DIN EN 50518  Alarmempfangsstelle 

DIN EN 62676-X Videoüberwachungsanlagen für Sicherungsanwendungen 

DIN EN ISO/IEC 17025  Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von Prüf- und Kalibrierlaboratorien 

DIN EN ISO/IEC 17065  Konformitätsbewertung - Anforderungen an Stellen, die Produkte, Prozesse und 
Dienstleistungen zertifizieren 

DIN VDE 0833-1 Gefahrenmeldeanlagen für Brand, Einbruch und Überfall – Teil 1: Allgemeine 
Festlegungen 

DIN VDE 0833-3 Gefahrenmeldeanlagen für Brand, Einbruch und Überfall – Teil 3: Festlegungen 
für Einbruch- und Überfallmeldeanlagen  

DIN VDE 0833-3-1 Gefahrenmeldeanlagen für Brand, Einbruch und Überfall – Teil 3-1: Alarmverifika-
tion 

DIN VDE V 0827-11 Notfall- und Gefahren-Systeme (NSL) – Teil 11: Notruf- und Service-Leitstelle – 
Leitstellen mit Sicherheitsaufgaben 

DGUV Vorschrift 20 Spielhallen, Spielcasinos und Automatensäle von Spielbanken“ inkl. der zugehö-
rigen BG- bzw. GUV-Informationen  
(vorher: BGV C3 - Unfallverhütungsvorschrift (UVV)) 

DGUV Vorschrift 25 / 26 Kassen inkl. der zugehörigen BG- bzw. GUV-Informationen   
(vorher: BGV C9 - Unfallverhütungsvorschrift (UVV)) 

VdS 2311 Richtlinien für Einbruchmeldeanlagen, Planung und Einbau 

VdS 3134 Technische Kommentare – Erläuterungen und Informationen zu Begriffen der  
Sicherungstechnik 

 

Weitere Regelwerke siehe Richtlinie VdS 2311 unter Nr. 2. 

3 Begriffe und Abkürzungen 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

Zusätzliche Begriffsdefinition: 

Qualifiziertes Bild 

Bild, das aufgrund 

 des Sicherungskonzepts, 

 der festgelegten Auflösungsklasse und 

 seiner technischen Qualität 

dazu geeignet ist, beim Empfänger die geforderte Verifikation aktuell durchführen zu können und Maßnah-

men zur Gefahrenabwehr zu ermöglichen bzw. zu unterstützen. 

Anmerkung: Das qualifizierte Bild ist die Voraussetzung, um eine konkrete Situation bewerten zu können. 

Dies geht über das Beobachten hinaus. Je nach Sicherungskonzept ist zumindest ein Erkennen, Identifizie-

ren bzw. Überprüfen gemäß DIN EN 62676-4 erforderlich. 

  



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

ANLAGE 5A: PROJEKTIERUNGS- UND INSTALLATIONSHINWEISE FÜR ÜMA/EMA (PIH-ÜMA/EMA) 
 

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 5A, STAND: 01.01.2019 SEITE 4/18 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

 

4 Klassifizierung 

4.1 ABC Leistungsmerkmale; Vergleich zu DIN VDE 0833-3  

Die Klassifizierung richtet sich nach den in den DIN EN und DIN VDE Bestimmungen für Überfall- und Ein-

bruchmeldeanlagen festgelegten Grade bzw. nach den Klassen A, B, C gemäß Richtlinie VdS 2311. 

Keine Einbruchmeldeanlagen im Sinne dieser Hinweise sind Gefahrenmeldeanlagen des Grades 1 nach 

DIN VDE bzw. DIN EN. Expertenerfahrungen zeigen, dass die sicherungstechnischen Festlegungen des 

Grades 1 insbesondere aufgrund der niedrigen Überwindungssicherheit den in Deutschland zu stellenden 

Anforderungen an die Sicherungs- und Überwachungstechnik im Regelfall nicht genügen. Zudem ist die 

Gefahr von Falschalarmauslösungen aufgrund der nicht geforderten Zwangsläufigkeit gegeben.  

 

4.1.1 ABC Leistungsmerkmale 

Einbruchmeldeanlagen der Klasse A 

Diese EMA sollen dem niedrigen bis mittleren Sicherheitsgrad 2 nach DIN EN bzw. DIN VDE entsprechen. 

EMA der Klasse A verfügen über einen einfachen Schutz gegen Überwindungsversuche im scharfen bzw. 

unscharfen Zustand. Die Melder verfügen über eine mittlere Ansprechempfindlichkeit. 

ANMERKUNG Hier wird davon ausgegangen, dass die Tat ggf. geplant erfolgt, begrenzte Kenntnisse über die Funk-
tion einer ÜMA/EMA vorhanden sind und deren Schwachstellen von außerhalb des Sicherungsbereiches ausgekund-
schaftet werden, um sie bei der Tat auszunutzen. 

EMA der Klasse A sind bei ÜEA nicht zulässig. Sie dürfen jedoch im Rahmen der im Pfk-ÜMA/EMA nieder-

gelegten Anforderungen eingesetzt werden. 

 

Einbruchmeldeanlagen der Klasse B 

Diese EMA sollen dem mittleren bis hohen Sicherheitsgrad 3 nach DIN EN bzw. DIN VDE entsprechen. 

EMA der Klasse B verfügen über einen mittleren Schutz gegen Überwindungsversuche im scharfen sowie 

im unscharfen Zustand. Die Melder verfügen über eine mittlere Ansprechempfindlichkeit. 

ANMERKUNG Hier wird von einer geplanten Tat ausgegangen und dem Eindringling oder Räuber werden umfas-
sende Kenntnisse über den Aufbau und Funktion einer ÜMA/EMA zugestanden und auch die Möglichkeit, diese von 
innerhalb und/oder von außerhalb des Sicherungsbereiches mit entsprechendem Werkzeug zu umgehen, zu manipulie-
ren bzw. außer Funktion zu setzen. 

 

Einbruchmeldeanlagen der Klasse C 

Diese EMA sollen dem hohen Sicherheitsgrad 4 nach DIN EN bzw. DIN VDE entsprechen. 

EMA der Klasse C verfügen über einen erhöhten Schutz gegen Überwindungsversuche im scharfen sowie 

im unscharfen Zustand. Die Melder verfügen über eine erhöhte Ansprechempfindlichkeit. Eine weitgehende 

Überwachung der sicherheitsrelevanten Funktionen ist vorhanden. 

ANMERKUNG Diese Klasse wird angewandt, wenn Sicherheit Vorrang vor allen anderen Faktoren hat. Es wird davon 
ausgegangen, dass eine Tat detailliert geplant und in Vorbereitung der Tat die ÜMA/EMA manipuliert werden. Einem 
Eindringling oder Räuber werden die Fähigkeiten oder Möglichkeiten zugestanden, einen Einbruch oder Raub im Detail 
zu planen und über eine komplette Ausrüstung inklusive Mittel zum Austausch von ÜMA/EMA-Anlageteilen zu verfügen. 
Dabei werden von innerhalb und/oder außerhalb des Sicherungsbereiches Schwachstellen des Sicherungskonzeptes 
ermittelt, um diese konsequent auszunützen und die Tat durch vorbereitende Manipulationen zu ermöglichen. 

 

Überfallmeldeanlagen 

ÜMA (ohne EMA-Teil) müssen mindestens analog zu EMA der Klasse B aufgebaut sein. Die in diesen Hin-

weisen enthaltenen Regelungen sind dabei sinngemäß anzuwenden. Die Regelungen für die Sabotagesi-

cherheit, insbesondere für Zentrale, EV und ÜE, sind in jedem Fall zu beachten. Es entfallen lediglich die 

Anlageteile der Einbruchmeldetechnik (z. B. Schalteinrichtung, Bewegungsmelder zur Überwachung der 

Zentrale, EV sowie ÜE), wobei folgende Ersatzmaßnahmen zur Sicherung von Zentrale, EV und ÜE umge-

setzt werden müssen: 

 Als Zentraleinheit kann auch eine Übertragungseinrichtung (ÜE) mit integrierter EV und Möglichkeit der 

Überwachung von Meldergruppe/n (mindestens eine Meldergruppe für Sabotage und eine Melder-

gruppe für Überfallmelder) dienen.  
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 Das Öffnen der Geräte (Zentrale, EV und ÜE) muss erkannt und gemeldet werden, wenn dadurch si-

cherheitsrelevante Funktionen zugänglich sind. Eine Alarmauslösung und ein Öffnen muss durch Spei-

cherung im Hintergrundspeicher nachvollziehbar sein (Speicherung mindestens der letzten 50 Ereig-

nisse). 

 Das Öffnen der Anlageteile muss an die zuständige Alarmempfangsstelle als Sabotagemeldung über-

tragen werden.  

 Je nach Gefährdungsgrad kann das Öffnen der Zentrale auch als Überfallalarm übertragen werden. In 

diesem Fall muss die Zentraleinheit mit einem Zuhaltungs- oder Zylinderschloss überwacht-verriegelt 

werden können, damit für Wartung und Instandhaltung ein Öffnen durch Unberechtigte vermieden wird. 

Die Schließvariation muss mindestens 54 betragen. 

 Das Innere der Zentrale und die Überwachung auf Öffnen der Zentrale müssen solange zugriffsge-

schützt sein, bis die Überwachung angesprochen hat. 

Bei ÜEA sind die entsprechenden Überwachungs- und Sicherungsmaßnahmen rechtzeitig vor der Installa-

tion mit dem zuständigen Sachbearbeiter der Polizei abzustimmen. 

 

4.1.2 ABC Vergleich zu DIN EN 50131-1, DIN VDE 0833-3 und VdS 2311 

EMA gemäß Pfk-ÜMA/EMA und ÜEA-Richtlinie müssen grundsätzlich die Festlegungen in den Normen 

DIN VDE 0833-1 und DIN VDE 0833-3 sowie der Normenreihe DIN EN 50131 erfüllen.  

Die Tabelle 4.01 enthält im Sinne dieser Projektierungs- und Installationshinweise eine Gegenüberstellung 

der jeweiligen Klassen (bedeutet jedoch keine formale Gleichstellung). 

 

Polizei Klasse (Grad) nach 

DIN EN 50131-1 

Klasse (Grad) nach 

DIN VDE 0833-3 
VdS-Klasse 

Pfk-ÜMA/EMA ÜEA-Rili 

– – 1 1 -- 

A 1) – 2 2 A 1) 

B 2) B 2) 3 3 2) B 2) 

C 3) C 3) 4 4 3) C 3) 

– Keine Entsprechung  solche Anlagen sind gemäß den Anforderungen der Polizei nicht zulässig (Grad 1 gemäß Pfk-ÜMA/EMA bzw. Grad 1 und 2 
gemäß ÜEA-Richtlinie). 

1)  Es sind grundsätzlich für den Grad 2 zertifizierte Melder einzusetzen. 

2)  Es sind grundsätzlich für den Grad 3 zertifizierte Melder einzusetzen.  
Wenn durch geeignete Planung und Errichtung sichergestellt ist, dass dem Risikopotenzial entsprochen wird, ist auch der Einsatz von Meldern 
zulässig, welche die Anforderungen der VdS Klasse B erfüllen. Hierbei sind jedoch Maßnahmen vorzusehen, die das Umgehen der Melder von 
innerhalb des Sicherungsbereiches erschweren. 

3)  Es sind grundsätzlich für den Grad 4 zertifizierte Melder einzusetzen.  
Wenn durch geeignete Planung und Errichtung sichergestellt ist, dass dem Risikopotenzial entsprochen wird, ist auch der Einsatz von Meldern 
zulässig, welche die Anforderungen der VdS Klasse C erfüllen. Soweit Melder des Grades 4 am Markt noch nicht verfügbar sind (z. B. IR-
Bewegungsmelder), dürfen unter den vorstehenden Bedingungen auch Melder des Grades 3 eingesetzt werden. 

Tabelle 4.01: Gegenüberstellung der Klassen/Grade 
 

4.1.3 ABC Zuordnung 

Die erforderliche Klasse der Überfall- und Einbruchmeldeanlage muss durch den Betreiber (z. B. Bauherr, 

ausschreibende Stelle o. ä.) nach einer vorzugsweise durch eine (Kriminal-)Polizeiliche Beratungsstelle 

durchgeführten, objektbezogenen Beratung und/oder in Absprache mit dem Sachversicherer bzw. den sons-

tigen Fachkräften im Rahmen eines Sicherungskonzeptes vorgegeben werden. 
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Die nachfolgende Übersicht soll eine Zuordnung erleichtern: 

Klasse Zuordnung 

A 

 
Schutz von Personen 

Wohnobjekte 
 

B 

 
Schutz von Personen mit erhöhter Gefährdung 

Gewerbeobjekte 
Öffentliche Objekte 

Wohnobjekte mit erhöhter Gefährdung 
 

C 

 
Schutz von Personen mit hoher Gefährdung 

Gewerbeobjekte mit hoher Gefährdung 
Öffentliche Objekte mit hoher Gefährdung 

Wohnobjekte mit hoher Gefährdung 
 

Tabelle 4.02: Klassenzuordnung 
 

4.2 ABC Umweltverhalten 

Da ÜMA/EMA je nach Standort unterschiedlichen Umwelteinflüssen ausgesetzt werden, müssen die einge-

setzten Anlageteile für die jeweilige Umweltklasse zugelassen sein. Weitere Angaben zu den vier Klassen 

siehe DIN EN 50131-1 bzw. Richtlinie VdS 2311.  

5 Sicherungskonzept 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

6 Planung/Projektierung 

6.1 ABC Allgemeines 

Ziel der Planung/Projektierung ist u. a. die Festlegung der Überwachungsmaßnahmen, der Scharf-/Un-

scharfschaltung, der Alarmierung, der Art und Anordnung der Einbruchmelder, die Erstellung der Ausfüh-

rungsunterlagen gemäß Nr. 12 sowie der Anlagenbeschreibung unter Berücksichtigung des vorliegenden 

Sicherungskonzeptes und den Anforderungen dieser Projektierungs- und Installationshinweise. 

Einbruchmeldeanlagen (EMA) sind insbesondere so zu konzipieren, dass Einbrüche/Einbruchsversuche 

möglichst frühzeitig erkannt und gemeldet werden. Dabei müssen mechanische Sicherungseinrichtungen 

und die Überwachung durch die EMA unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Interventionszeiten 

grundsätzlich so aufeinander abgestimmt werden, dass die Interventionskräfte nach einer Meldung den Ein-

satzort möglichst schon erreichen können, bevor der Täter sein Tatziel erreicht bzw. die mechanischen Si-

cherungseinrichtungen überwunden hat (siehe Bild 5.02 der Richtlinie VdS 2311). Das Zusammenwirken 

von Mechanik und Elektronik muss jedoch so ausgeführt werden, dass Falschalarme so weit wie möglich 

ausgeschlossen sind. 

Zusätzliche Erläuterungen und Informationen zu Begriffen der Sicherungstechnik sind der jeweils aktuellen 

Ausgabe der Richtlinie VdS 3134 (Technische Kommentare – Erläuterungen und Informationen zu Begriffen 

der Sicherungstechnik) insbesondere unter 3134-2 „Einbruchmeldetechnik“ zu entnehmen. 
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6.2 ABC Überwachungsmaßnahmen 

6.2.1 A Mindestüberwachungsmaßnahmen bei EMA der Klasse A 
 
 

Zu überwachen 

Überwachung auf Überwachung 

Ver-
schluss 

Öffnen Durchstieg Durchgriff fallenmäßig 
schwer-

punktmäßig 

Zugänge  X X 1)   X 1)  

Fenster einschließlich OL 
und LK feststehend 

      

Fenster/Fenstertüren 
einschließlich OL und LK  
beweglich 

4) 5)      

Sonstige durchstiegsfähige 
Öffnungen,  
z. B. Lichtschächte 

4) 5)      

Außenwände, Decken und 
Böden in Leichtbauweise 

      

Außenwände, Decken und 
Böden in fester/besonders 
fester Bauweise 

      

Räume     O X 

Einzelobjekte, z. B. Kunstge-
genstände, Vitrinen 

 O 2)    O 3) 

Wertbehältnisse 

- Türen 
 O    O 

- Korpus       

X Erforderlich 

O Empfohlen 

OL Oberlichter 

LK Lichtkuppeln 

1) Zugänge sind entweder auf Öffnen oder fallenmäßig zu überwachen. 

2) Soweit das zu überwachende Objekt zu öffnen ist. 

3) Je nach Objektart, z. B. durch Bildermelder. 

4) Werden Fenster bzw. sonstige Öffnungen auf Öffnen überwacht, müssen diese ebenfalls auch auf Verschluss überwacht wer-
den. 

5) Anstelle der Verschlussüberwachung ist auch der Einsatz geeigneter mechanischer Mittel zur Erreichung der Zwangsläufigkeit 
zulässig (ggf. Aufdruckbolzen in Verbindung mit Öffnungsüberwachung). 

 

Tabelle 6.01: Mindestüberwachungsmaßnahmen bei EMA der Klasse A 
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6.2.2 B Mindestüberwachungsmaßnahmen bei EMA der Klasse B mit  

                     Außenhautüberwachung 

 

Zu überwachen 

Überwachung auf Überwachung 

Ver-
schluss 

Öffnen Durchstieg Durchgriff fallenmäßig 
schwer-

punktmäßig 

Zugänge X X X 6) 7)    

Schaufenster und Schau-
fensterseitenscheiben fest-
stehend einschließlich OL 

  X 7)    

Schaufenster und Schau-
fensterseitenscheiben be-
weglich einschließlich OL 

X 5) X X 7)    

Fenster einschließlich OL 
und LK feststehend 

  X 7)    

Fenster/Fenstertüren 
einschließlich OL und LK  
beweglich 

X 5) X X 7)    

Sonstige durchstiegsfähige 
Öffnungen,  
z. B. Lichtschächte 

X 2) 5) X 2) X 7)    

Außenwände, Decken und 
Böden in Leichtbauweise 

  X 7)    

Außenwände, Decken und 
Böden in fester/besonders 
fester Bauweise 

      

Räume     X O 

Einzelobjekte, z. B. Kunstge-
genstände, Vitrinen 

 O 2)    O 3) 

Wertbehältnisse 

- Türen O O  O 7)   

- Korpus    O 7)   

X Erforderlich 

O Empfohlen 

OL Oberlichter 

LK Lichtkuppeln 

2) Soweit das zu überwachende Objekt zu öffnen ist. 

3) Je nach Objektart, z. B. durch Bildermelder. 

5) Anstelle der Verschlussüberwachung ist auch der Einsatz geeigneter mechanischer Mittel zur Erreichung der Zwangsläufigkeit 
zulässig (ggf. Aufdruckbolzen in Verbindung mit Öffnungsüberwachung). 

6) Sofern die Zugänge über Glaseinsätze oder mechanisch schwache Ausfachungen (z. B. Hohlkonstruktionen, einfache Rahmen-
türen mit ungesicherten Füllungen) verfügen. 

7) Inwieweit in Einzelfällen (z. B. Objektlage in schwer erreichbaren Stockwerk, Schaufensterauslage nicht wertvoll) die direkte 
Durchstieg- bzw. Durchgriffüberwachung (Außenhautüberwachung) durch eine schwerpunktmäßige Überwachung (z. B. Bewe-
gungsmelder, Lichtschranken) kompensiert werden kann, muss anhand des Gefährdungsgrades ermittelt werden. 

Tabelle 6.02: Mindestüberwachungsmaßnahmen bei EMA der Klasse B mit Außenhautüberwachung 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

ANLAGE 5A: PROJEKTIERUNGS- UND INSTALLATIONSHINWEISE FÜR ÜMA/EMA (PIH-ÜMA/EMA) 
 

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 5A, STAND: 01.01.2019 SEITE 9/18 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

 

6.2.3 B Mindestüberwachungsmaßnahmen bei EMA der Klasse B mit 

                     fallen-/schwerpunktmäßiger Überwachung 

 
 

Zu überwachen 

Überwachung auf Überwachung 

Ver-
schluss 

Öffnen Durchstieg Durchgriff fallenmäßig 
schwer-

punktmäßig 

Zugänge X X    O 6) 8) 

Schaufenster und Schau-
fensterseitenscheiben fest-
stehend einschließlich OL 

  O 7) 8)    

Schaufenster und Schau-
fensterseitenscheiben be-
weglich einschließlich OL 

X 5) 9) O 8) O 7) 8)    

Fenster einschließlich OL 
und LK feststehend 

      

Fenster/Fenstertüren 
einschließlich OL und LK  
beweglich 

X 5) 9) O     

Sonstige durchstiegsfähige 
Öffnungen,  
z. B. Lichtschächte 

X 2) 5) 9) O     

Außenwände, Decken und 
Böden in Leichtbauweise 

     X 7) 

Außenwände, Decken und 
Böden in fester/besonders 
fester Bauweise 

      

Räume     X X 

Einzelobjekte, z. B. Kunstge-
genstände, Vitrinen 

 O 2)    O 3) 

Wertbehältnisse 

- Türen O O  O 7)   

- Korpus    O 7)   

X Erforderlich 

O Empfohlen 

OL Oberlichter 

LK Lichtkuppeln 

2) Soweit das zu überwachende Objekt zu öffnen ist. 

3) Je nach Objektart, z. B. durch Bildermelder. 

5) Anstelle der Verschlussüberwachung ist auch der Einsatz geeigneter mechanischer Mittel zur Erreichung der Zwangsläufigkeit 
zulässig (ggf. Aufdruckbolzen in Verbindung mit Öffnungsüberwachung) 

6) Sofern die Zugänge über Glaseinsätze oder mechanisch schwache Ausfachungen (z. B. Hohlkonstruktionen, einfache Rahmen-
türen mit ungesicherten Füllungen) verfügen. 

7) Inwieweit in Einzelfällen (z. B. Objektlage in schwer erreichbarem Stockwerk, Schaufensterauslage nicht wertvoll) die direkte 
Durchstieg- bzw. Durchgriffüberwachung (Außenhautüberwachung) durch eine schwerpunktmäßige Überwachung (z. B. Bewe-
gungsmelder, Lichtschranken) kompensiert werden kann, muss anhand des Gefährdungsgrades ermittelt werden 

8) Je nach Gefährdungsgrad erforderlich. 

9) Kann entfallen, wenn durch den Wegfall keine Falschalarme ausgelöst werden, z. B. wenn das Element selbst nicht mit einem 
Einbruchmelder und auch der zugehörige Raum nicht mit einem Bewegungsmelder überwacht werden. 

Tabelle 6.03: Mindestüberwachungsmaßnahmen bei EMA der Klasse B  
mit fallen-/schwerpunktmäßiger Überwachung 
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6.2.4 C Mindestüberwachungsmaßnahmen bei EMA der Klasse C mit  

                     Außenhautüberwachung 

 

Zu überwachen 

Überwachung auf Überwachung 

Ver-
schluss 

Öffnen Durchstieg Durchgriff fallenmäßig 
schwer-

punktmäßig 

Zugänge X X X 7) O 8)   

Schaufenster und Schau-
fensterseitenscheiben fest-
stehend einschließlich OL 

  X X 7)   

Schaufenster und Schau-
fensterseitenscheiben be-
weglich einschließlich OL 

X 5) X X X 7)   

Fenster einschließlich OL 
und LK feststehend 

  X 7) O 8)   

Fenster/Fenstertüren 
einschließlich OL und LK  
beweglich 

X 5) X X 7) O 8)   

Sonstige durchstiegsfähige 
Öffnungen, 
z. B. Lichtschächte 

X 2) 5) X 2) X 7) O 8)   

Außenwände, Decken und 
Böden in Leichtbauweise 

  X 7)    

Außenwände, Decken und 
Böden in fester/besonders 
fester Bauweise 

  O 7) 8)    

Räume     X O 8) 

Einzelobjekte, z. B. Kunstge-
genstände, Vitrinen 

O 2) 8) O 2) 8)    O 3) 8) 

Wertbehältnisse 

- Türen X 10) X 10)  X 7)  O 

- Korpus    X 7)   

X Erforderlich 

O Empfohlen 

OL Oberlichter 

LK Lichtkuppeln 

2) Soweit das zu überwachende Objekt zu öffnen ist. 

3) Je nach Objektart, z. B. durch Bildermelder. 

5) Anstelle der Verschlussüberwachung ist auch der Einsatz geeigneter mechanischer Mittel zur Erreichung der Zwangsläufigkeit 
zulässig (ggf. Aufdruckbolzen in Verbindung mit Öffnungsüberwachung). 

7) Inwieweit in Einzelfällen (z. B. Objektlage in schwer erreichbarem Stockwerk, Schaufensterauslage nicht wertvoll) die direkte 
Durchstieg- bzw. Durchgriffüberwachung (Außenhautüberwachung) durch eine schwerpunktmäßige Überwachung (z. B. Bewe-
gungsmelder, Lichtschranken) kompensiert werden kann, muss anhand des Gefährdungsgrades ermittelt werden. 

8) Je nach Gefährdungsgrad erforderlich. 

10) Entfällt bei Überwachung durch Feldänderungsmelder. 

Tabelle 6.04: Mindestüberwachungsmaßnahmen bei EMA der Klasse C mit Außenhautüberwachung 
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6.2.5 C Mindestüberwachungsmaßnahmen bei EMA der Klasse C mit 

                     fallen-/schwerpunktmäßiger Überwachung 

 

Zu überwachen 

Überwachung auf Überwachung 

Ver-
schluss 

Öffnen Durchstieg Durchgriff fallenmäßig 
schwer-

punktmäßig 

Zugänge X X O 7)   X 

Schaufenster und Schau-
fensterseitenscheiben fest-
stehend einschließlich OL 

   X 7)   

Schaufenster und Schau-
fensterseitenscheiben be-
weglich einschließlich OL 

X 5) 9) X 7) X 7) X 7)   

Fenster einschließlich OL 
und LK feststehend 

     O 8) 

Fenster/Fenstertüren 
einschließlich OL und LK  
beweglich 

X 5) 9) O 8)    O 8) 

Sonstige durchstiegsfähige 
Öffnungen,  
z. B. Lichtschächte 

X 2) 5) 9) O 2) 8)    O 8) 

Außenwände, Decken und 
Böden in Leichtbauweise 

     X 

Außenwände, Decken und 
Böden in fester/besonders 
fester Bauweise 

     O 8) 

Räume     X X 

Einzelobjekte, z. B. Kunstge-
genstände, Vitrinen 

O 2) 8) O 2) 8)    O 3) 8) 

Wertbehältnisse 

- Türen X 10) X 10)  X 7)  O 

- Korpus    X 7)   

X Erforderlich 

O Empfohlen 

OL Oberlichter 

LK Lichtkuppeln 

2) Soweit das zu überwachende Objekt zu öffnen ist. 

3) Je nach Objektart, z. B. durch Bildermelder. 

5) Anstelle der Verschlussüberwachung ist auch der Einsatz geeigneter mechanischer Mittel zur Erreichung der Zwangsläufigkeit 
zulässig (ggf. Aufdruckbolzen in Verbindung mit Öffnungsüberwachung). 

7) Inwieweit in Einzelfällen (z. B. Objektlage in schwer erreichbarem Stockwerk, Schaufensterauslage nicht wertvoll) die direkte 
Durchstieg- bzw. Durchgriffüberwachung (Außenhautüberwachung) durch eine schwerpunktmäßige Überwachung (z. B. Bewe-
gungsmelder, Lichtschranken) kompensiert werden kann, muss anhand des Gefährdungsgrades ermittelt werden. 

8) Je nach Gefährdungsgrad erforderlich. 

9) Kann entfallen, wenn durch den Wegfall keine Falschalarme ausgelöst werden, z. B. wenn das Element selbst nicht mit einem 
Einbruchmelder und auch der zugehörige Raum nicht mit einem Bewegungsmelder überwacht werden. 

10) Entfällt bei Überwachung durch Feldänderungsmelder. 

Tabelle 6.05: Mindestüberwachungsmaßnahmen bei EMA der Klasse C  
mit fallen-/schwerpunktmäßiger Überwachung 
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6.2.6 BC Überwachungsmaßnahmen bei Geldinstituten, Juwelieren etc. 

6.2.6.1 BC Überwachung allgemeine Geschäftsräume und Schutz gegen Raubüberfälle 

Die allgemeinen Geschäftsräume können durch eine separate EMA der Klasse B oder durch einen Teil der 

EMA (z. B. eigener Sicherungsbereich) der Klasse C gemäß Nr. 6.2.6.2 oder 6.2.6.3 zusätzlich überwacht 

werden. Die Überwachungsmaßnahmen für diese Geschäftsräume müssen mindestens Klasse B entspre-

chen. 

Diese EMA sollte so konzipiert werden, dass auch ein Eindringen in die Geschäftsräume außerhalb der 

Geschäftszeiten zur Vorbereitung eines Raubüberfalles (so genannter atypischer Raubüberfall) erkannt, ge-

meldet und an geeigneter Stelle (z. B. dem Personal vor Betreten der Geschäftsräume) angezeigt wird. 

Hinweis: Für die allgemeinen Geschäftsräume wird empfohlen, die Scharf-/Unscharfschaltung der Klasse-B-

EMA durch eine Schalteinrichtung mit geistigem IM mit einer Auslösemöglichkeit für Überfallmeldungen zu 

ergänzen. Bei der EMA der Klasse C muss die Schalteinrichtung mit geistigem IM über eine Auslösemög-

lichkeit für Überfallmeldungen verfügen.  

Zusätzlich sollte an jedem Personaleingang die Möglichkeit bestehen, einen stillen Geiselnahmealarm als 

Fernalarm abzusetzen (z. B. über eine Schalteinrichtung mit geistigen Identifizierungsmerkmal und Überfall-

Zusatz oder eine Zutrittskontrollanlage mit Überfall-Zusatz). 

Hinweis: Siehe auch DGUV Information 215-611 Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute ‒ Hinweise für 

die Erstellung einer Gefährdungsbeurteilung zur Umsetzung der Unfallverhütungsvorschrift „Kassen“ in Ver-

bindung mit §§ 5 und 6 Arbeitsschutzgesetz sowie DGUV Information 215-612 Kredit- und Finanzdienstleis-

tungsinstitute ‒ Anforderungen an die sicherheitstechnische Ausrüstung von Geschäftsstellen in Verbindung 

mit §§ 5 und 6 Arbeitsschutzgesetz. 

Eine optische Raumüberwachungsanlage (ORÜA) muss bei Betätigung der Überfallmelder grundsätzlich 

angesteuert werden. Diese ORÜA muss von einem für solche Anlagen akkreditierten Prüfinstitut (z. B. VBG) 

zertifiziert sein. 

Falls keine eigenständige Überfallmeldeanlage (ÜMA) vorhanden ist, muss die vorhandene EMA der Klasse 

C durch Überfallmelder ergänzt werden. Die Überfallmelder sind an geeigneten Stellen (siehe Nr. 10) zu 

installieren. 

 

6.2.6.2 C Wertschutzschränke einschließlich Geldautomaten, Geldautomatensysteme,  

       Depositsysteme und Tag-/Nacht-Tresoranlagen 
 

Zu überwachen Überwachung auf Überwachung 

 Verschluss Öffnen Durchgriff Wegnahme fallenmäßig 
schwer-

punktmäßig 

Wertschutzschränke 

- Korpus   X X 11)   

- Tür X 10) X 10) X    

Räume, in denen 
Wertschutzschränke, Geldau-
tomaten oder Geldautomaten-
systeme stehen 

    X 12)  

X Erforderlich 

10) Entfällt bei der Überwachung durch Feldänderungsmelder, siehe Anhang A. 

11) z. B. mit Abreißmeldern; nur bei Wertschutzschränken, die für eine Verankerung vorgerüstet sind. 

12) Wenn eine Gefahr durch “Einschließtäter” besteht. 

Tabelle 6.06: Mindestüberwachungsmaßnahmen für Wertschutzschränke, Geldautomaten, Geldautoma-
tensysteme, Depositsysteme und Tag-/Nacht-Tresoranlagen bei Geldinstituten bzw. Juwelieren o.ä. 
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6.2.6.3 C Wertschutzräume 

 

Zu überwachen Überwachung auf Überwachung 

 Verschluss Öffnen Durchstieg Durchgriff fallenmäßig 
schwer-

punktmäßig 

Wände, Decken, Sohle 

Türen 
X X X X   

Raum     X 12)  

X Erforderlich 

12) Wenn eine Gefahr durch “Einschließtäter” besteht. 

Tabelle 6.07: Mindestüberwachungsmaßnahmen für Wertschutzräume bei Geldinstituten bzw. Juwelie-
ren o.ä. 

 

6.2.7 ABC EMA mit mehreren Sicherungsbereichen 

EMA können in mehrere Sicherungsbereiche unterteilt sein. Dabei können die Sicherungsbereiche auch 

unterschiedlichen Klassen zugeordnet werden (z. B. Lagerbereich gemäß Klasse C und Bürobereich gemäß 

Klasse B). Hierbei ist zu beachten, dass alle Anlageteile eines Sicherungsbereiches mindestens der gefor-

derten Klasse entsprechen müssen. Gemeinsam genutzte Anlageteile (z. B. Einbruchmelderzentrale, Über-

tragungseinrichtung) müssen für die höchste vorkommende Klasse zertifiziert sein. 

 

6.3 ABC Scharf-/Unscharfschaltung 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

Zusätzlich zu den Regelungen unter der Nr. 6.3.2 (Externe Scharf-/Unscharfschaltung) der Richtlinie 

VdS 2311 gilt: 

Zur Vermeidung von Falschalarmen ist bei EMA die sogenannte Zwangsläufigkeit einzuhalten. Daher ist für 

die Scharfschaltung das Verfahren nach Nr. 4.2.3 und für die Unscharfschaltung das Verfahren nach 

Nr. 4.3.4 der DIN CLC/TS 50131-12 zu wählen. Die ansonsten in der DIN CLC/TS 50131-12 beschriebenen 

Verfahren sind nicht zulässig. 

 

6.4 ABC Scharf-/Unscharfschaltung durch eine Zutrittskontrollanlage (ZKA) 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

Hinweis: Regelungen für die Scharf-/Unscharfschaltung von EMA über ZKA sind in der Richtlinie VdS 2367 

(Richtlinien für Zutrittskontrollanlagen, Planung und Einbau) enthalten. 

 

6.5 ABC Alarmierung und Intervention 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

Hinweis: Das automatische Herstellen einer Notrufverbindung ohne unmittelbares Tätigwerden eines Men-

schen ist an die nach Landesrecht zuständigen Notrufabfragestellen (Notrufnummern 110 und 112) nach 

§ 108 TKG in Verbindung mit § 4 Abs. 6 der Verordnung über Notrufverbindungen (NotrufV) nicht zulässig. 

Dies gilt auch für Alarmübertragungen aus Überfall- und/oder Einbruch- bzw. Brandmeldeanlagen. 
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Zusätzlich zu den Regelungen unter der Nr. 6.5.2 (Externalarm) der Richtlinie VdS 2311 gilt: 

Akustische Externsignalgeber dürfen nur innerhalb des Sicherungsbereiches installiert werden. Die Laufzeit 

der akustischen Signalgeber muss entsprechend der örtlichen Gegebenheiten und Regelungen (z. B. Lärm-

schutzverordnung) eingestellt werden (in der Regel nicht mehr als 180 s). Zusätzlich zum akustischen Ex-

ternalarm können optische Signalgeber vorgesehen werden, wenn diese als Unterstützung für die Interven-

tionsdienste zum Auffinden des Objektes dienlich sind. Ein Überfallalarm soll aufgrund nicht vorhersehbarer 

Täterreaktionen ausschließlich als Fernalarm weitergemeldet werden. 

Bei ÜEA ist der Einsatz von Externsignalgebern vor der Errichtung der ÜMA/EMA mit der Polizei abzustim-

men. 

 

Zusätzlich zu den Regelungen unter der Nr. 6.5.3.3.1 (Meldungszeit - Funktionsüberwachung der 

AÜA) der Richtlinie VdS 2311 gilt: 

Da eine Alarmübertragung bei Ausfall des Übertragungsweges einer AÜA nach SP4 (Unterbrechung von 

> 180 s) nicht mehr gewährleistet ist, empfiehlt die Polizei eine AÜA nach DP4 vorzusehen. 

Das Errichterunternehmen hat darauf hinzuwirken, dass die zwischen Betreiber und Alarmempfangsstelle 

vereinbarten Maßnahmen entsprechend Nr. 6.5.5 von der angeschlossenen NSL im Alarmdienst- und Inter-

ventionsattest (z. B. Richtlinie VdS 2529) zu dokumentieren sind. 

 

Abweichend zu den Regelungen unter der Nr. 6.5.5 (Aufschaltung und Interventionsmaßnahmen) 

der Richtlinie VdS 2311 gilt: 

Das Errichterunternehmen hat zur Einhaltung der sogenannten Alarmkette darauf hinzuwirken, dass die 

Alarmübertragung aus ÜMA/EMA ohne Anschluss an die Polizei über eine nach DIN EN 50518 zertifizierte 

Alarmempfangsstelle (AES) zu einer nach DIN VDE V 0827-11 zertifizierten Notruf- und Serviceleitstelle 

(NSL) erfolgt.  

Bezüglich der Alarmvorprüfung in der NSL sollten zwischen Betreiber und NSL folgende Möglichkeiten in 

Betracht gezogen werden (siehe auch DIN VDE 0833-3-1): 

 Akustische Alarmverifikation: 

Nach DIN CLC/TS 50131-9 ist über akustische Empfangsgeräte (AEG) das Hineinhören in ein Objekt 

nach einer Alarmauslösung durch eine NSL von der Ferne her möglich. 

Je nach Art und Intensität der Geräusche ist die Bewertung einer konkreten Situation ausschließlich 

durch Hineinhören jedoch nur schwierig möglich. Daher ist eine akustische Alarmverifikation nicht als 

alleiniges Mittel, sondern nur in Kombination mit anderen Maßnahmen der Alarmverifikation zulässig 

(z. B. in Kombination mit einer optischen Alarmverifikation). 

 Telefonische Alarmverifikation: 

Nach einer Alarmauslösung (z. B. Überfallalarm) kann ggf. per Telefonanruf im Objekt geprüft werden, 

ob es sich um einen richtigen oder falschen Alarm handelt. Hierfür sind zwischen NSL und Betreiber 

entsprechende eindeutige Legitimations- und Verifikationsmaßnahmen (z. B. Codeworte) zu vereinba-

ren und in einer Alarmdienst- und Interventionsvereinbarung zu dokumentieren. 

 Sequenzielle Alarmverifikation: 

Werden Alarme und Folgealarme in der Reihenfolge der Auslösung differenziert nach Art des Alarms 

und je nach den einsatztaktischen Erfordernissen zusätzlich bis zur einzelnen Meldergruppe oder bis 

zu festzulegenden einzelnen Meldern zur NSL übertragen und dort angezeigt, kann diese Alarmfolge 

zur Alarmverifikation genutzt werden. 

Je nach Anzahl und logischer Reihenfolge (z. B. Alarmeingang von einem Öffnungsmelder mit anschlie-

ßendem Alarmeingang eines Bewegungsmelders im gleichen Raum) kann ggf. von einem echten Alarm 

ausgegangen werden. 

Hinweis: Eine Einblendung der eingehenden Alarme in einen entsprechenden Lageplan kann eine sol-

che Alarmvorprüfung zusätzlich unterstützen. 
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 Optische Alarmverifikation: 

Gemäß DIN CLC/TS 50131-9 können zur Alarmverifikation optische Überwachungseinrichtungen ge-

nutzt werden. Hierfür eignen sich Videoüberwachungsanlagen (VÜA) bzw. Videosicherheitssysteme 

(VSS) für Sicherungsanwendungen gemäß Normenreihe DIN EN 62676 mit entsprechenden Videoer-

fassungseinheiten (VE) unter Einhaltung der entsprechenden Regelungen des Bundeseinheitlichen 

Pflichtenkataloges für Errichterunternehmen von Videoüberwachungsanlagen (VÜA) bzw. der ÜEA-

Richtlinie. 

Für eine optische Alarmverifikation per Video aus der Ferne sind für eine ausreichende Bewertung so-

genannte qualifizierte Bilder erforderlich. 

 

Eine qualifizierte Alarmvorprüfung durch die NSL kann somit erfolgen durch eine 

 telefonische Alarmverifikation, 

 sequenzielle Alarmverifikation oder 

 optische Alarmverifikation  

bzw. einer Kombination dieser Maßnahmen.  

Kann der Alarm durch die vorstehenden Maßnahmen nicht eindeutig verifiziert werden, ist eine personelle 

Alarmvorprüfung vor Ort durch einen Interventionsdienst bzw. eine Interventionsstelle (IS) erforderlich. Die 

NSL soll hierfür auf eine unweit des überwachten Objektes stationierte IS (eigene Stelle oder Vertragsunter-

nehmen) zurückgreifen können. 

Eine hinreichende Sicherheit für einen tatsächlichen Alarm besteht, wenn es sich 

 um eindeutige Handlungen oder Unterlassungen (z. B. Nichtentfernen aus umfriedetem Besitztum trotz 

Aufforderung) von Personen handelt, die mindestens einen gesetzlichen Straftatbestand erfüllen oder 

 wenn deren Handlung oder Unterlassung auch im Versuch strafbar ist. 

Besteht nach einer qualifizierten Alarmvorprüfung durch die NSL bzw. einer Alarmvorprüfung vor Ort durch 

eine IS eine hinreichende Sicherheit für einen tatsächlichen Alarm, kann die Polizei ggf. ohne weitere Vor-

prüfung des Alarms entsprechend alarmiert werden (siehe auch DIN VDE 0833-3-1).  

 

Alle Feststellungen, auch die aufgrund weiterer Beobachtung des Szenarios, können für die polizeiliche 

Alarmverfolgung zum Zweck der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung relevant sein. Diese sind daher der 

Polizei mitzuteilen und zu dokumentieren. 

Hinweis: Sollte es sich trotz Verifikation um einen Falschalarm handeln, ist mit Gebühren der Polizei für 

unnötige Einsätze zu rechnen. 

Sämtliche Alarmvorprüfungs- und Interventionsmaßnahmen sind von der NSL in einer Alarmdienst- und In-

terventionsvereinbarung zu dokumentieren. 

Die NSL und die IS sollen von einer zur Prüfung nach DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung nach 

DIN EN ISO/IEC 17065 akkreditierten Stelle für den Bereich Notruf- und Serviceleitstellen und Sicherungs-

dienstleistungen (unter Beachtung der DIN 77200-3) auf Grundlage der DIN VDE V 0827-11 (für die NSL) 

bzw. der DIN 77200-1 Anforderungsprofil B oder C (für die IS) geprüft und zertifiziert sein.  

Die vorstehenden Alarmvorprüfungs- und Interventionsmaßnahmen gelten nur bei Anlagen ohne Anschluss 

an die Polizei. Bei ÜMA/EMA mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) ergeben sich die Alarmvorprüfungs- und 

Interventionsmaßnahmen aus den entsprechenden polizeilichen bzw. gesetzlichen Bestimmungen. 

 

Zusätzlich zu den Regelungen unter Nr. 6.5.6 (Störungsmeldungen) der Richtlinie VdS 2311 gilt: 

Bei ÜEA sind die Störmeldungen grundsätzlich nicht bei der Polizei anzuzeigen, sondern an den Störungs-

dienst des Instandhalters weiterzuleiten. 
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Zusätzlich zu den Regelungen unter Nr. 6.5.7 (Zustandsmeldungen EMA-Scharf/Unscharf) der 

Richtlinie VdS 2311 gilt: 

Bei ÜEA sind Zustandsmeldungen der GMA grundsätzlich nicht bei der Polizei anzuzeigen. Sie dürfen jedoch 

an einen entsprechenden Dienstleister weitergegeben werden. 

7 Aufbau der Einbruchmeldeanlage (Installation) 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

 

Zusätzlich zu den Regelungen unter Nr. 7.1.1 (Bestimmungen) der Richtlinie VdS 2311 gilt: 

Zusätzlich gelten die in den zugehörigen polizeilichen Regelwerken niedergelegten allgemein anerkannten 

Regeln der Technik. 

 

Zusätzlicher Hinweis zu Tabelle 7.01 unter Nr. 7.2.1 (Arten der Sabotageüberwachung) der Richtlinie 

VdS 2311: 

Wenn bei ÜMA/EMA der Klasse B (Grad 3) kein Schutz gegen das Ersetzen von Signalen und Meldungen 

vorhanden ist, müssen gemäß DIN EN 50131-1:2006 + A1:2009 + A2:2017 Tabelle 11 auch Verteiler auf 

Sabotage überwacht werden. 

8 EMA mit nicht-exklusiven Verbindungen 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

9 Melder für die Überwachung 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

10 Überfallmelder 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

 

Zusätzlich zu den Regelungen unter Nr. 10.1 (Allgemeines) der Richtlinie VdS 2311 gilt: 

Die Auslösungseinrichtungen für Überfallalarme sind vorzugsweise so zu installieren, dass diese für einen 

Täter nicht erkennbar ausgelöst werden können. 

Um eine Auslösung über die Tastatur eines Beschäftigtenbedienten Bankautomaten (BBA) zu erkennen, ist 

der Meldezusatz separat an eine eigene Meldergruppe anzuschließen. Ist dies nicht der Fall, muss das Aus-

lösen über ein entsprechendes Tableau o. ä. (Einzelmelderkennung) angezeigt werden. 

 

Zusätzlich zu den Regelungen unter Nr. 10.11.4 (Nicht-ortsgebundene Funk-Überfallmelder) der 

Richtlinie VdS 2311 gilt: 

Tragbare, nicht-ortsgebundene Funk-Überfallmelder dürfen nur in besonders zu begründenden Ausnahme-

fällen (z. B. bei Juwelieren, Schlüsselberechtigte von Geldinstituten, besonders gefährdeten Personen) unter 

Abwägung aller Nachteile (siehe unten) und in Absprache mit allen Beteiligten eingesetzt werden. Um eine 

örtliche Zuordnung zu gewährleisten muss die Auslösung eines jeden Melders an der Zentrale oder an einem 

Tableau einzeln identifizierbar sein (siehe Nr. 10.6 der Richtlinie VdS 2311) sowie bei Fernalarm ggf. auch 

differenziert als „Alarm Funküberfalltaster“ übertragen werden. 

Der Einsatz von nicht-ortsgebundenen Funk-Überfallmeldern ist in der Anlagenbeschreibung (siehe Anlage 

4 der ÜEA-Richtlinie) im Abschnitt D als Abweichung gesondert aufzuführen. Zudem müssen die ermittelten 

Empfangszonen der/den Interventionsstelle/n mitgeteilt werden, damit diese in die Einsatzunterlagen aufge-

nommen werden. 

Der Betreiber ist schriftlich darauf hinzuweisen, dass nicht-ortsgebundene Funk-Überfallmelder nur innerhalb 

der jeweils für den Melder festgelegten Meldebereiche benutzt werden dürfen und dass in Folge der Technik 

„Funk“ nicht von einer 100%igen Erkennung einer ausgelösten Meldung ausgegangen werden kann. Er ist 
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auch auf die nachstehend aufgeführten Nachteile/Probleme, insbesondere die Problematik der Falscha-

larmauslösung beim Tragen von Funk-Überfallmeldern aufzuklären und darauf hinzuweisen, dass keine wei-

teren Gegenstände zusammen mit dem Funk-Überfallmelder in einer Tasche etc. mitgeführt werden dürfen. 

Insbesondere ergeben sich folgende Nachteile/Probleme, die mit dem Betreiber zu erörtern und in die Ent-

scheidung des Einsatzes von nicht-ortsgebundenen Funk-Überfallmeldern einzubeziehen sind: 

 Der Aufenthaltsort der auslösenden Person ist nicht festgelegt. Daher muss die auslösende Person von 

den Interventionskräften auch gefunden werden können und zwar so, dass durch die Tätigkeit der In-

terventionskräfte keine zusätzliche Gefährdung der Person entsteht. Dies ist nur möglich, wenn das 

Umfeld des Auslöseortes bekannt ist. Daher muss der Einsatz von nicht-ortsgebundenen Funk-Über-

fallmeldern auf dieses Umfeld beschränkt sein (z. B. Reichweitenbegrenzung, Zellenbildung). 

 Unerwünschte Auslösung durch ungeeignete Trageweise (z. B. in einer Tasche mit Gegenständen, wo-

bei ein auf den Auslöseknopf drückender Gegenstand den Melder auslösen könnte). 

 Weil die Ausbreitungsbedingungen für Funkwellen von den örtlichen Gegebenheiten abhängig ist, kann 

nicht immer mit einer sicheren Funkverbindung zwischen Funk-Überfallmelder und der Zentrale gerech-

net werden. Die Folge kann sein, dass eine Auslösung des Melders nicht immer zu 100% erkannt wird. 

Daher ist die Erwartungshaltung des Nutzers eines Funk-Überfallmelders „Bei Auslösung wird mir ge-

holfen“ nicht sicher erfüllbar.  

Wenn die Empfangsreichweite für Funk-Überfallmelder um das überwachte Objekt allerdings zu groß ist und 

die Gefahr besteht, dass die auslösende Person nicht gefunden wird, sind Alarme von tragbaren Funk-Über-

fallmeldern bei extern scharfgeschalteter Einbruchmeldeanlage zu unterbinden. Als Ersatz kann unabhängig 

von der ÜMA/EMA der Umstieg auf andere Alarmierungseinrichtungen (z. B. Mobilfunktelefon mit Notrufaus-

löse- und Ortungsmöglichkeit, z. B. GPS) sinnvoll sein. 

 

Folgende technischen Einrichtungen müssen über die Anforderungen der Richtlinie VdS 2311 hinaus bei 

Funk-Überfallmeldern vorhanden sein: 

 Maßnahmen gegen versehentliche Auslösung 

 Meldungsquittierung von der Zentrale (Erkennung der Auslösung, z. B. Vibrator, bei Ausbleiben der 

Meldungsquittierung soll die Meldung automatisch bis zum Empfang der Quittung wiederholt werden, 

jedoch begrenzt auf eine maximale Zeit von 3 Minuten) 

 Reichweitenwarnung beim Verlassen des Sende-/Empfangsbereiches (z. B. optisch, Vibrator) 

 Überwachung der Energieversorgung 

 

Bei ÜEA gilt zusätzlich: 

Zum Betreiben von nicht-ortsgebundenen Funk-Überfallmeldern muss von der Polizei eine Genehmigung 

eingeholt werden. Ein über Funk-Überfallmelder ausgelöster Überfallalarm muss als „Alarm Funküberfalltas-

ter“ differenziert zur Polizei übertragen werden. 

11 Besondere Geräte und Einrichtungen 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

12 Ausführungsunterlagen 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

13 Inbetriebsetzung 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

14 Abnahme 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 
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15 Betrieb 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

 

Zusätzlich zu den Regelungen unter Nr. 15.6 (Änderungen, Ergänzungen und Erweiterungen) der 

Richtlinie VdS 2311 gilt: 

Bei ÜEA ist die Polizei zu informieren, wenn es sich um wesentliche Änderungen im Aufbau bzw. Umfang 

der EMA/ÜMA/ÜE handelt sowie bei Austausch wesentlicher Anlageteile mit zentralen Funktionen (z. B. 

Zentrale, ÜE) und Überfallmeldern gegen Anlageteile anderen Typs. 

 

Abweichend zu den Regelungen unter der Nr. 15.11 (Abweichungen) der Richtlinie VdS 2311 gilt: 

Abweichungen sind nur im Rahmen der im Pfk-ÜMA/EMA bzw. in der ÜEA-Richtlinie enthaltenen Regelun-

gen zulässig. 

Anhänge 

 

Anhang A - Überwachung von Wertbehältnissen 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 

 

Anhang B - Abweichungen von den Richtlinien 

Nicht relevant – hier gelten die entsprechenden Regelungen im Pfk-ÜMA/EMA bzw. in der ÜEA-Richtlinie. 

 

Anhang C - Nebelgeräte 

Siehe Richtlinie VdS 2311. Für Nebelgeräte (NG) gilt zusätzlich: 

 Ansteuerung von NG nur über hochwertige EMA der Klasse B oder C mit Fernalarmierung an eine 

Notruf- und Serviceleitstelle (NSL). 

 Grundsätzlich kein Einsatz von NG in Objekten, die von mehreren Mietern/Eigentümern genutzt werden 

oder gar in Objekten mit mehreren Stockwerken oder in Objekten, die vorwiegend zu Wohnzwecken 

genutzt werden (z. B. Geschäfte in größeren Wohnblocks. Es besteht u. a. die Gefahr der Annahme 

eines Brandes und Sprung aus einem Fenster). 

 Es macht bei einer Reihe von Schutzobjekten Sinn, die Auslösung von NG, die von einer EMA ange-

steuert werden sollen, von einer zusätzlichen manuellen Freigabe nach der Übertragung von Video-

Bildern aus dem Objekt in eine NSL über einen Schaltbefehl von dort abhängig zu machen. Dies setzt 

jedoch voraus, dass die Auslösung der EMA erfolgt, bevor Täter die durch NG geschützten Bereiche 

erreichen können und das Bedienpersonal der NSL die Örtlichkeiten gut kennt, über Video ausreichend 

einsehen und das System ordnungsgemäß bedienen kann. 

 

Der Einsatz von Reizmittelsprühgeräten in Verbindung mit ÜMA/EMA ist nicht zulässig. 

 

Anhang D - Stichwortverzeichnis 

Siehe Richtlinie VdS 2311. 
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Projektierungs- und Installationshinweise für  
Notfall- und Gefahrenreaktionssysteme (NGRS) 

1 Allgemeines 

1.1 Geltungsbereich 

Die nachfolgenden Hinweise legen Mindestanforderungen an Projektierung, Installation, Betrieb und Instand-

haltung von Notfall- und Gefahrenreaktionssystemen (NGRS) fest. Sie gelten in Verbindung mit den jeweils 

neuesten veröffentlichten Fassungen bzw. von der Polizei anerkannten Entwurffassungen der nachfolgen-

den Richtlinien, Normen bzw. Regelwerke: 

 Bundeseinheitliche Richtlinie für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA-Richtlinie) für die aufgeführten Klassen B und C 

 Einschlägige DIN VDE Bestimmungen, insbesondere DIN VDE V 0827-1 (NGRS), DIN VDE V 0827-2 

(NGS) und DIN VDE V 0827-3 jeweils für die Grade 2 und 3 

 

1.2 Voraussetzungen für den Anschluss und IT-Sicherheit 

Voraussetzung für den Anschluss eines NGRS an die Polizei ist, dass 

 die Anlage unter Verwendung von geprüften und zertifizierten Anlageteilen (durch eine zur Prüfung nach 

DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für den Bereich Gefahrenmel-

deanlagentechnik akkreditierten Stelle, z. B. VdS Schadenverhütung GmbH), die auf funktionsmäßiges 

Zusammenwirken abgestimmt sind und unter Beachtung 

 der in der ÜEA-Richtlinie aufgeführten allgemein anerkannten Regeln der Technik sowie 

 der entsprechenden, vom jeweiligen Bundesland herausgegebenen Sicherungsempfehlungen 

errichtet worden ist. 

Zusatzeinrichtungen mit nicht zertifizierten Teilen, z. B. zusätzliche Anzeigen, sind nur zulässig, wenn keine 
nachteiligen Rückwirkungen auf das NGRS auftreten können. 

Hinweis: Die vorstehende Forderung, zertifizierte Anlageteile zu verwenden, wird so lange außer Kraft ge-
setzt, bis entsprechende Prüfverfahren zur Verfügung stehen. 

Bei Projektierung, Installation, Betrieb, Instandhaltung sowie bei der Alarm-, Bild- und Meldungsübertragung 

sind die relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstech-

nik (BSI) einzuhalten. Hierzu gehört insbesondere auch das zeitnahe Einspielen sicherheitsrelevanter Pat-

ches und Updates. 

 

2 Normative Verweisungen 

Diese Hinweise enthalten datierte und undatierte Verweise auf andere Regelwerke. Die Verweise erfolgen 
in den entsprechenden Abschnitten, die Titel werden im Folgenden aufgeführt. Änderungen oder Ergänzun-
gen datierter Regelwerke gelten nur, wenn sie durch Änderung dieser Richtlinien bekanntgegeben werden. 
Von undatierten Regelwerken gilt die jeweils letzte Fassung. Die nachfolgende Aufzählung enthält die zz. für 
die Anwendung wichtigsten Regelwerke: 

 

ÜEA-Richtlinie Richtlinie für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 
mit Anschluss an die Polizei 

DIN VDE V 0827-1 Notfall- und Gefahren-Systeme – Teil 1: Notfall- und Gefahren-Reaktions-Systeme 
(NGRS) – Grundlegende Anforderungen, Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Ak-
tivitäten 
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DIN VDE V 0827-2 Notfall- und Gefahren-Systeme – Teil 2: Notfall- und Gefahren-Reaktions-Systeme 
(NGRS) – Ergänzende Anforderungen für Notfall- und Gefahren-Sprechanlagen 
(NGS) 

DIN VDE V 0827-3 Notfall- und Gefahren-Systeme – Teil 3: Notfall- und Gefahren-Reaktions-Systeme 
(NGRS) – Risikomanagementakte und Anwendungsbeispiele 

DIN VDE 0833-1 Gefahrenmeldeanlagen für Brand, Einbruch und Überfall; Allgemeine Festlegun-
gen 

DIN VDE 0833-3 Gefahrenmeldeanlagen für Brand, Einbruch und Überfall; Festlegungen für Ein-
bruch- und Überfallmeldeanlagen  

DIN EN ISO/IEC 17025  Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von Prüf- und Kalibrierlaboratorien 

DIN EN ISO/IEC 17065  Konformitätsbewertung - Anforderungen an Stellen, die Produkte, Prozesse und 
Dienstleistungen zertifizieren 

 

3 Begriffe und Abkürzungen 

Siehe DIN VDE V 0827-1, DIN VDE V 0827-2 bzw. DIN VDE V 0827-3. 

 

4 Festlegung der Struktur, der Anforderungen und des  
Sicherheitsgrades 

Siehe DIN VDE V 0827-1, DIN VDE V 0827-2 bzw. DIN VDE V 0827-3. 

 

5 Planung, Installation, Übergabe, Betrieb, Instandhaltung und  
Erweiterung 

Siehe DIN VDE V 0827-1, DIN VDE V 0827-2 bzw. DIN VDE V 0827-3. Zusätzlich gelten die nachfolgenden 
Festlegungen. 

 

5.1 Allgemeines 

Wird im Rahmen des Risikomanagementprozesses festgestellt, dass ein NGRS insbesondere auch für den 
Herbeiruf von Hilfe in Amoksituationen dienen soll, muss das NGRS grundsätzlich an die Polizei angeschlos-
sen werden. Aufgrund der fehlenden Informationen für die Polizei (insbesondere die fehlende Möglichkeit 
der Sprachkommunikation mit der auslösenden Person über ein NGS) sowie der stark verzögerten Alarmie-
rung der Polizei (in der Regel durch die hilfeleistende Stelle an die Polizei über Telefon), macht bei einer 
Amoksituationen eine Alarmgabe an eine hilfeleistende Stelle vor Ort bzw. an eine NSL keinen Sinn.  

Die zuständigen Behörden (hier insbesondere die Polizei) sind bereits in der Planungsphase bzw. bei der 
Erarbeitung des Gesamt-Sicherungskonzeptes im Rahmen des Gesamt-Risikomanagementprozesses zur 
Beratung hinzuzuziehen.  

Im Rahmen dessen sind unter Berücksichtigung der Normenanforderungen insbesondere festzulegen und 
abzustimmen: 

 Einbindung des NGRS in ein Gesamt-Sicherungskonzept für das entsprechende Objekt 

 Arten der NGRS-Anwendungen inkl. Umfang und Grad der Anwendungen, wobei der Grad auszuwäh-

len ist, der dem identifizierten Risiko, bei akzeptiertem Restrisiko, am besten entspricht 

 Anbringung und Funktionsweise (Auslösung durch Jedermann oder nur bestimmte Personen) der 

NGRS-Melder (siehe Nr. 5.2) 

 Einsatz der Sicherungsmaßnahmen (z. B. bauliche und mechanische Sicherungen) und der elektroni-

schen Maßnahmen (elektronische, optische und sonstige Einrichtungen) 
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 Zusatzmaßnahmen, um die Lagebeurteilung durch die Polizei zu unterstützen (z. B. Sprachverbindun-

gen, Bildübertragungen) 

 Zielgerichtetes Zusammenwirken aller technischen Einrichtungen (Sicherungs- und Überwachungs-

maßnahmen) mit klaren organisatorischen und administrativen Maßnahmen (z. B. Zutrittsregelungen, 

Verhaltensregeln, Sprachkommunikation) bzw. Anweisungen 

 Festlegung, welche Alarme bei parallelen Auslösungen von anderen Gefahrenmeldungen (z. B. Feuer-

alarm) Vorrang haben bzw. welche Maßnahmen dann erfolgen sollen (z. B. Abschaltung des Alarmgabe 

für Feueralarm, damit die bei NGRS-Alarm entsprechende Sprachdurchsage noch verstanden wird) 

 Auslösung von Internalarm (automatisch/nicht automatisch) und Art der Alarmgabe (z. B. Sprachdurch-

sage, Alarmtöne) 

 Art des Alarms (Amokalarm bzw. Notruf, in Abhängigkeit von der Festlegung mit bzw. ohne automati-

schem Internalarm) und der Identifikation der Auslöse-/Sprechstelle für die Weiterleitung an die Polizei 

(siehe Nr. 3 der Anlage 10 der ÜEA-Richtlinie) 

 Möglichkeiten der gezielten Einwahl an auslösende Sprechstellen von NGS (siehe Nr. 5.3) und Art des 

Aufbaus der Kommunikationsverbindung (Rufaufbau von der Polizei her nach Eingang eines Alarms bei 

der Polizei bzw. automatischer Rufaufbau an eine abzustimmende Telefonnummer der Polizei) 

 Steuerungs-/Umschaltmöglichkeiten bei der Sprachverbindung („nur reinhören“ (halbduplex) bzw. 

„Sprechverbindung“ (voll-duplex)) (siehe Nr. 5.3) 

 Festlegung einer Anlaufstelle für die Polizei am Objekt und der dort notwendigen Steuerungs-/Auslöse-

möglichkeiten (z. B. Bedien-, Anzeige- und Einsprechstelle für die Polizei) und vorzuhaltenden Unterla-

gen (z. B. Objektpläne) 

 Polizei-Transponder mit Schließ-/Öffnungsberechtigung, Rücksetzungsfunktion etc. 

 Steuerungs-/Auslösemöglichkeiten durch die Polizei (z. B. Auslösung von Interalarmen/Sprachdurchsa-

gen in den entsprechenden Bereichen) am Objekt bzw. von der Ferne her 

 Unterstützende Maßnahmen für die Intervention (inkl. z. B. Laufkarten, Unterbrechung von Strom/Gas, 

Einblendung von ausgelösten Alarmen in einen Grundrissplan und Abruf einer entsprechenden, gene-

rierten Webseite) 

 Welche im Objekt vorhandene technisch ansteuerbare Anlagen/Einrichtungen/Bauprodukte sollten in 

welchem Fall angesteuert werden (z. B. Ansteuerung von Jalousien) 

 Art der Fernauslösung eines NGRS (siehe Nr. 5.5), falls die Polizei über einen anderen Weg (z. B. 

telefonisch) Hinweise auf eine Straftat in dem entsprechenden Objekt erhält 

 Art und Umfang der Pläne für die Intervention 

NGRS sind grundsätzlich als getrennte Anlagen zu Überfall- und Einbruchmeldeanlagen (ÜMA/EMA) aus-
zuführen. Die Mitnutzung der Übertragungseinrichtung (ÜE) der ÜMA/EMA durch das NGRS zur Übertra-
gung von Meldungen und Alarmen des NGRS ist rückwirkungsfrei zulässig. In Abstimmung mit der Polizei 
ist ggf. auch die Einbindung von NGRS-Meldern in einer ÜMA/EMA als technische Melder möglich. 

Ein Anschluss des NGRS an die Polizei im Rahmen der ÜEA-Richtlinie ist nur für die Anwendungen zulässig, 
die mindestens dem Grad 2 bzw. 3 der DIN VDE V 0827-1 mit einer Sprachkommunikation zur Verifikation 
entsprechen. Die  Anforderungen der Normenreihe DIN VDE V 0827 Teile 1 bis 3 sind einzuhalten. Die 
Alarmübertragung zur Polizei muss über eine AÜA nach DP4 erfolgen (siehe Anlage 10 der ÜEA-Richtlinie). 

Es dürfen nur solche Alarme an die Polizei übertragen werden, die auf Auslösungen von Notfall- und Gefah-
renmeldern (siehe Nr. 5.2) mit der Möglichkeit eine Sprachkommunikation herzustellen, beruhen. 

Falschalarme sind so weit wie möglich auszuschließen. Hierfür sind geeignete Maßnahmen vorzusehen. 

Kommt es im Betrieb zu vermehrten unberechtigten bzw. missbräuchlichen Auslösungen von NGRS-
Meldern, ist die Polizei berechtigt, die Auslösung von NGRS-Meldern auf berechtigte Auslöser oder Bediener 
zu beschränken. Daher wird empfohlen die Auslösestellen mit entsprechenden Eingabeeinrichtungen (z. B. 
Transponderleser, Codetastatur) auszustatten. 

Um eine fortlaufende und stets aktuelle Dokumentation zu gewährleisten, ist eine technische Risikomanage-
mentakte gemäß DIN VDE V 0827-3 zu führen. 
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5.2 Auslöseeinrichtungen/Verifikation/Maßnahmen 

Notfall- und Gefahrenmelder für NGRS dienen der manuellen Auslösung einer Alarmmeldung im Falle eines 
akuten Notfalls oder einer Gefahr (z. B. Amok, Terroranschlag). NGRS-Melder sind so auszuführen, dass 
grundsätzlich nur eine gezielte manuelle Auslösung in Form einer willentlichen Betätigung durch eine Person 
zur Alarmauslösung führt. Eine automatische Alarmauslösung, z. B. in Folge von Unterbleiben einer so ge-
nannten Klarmeldung, ist nicht zulässig.  

Bei ÜEA ist die Bezeichnung POLIZEI-NOTRUF zu verwenden. Soll zur Vermeidung von unberechtigten 
bzw. missbräuchlichen Alarmen eine Auslösung nicht für Jedermann möglich sein, sind die NGRS-Melder 
oder Teile davon so aufzubauen, dass sich Auslöser oder Bediener vorher mit einem Identifikationsmerk-
malträger (z. B. Transponder) zu erkennen geben müssen bzw. eine Auslösung nur mittels eines Identifika-
tionsmerkmalträgers erfolgen kann. Die vorstehenden Festlegungen sowie die Art der Alarmübertragung 
(Amokalarm bzw. Notruf, in Abhängigkeit von der Festlegung mit bzw. ohne automatischem Internalarm, 
siehe Nr. 3 der Anlage 10 der ÜEA-Richtlinie) sind mit der Polizei abzustimmen. 

Für den Fall, dass es bei einer Konzeption „Alarmauslösung für Jedermann“ in der Folge zu häufigen Auslö-
sungen von Falschalarmen kommt, ist die Polizei berechtigt, einen Umbau zu fordern, damit eine Auslösung 
nur noch mittels Identifikationsmerkmalträger erfolgen kann. Daher wird angeregt, NGRS-Melder prinzipiell 
bereits mit entsprechenden Leseeinheiten für Identifikationsmerkmalträger auszustatten, damit eine Umstel-
lung für die betreffenden NGRS-Melder problemlos möglich ist. 

Ein für Jedermann zu betätigender NGRS-Melder besteht grundsätzlich aus einem Taster mit vorgelagerter 
mechanischer Hürde als zerbrechliches Element (z. B. Glasscheibe) mit bleibender Formveränderung und 
entsprechender Bezeichnung unter Nutzung der folgenden Farben: 

a) Taster (Druckknopf) in Rot (RAL 3000) bzw. Leuchtorange (RAL 2005) oder ähnlich 

b) Fläche um den Taster und Schrifthintergrund in Verkehrsblau (RAL 5017) 

c) Schrift in Perlweiß (RAL 1013) 

d) Gehäuse bzw. Rand um in andere Einheiten eingebauten NGRS-Melder in Perlweiß (RAL 1013) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bild 1 – Beispiel für einen Notfall- und Gefahrenmelder als Einzelmodul 

 

Ein NGRS-Melder kann funktionell auch in andere Einheiten (z. B. Sprechstellen) integriert werden, wobei 
die oben aufgeführten Farben a bis c zu realisieren sind. Die mechanische Hürde mit bleibender Formver-
änderung, die Bezeichnung und die Farbe der Fläche um den Taster sowie die Tasterfarbe sind analog 
auszuführen. 

Grundsätzlich müssen NGRS-Melder und Sprechstelle in einer Komponente (gemeinsames Gehäuse) ver-
baut sein. Sollte in Ausnahmefällen und in Abstimmung mit der Polizei nicht in andere Einheiten integrierte 

Farbe: Verkehrsblau 

Farbe: Rot bzw. 
Leuchtorange 

Farbe: Perlweiß  
(bei Einbau in andere 
Einheiten, entsprechen-
der Rand in Perlweiß) 

http://de.wikipedia.org/wiki/Perlwei%C3%9F
http://de.wikipedia.org/wiki/Perlwei%C3%9F
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NGRS-Melder (so wie in Bild 1 als Einzelmelder) eingesetzt werden, ist eine zugehörige Sprechstelle zu 
installieren. Über diese Sprechstelle muss eine verständliche Sprechverbindung auch ohne Nutzung des 
Hörers möglich sein und die Sprechstelle muss die Anforderungen der DIN VDE V 0827-2 erfüllen (siehe 
hierzu auch Nr. 5.3).  

NGRS-Melder und Sprechstelle müssen so installiert werden, dass während einer Krisensituation eine ge-
fahrlose Auslösung und Bedienung möglich ist. 

An der Sprechstelle muss die Ortsangabe (z. B. Gebäude, Stockwerk, Raumnummer) erkennbar sein, damit 
diese bei Rückfragen nach einer Auslösung benannt werden kann. 

An ein NGRS dürfen auch weitere Melder für niederpriorisierte Meldungen (z. B. Hausalarm, Hilferuf, Dees-
kalationsruf) für die Auslösung entsprechender Meldungen an eine vor Ort befindliche hilfeleistende Stelle 
angeschlossen werden. Diese sind so zu gestalten, dass eine Verwechslung mit NGRS-Meldern ausge-
schlossen ist. Zudem ist eine eindeutige Kennzeichnung unter Nutzung anderer Farben und Beschriftungen 
vorzunehmen. Die Auslösung solcher Melder darf grundsätzlich nicht zur Polizei übertragen werden (siehe 
hierzu Bild 2). Bei Einheiten mit integrierten NGRS-Meldern (z. B. Sprechstellen) dürfen in die Einheit - unter 
Beachtung der vorstehenden Anforderungen - weitere Melder für niederpriorisierte Meldungen ohne vorge-
lagerte mechanische Hürde integriert werden. 

 

 

Bild 2 – Ablaufbeispiel im Notfall für ein NGS mit NGRS-Melder und zwei Auslösetasten  
mit Anschluss an die Polizei 

 

5.3 Ergänzende Anforderungen an die Sprachkommunikation  

Sprachkommunikation ist bei NGRS mit Anschluss an die Polizei ein zwingender Bestandteil, damit nach der 
Auslösung eine entsprechende Kommunikation möglich ist. Daher sind die ergänzenden Anforderungen für 
NGS nach DIN VDE V 0827-2 im entsprechenden Grad zu erfüllen. 

Nach Auslösung eines NGRS-Melders ist der Alarm über die ÜEA an die Polizei unter Beachtung der An-
lage 10 zu übertragen. Die Durchwahl-Rufnummer der entsprechenden Auslöse-/Sprechstelle ist zusammen 
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Gesund-
heitlich? 

Hilfeleistende Stelle 
(intern bzw. NSL) 

Zutreffend? 
(Verifikation) 
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Hilfe? 
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Krisenteam Ende 
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Zutreffend? 
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Krisenteam Ende 
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mit der Alarmmeldung gemäß Nr. 3 der Anlage 10 der ÜEA-Richtlinie mit zu übermitteln. In den Lageplänen 
für die Polizei müssen diese Rufnummern ebenfalls mit aufgeführt sein.  

Mit der Polizei ist abzustimmen, ob nach einer Auslösung ein automatischer Rufaufbau zur Polizei erfolgt 
oder ob der Rufaufbau von der Polizei her erfolgen soll. Je nach polizeilichen Anforderungen ist nach dem 
Rufaufbau zunächst eine automatische Ansage wiederzugeben, in der 

 die Identifikation der Auslöse-/Sprechstelle und 

 die Steuerungs-/Umschaltmöglichkeiten „nur reinhören“ (halbduplex) bzw. „Sprechverbindung“ (voll-

duplex) und 

 ggf. die Steuerungs-/Auslösemöglichkeiten des Internalarms (z. B. Sprachdurchsagen) 

dargestellt und ausgewählt werden kann. Diese Daten bzw. die Steuermöglichkeiten (z. B. über entspre-
chende Nachwahlen) können gemäß den Vorgaben der Polizei auch anderweitig übermittelt/vorgehalten 
werden bzw. erfolgen. 

Ein automatischer Rufaufbau zur Polizei ist  

 nur nach einer vorausgegangenen Alarmauslösung mit entsprechender Alarmübertragung über eine 

ÜEA zur EE-Pol und 

 grundsätzlich an die Notruf-Rufnummer 110 oder an eine andere von der Polizei festgelegte Rufnummer 

zulässig.  

 

5.4 Ergänzende Anforderungen bei Bildübertragung 

Zur Einschätzung der Lage und zur Intervention im Gefahrenfall sind gemäß DIN VDE V 0827-1 zusätzlich 
Bildübertragungen möglich. Sollen solche Bilder an die Polizei übertragen werden, sind hierfür die in der 
Anlage 6 der ÜEA-Richtlinie enthaltenen Anforderungen einzuhalten. 

 

5.5 Fernauslösung eines NGRS 

Erlangt die Polizei über einen anderen Weg - z. B. telefonisch - Hinweise auf eine Straftat in einem mit einem 
Notfall- und Gefahren-Reaktions-System ausgestatteten Objekt, muss es - je nach Anforderungen der je-
weils zuständigen Polizeibehörde/-dienststelle - möglich sein, die Bildübertragung sowie auch Einwahl- oder 
Reinhörmöglichkeiten über die Funktion „Fernauslösen des NGRS“ im überwachten Objekt zu initiieren. Ein 
Fernauslösen muss durch Speicherung im Hintergrundspeicher des NGRS nachvollziehbar sein. Dieses 
Verfahren ist nur mit Zustimmung des Betreibers statthaft. 

 

5.6 Inbetriebnahme/Übergabe  

Nach Fertigstellung des NGRS muss das Errichterunternehmen dem Betreiber eine vollständig ausgefüllte 
Anlagenbeschreibung NGRS aushändigen. In dieser sind die Übergabe der Anlage mit Dokumentation ge-
mäß DIN VDE V 0827-1, die Einweisung der Nutzer/Bediensteten zur Inbetriebnahme und die entsprechen-
den Projektierungsangaben zu dokumentieren. Die Bedienung und die Handhabung des NGRS sowie die in 
Krisensituationen erforderlichen Maßnahmen (z. B. Kontrolle der Personen auf Vollzähligkeit) sollen in einer 
entsprechenden Hausordnung geregelt und den Nutzern/Bediensteten zur Verfügung gestellt werden. Zu-
dem ist der Polizei eine Einsicht in die Risikomanagementakte zu ermöglichen. 

 

6 Sonstiges 

Alle Ergebnisse und Festlegungen aus der Abstimmung mit der Polizei sind in der technischen Risikoma-
nagementakte zu dokumentieren. 

Ansonsten sind alle Festlegungen in der Norm DIN VDE V 0827-1 bzw. zusätzlich in der DIN VDE V 0827-2 

einzuhalten. Eventuelle Abweichungen hiervon sind in Absprache mit der Polizei nur in begründeten Aus-

nahmefällen zulässig und müssen in der Anlagenbeschreibung als Abweichung beschrieben werden. 
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Projektierungs- und Installationshinweise für  
Videoüberwachungsanlagen (PIH-VÜA) 

1 Allgemeines 

1.1 Geltungsbereich 

Die nachfolgenden Hinweise legen Mindestanforderungen an Projektierung, Installation, Betrieb und In-

standhaltung von Videoüberwachungsanlagen (VÜA) fest. Sie gelten in Verbindung mit den jeweils neues-

ten veröffentlichten Fassungen bzw. von der Polizei anerkannten Entwurffassungen der nachfolgenden 

Richtlinien, Normen bzw. Regelwerke: 

 Bundeseinheitlicher Pflichtenkatalog für Errichterunternehmen von Videoüberwachungsanlagen (Pfk-

VÜA) 

 Bundeseinheitliche Richtlinie für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA-Richtlinie) 

 Einschlägige europäische Normen für Videoüberwachungsanlagen für Sicherungsanwendungen der 

Normenreihe DIN EN 62676 

 Einschlägige DIN VDE Bestimmungen für Videoüberwachungsanlagen für Sicherungsanwendungen 

 Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Schadenverhü-

tung GmbH 

 

1.2 Voraussetzungen für den Anschluss und IT-Sicherheit 

Voraussetzung für die Anerkennung einer VÜA ist, dass 

 die Anlage unter Verwendung von geprüften und zertifizierten Anlageteilen (durch eine zur Prüfung 

nach DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für den Bereich Gefah-

renmeldeanlagentechnik akkreditierten Stelle, z. B. VdS Schadenverhütung GmbH), die auf funkti-

onsmäßiges Zusammenwirken abgestimmt sind und 

 unter Beachtung der im Pflichtenkatalog bzw. in der ÜEA-Richtlinie aufgeführten allgemein aner-

kannten Regeln der Technik 

errichtet worden ist. 

Zusatzeinrichtungen mit nicht zertifizierten Teilen, z. B. zusätzliche Anzeigen, sind nur zulässig, wenn kei-
ne nachteiligen Rückwirkungen auf die VÜA auftreten können. 

Hinweis: Die vorstehende Forderung, zertifizierte Anlageteile zu verwenden, wird so lange außer Kraft ge-
setzt, bis entsprechende Prüfverfahren zur Verfügung stehen. 

Bei Projektierung, Installation, Betrieb, Instandhaltung sowie bei der Alarm-, Bild- und Meldungsüber-

tragung sind die relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz des Bundesamtes für Sicherheit in der Informa-

tionstechnik (BSI) einzuhalten. Hierzu gehört insbesondere auch das zeitnahe Einspielen sicherheitsrele-

vanter Patches und Updates. 

 

1.3 Anmerkungen zur Anwendung 

Die den Überschriften vorangestellten Großbuchstaben geben jeweils an, für welche Klasse/n A und/oder 

B und/oder C der jeweilige Abschnitt Gültigkeit besitzt. 

Grundlage dieser Hinweise sind die gemeinsam von Polizei und VdS Schadenverhütung GmbH erarbeite-

ten Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366 (Version 2017-11), der 

VdS Schadenverhütung GmbH. 

Damit Anwender die Unterschiede zur Richtlinie VdS 2366 besser erkennen können, werden diese hier 

dargestellt, in Einzelfällen polizeilich besonders wichtige Regelungen bekräftigt und ansonsten auf die 

Richtlinie VdS 2366 verwiesen. Es handelt sich hier somit im Wesentlichen um ein sogenanntes "Delta-

Papier". 
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Soweit der Verweis auf die Richtlinie VdS2366 pauschal erfolgt, sind die nachfolgenden in der Tabelle ent-

haltenen Formulierungen entsprechend zu ersetzen: 

Formulierung in der Richtlinie VdS 2366: ersetzen durch: 

VdS-anerkannt von einer zur Prüfung nach DIN EN ISO/IEC 17025 

und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für 

den Bereich der Gefahrenmelde- bzw. Videoüber-

wachungsanlagentechnik anerkannten Stelle geprüft 

und zertifiziert 

VdS-anerkanntes Errichterunternehmen Im Adressennachweis benanntes Errichterunter-

nehmen (Wenn kein Adressennachweis herausge-

geben wird: Fachunternehmen für VÜA, das in der 

Handwerksrolle eingetragen sein muss, die Anforde-

rungen der DIN EN 16763 erfüllt und für jede Bear-

beitungsphase sowie für das jeweilige Fachgebiet 

über entsprechende Beschäftigte in allen Funktionen 

A, B, C nach DIN EN 16763 verfügt) 

Attest bzw. VdS-Attest bzw. Installationsattest Anlagenbeschreibung nach ÜEA-Richtlinie bzw. Pfk-

VÜA 

Zustimmung bzw. Genehmigung des Versicherers 

bzw. des VdS 

In Absprache mit Betreiber bzw. dem Versicherer 

 

Zusätzlich zu den Regelungen in diesen Projektierungs- und Installationshinweisen bzw. der Richtlinie VdS 

2366 sind die weiteren Regelungen des Pflichtenkataloges VÜA bzw. der ÜEA-Richtlinie zu beachten. Im 

Falle von abweichenden oder widersprüchlichen Regelungen gelten die entsprechenden Vorgaben des 

Pflichtenkataloges VÜA bzw. der ÜEA-Richtlinie.  

2 Allgemeines 

Siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Scha-

denverhütung GmbH. 

3 Normative Verweisungen 

Diese Hinweise enthalten datierte und undatierte Verweise auf andere Normen und Regelwerke. Die Ver-

weise erfolgen in den entsprechenden Abschnitten, die Titel werden im Folgenden aufgeführt. Änderungen 

oder Ergänzungen datierter Normen und Regelwerke gelten nur, wenn sie durch Änderung dieser Richtli-

nien bekanntgegeben werden. Von undatierten Normen und Regelwerken gilt die jeweils letzte Fassung 

bzw. von der Polizei anerkannten Entwurffassung. Die nachfolgende Aufzählung enthält die zurzeit für die 

Anwendung des Pfk-ÜMA/EMA und der ÜEA-Richtlinie wichtigsten Normen und Regelwerke: 

 

Pfk-VÜA Bundeseinheitlicher Pflichtenkatalog für Errichterunternehmen von Videoüberwa-
chungsanlagen 

ÜEA-Richtlinie Bundeseinheitliche Richtlinie für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen bzw. Anlagen 
für Notfälle/Gefahren mit Anschluss an die Polizei 

DIN 77200-X Sicherungsdienstleistungen 

DIN CLC/TS 50131-9 Alarmanlagen – Einbruch- und Überfallmeldeanlagen – Teil 9: Alarmvorprüfung – 
Verfahren und Grundsätze 

DIN EN 16763 Dienstleistungen für Brandsicherheitsanlagen und Sicherheitsanlagen 

DIN EN 50518  Alarmempfangsstelle 

DIN EN 62676-x Videoüberwachungsanlagen für Sicherungsanwendungen  

DIN EN ISO/IEC 17025  Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von Prüf- und Kalibrierlaboratorien 
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DIN EN ISO/IEC 17065  Konformitätsbewertung - Anforderungen an Stellen, die Produkte, Prozesse und 
Dienstleistungen zertifizieren 

DIN VDE 0833-3-1 Gefahrenmeldeanlagen für Brand, Einbruch und Überfall – Teil 3-1: Alarmverifika-
tion 

DIN VDE V 0827-11 Notfall- und Gefahren-Systeme (NSL) – Teil 11: Notruf- und Service-Leitstelle – 
Leitstellen mit Sicherheitsaufgaben 

DGUV Vorschrift 20 Spielhallen, Spielcasinos und Automatensäle von Spielbanken“ inkl. der zugehö-
rigen BG- bzw. GUV-Informationen  
(vorher: BGV C3 - Unfallverhütungsvorschrift (UVV)) 

DGUV Vorschrift 25 / 26 Kassen inkl. der zugehörigen BG- bzw. GUV-Informationen   
(vorher: BGV C9 - Unfallverhütungsvorschrift (UVV)) 

VdS 2366 Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau 

 

Weitere Regelwerke siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 

2366, der VdS Schadenverhütung GmbH unter Nr. 3 

4 Begriffe und Abkürzungen 

Siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Scha-

denverhütung GmbH. 

5 Allgemeine Betrachtungen 

Siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Scha-

denverhütung GmbH. 

6 Projektierungsgrundlagen 

Siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Scha-

denverhütung GmbH. 

Die erforderliche Klassifizierung der Videoüberwachungsanlage muss durch den Betreiber (z. B. Bauherr, 

ausschreibende Stelle o. ä.) nach einer vorzugsweise durch eine (Kriminal-) Polizeiliche Beratungsstelle 

durchgeführten, objektbezogenen Beratung und/oder in Absprache mit dem Sachversicherer bzw. den 

sonstigen Fachkräften im Rahmen eines Sicherungskonzeptes vorgegeben werden. 

 

Zusätzlich zu den Regelungen unter Nr. 6.3.2 (Funktions-, Bedienungs- und Sabotagesicherheit – 

Leistungsmerkmale der Klassen A, B und C) der Richtlinie VdS 2366 gilt: 

Die eingesetzten Bildzentralen der Klassen B und C sollen über eine automatische Uhrzeitsynchronisation 

mit dem internationalen Zeitsystem UTC (z. B. mittels des Zeitsignalsenders DCF77) verfügen. 

VÜA der Klassen B und C sollten über eine Daueraufzeichnung bzw. bedarfsgesteuerte Aufzeichnung aller 

Kameras mit  

 min. 4 Bildern/s pro Kamera und  

 unter Beachtung des Anhang B der Richtlinie 2366  

 in der vollen Kameraauflösung und  

 möglichst unkomprimiert bzw. verlustfrei komprimiert  

verfügen. Die Speicherkapazität der Bildzentrale sollte hierbei für mindestens 10 Tage ausreichend sein. 

7 Aufbau 

Siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Scha-

denverhütung GmbH.  

http://de.wikipedia.org/wiki/Zeitsystem
http://de.wikipedia.org/wiki/UTC
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8 Inbetriebsetzung 

Siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Scha-

denverhütung GmbH. 

9 ABC Betrieb der VÜA 

Siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Scha-

denverhütung GmbH. 

 

Zusätzlich zu den Regelungen unter Nr. 9.2.2 (ABC Inspektion) der Richtlinie VdS 2366 gilt: 

Bei Anlagen der Klasse C ist grundsätzlich die Primärversorgung abzuschalten und die Reaktionen der 

USV zu testen). 

 

Zusätzlich zu den Regelungen unter Nr. 9.3 (ABC Änderungen, Ergänzungen und Erweiterungen) 

der Richtlinie VdS 2366 gilt: 

Bei ÜEA ist die Polizei zu informieren, wenn es sich um wesentliche Änderungen im Aufbau bzw. Umfang 

der EMA/ÜMA/ÜE handelt sowie bei Austausch wesentlicher Anlageteile mit zentralen Funktionen (z. B. 

Zentrale, ÜE) und Überfallmeldern gegen Anlageteile anderen Typs. 

 

Zusätzlich zu den Regelungen unter Nr. 9 der Richtlinie VdS 2366 gilt: 

9.8 ABC Alarmierung und Intervention 

Bezüglich der Verifikation von Alarmen aus VÜA sind folgende Maßnahmen in Betracht zu ziehen: 

 Akustische Alarmverifikation: 

Nach DIN CLC/TS 50131-9 ist über akustische Empfangsgeräte (AEG) das Hineinhören in ein Objekt 

nach einer Alarmauslösung durch eine NSL von der Ferne her möglich. 

Je nach Art und Intensität der Geräusche ist die Bewertung einer konkreten Situation ausschließlich 

durch Hineinhören jedoch nur schwierig möglich. Daher ist eine akustische Alarmverifikation nicht als 

alleiniges Mittel, sondern nur in Kombination mit anderen Maßnahmen der Alarmverifikation zulässig 

(z. B. in Kombination mit einer optischen Alarmverifikation). 

 Telefonische Alarmverifikation: 

Nach einer Alarmauslösung kann ggf. per Telefonanruf im Objekt geprüft werden, ob es sich um einen 

richtigen oder falschen Alarm handelt. Hierfür sind zwischen NSL und Betreiber entsprechende ein-

deutige Legitimations- und Verifikationsmaßnahmen (z. B. Codeworte) zu vereinbaren und in einer 

Alarmdienst- und Alarmdienst- und Interventionsvereinbarung zu dokumentieren. 

 Sequenzielle Alarmverifikation: 

Werden Alarme und Folgealarme in der Reihenfolge der Auslösung differenziert nach Art des Alarms 

und je nach den einsatztaktischen Erfordernissen zusätzlich bis zur einzelnen Meldergruppe oder bis 

zu festzulegenden einzelnen Meldern zur NSL übertragen und dort angezeigt, kann diese Alarmfolge 

zur Alarmverifikation genutzt werden. 

Je nach Anzahl und logischer Reihenfolge (z. B. Alarmeingang von einem Öffnungsmelder mit an-

schließendem Alarmeingang eines Bewegungsmelders im gleichen Raum) kann ggf. von einem ech-

ten Alarm ausgegangen werden. 

Hinweis: Eine Einblendung der eingehenden Alarme in einen entsprechenden Lageplan kann eine 

solche Alarmvorprüfung zusätzlich unterstützen. 
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 Optische Alarmverifikation: 

Nach DIN CLC/TS 50131-9 können zur Alarmverifikation optische Überwachungseinrichtungen ge-

nutzt werden. Hierfür eignen sich Videoüberwachungsanlagen (VÜA) bzw. Videosicherheitssysteme 

(VSS) für Sicherungsanwendungen nach Normenreihe DIN EN 62676-x mit entsprechenden Videoer-

fassungseinheiten (VE) unter Einhaltung der entsprechenden Regelungen des Bundeseinheitlichen 

Pflichtenkataloges für Errichterunternehmen von Videoüberwachungsanlagen (VÜA) bzw. der ÜEA-

Richtlinie. 

Für eine optische Alarmverifikation per Video aus der Ferne sind für eine ausreichende Bewertung 

sogenannte qualifizierte Bilder erforderlich. 

Eine qualifizierte Alarmvorprüfung durch die NSL kann erfolgen durch eine  

 telefonische Alarmverifikation, 

 sequenzielle Alarmverifikation oder 

 optische Alarmverifikation 

bzw. einer Kombination dieser Maßnahmen.  

Kann der Alarm durch die vorstehenden Maßnahmen nicht eindeutig verifiziert werden, ist eine personelle 

Alarmvorprüfung vor Ort durch einen Interventionsdienst bzw. eine Interventionsstelle (IS) erforderlich. Die 

NSL soll hierfür auf eine unweit des überwachten Objektes stationierte IS (eigene Stelle oder Vertragsun-

ternehmen) zurückgreifen können. 

Eine hinreichende Sicherheit für einen tatsächlichen Alarm besteht, wenn es sich 

 um eindeutige Handlungen oder Unterlassungen (z. B. Nichtentfernen aus umfriedetem Besitztum 

trotz Aufforderung) von Personen handelt, 

 die mindestens einen gesetzlichen Straftatbestand erfüllen oder 

 wenn deren Handlung oder Unterlassung auch im Versuch strafbar ist. 

Besteht nach einer qualifizierten Alarmvorprüfung durch die NSL bzw. einer Alarmvorprüfung vor Ort durch 

eine IS eine hinreichende Sicherheit für einen tatsächlichen Alarm, kann die Polizei ggf. ohne weitere Vor-

prüfung des Alarms entsprechend alarmiert werden (siehe auch DIN VDE 0833-3-1): 

 

Alle Feststellungen, auch die aufgrund weiterer Beobachtung des Szenarios, können für die polizeiliche 

Alarmverfolgung zum Zweck der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung relevant sein und sind daher der Po-

lizei mitzuteilen sowie zu dokumentieren. 

Hinweis: Sollte es sich trotz Verifikation um einen Falschalarm handeln, ist mit Gebühren der Polizei für 

unnötige Einsätze zu rechnen. 

Sämtliche Alarmvorprüfungs- und Interventionsmaßnahmen sind von der NSL in einer Alarmdienst- und In-

terventionsvereinbarung zu dokumentieren. 

Die NSL und die IS sollen von einer zur Prüfung nach DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung nach 

DIN EN ISO/IEC 17065 akkreditierten Stelle für den Bereich Notruf- und Serviceleitstellen und Sicherungs-

dienstleistungen (unter Beachtung der DIN 77200-3) auf Grundlage der DIN VDE V 0827-11 (für die NSL) 

bzw. der DIN 77200-1 Anforderungsprofil B oder C (für die IS) geprüft und zertifiziert sein.  

Die vorstehenden Interventionsmaßnahmen gelten nur bei Anlagen ohne Anschluss an die Polizei. Bei 

Bildübertragungen an die Polizei im Rahmen der ÜEA-Richtlinie ergeben sich die Interventionsmaßnahmen 

aus den entsprechenden polizeilichen bzw. gesetzlichen Bestimmungen. 
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Anhänge 

 

Anhang A Symbole 

Siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Scha-

denverhütung GmbH. 

 

Anhang B Reaktionszeiten 

Siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Scha-

denverhütung GmbH. 

 

Anhang C Testbild 

Siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Scha-

denverhütung GmbH. 

 

Anhang D Übersicht der Abbildungsgrößen 

Siehe aktuelle Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, der VdS Scha-

denverhütung GmbH. 
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Anforderungen an die Bildübertragung und Bildsteuerung 

 

1 Allgemeines 

1.1 Der Antragsteller/Betreiber einer ÜEA ist nicht verpflichtet, eine Bildübertragung vor-
zusehen bzw. vorzunehmen. Es handelt sich um eine Erweiterung im Sinne der 
Nr. 2.5 der ÜEA-Richtlinie. 

1.2 Videoüberwachungsanlagen (VÜA) bzw. Videosicherheitssysteme (VSS) mit An-
schluss an die Empfangseinrichtung der Polizei (EE-Pol) sollen dazu dienen, bei 
Alarmmeldungen aus GMA bzw. im Falle eines entsprechenden Straftatenverdach-
tes (z. B. Hinweise auf einen atypischen Überfall) die 

 Verdachts- bzw. Gefahrenverifizierung,  

 Lagebeurteilung und  

 Durchführung geeigneter polizeilicher Einsatzmaßnahmen 

zu unterstützen. 

Daher müssen die VÜA den Anforderungen gemäß Anlage 5c der ÜEA-Richtlinie und 
somit insbesondere 

 den gemeinsam von Polizei und VdS Schadenverhütung GmbH erarbeiteten 
Richtlinien für Videoüberwachungsanlagen, Planung und Einbau, VdS 2366, 
der VdS-Schadenverhütung GmbH sowie  

 den Anwendungsregeln der DIN EN 62676-4  

entsprechen. 

Dies ist mit der Anlagenbeschreibung Videoüberwachungsanlage (VÜA) gemäß An-
lage 4 der ÜEA-Richtlinie zu dokumentieren. 

1.3 In dieser Anlage werden 

 die taktisch-betrieblichen und - soweit polizeilich relevant - die technischen 
Anforderungen an die Videoüberwachung/Bildübertragung als Erweiterung ei-
ner ÜEA und 

 die in diesem Zusammenhang erforderlichen administrativ-organisatorischen 
Maßnahmen 

benannt. 

1.4 Art, Umfang, Zeitpunkt und Zeitdauer der Videoüberwachung und Bildübertragung 
müssen dem objektspezifischen Sicherungskonzept entsprechen und sind bereits in 
der Projektierungsphase mit der Polizei abzustimmen (siehe ÜEA-Richtlinie Nrn. 1.1 
und 4.3). 

Grundsätzlich sollte die Polizei folgende Bilder anfordern können: 

 Voralarmbilder 

 Alarmbilder 

 Livebilder 

 Historienbilder 
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1.5 Die zur EE-Pol übertragenen Bilder müssen, abhängig vom Sicherungskonzept, den 
festgelegten Auflösungsklassen und den einsatztaktischen Erfordernissen 

 das Detektieren (um Bildänderungen durch eine Person von anderen Einflüs-
sen zu unterscheiden) oder 

 das Erkennen (um ein offensichtlich bekanntes Individuum, z. B. eine Person, 
von anderen Individuen zu unterscheiden) oder  

 das Überprüfen (um ein abgebildetes Merkmal, z. B. an Personen oder Klei-
dungsstücken, dem Original weitestgehend gerichtsverwertbar zuzuordnen) 
(entspricht der alte Definition „Identifizieren“) sowie 

 das Unterstützen bei der Verifikation von ausgelösten Alarmen und 

 die Feststellung von polizeilich relevanten Sachverhalten  

 ermöglichen (qualifizierte Bilder). 

1.6 Bei Anschluss vorhandener VÜA behält sich die Polizei Nachforderungen zu Anzahl, 
Standorten, Bildausschnitten und Bildqualitäten ausdrücklich vor. 

1.7 Die Polizei kann bei Alarmmeldungen auf die Anforderung und Annahme von Bildern 
verzichten, wenn einsatztaktische Gründe vorliegen. 

1.8 Planung, Errichtung, Anschluss, Änderung, Erweiterung und Instandhaltung von An-
lageteilen der Videoüberwachungsanlage, die zur Bildübertragung genutzt werden, 
sind analog zur GMA gemäß Nr. 4 der ÜEA-Richtlinie anzuzeigen bzw. durchzufüh-
ren. 

1.9 Die Übertragung der entsprechenden Daten zum Bildabruf bzw. zur Steuerung erfolgt 
grundsätzlich über die AÜA-Pol (siehe hierzu insbesondere Anlage 10 der ÜEA-
Richtlinie). 

 

2 Grundsätzliche Forderungen 

2.1 Die Bilder sind bei der AES auf einem Server (nachfolgend als VÜA-Server bezeich-
net) zur Verfügung zu stellen. Alle Netzzugänge zu diesem Server müssen gemäß 
dem aktuellen Stand der Technik und unter Beachtung der relevanten Vorgaben zum 
IT-Grundschutz des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) 
(insbesondere mit Firewall und Virenscanner) geschützt werden. Es ist stets darauf 
zu achten, dass die IT-Sicherheit gegeben ist (z. B. unverzügliches Durchführen si-
cherheitsrelevanter Updates). Zudem sind die Regelungen zum Datenschutz zu be-
achten. Die Installation, Konfiguration, Wartung und Instandhaltung darf nur durch 
dafür ausreichend qualifiziertes und autorisiertes Personal erfolgen. 

2.2 Der Abruf der Bilder und die Steuerung der VÜA durch die Polizei müssen mittels 
einem Standard-Browser verschlüsselt (z. B. per HTTPS-Protokoll mit aktuellen Ver-
schlüsselungsverfahren und Nutzung von Checksum-Funktionen) möglich sein. Die 
entsprechenden Anforderungen dieser Verfahren sind der jeweils aktuellen techni-
schen Richtlinie BSI TR-02102 vom Bundesamt für Sicherheit in der Informations-
technik (BSI) zu entnehmen. Es ist sicherzustellen, dass ein Zugriff nur durch berech-
tigte Nutzer der Polizei möglich ist. 

2.3 Der Link für den Abruf der Bilder muss mit der Alarmmeldung aus der GMA mitgeteilt 
werden (siehe hierzu Nr. 3 der Anlage 10 der ÜEA-Richtlinie). 
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2.4 Die Bilder und Informationen müssen in Abhängigkeit von der zur Verfügung stehen-
den Übertragungsbandbreite so oft wie möglich automatisch aktualisiert werden. Eine 
Aktualisierung muss auch erfolgen, wenn neue Livebilder oder Informationen eintref-
fen bzw. eine Steuerung vorgenommen wird. 

2.5 Ein Mehrfachzugriff und -abruf muss möglich sein. Hierfür muss es für den Hauptbe-
nutzer möglich sein, Links für weitere Mitbenutzer zu generieren. Alle aktuellen Mit-
benutzer, welche die Bilder abrufen, müssen erkennbar sein. Zudem muss für den 
Hauptbenutzer die Möglichkeit bestehen, Mitbenutzer wieder auszuschließen. 

2.6 Auf dem VÜA-Server müssen alle vom überwachten Objekt übertragenen  
Voralarm-, Alarm-, Live- und Historienbilder gespeichert werden. Die Speicherung 
muss so erfolgen, dass Manipulationen an den Daten weitestgehend ausgeschlossen 
sind. In jedem Fall müssen eventuelle Manipulationen gerichtsverwertbar erkannt 
und dokumentiert werden. 

2.7 Es muss möglich sein, die auf dem VÜA-Server gespeicherten Daten von der Ferne 
her zu sichern (Einsatzdokumentation). 

2.8 Nicht autorisierte Zugriffe auf den VÜA-Server und die Daten müssen verhindert sein. 

2.9 Erlangt die Polizei über einen anderen Weg - z. B. telefonisch - Hinweise auf einer 
Straftat in einem videoüberwachten Objekt, muss es - je nach Anforderungen der 
jeweils zuständigen Polizeibehörde/-dienststelle - möglich sein, die Bildübertragung 
über die Funktion „Fernauslösen der GMA“ im überwachten Objekt zu initiieren. Ein 
Fernauslösen muss durch Speicherung im Hintergrundspeicher der GMA nachvoll-
ziehbar sein. Dieses Verfahren ist nur mit Zustimmung des Betreibers statthaft. 

2.10 Findet eine Bildübertragung aus dem überwachten Objekt statt, sollte eine zum Bild 
passende Audio-Übertragung (hineinhören bzw. hineinsprechen) optional möglich 
sein. 

2.11 Über den Browser muss eine einheitliche, einfach zu bedienende und zu überbli-
ckende Bedienoberfläche mit beispielsweise folgenden Anzeigen/Bedienfunktionen 
und selbsterklärenden Symbolen zur Verfügung stehen: 

 Name des Objektes 

 Von der Polizei geforderte Objektdaten 

 Bezeichnung der aktuellen Bildquelle/Kamera 

 Bildanforderung: 

o Livebilder 

o Alarm- und Voralarmbilder  

o Historienbilder  

o aller auf dem VÜA-Server zur entsprechenden GMA/VÜA vorhandenen 
Bilder 

 Initiierung der Bild- und ggf. Audioübertragung gemäß 2.9 und 2.10 

 Übergabe an einen anderen Bedienplatz  

 Generierung von Links für Mitbenutzer zum gleichzeitigen Abruf von Bildern 
und Informationen inkl. Sperrung von Mitbenutzern 

 Kameraauswahl ggf. auch über einen Lageplan 
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 Kamerabedienung von steuerbaren Kameras, z. B. für die Funktionen Zoom, 
Schwenken/Neigen und Schärfe 

 Audioanforderung  

 Multibilddarstellung, so dass mehrere Kamerabilder betrachtet werden können 

 Die Optimierung der Bildauflösung von Livebildern ist in Abhängigkeit zur Bild-
folgefrequenz umschaltbar (siehe Zielsetzung gemäß Nr. 1.5) und auf der Be-
dienoberfläche entsprechend darzustellen (Bewegungs-/Schärfeoptimierung). 

Es sind nur solche Bedienfunktionen auf der Bedienoberfläche als funktionell verfüg-
bar anzuzeigen, die auch durchgeführt werden können. 

Je nach polizeilichen Anforderungen ist ggf. eine Möglichkeit für die Einsprache in 
das Objekt zum Ansprechen von Personen zu realisieren. 

Inhalt und die Struktur der Bedienoberfläche sind anhand der Vorgaben der Polizei 
auszuführen. 

 

3 Sicherheit 

3.1 Bei Projektierung, Installation, Betrieb, Instandhaltung sowie bei der Alarm-, Bild- und 
Meldungsübertragung sind die relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz des Bun-
desamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) einzuhalten. Hierzu gehört 
insbesondere auch das zeitnahe Einspielen sicherheitsrelevanter Patches und Up-
dates. 

3.2 Durch technisch-administrative Maßnahmen muss sichergestellt sein, dass nur Be-
rechtigte die Bildübertragung auslösen, empfangen und steuern können. 

3.3 Die Komponenten sind so auszuwählen, dass bei Überfall die Erkennung entspre-
chender Maßnahmen, wie z. B. Schwenken/Neigen/Zoomen, vor Ort weitestgehend 
für Täter nicht erkennbar ist (z. B. Verwendung von Dome-Kameras). Ist dieses nicht 
möglich, sind die entsprechenden Bedienfunktionen zu sperren. 

3.4 Störungen einer technischen Einrichtung zur Bildverarbeitung/-übertragung dürfen zu 
keiner Beeinträchtigung der übrigen technischen Einrichtungen führen. 
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Voraussetzungen für ein Fachunternehmen und dessen Pflichten 

 

1 Allgemeines 

Fachunternehmen im Sinne der ÜEA-Richtlinie sind Errichter bzw. Instandhalter. 

Sofern die Polizei ein Aufnahmeverfahren nach dem bundeseinheitlichen „Pflichtenkatalog 
für Errichterunternehmen von Überfall- und Einbruchmeldeanlagen (ÜMA/EMA)“ durch-
führt, muss der Errichter/Instandhalter für GMA in dem entsprechenden Adressennachweis 
ohne Einschränkung aufgenommen sein. Ist noch keine Aufnahme erfolgt bzw. ist die Auf-
nahme lediglich „vorläufig“ oder erfolgte eine Streichung, kann nach einer entsprechenden 
Bewertung von der Polizei eine Übergangsfrist bis zur uneingeschränkten Aufnahme ein-
geräumt werden. Insbesondere, wenn am Sitz des Fachunternehmens von der Polizei ein 
entsprechendes Aufnahmeverfahren nicht durchgeführt wird, kann die Polizei den Nach-
weis bezüglich der Erfüllung/Einhaltung der nachfolgenden formellen, personellen und 
technischen Voraussetzungen sowie der sonstigen Pflichten verlangen. Zudem sind die 
Anforderungen gemäß DIN EN 16763 zu erfüllen. 

Für die Errichtung und Instandhaltung von Notfall- und Gefahrenreaktionssystemen 
(NGRS) gilt:  

 Solange die Polizei kein gesondertes Aufnahmeverfahren für Errichter von NGRS 
durchführt, gelten grundsätzlich die im vorstehenden Absatz aufgeführten Regelun-
gen.  

 Alternativ muss das Fachunternehmen die Erfüllung der Anforderungen der 
DIN EN 16763 von einer zur Prüfung nach DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizie-
rung nach DIN EN ISO/IEC 17065 akkreditierten Stelle gemäß DIN EN 16763 nach-
weisen. 

Das Fachunternehmen muss in jedem Fall die nachfolgenden Voraussetzungen/Pflichten 
erfüllen/einhalten.  

Wird die GMA oder Teile davon vom Konzessionär bzw. ÜEA-Provider errichtet bzw. in-
stand gehalten, hat dieser ebenfalls die nachfolgenden Voraussetzungen und Pflichten als 
Fachunternehmen zu erfüllen. 

 

2 Formelle Voraussetzungen 

2.1 Anerkennung der ÜEA-Richtlinie und Einhaltung des UWG 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, bei der Errichtung von ÜEA die Form und den Inhalt, 
der dieser Anlage zugrundeliegenden ÜEA-Richtlinie nebst alle Anlagen anzuerkennen 
und einzuhalten. 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, die Gesetze gegen den unlauteren Wettbewerb 
(UWG) sowie die §§ 305 bis 310 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) zu beachten. 

2.2 Eintragung in die Handwerksrolle 

Das Fachunternehmen muss in der Handwerksrolle der zuständigen Handwerkskammer 
als entsprechender Fachbetrieb in einem der nachfolgenden Handwerke eingetragen sein, 
welches im Berufsbild die Gefahrenmeldeanlagentechnik beinhaltet: 

 Elektrotechniker-Handwerk 
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 Informationstechniker-Handwerk 

Bei Fachunternehmen, die gleichzeitig Hersteller sind, ist zumindest eine Eintragung als 
handwerklicher Nebenbetrieb im Sinne der Handwerksordnung (HWO) erforderlich, sofern 
die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür vorliegen. 

Zudem sind die Anforderungen gemäß DIN EN 16763 zu erfüllen. 

 

3 Personelle Voraussetzungen 

3.1 Vorlage von Führungszeugnissen 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, auf Anforderung der Polizei und in Abstimmung mit 
den betroffenen Personen, je ein „Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde“ nach 
dem Bundeszentralregistergesetz, §30 Abs. 5, für den/die gesetzlich Verantwortliche/n 
(z. B. bei Einzelunternehmen: Inhaber, bei GmbH: Geschäftsführer, bei KG: Komplemen-
tär, bei GbR bzw. OHG: Gesellschafter) zu beantragen. Diese Führungszeugnisse werden 
vom Bundeszentralregister i. d. R. unmittelbar der Polizei übersandt. Um Irrläufer beim 
Versand zu vermeiden, ist der Meldebehörde die vollständige Adresse sowie das Akten-
/Geschäftszeichen der Polizeibehörde/-dienststelle zu übermitteln. 

Je nach Bundesland kann mit Zustimmung der Betroffenen eine zusätzliche Sicherheits- 
bzw. Zuverlässigkeitsüberprüfung, die ggf. in entsprechenden Zeitabständen wiederholt 
wird, durch die Polizei durchgeführt werden. 

3.2 Beschäftigung von Personen für sicherheitsrelevante Tätigkeiten 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass der/die gesetzlich Ver-
antwortliche/n (siehe Nr. 3.1) für sicherheitsrelevante Tätigkeiten (z. B. Projektierung, In-
stallation und Instandhaltung von ÜEA) sowie bei Zugriff auf entsprechende Daten (z. B. 
Objektdaten) nur solche Personen einsetzt, gegen deren Beschäftigung keine Bedenken 
bestehen. Insoweit muss er sich wenigstens ein Führungszeugnis nach dem Bundeszent-
ralregistergesetz vorlegen lassen, aus dem zumindest keine Vorstrafe wegen Eigentums- 
oder Vermögensdelikten bzw. wegen eines besonders schweren Falles des Bankrotts 
(§ 283a StGB) hervorgeht. 

Je nach Bundesland kann mit Zustimmung der Betroffenen eine zusätzliche Sicherheits- 
bzw. Zuverlässigkeitsüberprüfung, die ggf. in entsprechenden Zeitabständen wiederholt 
wird, durch die Polizei durchgeführt werden. 

3.3 Qualifikation des Hauptverantwortlichen 

Das Fachunternehmen muss dafür Sorge tragen, dass der Hauptverantwortliche für die 
Projektierung, Installation, Abnahme und Instandhaltung von ÜEA (nachfolgend kurz 
„Hauptverantwortlicher“ genannt) 

 die entsprechende Qualifikation „Handwerksmeister“ in einem der unter Nr. 2.2 ge-
nannten Handwerke besitzt und 

 eine mindestens 2-jährige verantwortliche Tätigkeit bei der Projektierung und Instal-
lation von Gefahrenmeldeanlagen ausgeübt hat. 

Dem Nachweis eines Meistertitels in einem der o. g. Handwerke steht der Nachweis gleich, 
dass die höhere Verwaltungsbehörde eine Ausübungsberechtigung (§§ 7a und 7b HWO) 
für den Beruf des Elektrotechnikers oder Informationstechnikers erteilt hat. Ebenso genügt 
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der Nachweis einer Gleichstellung nach § 7, Abs. 2, HWO, die insbesondere Ingenieuren 
mit entsprechender Fachrichtung erteilt wurde. Weiterhin genügt der Nachweis einer Aus-
nahmebewilligung nach § 8 HWO und bei Antragstellern aus anderen EU-Mitgliedsstaaten 
nach § 9 HWO.  

Sollte nach Nr. 2.2 eine Eintragung in die Handwerksrolle nicht notwendig sein, muss der 
Hauptverantwortliche eine Qualifikation analog der Anforderungen, welche zum Eintrag in 
die Handwerksrolle notwendig sind und eine mindestens 2-jährige verantwortliche Tätig-
keit bei der Projektierung und Installation von GMA nachweisen. 

Zudem ist die Polizei auf Anforderung bei Abnahmen zu unterstützen.  

3.4 Fachkräfte 

Das Fachunternehmen muss für jede Bearbeitungsphase sowie für das jeweilige Fachge-
biet über entsprechende Beschäftigte in allen Funktionen A, B, C gemäß DIN EN 16763 
verfügen. 

Das Fachunternehmen muss dafür Sorge tragen, dass es mindestens 2 Vollzeit-Fachkräfte 
im Sinne der DIN VDE 0833 bzw. der DIN VDE V 0827 (nachfolgend „Fachkraft/-kräfte“ 
genannt) hauptberuflich beschäftigt. 

Eine Fachkraft kann der Inhaber des Fachunternehmens bzw. der Hauptverantwortliche 
sein. 

Die Polizei kann jederzeit entsprechende Nachweise verlangen, die dann unverzüglich 
vorzulegen sind. 

3.5 Mitarbeiterunterweisung/-beschulung 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass der Hauptverantwortli-
che regelmäßig, jedoch mindestens einmal jährlich, durch den Besuch von Schulungsver-
anstaltungen bei Herstellern bzw. Fachverbänden über den aktuellen Stand der Technik 
unterrichtet wird. 

Der Hauptverantwortliche hat sicherzustellen, dass die für Installation, Instandhaltung und 
Erweiterung von GMA eingesetzten Mitarbeiter ausreichend beschult/unterwiesen werden, 
damit diese die ihnen zugewiesen Arbeiten stets unter Beachtung der allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik durchführen und die Anlageteile gemäß dem Stand der Technik 
beurteilen können. 

Die Polizei kann jederzeit entsprechende Nachweise verlangen, die dann unverzüglich 
vorzulegen sind. 

3.6 Beauftragung von Subunternehmen 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, alle Projektierungs-, Installations- und Instandhal-
tungsarbeiten an der GMA selbst durchzuführen. Lediglich die Verlegung von Kabeln oder 
die Montage von Meldersockeln und Gehäusen darf an Subunternehmer vergeben wer-
den, es sei denn, bei dem Subunternehmen handelt es sich um ein im Adressennachweis 
aufgenommenes Errichterunternehmen von ÜMA/EMA und somit um ein Fachunterneh-
men im Sinne dieser Richtlinie. Die von Subunternehmen durchgeführten Arbeiten sind 
vom beauftragenden Fachunternehmen zu überwachen, zu steuern und nach Ausführung 
auf Fehlerfreiheit und die Einhaltung der in der ÜEA-Richtlinie niedergelegten einschlägi-
gen Richtlinien und Grundsätze zu prüfen und ggf. zu ändern. Die Verantwortung für die 
Arbeiten liegt beim beauftragenden Fachunternehmen. 
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4 Technische Voraussetzungen 

4.1 Beachtung der allgemein anerkannten Regeln der Technik 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, bei der Projektierung, Geräteauswahl, Installation 
und Instandhaltung von ÜEA sowie bei der Alarm- und Meldungsübertragung, die in der 
ÜEA-Richtlinie nebst Anhängen enthaltenen Forderungen sowie die allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik einzuhalten. Hierzu gehört insbesondere die Einhaltung der nach-
folgend aufgeführten Normen/Bestimmungen/Regelwerke/Richtlinien soweit diese Rege-
lungen bezüglich ÜMA/EMA- bzw. NGRS-Technik enthalten: 

 Europäische Normen (insbesondere die Normenreihen DIN EN 50130, 
DIN EN 50131, DIN EN 50136) in der jeweils neuesten veröffentlichten Fassung 
bzw. von der Polizei anerkannten Technischen Spezifikation bzw. Entwurffassung, 

 Normen vom Deutschen Institut für Normung e. V. (DIN) i. V. m. dem Verband der 
Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik (VDE) e. V., wie VDE 0100, 
VDE 0830 (i. d. R. gleichlautend mit den Normenreihen DIN EN 50130, 
DIN EN 50131, DIN EN 50136) und insbesondere die DIN VDE 0833, Teile 1 und 
3, sowie der Normenreihe DIN VDE V 0827 in der jeweils neuesten veröffentlichten 
Fassung - auch Vornorm - bzw. von der Polizei anerkannte Entwurffassung (keine 
Einbruchmeldeanlagen im Sinne der ÜEA-Richtlinie sind jedoch EMA der Grade 1 
und 2 gemäß DIN VDE 0830 bzw. DIN VDE 0833), 

 Vorgaben der Betreiber der genutzten Datennetze, 

 Vorgaben der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post 
und Eisenbahnen (BNetzA), 

 Vorgaben der Berufsgenossenschaften bzw. Unfallkassen (z. B. DGUV-
Vorschriften), 

 VdS-Richtlinien (insbesondere die Richtlinie VdS 2311), 

 Polizeiliche Regelwerke und Richtlinien (insbesondere Anlage 5a bis 5c der ÜEA-
Richtlinie „Projektierungs- und Installationshinweise“ sowie Pflichtenkatalog für Er-
richterunternehmen von ÜMA/EMA für die Klassen B und C). 

4.2 Grundsätze zur Projektierung/Installation 

Das Fachunternehmen ist weiterhin verpflichtet, über die vorstehend und in der ÜEA-
Richtlinie aufgeführten Regelwerke hinausgehend, ÜEA unter Berücksichtigung der zu-
grunde zulegenden Art und Höhe der Gefährdung und anhand des Standes der Technik 
so zu projektieren, zu installieren, zu verändern/erweitern und ggf. fachgerecht instand zu 
halten, dass insbesondere 

 Handlungen mit dem Ziel der Außerbetriebsetzung erschwert sowie zuverlässig ge-
meldet werden, 

 Einbruchversuche möglichst frühzeitig gemeldet werden, d. h. ggf. bereits bevor Tä-
ter in die zu schützenden Bereiche eingedrungen sind bzw. das Tatziel erreicht ha-
ben, 

 Falschalarme durch geeignete Maßnahmen weitgehend ausgeschlossen sind (z. B. 
sind Melder so auszuwählen und zu installieren, dass Falschalarme vermieden wer-
den), 
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 die Zwangsläufigkeit eingehalten ist (hierzu gehören z. B. Maßnahmen, die u. a. 
verhindern, dass der Betreiber/Nutzer bei scharfgeschalteter Anlage die überwach-
ten Bereiche betreten kann sowie auch dass - soweit dies zur Vermeidung von 
Falschauslösungen erforderlich ist - die Fenster überwachter Räume elektrisch auf 
Verschluss/Verriegelung überwacht sind und/oder entsprechende mechanische 
Maßnahmen durchgeführt wurden), wobei für die Scharfschaltung das Verfahren 
nach Nr. 4.2.3 und für die Unscharfschaltung das Verfahren nach Nr. 4.3.4 gemäß 
DIN CLC/TS 50131-12 zu wählen sind, 

 bei mit Überfallmeldern ergänzten EMA im Objekt berechtigt anwesende Personen 
manuell und ohne zusätzliche Gefährdung einen von einem Einbruch- oder sonsti-
gen Alarm differenzierbaren Überfall- oder Geiselnahmealarm auslösen können, 

 bei Notfall- und Gefahrenreaktionssystemen (NGRS) im Objekt anwesende Perso-
nen im Not- und Gefahrenfall manuell und ohne zusätzliche Gefährdung einen von 
anderen Alarmen differenzierbaren Notruf oder Amok-Alarm auslösen können, 

 alle Meldungen und Alarme, soweit technisch möglich sowie von der Polizei gefor-
dert, eindeutig differenziert übertragen und zugeordnet werden können (siehe An-
lage 10 der ÜEA-Richtlinie). 

4.3 Grundsätze zum Einsatz von Anlageteilen/Geräten 

Es müssen grundsätzlich Anlageteile/Geräte für ÜEA eingesetzt werden, die sowohl ein-
zeln als auch auf bestimmungsgemäßes Zusammenwirken von einer zur Prüfung nach 
DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für den Bereich 
Gefahrenmeldeanlagentechnik akkreditierten Stelle (z. B. VdS Schadenverhütung GmbH) 
geprüft und zertifiziert sind (siehe auch Anlage 5a, 5b bzw. 5c der ÜEA-Richtlinie). 

Prüf-/Zertifizierungsnummern müssen in Angeboten und Anlagenbeschreibungen (siehe 
Anlagenbeschreibungen in der Anlage 4 der ÜEA-Richtlinie) aufgeführt werden. 

Die Verwendung von nicht entsprechend geprüften und zertifizierten Anlageteilen/Geräten 
ist nur in Ausnahmefällen und nur unter der Voraussetzung zulässig, dass die bestim-
mungsgemäße Funktion der ÜEA nicht beeinträchtigt wird und die Abweichung in der/den 
Anlagenbeschreibung/en (Anlage 4 der ÜEA-Richtlinie) aufgeführt und begründet wird (auf 
Anforderung der Polizei muss das Fachunternehmen einen entsprechenden Nachweis er-
bringen sowie die gerätespezifischen technischen Unterlagen in deutscher Sprache zur 
Verfügung stellen). 

4.4 Grundsätze zur Sicherheit 

Bereits in der Projektierungsphase sind zur Gewährleistung der drei Informationssicher-
heitsgrundwerte Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Integrität im Zusammenhang mit der 
Funktionsweise von ÜEA die relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz des Bundesamtes 
für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) einzuplanen und umzusetzen. Dies gilt für 
alle auf IT-Technologie beruhenden Anlageteile sowie für die Übertragung von Meldungen 
und Alarmen. Besonders gilt dies für IP-basierte Alarmübertragungen, die in der Regel in 
nicht-exklusiven IT-Netzen des Betreibers oder öffentlichen IT-Netzen (z. B. Internet) be-
trieben werden und damit erhöhten Gefahren ausgesetzt sind. 

Bezüglich des Datenschutzes sind das Bundesdatenschutzgesetz, das entsprechende 
Landesdatenschutzgesetz sowie insbesondere zum Schutz personenbezogener Daten die 
Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) zu beachten. 
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Die Polizei kann vom Fachunternehmen Nachweise zur Beachtung der Belange der Infor-
mations- und Datensicherheit bei der Errichtung, Änderung, Erweiterung und Instandhal-
tung von ÜEA verlangen. In diesem Fall ist in einem Konzept für Informations- und Daten-
sicherheit die Umsetzung des IT-Grundschutzes im Sinne einer Basisabsicherung sowie 
einer Kernabsicherung von IT-Komponenten bzw. die Maßnahmen des Datenschutzes zu 
dokumentieren. 

4.5 Produkte und Prüfstellen anderer EU-Staaten 

Produkte (Anlageteile, Geräte), die in anderen Mitgliedsstaaten der EU zugelassen oder 
zertifiziert sind, können in gleicher Weise wie deutsche Produkte berücksichtigt werden, 
wenn die den Prüfberichten dieser Stellen zugrundeliegenden Prüfungen, Prüfverfahren 
und konstruktiven Anforderungen denen der deutschen Prüfstellen gleichwertig sind. Um 
derartige Prüf-/ Zertifizierungsstellen handelt es sich, wenn diese zur Prüfung nach 
DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für den Bereich 
der Gefahrenmeldeanlagentechnik akkreditiert sind. Dies ist im jeweiligen Fall in geeigne-
ter Form unter Beifügung einer Übersetzung nachzuweisen. 

 

5 Sonstige Pflichten 

5.1 Anlagenbeschreibungen 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, zu jeder von ihm installierten GMA die erforderli-
che/n Anlagenbeschreibung/en in dreifacher Ausfertigung zu erstellen, alle Ausfertigungen 
zu unterschreiben und eine Ausfertigung dem Betreiber auszuhändigen. 

Die zweite Ausfertigung, die vom Betreiber gegenzuzeichnen ist, ist dem Antrag zur Ab-
nahme der ÜEA hinzuzufügen. 

Die dritte Ausfertigung ist in den Kundenunterlagen des Fachunternehmens vorzuhalten. 

Die Anlagenbeschreibung/en sind unter Verwendung des polizeilichen Formblattes "Anla-
genbeschreibung" (Anlage 4 der ÜEA-Richtlinie) zu erstellen. Eine anderweitige EDV-
mäßige Erstellung ist ebenfalls zulässig, wenn die in dem Formblatt vorgesehenen Anga-
ben, Erläuterungen und Bestätigungen in der entsprechenden Reihenfolge und in der im 
Formblatt vorgegebenen Form enthalten sind. 

5.2 Abweichungen von den allgemein anerkannten Regeln der Technik 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, bei Projektierung, Installation, Instandhaltung sowie 
Erweiterung von ÜEA, alle in der ÜEA-Richtlinie nebst Anhängen beschriebenen allgemein 
anerkannten Regeln der Technik zu beachten. 

Abweichungen hiervon sind nur dann zulässig, wenn diese nicht sicherheitsrelevant sind, 
hierdurch keine Falschalarme ausgelöst werden und mit der Polizei abgestimmt wurden. 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, alle Abweichungen in den Anlagenbeschreibungen 
(siehe Nr. 5.1) aufzuführen und zu begründen (z. B. Vorgabe/Forderung des Betreibers). 
Diese Abweichungen sind vor Installation der GMA mit der Polizei abzustimmen. 

Zudem ist das Fachunternehmen verpflichtet, die sich aufgrund der Abweichungen erge-
benen Konsequenzen dem Betreiber schriftlich und verständlich zu erläutern. 
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5.3 Einweisung und Übergabe an den Betreiber 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, den Betreiber sowie weitere von diesem benannte 
Personen (Nutzer), nach der Installation sowie nach Erweiterungen oder Änderungen, an-
gemessen und verständlich derart in die Funktion und in die Bedienung der GMA einzu-
weisen, dass Bedienfehler weitgehend ausgeschlossen werden können. Jede Einweisung, 
d. h. Erst- und ggf. Folgeeinweisung, ist schriftlich im Betriebsbuch zu dokumentieren. 

Das Fachunternehmen ist in den vorgenannten Fällen weiterhin verpflichtet, dem Betreiber 
ein Merkblatt (siehe Anlage 8 der ÜEA-Richtlinie) sowie alle zur Bedienung, zum Betrieb 
und zur Instandhaltung erforderlichen Unterlagen in einer Ausfertigung zu übereignen und 
ihn darauf hinzuweisen, dass diese Unterlagen sorgfältig verwahrt werden. 

5.4 Betriebsbuch 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, zu jeder installierten GMA ein Betriebsbuch zu er-
stellen, in dem es fortlaufend und mit Datum sämtliche Arbeiten an der Anlage (z. B. War-
tungs-/Instandsetzungsarbeiten, Änderungen, Erweiterungen), alle Extern- und Fern-
alarme und Einweisungen gemäß Nr. 5.3 etc. einträgt. 

Es ist des Weiteren verpflichtet, dieses Buch dem Betreiber zu übereignen und wiederkeh-
rend darauf hinzuwirken, dass 

 das Betriebsbuch ständig bei der ÜMA/EMA/NGRS-Zentrale verfügbar ist, 

 für mindestens 5 Jahre vorgehalten wird (gilt auch für volle/ersetzte Betriebsbücher) 
und 

 der Betreiber in diesem sämtliche vom bestimmungsgemäßen Betrieb abweichen-
den Betriebsereignisse mit Datum und - soweit für eine eingewiesene Person offen-
sichtlich - Ursache und Urheber einträgt. 

Auf Bitte der Polizei sind die Eintragungen zu erläutern. 

5.5 Instandhaltung 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, eine vertraglich geregelte ordnungsgemäße In-
standhaltung der errichteten Anlagen gemäß den in dieser ÜEA-Richtlinie genannten Re-
gelwerken zu gewährleisten, einen ständig verfügbaren Instandhaltungsdienst mit ausrei-
chender Ersatzteilbevorratung vorzuhalten und vertraglich geregelte Instandsetzungsar-
beiten unverzüglich durchzuführen. 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, mindestens einmal pro Jahr (z. B. bei einer War-
tung) den Betreiber darauf hinzuweisen, die Liste der gemeldeten Personen mit deren Er-
reichbarkeitsdaten zu prüfen. Bei den gemeldeten Personen handelt es sich um die nach 
einem Alarm zu informierenden, erreichbaren, verantwortlichen Personen des Betreibers. 
Änderungen sind dem Konzessionär bzw. dem ÜEA-Provider zeitnah mitzuteilen. Gleiches 
gilt für die zu informierenden Personen des Instandhaltungsdienstes selbst. 

Bei Ersatzteilen, die nicht oft eingesetzt werden, ist eine ausreichende Ersatzteilbevorra-
tung auch dann gewährleistet, wenn eine Lieferzusage des jeweiligen Herstellers vorgelegt 
werden kann, in der dieser garantiert, dass die bestellten Ersatzteile während der Wochen-
tage grundsätzlich innerhalb von 24 Stunden beim Fachunternehmen eintreffen. 

Der Instandhaltungsdienst muss für den Betreiber, die Polizei oder für den Konzessionär 
bzw. ÜEA-Provider jederzeit unmittelbar erreichbar sein. Bei einer Benachrichtigung muss 
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der Instandhaltungsdienst unverzüglich (jedoch innerhalb einer Stunde) am Objekt er-
scheinen, um Störungen zu beseitigen, Alarmursachen festzustellen und ggf. die Polizei 
fachtechnisch zu unterstützen. Kosten dürfen der Polizei hierdurch nicht entstehen. 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, nach Installation bzw. Änderung einer ÜEA den Be-
treiber in verständlicher Form schriftlich über 

 den Zweck/die Bedeutung einer regelmäßigen Instandhaltung gemäß den einschlä-
gigen Normen (DIN EN 50131 bzw. DIN VDE 0833), 

 die diesbezüglichen Empfehlungen der Polizei und 

 die diesbezüglichen Forderungen in den entsprechenden Regelwerken 

zu informieren und einen entsprechenden Instandhaltungsvertrag anzubieten. 

Hinweis: Bei ÜEA ist durch den Betreiber ein Instandhaltungsvertrag nachzuweisen. 

5.6 Sicherheitslücken, softwaremäßige Anpassungen und Updates 

Das Fachunternehmen hat sicherzustellen, dass bei Bekanntwerden von Sicherheitslü-
cken oder technischen Fehlfunktionen in Anlageteilen oder IT-Komponenten der ÜEA, zeit-
nah entsprechende Patches zur Behebung dieser Sicherheitslücken bereitgestellt und ein-
gespielt werden. 

Das Fachunternehmen ist nach softwaremäßigen Anpassungen und Updates von Anlage-
teilen verpflichtet, das bestimmungsgemäße Zusammenwirken, die korrekte Alarmübertra-
gung und die Stimmigkeit der Meldungen zu prüfen.  

Bei den vorgenannten Arbeiten sind die relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz des 
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) einzuhalten. 

5.7 Maßnahmen zur Verhinderung von Falschalarmen 

Erhält das Fachunternehmen Kenntnis darüber, dass von ihm installierte und/oder instand 
gehaltene ÜEA wiederholt Falschalarme ausgelöst haben, sind durch den Hauptverant-
wortlichen die Ursachen hierfür zu ergründen. Zur Abhilfe sind je nach Ursache 

 der Betreiber und weitere in den Betrieb eingewiesene Personen (Nutzer) erneut 
und ggf. noch nicht eingewiesene Personen zusätzlich gemäß Nr. 5.3 einzuweisen 
und/oder 

 weitergehende organisatorische und/oder personelle Maßnahmen bezüglich der Mi-
nimierung von Falschalarmen vorzuschlagen bzw. anlagentechnische Änderungen 
mit Zustimmung des Betreibers unverzüglich zu realisieren. 

Die Frage der Kostentragung regelt sich nach den vertraglichen und gesetzlichen Bestim-
mungen. 

5.8 Änderungen/Erweiterungen an bestehenden Anlagen 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, bei wesentlichen Änderungen an installierten ÜEA 
die Polizei bereits in der Planungsphase zu informieren, die wesentlichen Änderungen mit 
dieser abzustimmen und eine erneute Abnahme zu beantragen. 

5.9 Durchführung von Überprüfungen 

Das Fachunternehmen ist verpflichtet, auf Anforderung der Polizei, Überprüfungen der von 
ihm errichteten und/oder instand gehaltenen ÜEA gemäß Anlage 9 der ÜEA-Richtlinie 
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durchzuführen sowie die Polizei entsprechend zu unterstützen. Kosten dürfen der Polizei 
hierdurch nicht entstehen. 

5.10 Nachweis der Erfüllung/Einhaltung der Voraussetzungen/Pflichten 

Die Polizei kann regelmäßig, bei Bedarf und berechtigten Zweifeln einen Nachweis, ob die 
Voraussetzungen gemäß Nrn. 2, 3 und 4 sowie die Pflichten gemäß Nr. 5 noch erfüllt bzw. 
eingehalten werden, verlangen. Das Fachunternehmen ist verpflichtet, auf Anforderung 
der Polizei, dieser unverzüglich die Erfüllung/Einhaltung erneut nachzuweisen. 
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Voraussetzungen für den Konzessionär bzw. ÜEA-Provider  
und dessen Pflichten 

 

1 Allgemeines 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider muss die nachfolgenden Voraussetzungen bzw. 
Pflichten erfüllen/einhalten.  

Insbesondere bei der Neuvergabe einer Konzession bzw. bei der Beantragung zur Auf-
nahme als ÜEA-Provider in das bundesweite Verzeichnis für ÜEA-Provider sind die nach-
folgenden Voraussetzungen nachzuweisen. 

Für ÜEA-Provider gelten zusätzlich die Regelungen im „Pflichtenheft für Provider für Über-
fall-/Einbruchmeldeanlagen und sonstige Anlagen für Notfälle/Gefahren mit Anschluss an 
die Polizei“ (siehe Anlage 11 der ÜEA-Richtlinie). 

Wird die GMA oder Teile davon vom Konzessionär bzw. ÜEA-Provider errichtet bzw. in-
stand gehalten, gilt dieser als Errichter bzw. Instandhalter (Fachunternehmen). In diesem 
Fall sind zusätzlich alle Regelungen der Anlage 7a der ÜEA-Richtlinie einzuhalten. 

Soweit Prüfungen/Zertifizierungen gefordert sind, müssen diese von einer zur Prüfung 
nach DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung gemäß DIN EN ISO/IEC 17065 für den 
Bereich der Gefahrenmeldeanlagentechnik akkreditiert Stelle (z. B. VdS Schadenverhü-
tung GmbH) durchgeführt worden sein. 

 

2 Formelle Voraussetzungen 

2.1 Anerkennung der ÜEA-Richtlinie und Einhaltung des UWG 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet, die Form und den Inhalt, der dieser 
Anlage zugrundeliegenden ÜEA-Richtlinie nebst alle Anlagen anzuerkennen und einzu-
halten. 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet, die Gesetze gegen den unlauteren 
Wettbewerb (UWG) sowie die §§ 305 bis 310 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) zu 
beachten. 

2.2 Anforderungen an die Alarmübertragung und -bearbeitung 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet, die technische Dienstleistung (TD) 
über zwei nach DIN EN 50518 Kategorie I zertifizierte AES an unterschiedlichen Standor-
ten gemäß Nr. 2.1 der Anlage 10 der ÜEA-Richtlinie ggf. in Verbindung mit einem Koope-
rationspartner zu erbringen. 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider muss über eine eigene bzw. konzerneigene zertifi-
zierte NSL gemäß DIN VDE V 0827-11 bzw. in der Einführungs-/Übergangsphase der 
Norm nach der VdS-Richtlinie 3138 (siehe insbesondere Nr. 2.2 der Anlage 10 der ÜEA-
Richtlinie) verfügen. 

Weitere Anforderungen an die Alarmübertragung und -bearbeitung zur bzw. bei der Emp-
fangseinrichtung der Polizei (EE-Pol) sind der Anlage 10 der ÜEA-Richtlinie zu entneh-
men. 
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3 Personelle Voraussetzungen 

3.1 Vorlage von Führungszeugnissen 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet, auf Anforderung der Polizei und in 
Abstimmung mit den betroffenen Personen, je ein „Führungszeugnis zur Vorlage bei einer 
Behörde“ nach dem Bundeszentralregistergesetz, §30 Abs. 5, für den/die gesetzlich Ver-
antwortliche/n (z. B. bei Einzelunternehmen: Inhaber, bei GmbH: Geschäftsführer, bei KG: 
Komplementär, bei GbR bzw. OHG: Gesellschafter) zu beantragen. Diese Führungszeug-
nisse werden vom Bundeszentralregister i. d. R. unmittelbar der Polizei übersandt. Um Irr-
läufer beim Versand zu vermeiden, ist der Meldebehörde die vollständige Adresse sowie 
das Akten-/Geschäftszeichen der Polizeibehörde/-dienststelle zu übermitteln. 

Je nach Bundesland kann mit Zustimmung der Betroffenen eine zusätzliche Sicherheits- 
bzw. Zuverlässigkeitsüberprüfung, die ggf. in entsprechenden Zeitabständen wiederholt 
wird, durch die Polizei durchgeführt werden. 

3.2 Beschäftigung von Personen für sicherheitsrelevante Tätigkeiten 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass der/die 
gesetzlich Verantwortliche/n (siehe Nr. 3.1) für sicherheitsrelevante Tätigkeiten (z. B. Be-
treiben einer NSL/Tätigkeit als AP) sowie bei Zugriff auf entsprechende Daten (z. B. Ob-
jektdaten) nur solche Personen einsetzt, gegen deren Beschäftigung keine Bedenken be-
stehen. Insoweit muss er sich wenigstens ein Führungszeugnis nach dem Bundeszentral-
registergesetz vorlegen lassen, aus dem zumindest keine Vorstrafe wegen Eigentums- 
oder Vermögensdelikten bzw. wegen eines besonders schweren Falles des Bankrotts 
(§ 283a StGB) hervorgeht. 

Je nach Bundesland kann mit Zustimmung der Betroffenen eine zusätzliche Sicherheits- 
bzw. Zuverlässigkeitsüberprüfung, die ggf. in entsprechenden Zeitabständen wiederholt 
wird, durch die Polizei durchgeführt werden. 

3.3 Qualifikation des Hauptverantwortlichen 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider muss dafür Sorge tragen, dass der Hauptverant-
wortliche zumindest eine der folgende Qualifikationen besitzt: 

 Handwerksmeister bzw. vergleichbar gemäß den Regelungen in Anlage 7a Nr. 3.3 
der der ÜEA-Richtlinie. 

 Elektrofachkraft für Gefahrenmeldeanlagen gemäß DIN VDE 0833-1. 

 Leitende Notruf- und Service-Leitstellen-Fachkraft gemäß DIN VDE 0827-11. 

Der Hauptverantwortliche muss zudem die Anforderungen gemäß DIN EN 16763 erfüllen 
sowie die ÜEA-Richtlinie anwenden und ÜEA beurteilen können.  

Entsprechende Nachweise sind auf Anforderung der Polizei vorzulegen.  

Weiterhin hat der Hauptverantwortliche die Polizei auf Anforderung bei Abnahmen von 
ÜEA zu unterstützen.  

3.4 Mitarbeiterunterweisung/-beschulung 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass der 
Hauptverantwortliche regelmäßig, jedoch mindestens einmal jährlich, durch den Besuch 
von Schulungsveranstaltungen bei Herstellern bzw. Fachverbänden über den aktuellen 
Stand der Technik unterrichtet wird. 
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Der Hauptverantwortliche hat sicherzustellen, dass die in der AES/NSL eingesetzten Mit-
arbeiter ausreichend beschult/unterwiesen werden, damit diese die ihnen zugewiesen Ar-
beiten stets unter Beachtung der allgemein anerkannten Regeln der Technik durchführen 
können. 

Die Polizei kann jederzeit entsprechende Nachweise verlangen, die dann unverzüglich 
vorzulegen sind. 

 

4 Sonstige Pflichten 

4.1 Beachtung der allgemein anerkannten Regeln der Technik 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet, insbesondere bei Empfang, Bearbei-
tung und Weiterleitung von Alarmen/Meldungen von ÜEA die allgemein anerkannten Re-
geln der Technik einzuhalten.  

4.2 Grundsätze zur Sicherheit 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist zur Gewährleistung der drei Informationssicher-
heitsgrundwerte Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Integrität im Zusammenhang mit der 
Funktionsweise von ÜEA verpflichtet, die relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz des 
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) einzuplanen und umzusetzen. 
Dies gilt für alle auf IT-Technologie beruhenden Anlageteile in seinem Zuständigkeitsbe-
reich sowie für die Übertragung von Meldungen und Alarmen. Besonders gilt dies für IP-
basierte Alarmübertragungen, die in der Regel in nicht-exklusiven IT-Netzen des Betrei-
bers oder öffentlichen IT-Netzen (z. B. Internet) betrieben werden und damit erhöhten Ge-
fahren ausgesetzt sind. 

In einem Konzept für Informationssicherheit ist die Umsetzung des IT-Grundschutzes 
durch eine Kern- oder Standardabsicherung für die AES und NSL zu dokumentieren. In 
Bezug auf die Vertraulichkeit und Integrität der Informationen und eingesetzten IT ist ein 
hoher Schutzbedarf, für den Grundwert der Verfügbarkeit ein sehr hoher Schutzbedarf zu 
Grunde zu legen. Für den Nachweis der Einhaltung und Umsetzung der IT-
Sicherheitsmaßnahmen gemäß IT-Grundschutz des BSI, in der jeweils geltenden Fas-
sung, ist eine Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 27001 auf der Basis von IT-Grundschutz 
des BSI durch einen vom BSI zertifizierten DIN EN ISO/IEC 27001-Grundschutz-Auditor 
erforderlich. Dieses Zertifikat ist durch regelmäßige Audits gemäß DIN EN ISO/IEC 27001 
zu kontrollieren.  

Bezüglich des Datenschutzes sind das Bundesdatenschutzgesetz, das entsprechende 
Landesdatenschutzgesetz sowie insbesondere zum Schutz personenbezogener Daten die 
Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) zu beachten. 

Die Polizei kann für den Bereich ÜEA vom Konzessionär bzw. ÜEA-Provider entspre-
chende Nachweise zur Beachtung der Belange der Informations- und Datensicherheit so-
wie eventueller Restrisiken verlangen. 

4.3 Sicherheitslücken, softwaremäßige Anpassungen und Updates 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider hat sicherzustellen, dass bei Bekanntwerden von 
Sicherheitslücken oder technischen Fehlfunktionen in Anlageteilen oder IT-Komponenten 
der ÜEA in seinem Zuständigkeitsbereich, zeitnah entsprechende Patches zur Behebung 
dieser Sicherheitslücken bereitgestellt und eingespielt werden. 
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Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist nach softwaremäßigen Anpassungen und Up-
dates von Anlageteilen in seinem Zuständigkeitsbereich verpflichtet, das bestimmungsge-
mäße Zusammenwirken, die korrekte Alarmübertragung und die Stimmigkeit der Meldun-
gen zu prüfen.  

Bei den vorgenannten Arbeiten sind die relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz des 
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) einzuhalten. 

4.4 Regelungen im Vertrag mit dem Betreiber  

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider hat durch entsprechende Regelungen im Vertrag 
mit dem Betreiber sicherzustellen, dass  

 der Betreiber insbesondere die ihn betreffenden Regelungen/Forderungen dieser 
Richtlinie kennt und auf deren Einhaltung hingewiesen wird, 

 der Betreiber die für die Einsatzunterlagen der Polizei erforderlichen Angaben und 
Unterlagen bereitstellt und aktuell hält (siehe insbesondere Nr. 5.1 der ÜEA-
Richtlinie), 

 die Polizei nach vorheriger Abstimmung während der üblichen Geschäftszeiten zur 
Abnahme bzw. zu Prüfzwecken die betreffenden Räume des Betreibers der GMA 
betreten darf,  

 der Betreiber den Errichter/Instandhalter der GMA zur Teilnahme an der Abnahme 
bzw. Prüfung durch die Polizei beauftragt, 

 die Polizei alle erforderlichen Unterlagen zur Projektierung, Installation, Betrieb und 
Instandhaltung einsehen darf, 

 die Polizei im Einvernehmen mit dem Konzessionär bzw. ÜEA-Provider und dem 
Errichter bzw. Instandhalter, Testmeldungen auslösen darf, 

 der Betreiber oder ein von ihm benannter Verantwortlicher und Schlüsselberechtig-
ter nach einer Alarmauslösung unverzüglich zum Objekt kommt, um die Einsatz-
maßnahmen der Polizei zu unterstützen, 

 die polizeilichen Kräfte bei einer Intervention nach einem Alarm vor Ort nicht mehr 
als 30 Minuten verharren, wenn der Schlüsselberechtigte des Betreibers nicht recht-
zeitig erscheint, 

 der Betreiber oder ein von ihm benannter Verantwortlicher nach einer Alarmauslö-
sung bis zur Wiederinbetriebnahme der GMA für die Sicherung des Objektes ver-
antwortlich ist,  

 der Betreiber oder ein von ihm benannter Verantwortlicher ggf. unter Hinzuziehung 
des Instandhaltungsdienstes die Ursache eines Alarms bzw. Falschalarms zeitnah 
an den Konzessionär bzw. ÜEA-Provider mitzuteilen hat, damit der Konzessionär 
bzw. ÜEA-Provider diese Information innerhalb von drei Arbeitstagen per Fax oder 
E-Mail an die Polizei weitermelden kann,  

 der Betreiber einen Wechsel des Instandhalters oder das Vertragsende dem Kon-
zessionär bzw. ÜEA-Provider zur Weitermeldung an die Polizei unverzüglich schrift-
lich mitteilen muss, 

 die GMA nicht ohne vorherige Absprache mit der Polizei wesentlich geändert wird. 
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4.5 Anzeigepflichten 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet:  

 der zuständigen Polizeibehörde unverzüglich anzuzeigen, wenn er in ein Insolvenz-
verfahren oder ein der außergerichtlichen Schuldenregelung dienendes Verfahren 
gerät und dadurch die ordnungsgemäße Alarmübermittlung zur Polizei gefährdet 
ist. 

 der zuständigen Polizeibehörde unverzüglich anzuzeigen, wenn eine Geschäftsauf-
gabe, Umfirmierung, Übernahme oder Überführung in ein anderes Unternehmen 
geplant ist. 

4.6 Entgelte 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet:  

 neben den Abnahme- und ggf. Falschalarmentgelten zur Abgeltung des polizeili-
chen Aufwandes (z. B. für die Zurverfügungstellung der Räumlichkeiten, Technik-
schränke, Stromversorgung) das vom jeweiligen Bundesland festgelegte Entgelt 
pro angeschlossener GMA an die Polizei zu entrichten. Die Polizei ist berechtigt, 
diese Entgelte an die allgemeine Kostenentwicklung anzupassen. 

 den Betreibern der GMA keine wirtschaftlich unangemessenen Entgelte in Rech-
nung zu stellen. 

4.7 Durchführung von Überprüfungen 

Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet, auf Anforderung der Polizei diese bei 
Überprüfungen von ÜEA gemäß Anlage 9 der ÜEA-Richtlinie entsprechend zu unterstüt-
zen. Kosten dürfen der Polizei hierdurch nicht entstehen. 

4.8 Nachweis der Erfüllung/Einhaltung der Voraussetzungen/Pflichten 

Die Polizei kann regelmäßig, bei Bedarf und berechtigten Zweifeln einen Nachweis, ob die 
Voraussetzungen gemäß den Nrn. 2 und 3 bzw. die Pflichten gemäß Nr. 4 noch erfüllt bzw. 
eingehalten werden, verlangen. Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet, auf 
Anforderung der Polizei, dieser unverzüglich die Erfüllung/Einhaltung erneut nachzuwei-
sen. 
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Merkblatt 

 

für Betreiber von Überfall- und/oder Einbruchmeldeanlagen 

bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 

 

Sehr geehrte Anlagenbetreiberin, sehr geehrter Anlagenbetreiber, 

Sie haben sich entschieden, Ihre Gefahrenmeldeanlage (GMA) bei der Polizei anzuschlie-
ßen. Hierdurch wird die Alarmmeldung direkt von der Polizei entgegengenommen. 

Damit die Polizei eine optimale Einsatzbearbeitung sicherstellen kann, bedarf es Ihrer Mit-
hilfe. Dabei ist die Beachtung folgender Hinweise und Regelungen von besonderer Bedeu-
tung: 

1. Das Errichter- bzw. Instandhaltungsunternehmen (Fachunternehmen) Ihrer GMA ist 
verpflichtet, Ihnen alle zur Bedienung, zum Betrieb und zur Instandhaltung erforderli-
chen Unterlagen sowie eine Anlagenbeschreibung mit einem Übergabe- und Abnah-
meprotokoll zu übergeben. Bitte bewahren Sie diese Unterlagen sorgfältig auf und ge-
währen Sie nur einem "berechtigten Personenkreis", den Sie so gering wie möglich 
halten sollten, Einblick in diese Unterlagen. 

2. Das Fachunternehmen ist auch verpflichtet, Sie und weitere von Ihnen benannte Per-
sonen vor Inbetriebnahme und nach jeder Änderung angemessen und verständlich der-
art in die Funktion und Bedienung Ihrer GMA einzuweisen, dass Bedienfehler und damit 
verbundene Falschalarmauslösungen ausgeschlossen werden können. 

3. Weiterhin muss das Fachunternehmen zu der GMA ein Betriebsbuch erstellen und 
Ihnen übereignen. Achten Sie darauf, dass sämtliche Ereignisse (wie z. B. Arbeiten an 
der GMA, Alarmauslösungen, personelle Einweisungen zur Anlage u. a.) fortlaufend 
mit Datumsangabe eingetragen werden und das Buch mind. 5 Jahre archiviert wird. 

Auch Sie sollten alle vom bestimmungsgemäßen Betrieb abweichenden Ereignisse mit 
Datum und - soweit offensichtlich - Ursache und Urheber im Betriebsbuch eintragen. 

Insbesondere nach einem Falschalarm ist die Polizei berechtigt, das Betriebsbuch ein-
zusehen. 

4. Wir weisen darauf hin, dass das Fachunternehmen verpflichtet ist, die von der Polizei 
in der ÜEA-Richtlinie geforderten allgemein anerkannten Regeln der Technik zur Pro-
jektierung, Installation und Instandhaltung einzuhalten. 

Damit Ihre GMA stets funktionsbereit bleibt, schließen Sie bitte den zwingend vorge-
schriebenen Instandhaltungsvertrag ab und kontrollieren Sie die Einhaltung der In-
standhaltungsfristen sowie die Durchführung der Arbeiten. 

Bestehen Sie darauf, dass der Instandhaltungsdienst jederzeit erreichbar ist und ggf. 
unverzüglich mit Instandsetzungsarbeiten beginnen kann. 

5. Die Polizei kann die Genehmigung widerrufen und die Abschaltung der Alarmübertra-
gung Ihrer GMA zur Polizei veranlassen, wenn die Anlage ohne vorherige Genehmi-
gung und erneute Abnahme wesentlich geändert wurde.  

Als wesentliche Änderungen gelten Änderungen, bei dem der Aufbau bzw. Umfang der 
GMA verändert wird sowie der Austausch wesentlicher Anlageteile mit zentralen Funk-
tionen (z. B. Zentrale, Übertragungseinrichtung). 

Um spätere Nacharbeiten zu vermeiden, sollten Sie bei geplanten Änderungen frühzei-
tig den ÜEA-Sachbearbeiter des jeweils örtlich zuständigen Polizeipräsidiums einbin-
den. 
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6. Zu Ihrer eigenen Sicherheit sowie zum Erhalt der Funktionsfähigkeit Ihrer GMA weist 
Ihre Polizei Sie auf Folgendes hin und bittet um besondere Beachtung: 

 Nach einer Alarmauslösung ist Ihr unverzügliches Erscheinen (oder des von Ihnen 
benannten Verantwortlichen und Schlüsselberechtigten) am Objekt notwendig. 

 Beauftragen Sie nur vertrauensvolles und gut eingewiesenes Personal mit der Be-
dienung der Anlage (denken Sie bitte auch an Vertretungsregelungen). 

 Achten Sie bitte darauf, dass Ihr Kennwort unberechtigten Personen nicht zur 
Kenntnis gelangt. Ändern Sie das Kennwort in Absprache mit dem Konzessionär 
bzw. ÜEA-Provider rechtzeitig, insbesondere wenn Sie den Verdacht eines Miss-
brauchs haben. 

 Teilen Sie Änderungen in Verbindung mit Ihrer GMA (z. B. Telefonnummern, An-
schriften, Beauftragte, Instandhaltungsdienst u. ä.) unverzüglich den zuständigen 
Stellen für Ihre GMA mit, damit die Einsatzunterlagen stets aktuell gehalten werden 
können.  

 Verändern Sie Ihre GMA nie ohne fachkundigen Rat.  

 Denken Sie daran, dass bei baulichen Änderungen und Umgestaltungen der Innen-
räume die Funktionsfähigkeit Ihrer GMA beeinträchtigt werden kann (z. B. können 
durch Möbelumstellungen Bewegungsmelder beeinträchtigt werden) und holen Sie 
vorher fachkundigen Rat ein. 

 Vermeiden Sie Falschalarme! 

 Bedenken Sie dabei stets, dass die Einsatzkräfte der Polizei bei Alarmauslösungen 
bemüht sind, unverzüglich zum Objekt zu gelangen und dabei oftmals unter Inan-
spruchnahme von Sonderrechten und der Gefährdung ihres Lebens und evtl. das 
unbeteiligter Dritter handeln müssen.  

 Während die Einsatzkräfte die Alarmauslösung Ihres Objektes verfolgen, stehen sie 
für andere polizeiliche Aufgaben nicht zur Verfügung. 
 

Wichtige Maßnahmen bei Alarmauslösungen:  

 Begeben Sie sich (oder einer der von Ihnen benannten Verantwortlichen) unverzüglich 
zum Objekt. Dies, um die Einsatzmaßnahmen der Polizei zu unterstützen (z. B. Kon-
trolle der Räumlichkeiten). Zudem müssen Sie bzw. der von Ihnen benannte Verant-
wortliche für eine weitere Sicherung Ihres Objektes und die Wiederinbetriebnahme der 
GMA sorgen.  
Wichtiger Hinweis: Die polizeilichen Kräfte sind bei einer Intervention nach einem Alarm nicht verpflichtet, 
mehr als 30 Minuten vor Ort zu verharren, wenn der Schlüsselberechtigte nicht rechtzeitig erscheint. 

 Gefährden Sie sich nicht durch selbständiges Handeln. 

 Sorgen Sie nach dem Polizeieinsatz für die Sicherung Ihres Objektes und die Feststel-
lung der Alarmursache, die über den Konzessionär bzw. ÜEA-Provider grundsätzlich 
innerhalb von drei Arbeitstagen an die Polizei zu melden ist.  

Sollte an Ihrer GMA trotz Beachtung aller Bestimmungen und Hinweise einmal ein Fal-
schalarm ausgelöst worden sein, lassen Sie bitte die Ursache feststellen und eventuelle 
Mängel an Ihrer Anlage unverzüglich beseitigen, damit weitere Falschalarme, unnötige 
Polizeieinsätze sowie für Sie zusätzlich Ärger und Kosten vermieden werden. 

Sehr geehrte Anlagenbetreiberin, sehr geehrter Anlagenbetreiber, wir wünschen Ihnen 
und uns, dass Ihre Gefahrenmeldeanlage zwar stets einwandfrei funktioniert, sie aber nie-
mals einen „echten“ Alarm abgeben muss.  

Ihre  P o l i z e i 
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Überprüfungen von ÜEA 

 

1 Durchführung von Überprüfungen 

Die Polizei kann anlassbezogen nach vorheriger Abstimmung eine Überprüfung der ÜEA 
durchführen. Dazu können Sachverständige (z. B. des Konzessionärs bzw. ÜEA-Provi-
ders, des ZVEI, des BHE, des VdS, der Gerätehersteller) hinzugezogen werden. 

 

2 Anlässe 

Neben der vom Betreiber beantragten Überprüfung können weitere Anlässe sein: 

 Eine polizeiliche Alarmverfolgung hat keinen Anhaltspunkt für das Vorliegen einer 
Gefahr erbracht (Falschalarm). 

 Ein Überfall-/Einbruch-(versuch) hat stattgefunden, bei dem kein Alarm ausgelöst 
wurde. 

 Es liegen Erkenntnisse vor, dass die ÜEA entgegen der Richtlinie betrieben wird. 

 Wenn seit der letzten Überprüfung mehr als 5 Jahre vergangen sind. 

 Wenn entsprechende, andere Gründe für eine Überprüfung vorliegen. 

 

3 Gegenstand der Überprüfungen 

Die Überprüfungen können sich auf 

 das Sicherungskonzept, 

 die Projektierung, 

 die Installation, 

 die Funktionsfähigkeit, 

 die Dokumentation/Ausführungsunterlagen, 

 die Verpflichtungen des Betreibers 

der ÜEA beziehen. 

 

4 Mängelbeseitigung 

Der Betreiber ist verpflichtet, unverzüglich alle Mängel beseitigen zu lassen. 
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Anforderungen an die Alarmübertragung und -bearbeitung  
zur bzw. an der Empfangseinrichtung der Polizei (EE-Pol) 

 

1 Allgemeine Anforderungen an den Bereich des Konzessionärs bzw.  
ÜEA-Providers 

1.1 Der Zuständigkeitsbereich des Konzessionärs bzw. ÜEA-Providers besteht grund-
sätzlich aus (siehe Anlage 2): 

 Notruf- und Serviceleitstellen (NSL) incl. Alarmempfangsstellen (AES) nach 
DIN EN 50518 Kategorie I, der entsprechenden Geräte- und Anlagentechnik 
sowie den Alarmdiensten (AD). 

 AÜA-Pol mit  

o ÜE-Pol, 

o Übertragungsnetz/e (ÜN), 

o Kommunikationsgeräten bzw. Netzabschlüssen (KG/NA)  
bzw. Gateways, 

o weiteren erforderlichen Geräten  
(z. B. Kryptogerät für Ver-/Entschlüsselung bei älteren VS-Anlagen), 

o Empfangseinrichtung bei der Polizei (EE-Pol), 
(je nach Bundesland im Zuständigkeitsbereich der Polizei), 

o ggf. Bedien- und Anzeigeeinrichtung (BE) als Rückfallebene. 

Die Projektierung, Installation und Instandhaltung der Geräte und Einrichtungen in-
nerhalb des Zuständigkeitsbereiches des Konzessionärs bzw. ÜEA-Providers muss 
durch entsprechende Fachkräfte unter Einhaltung der ÜEA-Richtlinie und in Abstim-
mung mit der Polizei erfolgen. 

1.2 Es müssen alle zugelassenen Übertragungswege/-netze und die in der Anlage 5a 
geforderten Alarmierungsmöglichkeiten für die Fernalarmierung nutzbar sein, insbe-
sondere auch eine Übertragung per sicherer VPN-Verbindung über das Internet. Ent-
sprechende Anlagenteile zum Meldungsempfang und zur Meldungsweiterleitung für 
alle zugelassenen Übertragungswege/-netze müssen verfügbar sein. Zudem müssen 
die Meldungen/Alarme differenziert (siehe Nr. 3) übertragen und anzeigt werden. 

Die Übertragungswege müssen gemäß der Richtlinie VdS 2471 anerkannt sein. An-
erkannte Übertragungsnetze sind dem Webauftritt der VdS Schadenverhütung 
GmbH zu entnehmen. In der AES muss sichergestellt sein, dass entsprechende 
Empfangstechniken für alle o. a. zugelassenen Übertragungswege/-netze und Alar-
mierungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen, damit unabhängig vom eingesetzten 
Übertragungsnetz ein Alarmempfang und dessen weitere Bearbeitung möglich sind. 

Für den Meldungsempfang und die Meldungsweiterleitung sind grundsätzlich nur Ge-
räte einzusetzen, die von einer zur Prüfung nach DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifi-
zierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für den Bereich Gefahrenmeldeanlagentechnik 
akkreditierten Stelle (z. B. VdS Schadenverhütung GmbH) für den entsprechenden 
Grad bzw. die entsprechende Klasse geprüft und zertifiziert sind. Die Prüf-/Zertifizie-
rungsnummern für die Geräte zum Meldungsempfang und zur Meldungsweiterleitung 
sind der Polizei auf Anforderung mitzuteilen. Die Verwendung von nicht entsprechend 
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geprüften und zertifizierten Geräten ist nur nach Zustimmung durch die Polizei zuläs-
sig. 

Für die Übertragung sind ausschließlich Übertragungsprotokolle gemäß Richtlinie 
VdS 2465 einzusetzen. Die Übertragungszentrale ÜZ muss grundsätzlich der Richt-
linie VdS 2466 entsprechen. 

Die über die AÜA-AES aus ÜEA empfangenen, für die Polizei relevanten Alarme und 
Meldungen, sind in der AES unverzüglich automatisch über die AÜA-Pol an die EE-
Pol weiterzuleiten. 

Für den kompletten Übertragungsweg – insbesondere für die Überwachung – ist die 
Normenreihe DIN EN 50136 einzuhalten. Der komplette Übertragungsweg ist nach 
Kategorie DP4 der Normenreihe DIN EN 50136 auszuführen. AÜA-Pol, die noch 
nicht der Kategorie DP4 entsprechen, sind umzurüsten. 

1.3 Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider hat dafür Sorge zu tragen, dass die in seinem 
Zuständigkeitsbereich eingesetzten Anlagenteile, Geräte und Systeme auf dem 
Stand der Technik gehalten und die allgemein anerkannten Regeln der Technik ein-
gehalten werden. Zudem sind zur Gewährleistung der drei Informationssicherheits-
grundwerte Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Integrität im Zusammenhang mit der 
Funktionsweise von ÜEA die relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz des Bundes-
amtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) einzuhalten. Alle Verbindungen 
über die Übertragungsnetze sind nach dem Advanced Encryption Standard mit mind. 
128 bit oder einem als gleichwertig anerkannten Verfahren zu verschlüsseln. 

1.4 Bei Übertragungen aus GMA, die zum Schutz von Verschlusssachen (VS) im Sinne 
der Verschlusssachenanweisung (VSA) oder aufgrund einer Beratung durch eine 
Verfassungsschutzbehörde zum Zweck des materiellen Sabotageschutzes dienen, 
sind ggf. zusätzliche Anforderungen des BSI bzw. der Verfassungsschutzbehörden 
zu beachten und umzusetzen. Alle Verbindungen über die Übertragungsnetze sind 
nach dem Advanced Encryption Standard mit mind. 256 bit oder einem als gleich-
wertig anerkannten Verfahren zu verschlüsseln. Hierfür sind grundsätzlich spezielle, 
vom BSI zugelassene Übertragungseinrichtungen (ÜE) einzusetzen. 

 

2 Allgemeine Anforderungen an die AES und den AD 

2.1 Für die Abwicklung der Meldungen und Alarme innerhalb des Zuständigkeitsberei-
ches des Konzessionärs bzw. ÜEA-Providers gelten die in der DIN VDE V 0827-11 
bzw. in der Einführungs-/Übergangsphase der Norm auch die in der Richtlinie 
VdS 3138 enthaltenen Regelungen. 

Die technische Dienstleistung (TD) ist nach DIN VDE V 0827-11 (bzw. VdS 3138) 

 über mindestens zwei Alarmempfangsstellen (AES), aus Redundanzgründen 
in unterschiedlichen Liegenschaften/Gebäuden,  

 die nach DIN EN 50518 Kategorie I von einer zur Prüfung nach 
DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für 
den Bereich "Anerkennung von AES" akkreditierten Stelle (z. B. VdS Scha-
denverhütung GmbH) geprüft und zertifiziert sind,  

abzuwickeln. Diese Dienstleistung kann auch im Rahmen eines Kooperationsvertra-
ges mit einem entsprechend zertifizierten Alarmprovider erbracht werden. 
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2.2 Der Alarmdienst (AD) ist durch eine eigene, selbst betriebene Notruf- und Service-
leitstelle (NSL) durchzuführen, die von einer zur Prüfung nach 
DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für den Be-
reich „Anerkennung von NSL“ akkreditierten Stelle (z. B. VdS Schadenverhütung 
GmbH) geprüft und zertifiziert ist. Die Anforderungen der DIN VDE V 0827-11 müs-
sen Grundlage dieser Zertifizierung sein. In der Einführungs-/ Übergangsphase der 
Norm gilt eine Zertifizierung nach der Richtlinie VdS 3138 als gleichwertig. 

Ist die Verbindung zur primären AES bzw. zum primären AD oder die entsprechende 
Gerätetechnik gestört, muss automatisch eine Verbindung zur sekundären AES bzw. 
zum sekundären AD aufgebaut werden. Dies gilt – je nach vorhandener Empfangs-
technik des jeweiligen Bundeslandes – auch für die Weiterleitung zur EE-Pol 1 bzw. 
zur EE-Pol 2. 

Für den Ausfall des primären Alarmdienstes (AD) sind entsprechende Ersatzmaß-
nahmen sicherzustellen, damit die Dienstleistung unverzüglich weitergeführt werden 
kann. Hierfür ist eine der nachfolgenden Maßnahmen zulässig: 

 Eigener, ständig besetzter AD in der sekundären NSL. 

 Nutzung eines ständig besetzten AD in der primären bzw. sekundären AES 
des zertifizierten Alarmproviders. 

 Nutzung eines ständig besetzten AD einer Partner-NSL, die nach 
DIN VDE V 0827-11 von einer zur Prüfung nach DIN EN ISO/IEC 17025 und 
Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für den Bereich „Anerkennung von 
NSL“ akkreditierten Stelle (z. B. VdS Schadenverhütung GmbH) geprüft und 
zertifiziert ist (in der Einführungs-/Übergangsphase gilt eine Zertifizierung nach 
der Richtlinie VdS 3138 als gleichwertig) im Rahmen eines Kooperationsver-
trages. 

 Nutzung des nicht ständig besetzten AD in der sekundären NSL als Rückfall-
ebene mit uneingeschränktem Fernzugriff und unverzüglicher personeller Be-
setzung des AD der sekundären NSL innerhalb von 30 Minuten. 

2.3 AD und AES müssen ständig unmittelbar telefonisch erreichbar sein und hierfür über 
Personal mit sehr gutem Deutsch in Wort und Schrift verfügen. Das Personal muss 
darüber hinaus in der Lage sein, technische Zusammenhänge in deutscher Sprache 
zu verstehen und zu vermitteln. Die telefonische Erreichbarkeit von AD und AES 
muss zudem – unabhängig von primärem/r oder sekundärem/r AD bzw. AES – über 
jeweils die gleiche, mit der Polizei abgestimmte, Rufnummer mit deutscher Vorwahl 
gewährleistet sein. Bei der Rufnummer darf es sich nicht um eine besonders kosten-
trächtige Sonderrufnummer, wie für Premium- oder Service-Dienste bzw. Medium-
Rate- oder Shared Cost-Services und Massenverkehrs- oder ähnliche Rufnummern 
(z. B. 0900, 0180, 0137), handeln. 

2.4 Alle eingehenden und abgehenden Meldungen sowie Alarme müssen gemäß 
DIN EN 50136, DIN EN 50518 protokolliert und dokumentiert werden. Die Protokolle 
sind zwei Jahre aufzubewahren. 

2.5 Für die grafische Darstellung differenzierter Alarmmeldungen müssen – je nach An-
forderungen der jeweils zuständigen Polizeibehörde/-dienststelle – die erforderlichen 
Daten bereitgestellt werden. 
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3 Differenzierte Alarmübertragung 

3.1 Alarme und Folgealarme aus ÜEA müssen in der Reihenfolge der Auslösung sequen-
ziell und differenziert nach Art des Alarms und je nach den polizeieinsatztaktischen 
Erfordernissen zusätzlich  

 bis zur einzelnen Meldergruppe oder  

 bis zu festzulegenden einzelnen Meldern 

per VdS 2465 Protokoll zur EE-Pol übertragen und dort angezeigt werden. Die ent-
sprechenden Festlegungen bezüglich der Differenzierung erfolgen durch die Polizei 
in enger Abstimmung mit dem Betreiber und dem Errichter/Instandhalter. 

Zur Zuordnung der differenziert übertragenen Alarme sind die erforderlichen Unter-
lagen sowie weitere geforderte Unterlagen der Polizei zu übergeben. Hierzu gehören 
insbesondere Lagepläne mit Darstellung  

 der Standorte der Anlageteile,  

 deren Bezeichnungen, 

 die Meldererfassungsbereiche sowie  

 ggf. Videoerfassungsbereiche und 

 ggf. Rufnummern der entsprechenden Auslöse-/Sprechstellen eines NGRS 

analog den Lageplänen in den Musterattesten (siehe VdS Richtlinien 3134 „Techni-
sche Kommentare“) und unter Verwendung der einschlägigen EMA-/ÜMA-/NGRS-/ 
Videosymbole (z. B. nach BHE Bundesverband Sicherheitstechnik e.V. bzw. VdS 
Schadenverhütung GmbH). Die Festlegungen der Bezeichnungen sind in enger Ab-
stimmung mit der Polizei festzulegen und müssen den Alarmmeldungen eindeutig 
zuzuordnen sein. Alternativ ist in Abstimmung mit der Polizei auch eine anderweitige 
Übermittlung (z. B. in Form einer generierten Webseite) möglich. 

3.2 Grundsätzlich gelten für die Alarmübertragung derzeit folgende Festlegungen (siehe 
hierzu VdS Richtlinien 2465-3: 2018-02): 

 Die Art des Alarms ist im Satztyp 02H differenziert und stets eindeutig mit den 
nachfolgenden Codes an die EE-Pol zu übertragen: 

o Überfall: 21H 

o Einbruch: 22H 

o Sabotage (soweit von der Polizei genehmigt): 23H 

o Geiselnahme (vormals: Bedrohung)  
(grundsätzlich nur nach Eingabe von entsprechenden Codes an einer 
Codetastatur bei Unscharfschaltung): 24H 

o Amokalarm (im Sinne von NGRS: Auslösung eines Melders „Polizei-Not-
ruf“ mit automatischer Auslösung des Internalarms im Objekt): 25H 

o Funküberfalltaster (soweit von der Polizei genehmigt): 26H 

o Notruf (im Sinne von NGRS: Auslösung eines Melders „Polizei-Notruf“ 
ohne automatische Auslösung eines Internalarms im Objekt): 2AH 

o Störung Übertragungsweg (Weiterleitung dieser Störung der AÜA-AES 
über die ÜE-Pol an die EE-Pol bei Ausfall des Übertragungsweges bei 
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SP6 bzw. bei Ausfall beider Übertragungswege bei DP4 über die ent-
sprechende Zeit hinaus): 34H 

Andere Meldungsarten sind nicht zulässig, insbesondere nicht die Meldungs-
arten 20H, 27H, 28H, 29H und 2FH („Überfall-/Einbruchmeldung“, „Bedro-
hung“, „Belästigung“, „Notfall“ und „Bereichsmeldung Überfall, Einbruch“).  

Hinweis: Sollte die Meldung 34H bei Ausfall aller Übertragungswege von der 
EE-Pol noch nicht ausgewertet werden können, darf hierfür in der Übergangs-
zeit in Absprache mit der Polizei noch die Meldungsart 20H verwandt werden.  

Sonstige Meldungen (z. B. Störung, technische Meldungen) dürfen bis zur 
AES mit übertragen und von dort an die beauftragten Stellen (z. B. Instandhal-
ter) weitergeleitet werden. Diese dürfen jedoch nicht an die Polizei weiterge-
leitet werden, sondern sind entweder vom Alarmdienst des Konzessio-
närs/ÜEA-Providers zu bearbeiten bzw. an die entsprechende Stellen (z. B. 
Instandhaltungsdienst) weiterzuleiten. 

Nach einer Störung des Übertragungsweges der AÜA-AES bei SP6 bzw. bei-
der Übertragungswege bei DP4 ist die Rückstellung der „Störung Übertra-
gungsweg“ („Übertragungsweg wieder vorhanden“, B4H) ebenfalls zur EE-Pol 
zu übertragen und grundsätzlich an das/den Einsatzleitsystem/Einsatzleitrech-
ner (ELS/ELR) weiterzuleiten. Andere Meldungsrückstellungen sind grund-
sätzlich nicht zum ELS/ELR weiterzuleiten. 

 Wenn von der Polizei lediglich eine Differenzierung nach Bereichen und/oder 
Meldergruppen gefordert ist, reicht nach Absprache mit der Polizei ggf. zusätz-
lich die Übertragung der auslösenden Bereiche bzw. Meldergruppen im Satz-
typ 02H. Alternativ kann die Übertragung als Nummer oder Text im Satz-
typ 54H erfolgen. 

 Bei von der Polizei geforderten, weitergehenden Differenzierungen sind Mel-
dungen zusätzlich im Satztyp 54H als Text mit folgender Reihenfolge zu über-
tragen: 

o Kurzbezeichnung des auslösenden Elementes (siehe Nr. 10)  
(z. B. MK für Magnetkontakt) 

o Betroffenes Element oder Art der Auslösung, z. B. Tür/Tor, Fenster, Vit-
rine - entfällt i. d. R. bei Bewegungserkennung, NGRS etc.) 

o Raum (z. B. Kasse, Büro, Verkauf) 

o Stockwerk/Etage (z. B. 1. OG) 

o Gebäudebezeichnung (z. B. Verwaltung) 

o Zusatz (z. B. Gebäudeseite West) 

Die vorstehenden Angaben sind jeweils mit einem Unterstrich (_) bzw. einem 
Komma (,) oder Semikolon (;) zu trennen. 

Beispiel 1: MK_Fenster_Verkauf_1. OG_Bürogeb. 

Beispiel 2: NGSD_Klassenraum 5_EG_Gebäude 1 

 Die Nummern bzw. Texte sind mit der Polizei abzustimmen. Die Länge sollte 
grundsätzlich auf < 50 Zeichen begrenzt werden. Zudem müssen die Bezeich-
nungen eindeutig sein und sich auf dem mitzuliefernden oder im polizeilichen 
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System vorhandenen Lageplänen wiederfinden und damit übereinstimmen. 
So ist eine schnelle und genaue Zuordnung gegeben ist. 

 Die Übertragung von Folgealarmen (sequenzielle Alarme) ist mit der Polizei 
abzustimmen. Hierbei ist darauf zu achten, dass es bei einer Störung eines 
Melders nicht zu einer Meldungsflut kommt. Folgealarme der gleichen Gruppe 
oder des gleichen Melders sind daher z. B. nur dann zu übertragen, wenn 
diese nicht unmittelbar aufeinander folgen (d. h. dazwischen muss ein Alarm 
einer anderen Gruppe oder eines anderen Melder erfolgt sein).  
Hinweis: Die Übertragung solcher Folgealarme ist derzeit jedoch noch abhän-
gig von den Leistungsmerkmalen der eingesetzten Technik.   
Kommt es zu einer Meldungsflut aufgrund einer Störung kann die Polizei im 
Bedarfsfall eine temporäre Abschaltung der Alarmübertragung zur Polizei 
durch den Konzessionär bzw. ÜEA-Provider veranlassen. In diesem Fall ist 
der Betreiber vom Konzessionär bzw. ÜEA-Provider entsprechend zu infor-
mieren, damit dieser für die weitere Sicherung des Objektes die entsprechen-
den Maßnahmen einleitet.  

 Links für den Abruf von zum Alarm generierten Webseiten mit Bildern gemäß 
der Anlage 6 der ÜEA-Richtlinie oder von Lageplänen oder Zusatzinformatio-
nen sind im Satztyp 62H mit zu übertragen (Bsp.: Bildabruf: https://ueea-ser-
ver-1.de). Bei mehreren Links (i. d. R. nicht mehr wie zwei) sind diese durch 
ein Semikolon (;) zu trennen. 

 Bei Notfall- und Gefahren-Sprechanlagen (NGS) gemäß der Anlage 5b ist die 
Durchwahl-Rufnummer der auslösenden Sprechstelle im Satztyp 59H mit zu 
übertragen (Bsp.: Rückruf: +49 611 12345678). Hierfür ist der Typ 03H zu ver-
wenden. 

 Sonstige alarmbegleitende Informationen können nach Absprache mit der Po-
lizei im Satztyp 54H mit übertragen werden, wobei diese von den ebenfalls im 
Satztyp 54H übertragenden weitergehenden Differenzierungen durch ein „grö-
ßer als“ (>) zu trennen sind. 

 Soweit die bei der Übertragung und Übergabe der Alarme an die Polizei noch 
ältere Versionen des VdS 2465 Protokolls genutzt werden, ist mit der Polizei 
abzustimmen, welcher Code im Satztyp 02H für Art des Alarms anstatt dem 
oben vorgesehenen Code genutzt werden soll. In diesen Fällen können nach 
Abstimmung mit der Polizei Web-Links anstatt im Satztyp 62H bzw. die Durch-
wahl-Rufnummern anstatt im Satztyp 59H auch im Satztyp 54H übertragen 
werden.  

Die vorstehenden Satztypen gelten für das bisherige VdS 2465 Protokoll für die 
Schnittstelle S4 mit NetCom spezifischer Erweiterung. Diese Schnittstelle wird derzeit 
bei den meisten EE-Pol noch genutzt. Eine Umstellung auf die neue S6/S7-Schnitt-
stelle nach der Richtlinie VdS 2465-4, wie in der Anlage 2 der ÜEA-Richtlinie darge-
stellt, ist zukünftig dann zu nutzen, sobald die Polizei diese vorgibt.  

Erfolgt die Alarmübertragung nach dem neuen VdS 2465-4 Protokoll für die Schnitt-
stelle S6/S7 ist die Kennnummer im Feld „identnr“ zu übertragen. 

3.3 In Zukunft sollen nach Abstimmung mit der Polizei differenzierte Alarmübertragungen 
und ggf. zugehörige Bilder (siehe Anlage 6) mit Hilfe einer generierten Webseite,  

 die den entsprechenden Lageplan mit Einblendung der aktuellen Alarme  



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

ANLAGE 10: ANFORDERUNGEN AN DIE ALARMÜBERTRAGUNG UND -BEARBEITUNG ZUR BZW. AN DER EE-POL 
 

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 10, STAND: 01.10.2021 SEITE 7/16 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

 und ggf. Einblendung anwählbarer Kamerasymbole zur Initiierung einer Bild-
übertragung 

darstellt, erfolgen.  

Diese Webseite ist in der AES bzw. NSL zu generieren und der Polizei zum Abruf auf 
einem Server zur Verfügung zu stellen. Die Vertraulichkeit und Integrität der Daten 
sind sicherzustellen. Dies muss durch geeignete Verfahren und Algorithmen (z. B. 
HTTPS-Verbindungen mit aktuellen Verschlüsselungsverfahren und Nutzung von 
Checksum-Funktionen) erfolgen. Die entsprechenden Anforderungen dieser Verfah-
ren sind der jeweils aktuellen technischen Richtlinie BSI TR-02102 vom Bundesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) zu entnehmen. 

Alle Netzzugänge zu diesem Server müssen gemäß dem aktuellen Stand der Tech-
nik und unter Beachtung der relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz des Bundes-
amtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) (insbesondere mit Firewall und 
Virenscanner) geschützt werden. Es ist stets darauf zu achten, dass die IT-Sicherheit 
gegeben ist (z. B. unverzügliches Durchführen sicherheitsrelevanter Updates). Die 
Installation, Konfiguration, Wartung und Instandhaltung darf nur durch dafür ausrei-
chend qualifiziertes und autorisiertes Personal erfolgen.  

Die Art der Übertragung der Alarme (z. B. nach Bereich und Element) für die Einblen-
dung im Plan ist entsprechend abzustimmen. 

 

4 Anforderungen an die ÜE im überwachten Objekt und den Übertra-
gungsweg zur AES 

4.1 ÜE im überwachten Objekt, die nach einem Alarm vor Ort zurückgesetzt werden müs-
sen, sind nicht zulässig. Die ÜE müssen der Richtlinie VdS 2463 entsprechen. Dies 
gilt insbesondere für die in der Richtlinie VdS 2463 beschriebene Schnittstelle S1. 
Grundsätzlich sind ausschließlich ÜE einzusetzen, die für die Kommunikation mit der 
GMA-Zentrale über 

 eine serielle S1 oder  

 eine IP-Verbindung, 

 jeweils unter Verwendung des VdS 2465 Protokolls und  

 über die Möglichkeit differenzierter Alarm-/Meldungsübertragungen  

verfügen.  

Parallele S1 sind nur dann zulässig, wenn es sich um kleinere Anlagen handelt, bei 
denen von der Polizei nur stark eingeschränkte differenzierte Alarmübertragungen 
gefordert werden. Die Nutzung paralleler S1 ist rechtzeitig mit der Polizei abzustim-
men. 

4.2 Die ÜE im überwachten Objekt muss zur ÜZ des jeweiligen Konzessionärs bzw. ÜEA-
Providers kompatibel sein. Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider muss für den An-
schluss an seine ÜZ mindestens drei verschiedene, einsetzbare Produkte unter-
schiedlicher Hersteller benennen. Kauf und Betrieb dieser Geräte sind dann Sache 
des Betreibers der GMA, der z. B. den Errichter bzw. Instandhalter der GMA mit der 
Installation bzw. Instandhaltung beauftragen kann. Der Konzessionär bzw. ÜEA-Pro-
vider darf Vorgaben bezüglich erforderlicher Konfigurationen machen. 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

ANLAGE 10: ANFORDERUNGEN AN DIE ALARMÜBERTRAGUNG UND -BEARBEITUNG ZUR BZW. AN DER EE-POL 
 

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 10, STAND: 01.10.2021 SEITE 8/16 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

4.3 Für den kompletten Übertragungsweg zur AES – insbesondere für die Überwa-
chung – ist die Normenreihe DIN EN 50136 einzuhalten. Der Übertragungsweg ist 
nach Kategorie DP4 der Normenreihe DIN EN 50136 auszuführen (Ausnahme: Über-
tragungsweg für die VÜA). Mindestens einer der beiden DP4-Wege muss gemäß den 
Richtlinie VdS 2471 anerkannt sein. 

ÜE, die noch nicht der Kategorie DP4 entsprechen, sind umzurüsten. 

Alternativ können nach Genehmigung durch die Polizei auch nicht zugelassene Über-
tragungswege nach SP6 der Normenreihe DIN EN 50136 - soweit diese noch verfüg-
bar sind - genutzt werden. Hierbei muss es sich um durchgängige Verbindungen han-
deln und innerhalb der Wege dürfen keine fremdversorgten Anlageteile (außer von 
der GMA bzw. der AES unter Beachtung der Notstromversorgung versorgte Anlage-
teile) enthalten sein. Die nach DIN EN 50136 geforderten Verfügbarkeiten sind jähr-
lich bzw. auf Anforderung durch die Polizei nachzuweisen. 

4.4 Bei ÜE mit Mobilfunk muss eine Übertragung mittels GPRS sowie auch UMTS erfol-
gen können. Bei neuen ÜE soll zudem eine Übertragung per LTE möglich sein. 
Grundsätzlich sind nur solche ÜE einzusetzen, die auf zukünftige Mobilfunkstandards 
(derzeit LTE) um- bzw. nachrüstbar sind (z. B. einfacher Austausch durch entspre-
chende steckbare Komponenten). 

 

5 ÜEA-Kennnummer  

5.1 Der aktuelle Aufbau der ÜEA-Kennnummer (früher Teilnehmernummer) ist mit dem 
jeweiligen Bundesland abzustimmen.  

Damit zukünftig eine korrekte Zuordnung des überwachten Objektes und damit auch 
des Alarmziels möglich ist, sollen die übertragenen Kennnummern eindeutig sein. 
Die Bundesländer bestimmen jedoch eigenständig den Zeitpunkt der Einführung des 
zukünftigen Nummernsystems.  

Die ÜEA-Kennnummer ist beim bisherigen VdS 2465 Protokoll für die Schnittstelle 
S4 im Satztyp 56 (Identifikationsnummer) und im neuen VdS 2465-4 Protokoll für die 
Schnittstelle S6/S7 im Feld „identnr“ zu übertragen. 

Zukünftiger Aufbau der hexadezimal aufgebauten 12-stelligen ÜEA-Kennnummer: 

 Für die Zuordnung des Alarmziels dienen die ersten 5 Stellen der ÜEA-Kenn-
nummer, wobei 

o die erste Stelle die empfangende Behörde, 

o die zweite Stelle die Kennung des Bundeslandes des Objektes anhand 
des amtlichen Gemeindeschlüssels (AGS) unter Beachtung der einstelli-
gen hexadezimalen Darstellung (10 bis 15 = A bis F, 16 = 0, siehe nach-
folgende Liste), 

o die dritte Stelle den Regierungsbezirk des Objektes anhand der 3. Stelle 
des amtlichen Gemeindeschlüssels (AGS) und 

o die vierte und fünfte Stelle den Landkreis/Stadtkreis des Objektes an-
hand der 4. und 5. Stelle des amtlichen Gemeindeschlüssels (AGS) 

 definieren. 
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 Für die Zuordnung des ÜEA-Providers bzw. des Konzessionärs dient die 
sechste Stelle der ÜEA-Kennnummer in Abhängigkeit von der ersten Stelle 
(bei mehr als 15 ÜEA-Providern bzw. Konzessionären). 

 Für die genaue Zuordnung des Objektes (Objektnummer) sind die Stellen sie-
ben bis zwölf vorgesehen. 

Beispiel für die ÜEA-Kennnummer 165312010823: 

1 6 531 1 010823 
 |  |    |    |       | 
 |  |    |    |       +  Teilnehmernummer (000001-999999) 

 |  |    |    +  ÜEA-Provider bzw. Konzessionär (0-F) 

 |  |    +  Regierungsbezirk (3. Stelle des AGS) und Landkreis (4. + 5. Stelle des AGS) 

 |  +  Bundesland (1. und 2. Stelle des AGS, wobei die Zahlen 01-09 als Nr. 1-9 

 |   und von 10-15 in Buchstaben von A-F und 16 als Nr. 0 dargestellt werden) 
 +  Behörde (0-F) 

Kennung Behörde: 

0 Polizei GMA (Anschlüsse über landeseigene Empfangseinrichtungen) 
1 Polizei GMA (Konzessionär/ÜEA-Provider Kennung 1 – 0 bis 15) 
2 Polizei GMA (Konzessionär/ÜEA-Provider Kennung 2 – 16 bis 31) 
3 derzeit frei 
4 derzeit frei 
5 Feuerwehr 

Kennung Bundesland (in hexadezimaler Darstellung): 

0  Freistaat Thüringen (16) 
1  Schleswig-Holstein (01) 
2  Freie und Hansestadt Hamburg (02) 
3  Niedersachsen (03) 
4  Freie Hansestadt Bremen (04) 
5  Nordrhein-Westfalen (05) 
6  Hessen (06) 
7  Rheinland-Pfalz (07) 
8  Baden-Württemberg (08) 
9  Freistaat Bayern (09) 
A  Saarland (10) 
B  Berlin (11) 
C  Brandenburg (12) 
D  Mecklenburg-Vorpommern (13) 
E  Freistaat Sachsen (14) 
F  Sachsen-Anhalt (15) 

Kennung 1 ÜEA-Provider bzw. Konzessionär  
(wird bei Bedarf erweitert): 

0 Bund/Land (GMA bei Anschluss an landeseigene EE) 
1 Siemens Building Technologies  
2 STANLEY Security  
3 Bosch Sicherheitstechnik 
4 Tyco Fire & Security (Total Walther) 
5 Mainzer Netze GmbH 
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Im Beispiel handelt sich um ein bei der Polizei (1) in Hessen (6) angeschlossenes 
überwachtes Objekt in Gießen (531) vom ÜEA-Provider bzw. Konzessionär Siemens 
(1) mit der Objektnummer 010823. Die Alarmübermittlung würde in diesem Fall an 
das Polizeipräsidium Mittelhessen erfolgen. 

6 Gerätetechnik in Technikräumen der Polizei 

6.1 Um die von der Polizei geforderten Informationen an das/die Einsatzleitsystem/-rech-
ner (ELS/ELR) der Polizei weiterleiten zu können, sind – je nach Anforderungen der 
jeweils zuständigen Polizeibehörde/-dienststelle – durch den Konzessionär bzw. 
ÜEA-Provider auf eigene Kosten in Technikräumen der Polizei entsprechende Emp-
fangseinrichtungen (EE-Pol) sowie ggf. weitere Geräte und Anlageteile zu installieren 
und zu betreiben.  

Diese müssen den entsprechenden Vorgaben der jeweils zuständigen Polizeibe-
hörde/-dienststelle entsprechen und zur polizeilichen Technik kompatibel sein.  

6.2 Sollte sich die polizeiliche Technik ändern, ist der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider 
verpflichtet, nach Abstimmung mit Polizei auf eigene Kosten seine Geräte und Anla-
geteile innerhalb eines abzustimmenden Zeitraumes an die geänderten technischen 
Einrichtungen der Polizei anzupassen. 

6.3 Die Einrichtung und der Betrieb der erforderlichen Telekommunikationsanschlüsse 
sowie deren Kosten ist grundsätzlich Sache des Konzessionärs bzw. ÜEA-Providers. 

6.4 Änderungen oder Ergänzungen sind der Polizei zum frühestmöglichen Zeitpunkt, de-
tailliert, schriftlich anzuzeigen und vor Umsetzung mit dieser entsprechend abzustim-
men. 

6.5 Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider hat die ständige Betriebsbereitschaft seiner bei 
der Polizei untergebrachten Geräte- und Anlageteile sicherzustellen. Störungen die-
ser Geräte- und Anlageteile müssen im Rahmen der technischen Möglichkeiten von 
der Technik selbst erkannt und der Störungsdienst des Konzessionärs bzw. ÜEA-
Providers automatisch benachrichtigt werden. 

 

7 Überwachung der Übertragungswege/-netze durch die AES 

7.1 Unterbrechungen von Übertragungswegen/-netzen innerhalb der AÜA-AES bzw. der 
AÜA-Pol müssen in der AES 

 nach den Normen bzw. Normenreihen DIN EN 50136, DIN EN 50518 und  

 nach den Anforderungen der Richtlinie VdS 2465 sowie der Richtlinie VdS 
2471  

für  

 die entsprechende Anlagenklasse und  

 das entsprechende Übertragungsnetz festgelegten Zeitspanne 

erkannt und protokolliert werden.  

7.2 Die Verfügbarkeiten der Übertragungswege/-netze innerhalb der AÜA-AES sind 
durch die AES nach DIN EN 50518 unter Beachtung der Regelungen der Normen-
reihe DIN EN 50136 zu messen und aufzuzeichnen. Dies gilt in Anlehnung an die 
o. g. Regelungen auch für die AÜA-Pol. Die Polizei ist bei Unterschreitung der gefor-
derten Verfügbarkeit zu benachrichtigen. Zudem ist die Polizei jederzeit berechtigt, 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

ANLAGE 10: ANFORDERUNGEN AN DIE ALARMÜBERTRAGUNG UND -BEARBEITUNG ZUR BZW. AN DER EE-POL 
 

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 10, STAND: 01.10.2021 SEITE 11/16 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

die entsprechenden Übersichten der Verfügbarkeit der AÜA-AES bzw. AÜA-Pol an-
zufordern. 

7.3 Eine gleichzeitige Unterbrechung beider Übertragungswege bei DP4 bzw. eine Un-
terbrechung des Übertragungsweges bei SP6 über die in der Normenreihe 
DIN EN 50136 festgelegten Zeiten hinaus, ist gemäß Nr. 3.1 an die EE-Pol als Stö-
rung Übertragungsweg (Leitungsalarm) zu übermitteln. Alle anderen Unterbrechun-
gen sind unter Beachtung der Norm für die unverzügliche Beseitigung der Ursache 
vom Konzessionär bzw. ÜEA-Provider dem Instandhaltungsdienst der GMA mitzutei-
len.  

7.4 Werden Geräte und Anlageteile innerhalb der ÜEA von einer anderen Stelle aus in-
stand gehalten (z. B. durch einen abgesetzten Bedienplatz für Fernbedienung, Fern-
revision etc.) sind hierfür die relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz des BSI ein-
zuhalten. 

 

8 Pflichten des Konzessionärs bzw. ÜEA-Providers  

8.1 Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider hat eine ordnungsgemäße Instandhaltung der 
innerhalb der AÜA-Pol eingesetzten Anlagen und Geräte gemäß den in der ÜEA-
Richtlinie genannten Regelwerken – jedoch mindestens 4-mal jährlich in regelmäßi-
gen Abständen – zu gewährleisten.  

Hierfür ist ein ständig verfügbarer Instandhaltungsdienst mit ausreichender Ersatz-
teilbevorratung vorzuhalten. Dieser muss für die Polizei jederzeit unmittelbar telefo-
nisch über eine Rufnummer mit deutscher Vorwahl erreichbar sein. Bei der Rufnum-
mer darf es sich nicht um eine besonders kostenträchtige Sonderrufnummer, wie für 
Premium- oder Service-Dienste bzw. Medium-Rate- oder Shared Cost-Services und 
Massenverkehrs- oder ähnliche Rufnummern (z. B. 0900, 0180, 0137), handeln. 

8.2 Durch den Konzessionär bzw. ÜEA-Provider dürfen an dessen bei der Polizei unter-
gebrachten Anlageteile der AÜA-Pol nur Fachkräfte eingesetzt werden,  

 gegen deren Zuverlässigkeit aus polizeilicher Sicht keine Bedenken erhoben 
werden und 

 die sich durch eine persönliche Zugangsberechtigung (z. B. einen von der Po-
lizei anerkannten Firmenausweis) legitimieren. 

8.3 Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider hat sicherzustellen, dass bei Bekanntwerden 
von Sicherheitslücken oder technischen Fehlfunktionen innerhalb der AÜA-Pol, zeit-
nah entsprechende Patches zur Behebung dieser Sicherheitslücken bereitgestellt 
und eingespielt werden. Hierbei sind die relevanten Vorgaben zum IT-Grundschutz 
des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) einzuhalten. 

8.4 Bei Ausfall eines Übertragungsweges zwischen Gefahrenmanagementsystem 
(GMS) und Empfangseinrichtung bei der Polizei (EE-Pol) oder eines entsprechenden 
Anlageteils ist innerhalb von 12 Stunden mit der Instandsetzung zu beginnen. Die 
volle Funktionsfähigkeit muss spätestens 36 Stunden nach Ausfall wieder hergestellt 
sein. Sind zusätzliche Redundanzen (mehrere Übertragungswege und Dopplungen 
der EE-Pol) vorhanden, können in Absprache mit der Polizei auch längere Zeiten 
vereinbart werden. Bei Ausfall aller Übertragungswege vom GMS an die Einsatzleit-
systeme der Polizei ist die von der Polizei benannte Polizeibehörde/-dienststelle un-
verzüglich zu informieren. In diesem Fall ist unverzüglich mit der Instandsetzung zu 
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beginnen. Zudem ist der Betreiber entsprechend zu informieren und darauf hinzuwei-
sen, dass er ggf. für die Ausfallzeit für die Sicherung des Objektes sorgen muss. 

8.5 Die Technik zur Alarmübertragung ist stets auf dem Stand der Technik zu halten und 
– insbesondere bei Änderungen von Regelwerken – innerhalb der von der Polizei in 
diesem Fall vorgegebenen oder in den Normen bzw. Richtlinien festgelegten Über-
gangsfristen anhand der anerkannten Regeln der Technik zu ändern bzw. anzupas-
sen.  

Bei Änderungen an den zur Alarmübertragung von der AES zur Polizei eingesetzten 
Anlagen und Geräten sind die entsprechenden Pläne und Unterlagen zu ergänzen, 
so dass diese dem jeweils aktuellen Stand entsprechen. 

8.6 Der Anschluss von GMA an die EE-Pol darf erst nach Erteilung der polizeilichen An-
schlussgenehmigung erfolgen. 

8.7 Im Alarmfall (Einbruch- oder Leitungsalarm) muss der Konzessionär bzw. ÜEA-Pro-
vider selbstständig über seinen AD zumindest die vom Betreiber benannte/n zu infor-
mierende/n Person/en bzw. Dienstleister unverzüglich benachrichtigen. Gleiches gilt, 
wenn die Polizei dies anfordert (z. B. nach einem Überfallalarm oder einer NGRS-
Auslösung). Dies damit 

 ein Schlüsselberechtigter nach einem Alarm unverzüglich am Objekt er-
scheint, um die Polizei entsprechend zu unterstützen, 

 die Alarmursache ggf. unter Hinzuziehung des Instandhaltungsdienstes ermit-
telt und dem Konzessionär bzw. ÜEA-Provider mitgeteilt wird,  

 nach dem Einsatz der Polizei die erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung 
des Objektes selbständig durchgeführt werden und 

 die Anlage erst dann wieder scharfgeschaltet wird, wenn die Ursache des 
Alarms festgestellt und beseitigt wurde. 

Zudem ist die zuständige Polizeibehörde/-dienststelle zu informieren, ob die o. g. 
Personen erreicht wurden und wann, wer am Objekt erscheinen wird. Die polizeili-
chen Kräfte sind nicht verpflichtet vor Ort mehr als 30 Minuten zu verharren, wenn 
der Schlüsselberechtigte des Betreibers (z. B. für die Durchführung einer Innenkon-
trolle) nicht rechtzeitig erscheint. Für diesen Fall sind zwischen Betreiber und Kon-
zessionär bzw. ÜEA-Provider entsprechende Ersatzmaßnahmen zur Kontrolle bzw. 
weiteren Sicherung des Objektes zu vereinbaren. 

Hinweis: Ist eine spezielle Verschlüsselung der Alarmübertragung bis zur EE-Pol ge-
fordert (insbesondere bei älteren und noch nicht auf neue Übertragungstechniken 
umgestellte ÜMA/EMA, die zum Schutz von Verschlusssachen (VS) im Sinne der 
Verschlusssachenanweisung (VSA) oder dem materiellen Sabotageschutzes die-
nen) und der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider aufgrund der Verschlüsselung (ältere 
ÜMA/EMA) einen Alarm nicht detektieren kann, entfallen die vorstehenden Forderun-
gen. In diesen Fällen ist die Benachrichtigung Sache der zuständigen Polizeibe-
hörde/-dienststelle. 

8.8 Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist verpflichtet, der Polizei eine ihm unbekannte 
Alarmursache unter Angabe des entsprechenden Objektes grundsätzlich innerhalb 
von drei Arbeitstagen per Fax oder E-Mail mitzuteilen. Hierfür hat er in zumutbarem 
Rahmen beim Betreiber bzw. dessen Verantwortlichen und/oder beim Errichter bzw. 
Instandhalter der auslösenden GMA entsprechende Auskünfte einzuholen. 
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8.9 Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ist für die Abarbeitung von Testmeldungen 
(Probealarmen) aus den angeschlossenen GMA im Rahmen von Instandhaltungen 
verantwortlich. Für die Dauer der Auslösungen der Testmeldungen ist die entspre-
chende Alarmweiterleitung zur Polizei zu unterbrechen. 

8.10 Überprüfungen der AÜA-Pol sind in Absprache mit der Polizei zyklisch durchzuführen 
(z. B. indem eine der Testmeldungen – siehe Nr. 8.9 – bis zur Polizei weitergeleitet 
wird). Diese Prüfung hat der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider der Polizei mittels des 
vereinbarten Konzessionär- bzw. ÜEA-Providerkennwortes anzuzeigen.  

8.11 Sollte die GMA aufgrund einer Störung ständig Folge- bzw. Falschalarme auslösen, 
muss der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider nach Rücksprache mit der Polizei bzw. 
auf Ersuchen der Polizei die entsprechende Alarmweiterleitung zur Polizei für die 
Dauer der Störung unterbrechen. Die Betreiber der betroffenen GMA sind durch den 
Konzessionär bzw. ÜEA-Provider auf die Störung und deren Folgen hinzuweisen. 

8.12 Sollte eine Störung eine Minderung von sicherheitstechnisch an die AÜA-AES bzw. 
AÜA-Pol zu stellenden Anforderungen zur Folge haben (z. B. längerfristiger Ausfall), 
ist der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider verpflichtet, die Betreiber der betroffenen 
GMA auf die Störung und deren Folgen hinzuweisen. 

8.13 Bei Ausfall der AÜA-Pol sowie wenn die Annahme einer Alarmweiterleitung von der 
AES zur Polizei nicht in der vom jeweiligen Bundesland vorgegebenen Zeit quittiert 
wird, ist der Alarm vom AD des Konzessionärs bzw. ÜEA-Providers abzuarbeiten und 
die Polizei entsprechend zu informieren (z. B. per Telefon). 

8.14 Weitere Anforderungen an den Konzessionär bzw. ÜEA-Provider ergeben sich ins-
besondere aus der Anlage 7b der ÜEA-Richtlinie. 

 

9 Entgelte 

9.1 Die Polizei ist zur Abgeltung des polizeilichen Aufwandes bei den Abnahmen einer 
GMA nach Errichtung/Erweiterung/Änderung berechtigt, dem Konzessionär bzw. 
ÜEA-Provider entsprechende Entgelte gemäß dem jeweiligen Kostenverzeichnis des 
entsprechenden Bundeslandes in Rechnung zu stellen. Dies insbesondere dann, 
wenn bei den Abnahmen Mängel festgestellt werden, die eine Folgeabnahme bedin-
gen. 

9.2 Der Konzessionär bzw. ÜEA-Provider hat der Polizei bei Alarm ein Entgelt in Höhe 
der Gebühr für Falschalarme gemäß dem jeweiligen Kostenverzeichnis bzw. spezifi-
scher Regelungen des entsprechenden Bundeslandes zu entrichten, es sei denn, 
dass eine Gefahrenlage oder Straftat vorgelegen hat. Das Entgelt kann auch erhoben 
werden, wenn es sich um Leitungsalarme (z. B. Störungen im Übertragungsnetz) auf-
grund  

 von Unterbrechungen von Übertragungswegen der AÜA-Pol  

 sowie bei den vom Konzessionär bzw. ÜEA-Provider bereitgestellten Übertra-
gungswegen der AÜA-AES  

handelt und hierdurch polizeiliche Maßnahmen am Objekt erforderlich wurden. 

9.3 Von der Polizei in Rechnung gestellte Entgelte dürfen durch den Konzessionär bzw. 
ÜEA-Provider erst dann vom Betreiber der GMA eingezogen werden, wenn eine 
Rechnung durch die Polizei erstellt und diese vom Konzessionär bzw. ÜEA-Provider 
bereits beglichen worden ist. 
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9.4 Neben den Abnahme- und Falschalarmentgelten kann die Polizei dem Konzessionär 
bzw. ÜEA-Provider für die Zurverfügungstellung der Räumlichkeiten und der Strom-
versorgung monatlich entsprechende Entgelte pauschal bzw. pro angeschlossener 
GMA berechnen.  

9.5 Die Polizei ist berechtigt, alle Entgelte an die allgemeine Kostenentwicklung anzu-
passen. 

 

10 Kurzbezeichnungen im Rahmen der differenzierten Alarmanzeige 

10.1 Zur differenzierten Alarmübermittlung gemäß Nr. 3.2 sind die nachfolgenden Kurzbe-
zeichnungen zu verwenden. Im ELS/ELR der Polizei sollten die Kurzbezeichnungen 
in die entsprechenden Bezeichnungen des Elementes automatisch umgesetzt wer-
den (Kurzbezeichnung in Langbezeichnung). 

Hinweis: Die Liste wird bei Bedarf entsprechend erweitert. 

 

Element / Auslöseart Kurzbez. Langbezeichnung 

Auswerteeinrichtung AWE Auswerteeinrichtung 

Ausweisleser AWL 
Ausweisleser 

Ausweisleser mit zusätzlicher Codeeingabe AWL 

Dualmelder BWM 

Bewegungsmelder 

Infrarot Rundummelder (360°-Überwachung) BWM 

Infrarot-Bewegungsmelder BWM 

Mikrowellen-Bewegungsmelder BWM 

Ultraschall-Bewegungsmelder BWM 

Einbruchmelderzentrale EMZ Einbruchmelderzentrale 

Energieversorgung EV Energieversorgung 

Gasmelder für brennbare Gase GG Gasmelder - brennbare Gase 

Gasmelder für Kohlenmonoxid GK Gasmelder - Kohlenmonoxid 

Alarmglas GBM 

Glasbruchmelder 
Glasbruchmelder, aktiv GBM 

Glasbruchmelder, akustisch GBM 

Glasbruchmelder, passiv GBM 

Körperschallmelder KSM 
Körperschallmelder 

Vibrationskontaktmelder KSM 

Hochfrequenzschranke LS 

Lichtschranke etc. 
Lichtschranke LS 

Lichtschrankenvorhang LS 

Mikrowellen- Schranke LS 

NGRS-Melder ohne Sprechstelle NGRS NGRS-Melder - ohne Sprechstelle 

NGRS-Melder mit Sprechstelle und automatischer 
Durchsage im Objekt 

NGSD NGRS-Melder - automat. Durchsage 

NGRS-Melder mit Sprechstelle ohne automatische 
Durchsage im Objekt 

NGSO 
NGRS-Melder - ohne automat. Durch-
sage 

Aufbruchmelder ÖM 

Öffnungsmelder 
Kombinierter Öffnungs-/Verschlusskontakt ÖM 

Magnetkontakt ÖM 

Öffnungskontakt ÖM 
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Schließblechkontakt (Riegelkontakt) VM Verschlussmelder 

Ionisations-Rauchmelder RM 

Rauchmelder 

Kombination optischer Rauchmelder/akustischer  
Signalgeber 

RM 

Linearer Rauchmelder (Sender/Empfänger) RM 

Rauchmelder, optischer RM 

Rauchmelder, zwangsbelüftet RM 

Schlüsseldepot SD Schlüsseldepot 

Schalteinrichtung mit biologischem Identifikations-
merkmal 

SE 

Schalteinrichtung 

Schalteinrichtung mit geistigem Identifikations- 
merkmal 

SE 

Schalteinrichtung mit materiellem Identifikations-
merkmal 

SE 

Schalteinrichtung mit Zeitsteuerung SE 

Abreißmelder SM 

Sonstige Melder 

Bildermelder SM 

Druckmelder (z. B. Trittmelder) SM 

Fadenzugkontakt SM 

Feldänderungsmelder SM 

Flächenüberwachung (z. B. Folie, Draht, Leiterplatte) SM 

Mikrophon (z. B. Sensorkabel) SM 

Pendelkontakt SM 

Übergangskontakt SM 

Übertragungseinrichtung ÜE Übertragungseinrichtung 

Überfallmelder ÜM Überfallmelder 

Überfallmelderzentrale ÜMZ Überfallmelderzentrale 

Verteiler V Verteiler 

Wassermelder WM Wassermelder 

Wertbehältnis WB Wertbehältnis 

Zutrittskontrollzentrale ZKS Zutrittskontrollzentrale 
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Anlage 11 

Pflichtenheft für ÜEA-Provider 

(Provider für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen bzw. sonstige 

Anlagen für Notfälle/Gefahren mit Anschluss an die Polizei) 

der 

Richtlinie 

für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen 

bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 

(ÜEA-Richtlinie) 

Stand: Januar 2019 
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1 Allgemeine Hinweise 

1.1 Empfehlung von ÜEA-Providern 

Die Polizei empfiehlt in Wahrnehmung ihrer Aufgaben ratsuchenden Errichterunternehmen 
von Überfall-/Einbruchmeldeanlagen bzw. von Anlagen für polizeilich relevante Not-
fälle/Gefahren (nachfolgend Gefahrenmeldeanlagen, kurz „GMA“, genannt), sowie Mitbür-
gerinnen und Mitbürgern „ÜEA-Provider“, welche die Voraussetzungen dafür bieten, Mel-
dungen aus GMA an die Empfangseinrichtung der Polizei (EE-Pol) zu übertragen. 

Die polizeiliche Verpflichtung zur Neutralität und zur Gleichbehandlung macht es erforder-
lich, die Voraussetzungen für die Aufnahme in ein „Verzeichnis von ÜEA-Providern“ (nach-
folgend „Verzeichnis“ genannt) festzulegen.  

Diese Voraussetzungen sind: 

 Verpflichtung zur Einhaltung der Richtlinie für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen bzw. 
Anlagen für polizeilich relevante Notfälle/Gefahren an die Polizei (ÜEA-Richtlinie) 

 Einhaltung der formellen, personellen und technischen Voraussetzungen gemäß 
den Festlegungen in diesem Pflichtenheft (Pfh) sowie in der Anlage 7b der ÜEA-
Richtlinie  

 Antragstellung mittels Formular „Antrag für ÜEA-Provider“ inklusive „Merkblatt zum 
Umgang mit Verschlusssachen nach Verschlusssachenanweisung“ (siehe Anlage 
11a der ÜEA-Richtlinie) 

 Erfüllung der technischen Anforderungen (eingestuft als „Verschlusssache – Nur für 
den Dienstgebrauch“ (VS-NfD), nicht veröffentlicht) 

 Einhaltung der Voraussetzungen für den Zugang zu den Technikräumen der Polizei 
(eingestuft als „Verschlusssache – Nur für den Dienstgebrauch“ (VS-NfD), nicht ver-
öffentlicht) 

 Stellung des Zusatzantrages bezüglich der Erfüllung/Einhaltungen der in den VS-
NfD festgelegten Anforderungen/Voraussetzungen (eingestuft als „Verschlusssa-
che – Nur für den Dienstgebrauch“ (VS-NfD), nicht veröffentlicht) 

 Abschluss eines Vertrages über die Rechte und Pflichten des ÜEA-Providers 

Die als VS-NfD eingestuften Dokumente werden interessierten Firmen nach Antragstellung 
(siehe Anlage 11a der ÜEA-Richtlinie), entsprechender Prüfung und dem Vorliegen der 
formellen, personellen und technischen Voraussetzungen ausgehändigt. 

1.2 Antragstellung und zuständige Polizeibehörde 

Für jedes antragstellende Unternehmen zur Aufnahme als Provider für Überfall-/Einbruch-
meldeanlagen und sonstige Anlagen für Notfälle/Gefahren mit Anschluss an die Polizei 
(nachfolgend allgemein als „ÜEA-Provider“ bezeichnet) sind die nachfolgenden Voraus-
setzungen nachzuweisen. 

Der Antrag ist bei der für das Bundesland des ÜEA-Providers (Sitz des Unternehmens) 
zuständigen Polizeibehörde zu stellen. Wird in diesem Bundesland das Verfahren „ÜEA-
Provider“ noch nicht angewandt, ist der Antrag bei dem Bundesland zu stellen, in dem die 
erste GMA an die Polizei angeschlossen werden soll. 
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Die Durchführung des Aufnahmeverfahrens und die Aufnahme in das bundesweit gültige 
Verzeichnis von ÜEA-Providern sowie die Behandlung von Grundsatzfragen obliegen 
grundsätzlich der aufnehmenden Polizeibehörde. 

Nach positiver Überprüfung der Voraussetzungen wird mit dem Bundesland, bei dem der 
Antrag gestellt wurde, ein entsprechender Vertrag als ÜEA-Provider abgeschlossen. 

Möchte der ÜEA-Provider nach positiver Überprüfung auch als ÜEA-Provider in weiteren 
Bundesländern tätig werden, ist der Abschluss eines entsprechenden Vertrages bei der 
dort zuständigen Polizeibehörde zu beantragen.  

Ein Vertragsabschluss kann von der zuständigen Polizeibehörde abgelehnt werden, wenn 
die Kapazitäten im jeweiligen Bundesland erschöpft sind oder gravierende Gründe entge-
genstehen. 

1.3 Anerkennungen / Zertifizierungen und Prüfstellen anderer EU-Staaten 

Anerkennungen/Zertifizierungen, z. B. als Notruf- und Serviceleitstelle (NSL), Alarmprovi-
der (AP) bzw. für Produkte (Anlageteile, Geräte), von anderen Mitgliedsstaaten der EU 
werden in gleicher Weise wie deutsche Anerkennungen/Zertifizierungen berücksichtigt, 
wenn die den Prüfberichten dieser Stellen zugrundeliegenden Prüfungen, Prüfverfahren 
und konstruktiven Anforderungen denen der deutschen Prüfstellen gleichwertig sind. Um 
derartige Prüf-/Zertifizierungsstellen handelt es sich, wenn diese zur Prüfung nach 
DIN EN ISO/IEC 17025 und Zertifizierung nach DIN EN ISO/IEC 17065 für den entspre-
chenden Bereich akkreditiert sind. Dies ist im jeweiligen Fall in geeigneter Form unter Bei-
fügung einer Übersetzung nachzuweisen. 

1.4 Regelwerke anderer EU-Staaten 

Die in diesem Pflichtenheft zitierten Bezüge auf nationale Regelwerke (Normen/Vorschrif-
ten/Bestimmungen/Richtlinien) schließen die Anerkennung von vergleichbaren Regelwer-
ken anderer EU-Staaten ein, wenn sie gleichwertig sind. 

1.5 Verschlusssachen/materieller Sabotageschutz 

Im Zusammenhang mit GMA, die zum Schutz von Verschlusssachen, zum Zweck des „ma-
teriellen Sabotageschutzes“ errichtet werden, sind ggf. weitere, in diesem Pflichtenheft 
bzw. der ÜEA-Richtlinie nicht aufgeführte Anforderungen bzw. Voraussetzungen zu be-
achten. 

 

2 Formelle, personelle und technische Voraussetzungen 

2.1 Anerkennung der ÜEA-Richtlinie 

Der ÜEA-Provider erkennt mit der Antragstellung die Form und den Inhalt der ÜEA-
Richtlinie nebst Anhängen sowie das hierauf basierende Aufnahmeverfahren als ÜEA-
Provider an.  

Der ÜEA-Provider ist verpflichtet, die in der ÜEA-Richtlinie vorgeschriebenen Aufgaben, 
Regelungen, Voraussetzungen und Anforderungen (siehe insbesondere Anlage 10 der 
ÜEA-Richtlinie) sowie die formellen, personellen und technischen Voraussetzungen (siehe 
Anlage 7b der ÜEA-Richtlinie) zu beachten und zu erfüllen.  
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Die ÜEA-Richtlinie und das Aufnahmeverfahren werden bei Bedarf von der Polizei fortge-
schrieben, insbesondere wenn eine Anpassung an den Stand der Technik erforderlich er-
scheint. Sie sind in der jeweils neuesten Fassung gültig. 

2.2 Geräte für Meldungsempfang und -weiterleitung  

Die Prüf-/Zertifizierungsnummern der Anlageteile/Geräte für Meldungsempfang bzw.  
-weiterleitung an die Polizei müssen im Zusatzantrag aufgeführt werden.  

2.3 Einzureichende Unterlagen 

Dem Antrag zur Aufnahme als ÜEA-Provider sind alle in diesem Pflichtenheft geforderten 
Unterlagen/Nachweise beizufügen.  

2.4 Darstellung/Werbung mit der Aufnahme in den Adressennachweis 

Unternehmen dürfen mit der Tatsache der Aufnahme in das Verzeichnis von ÜEA-
Providern nur eingeschränkt werben. 

Folgendes ist zu beachten: 

 Die Werbung muss zurückhaltend und darf nicht aufdringlich sein. 

 Werbung ist zulässig: In den firmeneigenen Geschäftsräumen, im firmeneigenen 
Internetauftritt, auf firmeneigenen Fahrzeugen, im Angebotstext, im Briefkopf, in An-
zeigen der Printmedien (Ausnahme: Telefonbücher, Gelbe Seiten, Branchenver-
zeichnisse u. ä.), sowie in firmeneigenen Prospekten und Visitenkarten. 

 Es darf ausschließlich nachfolgende Formulierung verwendet werden und zwar als 
Fließtext bei gleich bleibender Schriftart und Schriftgröße: 

 Die Firma … ist / Meine Firma ist / Wir sind Provider von Überfall- und Einbruchmel-
deanlagen bzw. Anlagen für Notfälle und Gefahren mit Anschluss an die Polizei 
(ÜEA-Provider).  

 Ergänzungen und Weglassungen sind unzulässig. 

 Mit dem Begriff „Polizei“ und/oder mit Symbolen, Signets oder Marken der Polizei 
darf nicht geworben werden. 

2.5 Informationspflichten an die Betreiber der GMA 

Der ÜEA-Provider verpflichtet sich, über die Regelungen in der ÜEA-Richtlinie hinausge-
hend, die Betreiber der von ihm angeschlossenen ÜEA unverzüglich zu informieren, wenn 
eine Streichung gemäß Nr. 4.5 erfolgt. Dies, damit die Betreiber eine ordnungsgemäße 
Alarmweiterleitung über einen anderen ÜEA-Provider rechtzeitig sicherstellen können. 

 

3 Aufnahme/Ablehnung 

3.1 Aufnahmeverfahren 

Nach Eingang der vollständigen Unterlagen wird von der zuständigen Polizeibehörde ge-
prüft, ob die in Nr. 2 und 3 sowie die in den Nrn. 2 und 3 der Anlage 7b der ÜEA-Richtlinie 
aufgeführten Voraussetzungen inkl. der dort unter Nr. 4 aufgeführten sonstigen Pflichten 
vom ÜEA-Provider erfüllt werden bzw. werden können. Hierzu ist die zuständige Polizei-
behörde berechtigt, polizeiliche Erkenntnisse, insbesondere aus den polizeilichen Fahn-
dungs- und Informationssystemen, in die Bewertung mit einfließen zu lassen. Zudem ist 
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die zuständige Polizeibehörde berechtigt, sich zusätzlich durch eine Begehung der NSL 
von der Einhaltung der Anforderungen aus diesem Pflichtenheft zu überzeugen. 

Der ÜEA-Provider wird schriftlich über das Ergebnis (Aufnahme oder Ablehnung) infor-
miert.  

Sollten die eingereichten Unterlagen unvollständig sein, wird der ÜEA-Provider hierüber 
von der zuständigen Polizeibehörde informiert. 

Werden daraufhin die Unterlagen nicht innerhalb von 6 Wochen vervollständigt, erfolgt 
keine weitere Bearbeitung des Antrages und die zuständige Polizeibehörde ist berechtigt, 
die bereits eingereichten Unterlagen zu vernichten. 

3.2 Ablehnung/erneute Beantragung der Aufnahme 

Wird die Aufnahme in das Verzeichnis von ÜEA-Providern abgelehnt, kann der ÜEA-
Provider eine erneute Aufnahme mit der Begründung, dass nunmehr die in der schriftlichen 
Ablehnung genannten Beanstandungen nicht mehr vorliegen, frühestens 12 Monate nach 
erfolgter Ablehnung erneut beantragen. 

 

4 Kriterien für Ablehnung, temporäre Aussetzung oder Streichung 

4.1 Allgemeine Kriterien 

Grundsätzliche Kriterien bzw. Anlässe für eine Aussetzung von Neuanschlüssen bzw. 
Streichung sind: 

 Antrag des ÜEA-Providers 

 Geschäftsaufgabe 

 Umfirmierung, Übernahme oder Überführung des ÜEA-Providers in ein anderes Un-
ternehmen bei gleichzeitigem Wechsel der/des gesetzlich Verantwortlichen 

 Beanstandungen/Wegfall der Voraussetzungen bzw. Nichterfüllung der Pflichten 
gemäß Nr. 2 oder sonstige Verstöße gegen die bzw. Nichterfüllung der in der ÜEA-
Richtlinie enthaltenen Forderungen 

 Wiederholt Falschalarme aus den ÜEA (als wiederholt i. S. dieses Pflichtenheftes 
gelten in der Regel 3 % Falschalarme bezogen auf die angeschlossenen ÜEA in-
nerhalb von vier Wochen oder regelmäßig auftretende Falschalarme aus einer 
ÜEA) und der ÜEA-Provider nicht auf die Minimierung der Falschalarme hinwirkt 

 Wiederholt Alarme aus GMA nicht an die Polizei weitergeleitet wurden und der ÜEA-
Provider nicht auf die unverzügliche Fehlerbehebung hinwirkt 

 Feststellung anlagenbedingter Ausschlusskriterien 

4.2 Anlagenbedingte Kriterien 

Anlagenbedingte Kriterien für Ablehnung oder Streichung sind Mängel, die einzeln oder in 
ihrer Gesamtheit die bestimmungsgemäße Funktion der ÜEA-Empfangstechnik und der 
Alarmweiterleitung, die sich im Zuständigkeitsbereich des ÜEA-Provider befinden, in Frage 
stellen bzw. verhindern.  
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4.3 Temporäre Aussetzung von Neuanschlüssen 

Bei den unter Nr. 4.1 aufgeführten Kriterien bzw. Anlässen können dem ÜEA-Provider bis 
zur Abstellung der Mängel oder für einen durch die zuständige Polizeibehörde bestimmten 
Zeitraum Neuanschlüsse von ÜEA verwehrt werden. 

4.4 Anhörung 

Vor der temporären Aussetzung von Neuanschlüssen oder Streichung wird außer bei An-
trag, Geschäftsaufgabe bzw. Umfirmierung, Übernahme oder Überführung in ein anderes 
Unternehmen dem ÜEA-Provider durch die zuständige Polizeibehörde die Möglichkeit ei-
ner Anhörung eingeräumt. 

Kommt die zuständige Polizeibehörde zu dem Ergebnis, dass eine Streichung danach den-
noch erfolgt, ist die Polizei berechtigt die Betreiber der entsprechenden ÜEA von der vor-
gesehenen Streichung zu informieren, damit diese ggf. über einen anderen ÜEA-Provider 
ein entsprechendes Vertragsverhältnis eingehen können. 

4.5 Streichung 

Die Streichung erfolgt, wenn 

 der ÜEA-Provider die Anhörung gemäß Nr. 4.4 nicht innerhalb von 6 Wochen wahr-
nimmt (Fristverlängerung nur in begründeten Ausnahmefällen) oder 

 die Anhörung erkennen lässt, dass der ÜEA-Provider die Voraussetzungen für eine 
weitere Mitbenennung nicht erfüllen wird bzw. kann. 

Die Polizei kann darüber hinaus eine sofortige Streichung vornehmen, wenn 

 der ÜEA-Provider ein vertragswidriges Verhalten trotz schriftlicher Aufforderung in-
nerhalb angemessener Frist nicht abstellt, 

 der ÜEA-Provider die in diesem Pflichtenheft und der ÜEA-Richtlinie enthaltenen 
Regelungen trotz schriftlicher Aufforderung innerhalb angemessener Frist nicht er-
füllt bzw. einhält,  

 der ÜEA-Provider sich als nicht leistungsfähig im Sinne dieses Pflichtenheftes und 
der ÜEA-Richtlinie erweist, insbesondere wenn die eingesetzten Einrichtungen und 
Geräte in technischer Hinsicht den anerkannten Regeln der Technik nicht mehr ge-
recht werden und trotz schriftlicher Aufforderung eine Änderung innerhalb ange-
messener Frist nicht eintritt, 

 der ÜEA-Provider sich mit den zu zahlenden Entgelten und Beträgen trotz schriftli-
cher Mahnung mehr als drei Monate lang in Verzug befindet oder 

 der ÜEA-Provider in ein Insolvenzverfahren oder ein der außergerichtlichen Schul-
denregelung dienendes Verfahren gerät und dadurch der ordnungsgemäße Betrieb 
der EE-Pol gefährdet ist. 

 

5 Wiederaufnahme in die Liste der ÜEA-Provider 

5.1 Frist 

Die Wiederaufnahme kann nur beantragt werden, wenn sich die Voraussetzungen, die zur 
Streichung führten, wesentlich geändert haben, frühestens jedoch 12 Monate nach erfolg-
ter Streichung. 
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5.2 Aufnahmekriterien bei Wiederaufnahme 

Für jede Wiederaufnahme gelten auch die unter Nr. 3 aufgeführten Kriterien. 

 

6 Haftung und Kosten 

6.1 Haftung 

Die Polizei haftet gegenüber dem Betreiber der GMA, dem Errichter/Instandhalter und dem 
ÜEA-Provider und dessen Kooperationspartnern nur für Schäden, soweit diese vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verursacht worden sind.  

6.2 Kosten 

Kosten, im Zusammenhang mit den in diesem Pflichtenheft geforderten Maßnahmen, dür-
fen der Polizei nicht entstehen. 

Die bei der Polizei für die Bearbeitung des Antrages und des gesamten Verfahrens anfal-
lenden Kosten trägt der ÜEA-Provider. Sie richten sich nach dem Verwaltungskostenrecht. 
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Anlage 11a 
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für ÜEA-Provider 
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für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen 

bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 
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Antrag für ÜEA-Provider 

ANTRAG 

zur Aufnahme als Provider für Überfall-/Ein-

bruchmeldeanlagen bzw. sonstige Anlagen für 

Notfälle/Gefahren mit Anschluss an die Polizei 

(ÜEA-Provider) gemäß Pflichtenheft für ÜEA-

Provider (Pfh) in das bundesweite 

Verzeichnis für ÜEA-Provider  

Unternehmen (Stempel) 

Beantragt wird die Zulassung als ÜEA-Provider für das Bundesland: 

_____________________________________________________________________________ 

1 Antragsteller 

_____________________________________________________________________________ 
Name des Unternehmens (vollständige Bezeichnung)

_____________________________________________________________________________ 
Straße 

_____________________________________________________________________________ 
PLZ, Ort 

_____________________________________________________________________________ 
Telefon 

_____________________________________________________________________________ 
Fax 

_____________________________________________________________________________ 
E-Mail-Adresse  

_____________________________________________________________________________ 
URL der Webseite  

2 Unternehmensform 

_____________________________________________________________________________ 

(z. B. Einzelunternehmen, GbR, GmbH, KG, OHG) 
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3 Eintragung im Handelsregister 

Ist das Unternehmen im Handelsregister eingetragen?  Ja  Nein 

(Wenn ja, Auszug aus Handelsregister in Kopie beifügen)  

4 Gesetzlich Verantwortliche/r 

4.1 1. Verantwortlicher 4.2 2. Verantwortlicher

______________________________________ ___________________________________ 
Name, Vorname Name, Vorname 

______________________________________ ___________________________________ 
Straße Straße 

______________________________________ ___________________________________ 
PLZ, Wohnort PLZ, Wohnort 

______________________________________ ___________________________________ 
Geburtsdatum, Geburtsort Geburtsdatum, Geburtsort 

(z. B. bei Einzelunternehmen: Inhaber, bei GmbH: Geschäftsführer, bei KG: Komplementär, bei GbR bzw. OHG: Gesellschafter) 
(Bei weiteren Personen, Aufführung auf einem gesonderten Blatt fortsetzen. Führungszeugnis/se beifügen). 

5 Hauptgewerbe des Unternehmens 

_____________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________ 

(aktuelle Gewerbeanmeldung in Kopie beifügen)  

6 Unternehmensbereich Notruf- und Serviceleitstelle 

6.1 Abwicklung der technischen Dienstleistung über zwei zertifizierte AES nach DIN EN 50518 

an unterschiedlichen Standorten gemäß Nr. 2.1  der Anlage 10 der ÜEA-Richtlinie: 

Primäre AES zum eigenen Unternehmen gehörend Ja  Nein 

Wenn nein: Primäre AES des Kooperationspartners ___________________________ 

Standort der primären AES ___________________________ 

Sekundäre AES zum eigenen Unternehmen gehörend  Ja  Nein 

Wenn nein: Sekundäre AES des Kooperationspartners ___________________________ 

Standort der sekundären AES ___________________________ 

(Dokumente/Zertifikate der Zertifizierung/en in Kopie beifügen) 
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6.2 Betreiben einer eigenen zertifizierten NSL gemäß DIN VDE V 0827-11 bzw. in der 

Einführungs-/Übergangsphase der Norm nach der Richtlinie VdS 3138 (siehe Nr. 2.2 der 
Anlage 10 der ÜEA-Richtlinie): 

Wahrnehmung des primären Alarmdienstes (AD) durch eigene NSL Ja  Nein 

Standort der primären NSL mit AD ___________________________ 

Wahrnehmung des sekundären Alarmdienstes durch die eigene NSL Ja  Nein 

Wenn nein: Sekundäre NSL des Kooperationspartners ___________________________ 

Standort der sekundären NSL mit AD ___________________________ 

Sekundäre NSL ist ständig besetzt Ja  Nein 

Wenn nein: Entsprechende Ersatzmaßnahmen für den Ausfall  
des AD sind gemäß Nr. 2.2, 3. Absatz, der Anlage 10 der  
ÜEA-Richtlinie sind gewährleistet  Ja  Nein 

(Dokumente/Zertifikate der Zertifizierung/en in Kopie beifügen)  

_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

6.3 Alarmübertragung zur Polizei ausschließlich über zertifizierte 

Schnittstellen und mittels Übertragungsprotokollen gemäß  
Richtlinie VdS 2465 unter Einhaltung der DIN EN 50136?  Ja  Nein 

(entsprechende Dokumente/Zertifikate in Kopie beifügen) 

_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

6.4 Ständige telefonische Erreichbarkeit durch Personal in sehr gutem  

Deutsch in Wort und Schrift  Ja  Nein 

Telefonische Erreichbarkeit: _______________________________________________ 

Erreichbarkeit per E-Mail: _______________________________________________ 

Die telefonische Erreichbarkeit von AD, AES, Notdienst bzw. 
sekundärem AD, sekundärer AES ist gemäß Nr. 2.3 der  
Anlage 10 der ÜEA-Richtlinie über die vorstehende Rufnummer  
ist gewährleistet   Ja  Nein 

7 Hauptbetrieb/Zweigbetrieb 

Handelt es sich bei dem Antragsteller um einen Zweigbetrieb?  Ja  Nein 

Wenn ja, Anschrift des Hauptbetriebes angeben: 

_____________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________ 

(Aufführung ggf. auf einem gesonderten Blatt fortsetzen) 
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8 Erklärung 

Der Antragsteller erklärt, dass er 

 alle Fragen in diesem Antrag wahrheitsgemäß und vollständig beantwortet hat, 
 jede Änderung/Ergänzung in Bezug auf die in diesem Antrag getätigten Angaben der für das 

Bundesland des Antragstellers (Sitz des Unternehmens) zuständigen Polizeibehörde unauf-
gefordert und unverzüglich mitteilt, 

 die im Pflichtenheft für ÜEA-Provider (Pfh) und der ÜEA-Richtlinie enthaltenen Forderungen 
sowie die Anforderungen der in Nr. 2.2 des Pfh und in Nr. 2 der Anlage 10 der ÜEA-Richtlinie 
angeführten Regelwerke in der jeweils neuesten Fassung sowie die anerkannten Regeln der 
Technik einhält, 

 mit der Aufnahme in das bundesweite Verzeichnis keine unzulässige Werbung betreibt (siehe 
hierzu Nr. 2.4 des Pflichtenhefts). 

Der Antragsteller erklärt weiterhin, dass er davon Kenntnis genommen hat, dass 

 eine weitere Bearbeitung dieses Antrages nur dann erfolgt, wenn die Aufnahmebedingungen 
erfüllt sind und alle erforderlichen Nachweise vorgelegt wurden, 

 bei einem späteren Verstoß gegen die in den Aufnahmebedingungen enthaltenen Forde-
rungen die Eintragung in dem bundesweiten Verzeichnis gelöscht wird, 

 sich die Pflicht zur Kostentragung nach dem landesspezifischen Verwaltungskostenrecht 
richtet. 

9 Beigefügte Unterlagen/Nachweise 

Der Antragsteller 

 bestätigt, dass die unternehmensspezifisch erforderlichen, nachfolgend angekreuzten und 
eingereichten Unterlagen/Nachweise gültig sind sowie dem aktuellen Stand entsprechen 

 und 

 erkennt an, dass unvollständig eingereichte Unterlagen, die nach schriftlicher Mitteilung durch 
die für das Bundesland des Antragstellers (Sitz des Unternehmens) zuständigen Polizei-
behörde nicht innerhalb von 6 Wochen vervollständigt wurden, vernichtet werden können. 

Art zugehörige 
der Unterlage Nummer beige- bean- 
bzw. des Nachweises im Antrag fügt tragt 
__________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

Auszug aus dem Handelsregister in Kopie (soweit zutreffend) 3 

Führungszeugnis/se der/des gesetzlichen Vertreter/s unter Nr. 4  
zur Vorlage bei einer Behörde beantragt (siehe Anmerkung)

Technische Dienstleistung durch zwei AES an 
unterschiedlichen Standorten 6.1 

Betreiben einer eigenen NSL mit Alarmdienst 6.2  
Einsatz von Geräten und Verwendung von Übertragungsprotokollen 
gemäß Richtlinie VdS 2465 unter Einhaltung der DIN EN 50136 6.3 

Anmerkung: Das/Die Führungszeugnis/se ist/sind zeitgleich mit der Antragstellung und in Abstimmung mit der/den 

betroffenen Personen als „Führungszeugnis/se zur Vorlage bei einer Behörde“ nach §30 Abs. 5 Bundeszentralregistergesetz 

zu beantragen. Das/Die Führungszeugnis/se werden von der Meldebehörde dem Landeskriminalamt unmittelbar übersandt. 

Um Irrläufer beim Versand zu vermeiden ist der Meldebehörde die vollständige Adresse der für das Bundesland des 

Antragstellers (Sitz des Unternehmens) zuständigen Polizeibehörde inklusive der Angabe des Akten-/Geschäftszeichens zu 

übermitteln. 
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10 Einwilligungserklärung

Ich erkläre, dass ich die landes-/behördenspezifischen Datenschutzhinweise (Anlage 12 der
ÜEA-Richtlinie) erhalten habe und willige ein, dass meine personenbezogenen Daten, wie in den
Datenschutzhinweisen erläutert, zu Bearbeitungs- und Überprüfungszwecken von der Polizei
verarbeitet, insbesondere gespeichert und abgeglichen werden dürfen.

Hinweis: Diese Daten werden getrennt von den Daten Tatverdächtigter gespeichert.

_____________________________________________________________________________
Ort, Datum

_____________________________________________________________________________
Unterschrift der unter Nr. 4.1 aufgeführten Person (Name in Klarschrift hinzufügen)

_____________________________________________________________________________
Unterschrift der unter Nr. 4.2 aufgeführten Person (Name in Klarschrift hinzufügen)

_____________________________________________________________________________
Weitere Unterschrift/en der zu Nr. 4 aufgeführten Person/en (Name/n in Klarschrift hinzufügen)

_____________________________________________________________________________

Ich erkläre, dass ich die landes-/behördenspezifischen Datenschutzhinweise (Anlage 12 der
ÜEA-Richtlinie) erhalten habe und willige ein, dass der Adressennachweis mit Nennung der in
diesem Antrag angegebenen Unternehmensdaten in öffentlichen Medien (z. B. im Internet, zum
Download als pdf-Dokument) bzw. in entsprechenden Printmedien (z. B. zur Auslage in
Polizeidienststellen) veröffentlicht werden darf.

_______________________________ _________________________________________
Ort, Datum Rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers

Ich bestätige die Richtigkeit der in diesem Antrag enthaltenen Angaben und willige ein, dass die
enthaltenen Angaben zur Abwicklung der entsprechenden Verträge als ÜEA-Provider, wie in den
Datenschutzhinweisen erläutert, verarbeitet werden dürfen.

_______________________________ _________________________________________
Ort, Datum Rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

 
 

ÜEA-RICHTLINIE  
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI 

ÜEA-RICHTLINIE 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

Anlage 12 
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Richtlinie 
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bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 

(ÜEA-Richtlinie) 
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Datenschutzhinweise 

für Betreiber/Errichter/Konzessionäre/ÜEA-Provider von 
Überfall- und/oder Einbruchmeldeanlagen bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 

(Informationen nach Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 
und in Umsetzung des Art. 13 der Richtlinie 2016/680 (JI-RL)) 

1 Für welches Bundesland bzw. Dienststelle gelten diese Hinweise? 
Diese Datenschutzhinweise gelten für das Bundesland: 
_________________________________________________ 
Für folgende Polizeibehörde/-dienststelle: 
_________________________________________________ 

2 Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann 
ich mich wenden? 

2.1 Verantwortliche Stelle (Behördenleiter/-in) 
Ihre Daten werden verarbeitet durch: 
_______________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________ 
(Name und Kontaktdaten des/der Verantwortlichen)  

2.2 Ansprechpartner bei Fragen zum Datenschutz 
Ihr Ansprechpartner bei Fragen zum Datenschutz bei der verantwortlichen Stelle ist die/der 
dortige Datenschutzbeauftragte: 
_______________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________ 
(Kontaktdaten des/der Datenschutzbeauftragten)  

3 Zu welchen Zwecken verarbeitet die Polizei Ihre Daten und auf-
grund welcher Rechtsgrundlagen? 

3.1 Allgemeine Hinweise 
Ihre personenbezogenen Daten werden nur verarbeitet, soweit dies zur Wahrnehmung der 
gesetzlich vorgegebenen Aufgaben erforderlich ist bzw. wenn Sie ausdrücklich in die Ver-
arbeitung eingewilligt haben. 
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Die mit einer Antragsstellung zum Anschluss einer ÜEA bzw. aufgrund eines Konzessions- 
oder ÜEA-Providervertrages erhobenen Daten werden von der Polizei für die Alarmverfol-
gung bzw. zur Abwicklung des entsprechenden Verfahrens benötigt, erhoben und verar-
beitet.  
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten zur Erfüllung poli-
zeilicher Aufgaben ist: 
_______________________________________________________________________ 
(Entsprechende Fundstelle im jeweiligen Landespolizei- bzw. -datenschutzgesetz)  

Danach können die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden personenbezogene Daten 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erheben, wenn die Person in Kenntnis des Zwecks der Erhe-
bung in diese eingewilligt hat. Diese Einwilligung setzt voraus, dass die einwilligende Per-
son eine echte Wahlfreiheit hat und nicht aufgefordert oder angewiesen wird, einer recht-
lichen Verpflichtung nachzukommen.  

3.2 Datenzusammenführung und Abgleich 
Die Datenverarbeitung der Polizei beinhaltet die Übertragung und den Abgleich mit den 
polizeilichen Informationssystemen sowie mit externen datenspeichernden bzw. datenver-
arbeitenden Stellen der Konzessionäre/ÜEA-Provider bzw. der polizeilichen Dienstleister 
bzw. Vertragspartner für Alarmübertragung, Alarmempfang und Alarmbearbeitung. Die 
Daten werden zur Erfüllung der polizeilichen Aufgaben im Rahmen der Alarmverfolgung 
bzw. zur Abwicklung des entsprechenden Verfahrens, der vereinbarten polizeilichen Maß-
nahmen sowie zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs verarbeitet. Die 
Daten werden auch verarbeitet, um im Vorfeld von Veranstaltungen (z. B. Demonstratio-
nen) Maßnahmen mit den Objektverantwortlichen abzustimmen. 

3.3 Zusätzliche Hinweise für Fachunternehmen, Konzessionäre bzw. ÜEA-Provider 
Im Rahmen der Überprüfung von Fachunternehmen (siehe Anlage 7a) bzw. von Konzes-
sionären bzw. ÜEA-Providern (siehe Anlage 7b) findet zusätzlich ein Abgleich mit externen 
datenspeichernden Stellen (z. B. Handwerkskammer) statt. Dies insbesondere zur Ge-
währleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, zur Mitteilung/Werbung für polizeiliche 
Angebote im Rahmen der Polizeilichen Kriminalprävention und zur Verhinderung und Auf-
klärung von Straftaten. 

4 Verarbeitete Daten 
Grundsätzlich werden von Ihnen folgende Daten erhoben: 

• Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns mitgeteilt haben 
• Name/n des/der Ansprechpartner 
• Name/Bezeichnung des überwachten Objektes bzw. des Unternehmens 
• Anschrift (Straße, Hausnummer, PLZ, Ort) des überwachten Objektes bzw. des Unter-

nehmens 
• Telefonnummer/n 
• Faxnummer/n 
• E-Mail-Adresse/n 
• URL der Website des Unternehmens   

(bei Errichtern/Konzessionären/ÜEA-Providern) 
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• Sofern vorhanden Angaben über 24-Stunden-Notdienst des Unternehmens
(bei Errichtern/Konzessionären/ÜEA-Providern)

Daten können auch zu anderen Zwecken, als denjenigen, zu denen sie erhoben wurden, 
weiterverarbeitet werden, wenn es eine gesetzliche Grundlage für die jeweilige Datenver-
arbeitung gibt, z. B. zur Wahrnehmung der Aufgabe einer anderen Behörde, 
oder wenn Sie in eine solche Weiterverarbeitung vorher ausdrücklich eingewilligt haben. 
Die personenbezogenen Daten werden getrennt von den Daten Tatverdächtigter gespei-
chert. 

5 Dauer der Datenspeicherung 
Personenbezogene Daten werden, sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr 
erforderlich sind, gelöscht. Dabei kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten für 
die Zeit aufbewahrt werden, in der die Polizei entsprechende Nachweis- und Aufbe-
wahrungsfristen einhalten muss1). 

6 Betroffenenrechte 
Betroffene Personen können folgende Rechte geltend machen: 

• das Recht auf Auskunft,
• das Recht auf Berichtigung,
• das Recht auf Löschung,
• das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung und
• das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde.

7 Aufsichtsbehörde 
Betroffene Personen haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an die jeweilige 
zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Diese ist: 
_______________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________ 
(Kontaktdaten der Aufsichtsbehörde/Landesdatenschutz)  

8 Recht auf Widerruf der datenschutzrechtlichen Einwilligungserklä-
rung 

Sie haben das Recht, Ihre datenschutzrechtlichen Einwilligungserklärungen jederzeit zu 
widerrufen. Durch den Widerruf der Einwilligung/-en wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund 
der Einwilligung/-en bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Der Widerruf 
der Einwilligung ist auf demselben Wege möglich, wie die Erteilung der Einwilligung.  
Für den Fall, dass Sie die Einwilligung widerrufen, können die für die Alarmverfolgung bzw. 
zur Abwicklung des entsprechenden Verfahrens vereinbarten polizeilichen Maßnahmen 
nicht im vollen Maße erfüllt werden. 

Die Festlegung der Löschfristen bleibt dem jeweiligen Bundesland vorbehalten, das dies im Rahmen seines Einsatzleitsystems 
festlegen kann.

1)



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI  

 
 

ÜEA-RICHTLINIE  
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 
 

 



RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI 

ÜEA-RICHTLINIE 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

Anlage 13 

Länderspezifische 

Zusatzbestimmungen 

der 

Richtlinie 

für Überfall-/Einbruchmeldeanlagen 

bzw. Anlagen für Notfälle/Gefahren 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA) 

(ÜEA-Richtlinie) 
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RICHTLINIE FÜR ÜMA/EMA BZW. ANLAGEN FÜR NOTFÄLLE/GEFAHREN MIT ANSCHLUSS AN DIE POLIZEI 

ANLAGE 13: LÄNDERSPEZIFISCHE ZUSATZBESTIMMUNGEN 

ÜEA-RICHTLINIE, ANLAGE 13, STAND: 01.01.2019 SEITE 1/1 
REDAKTION: EXPERTENGRUPPE “ÜEA” IM AUFTRAG DER KOMMISSION „GRUNDLAGEN DER ÜBERWACHUNGSTECHNIK (KOMGÜT)” 

Länderspezifische Zusatzbestimmungen 

In der Anlage 13 können die Bundesländer – soweit erforderlich – weitere, in ihrem Bun-
desland geltende Regelungen aufführen. Daher ist – je nach Bundesland – die entspre-
chende Anlage 13 zusätzlich zu beachten. Beim zuständigen Innenministerium bzw. Lan-
deskriminalamt kann angefragt werden, ob das jeweilige Bundesland in der Anlage 13 ent-
sprechende Regelungen vorgenommen hat. 

Die entsprechenden landes-/behördenspezifische Datenschutzhinweise sind der An-
lage 12 der ÜEA-Richtlinie zu entnehmen. Diese sind stets zwingender Bestandteil von 
entsprechenden Vereinbarungen (z. B. bei Anträgen nach den Anlagen 3, 4 und 11a), 
wenn personenbezogene Daten verarbeitet (insbesondere erhoben) werden. Aufgrund der 
unterschiedlichen Gegebenheiten in den Bundesländern, wird die Anlage 12 jeweils lan-
des-/behördenspezifisch befüllt. Hieraus können u. a. folgende spezifischen Angaben ent-
nommen werden: 

 Bundesland und Dienststelle

 Verantwortlicher bzw. Verantwortliche Stelle (Behördenleiter/-in)

 Ansprechpartner bei Fragen zum Datenschutz (Datenschutzbeauftragte/r)

 Rechtsgrundlagen (entsprechende Fundstelle im jeweiligen Landespolizei- bzw. -
datenschutzgesetz)

 Datenschutzaufsichtsbehörde des jeweiligen Bundeslandes
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ANLAGE Schulhofgestaltung 
 

Stand: 15.12.2025 

 

 

 

 

Exemplarische Darstellung möglicher Schulhofgestaltung  

• Tischtennisplatten 

• Unterstellmöglichkeiten / Überdachungen 

• Fußballplatz / Basketballplatz 

• Sitzgelegenheiten 

• Kletterwand / Schaukel 

• Grünes Klassenzimmer 
 

1. Sitzgelegenheiten 

a. Beispiel Sitzgruppe / Sitzfläche 

     

 

b. Beispiel: Jugend-/Lümmelbänken: 
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2. Tischtennisplatten 

 

 

 

3. Fußballfeld 
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4. Basketball: 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. „Spielplatz“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  Beispiel: Schaukeln 
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  Beispiel: Klettern, Hangeln, balancieren (Balancierstange) 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

    Beispiel: überdachte Sitzmöglichkeit 
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  Beispiel: Bestand Oberschule Holzminden 

 

6. „Grünes Klassenzimmer“ 

 

 

    Beispiel: Grünes Klassenzimmer, Verschattung durch Sonnensegel 
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ANLAGE digitale Tafeln 

Stand: 15.12.2025 

 

 

Die Instandsetzung und Wartung der digitalen Tafeln erfolgt ausschließlich durch das 

Kreismedienzentrum des Landkreises Holzminden. Zur Vereinheitlichung der Technik werden 
zukünftig Schulen nur noch mit dem aufgeführten System bzw. Systemkomponenten 

ausgestattet. Durch den einheitlichen Aufbau der Technik ist eine schnellere Reaktionszeit als 

bei fremden Produkten durch die bisher erlangten Kenntnisse und Fähigkeiten gewährleistet. 

Das System besteht ausfolgenden Komponenten: 

- Display (Galneo 86i V5) 
- Pylonen  

- Pylonentafel (1-teilig) in Naturwissenschaftliche Räume 

- Pylonentafel (2-teilig) in Allgemeine Unterrichtsräume 
- Pylonentafel (mobil) in Allgemeine Unterrichtsräume 

- Presenter mit Bildschirminteraktion (Galneopen) 
- Mini-PC (OPS) Produktdatenblatt 

- Apple TV 

Anlage Produktdatenblätter 

Die beschriebene Ausstattung dient als Leitlinie. Hierbei sind die aktuellsten 
Systemkomponenten zu verbauen. Die Ausstattung ist mit dem Landkreis Holzminden 

detailliert abzustimmen (Kreismedienzentrum). 

Die Verteilung der digitalen Tafeln erfolgt gemäß Raumtypenbuch, sofern keine Angaben über 
digitale Tafeln im Raumtypenbuch angegeben sind, ist nur eine Vorrüstung (z.B. 

Verstärkungen in den Wänden, Positionierung Elektro-/EDV-Anschlüsse, etc.) für digitale 
Tafeln vorzusehen. Eine Beschaffung der digitalen Tafeln inkl. des Zubehörs erfolgt hier durch 

den Landkreis Holzminden bzw. aus dem Bestand. 



Der Inhalt dieses Datenblatts ist geistiges Eigentum der Firma wende.interaktiv GmbH.
Das Verändern des Datenblatts, auch in Teilen, ist untersagt. Die wende.interaktiv GmbH behält sich vor, Zuwiderhandlungen strafrechtlich zu verfolgen.

Stand: 05 / 2024  |   Änderungen und technische Weiterentwicklung vorbehalten!

www.touch-the-future.deT EC H N I S C H E  DAT E N

D I S P L AY
Bilddiagonale 86“
Displaytyp IPS Direct LED
Panel ZeroBonding
Auflösung UHD (4K) 3.840 x 2.160 @ 60 Hz,

4K auch in Android
Helligkeit 500 cd/qm
Kontrast 5.000:1 dynamisch
Reaktionszeit 5 ms
Frequenz 60 Hz @ 4K/UHD (nativ)
Farben mind. 1.07 Mrd. (10-bit)
Betrachtungswinkel mind. V 178° / H 178°
Lebensdauer > 50.000 h

TO U C H  SYS T E M
Sensortyp Infrarot System 40 Touch-Punkte
Oberfläche 4 mm Sicherheitsglas (7 MoHs), 

matt, entspiegelt
Reaktionszeit < 5 ms
Reaktionsbereich > 2 mm
Touchgenauigkeit +/- 0,5 mm
Ausgangskoordinaten IR 32.768 x 32.768
Kommunikationsmodus Full-Speed USB (Driver Free)
APC Technologie Ja (Auto Power Control)
Touch-Aktualisierungs-
rate

500Hz

Handflächenerkennung (Handballenauflage)
Drucksensitives schreiben
A N S C H LÜ S S E
HDMI In 4 davon 1 front  

(HDMI 2.0; 4K @ 60 Hz)
HDMI 1 ARC fähig
HDMI 1 bis 4 CEC fähig

HDMI Out 1 (4K @ 60 Hz)
Displayport DP 1 (4K @ 60 Hz)
VGA In 1 (1.920 x 1.080 @ 60 Hz)
USB-C/Type C 2 davon 1 front (100 W Power Delive-

ry, front 65 W)
Audio In 1
RS232 1
USB 3.0 5 davon 2 front
Audio Out 1
RJ45 In 1 (1.000 Mbps) (Gigabit-LAN)
RJ45 Out 1 (1.000 Mbps) (Gigabit-LAN)
USB 2.0 1 
Touch USB-B 4 davon 1 front

Toslink 1
Lautsprecher 20 W x 2     
WLAN WIFI 6: 2,4 G und 5 G Dual Wifi
Bluetooth 5.2

L E I S T U N G
Stromversorgung 100 V – 240 V AC 50/60 Hz
Stromverbrauch von 100 – 335 W; standby < 0,5 W

A B M E S S U N G E N
B x H x T 1.953,2 x 1.180 x 116,9  mm
VESA-Wandhalterung 800 x 400 mm
Gewicht 68 kg; verpackt: 82 kg

U M G E B U N G
Betriebstemperatur 0° C bis 40° C
Luftfeuchtigkeit 10 % bis 90 % RH
Lagertemperatur -20° C bis 60° C
Lagerfeuchtigkeit 10 % bis 90 % RH

A N D RO I D  SYS T E M
Prozessor

GPU

2.28GHz,  Quad core ARM Cortex-
A73 + Quad core Cortex- A53
Arm Mali-G52*8, 2EE MC2-High-
speed

Android 14 Integriertes Android System im  
Display verbaut, kein OPS-PC nötig

RAM 8 GB
ROM 128 GB
Wireless Mirroring für 9 Smart-Devices gleichzeitig

M O D U L E
NFC, Infrarot-Sensor, Licht-Sensor 

O P S - S LOT
Intel OPS Standard Modul, 80 Pins, BxHxT: 180 x 120 x 30 mm
für Mini-Pc inkl. Anschlüsse mit DC-Out 18V 5A HDMI 2.0. 
Touch-USB-B

M D M  -  M O B I L E  D E V I C E  M A N AG E M E N T (O P T I O N A L )

zur Steuerung und Verwaltung der galneoscreens

Z U B E H Ö R
Stromkabel 3m, 2 Dummy-Stifte, 5 NFC Karten, HDMI-Kabel 
3m, USB A-B-Kabel 3m, Fernbedienung, Bedienungsanleitung, 
Wandhalterung

galneoscreen  
86i V5



Stand: 05 / 2024   |   Änderungen und technische Weiterentwicklung vorbehalten!

Der Inhalt dieses Datenblatts ist geistiges Eigentum der Firma wende.interaktiv GmbH.
Das Verändern des Datenblatts, auch in Teilen, ist untersagt. Die wende.interaktiv GmbH behält sich vor, Zuwiderhandlungen strafrechtlich zu verfolgen.
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Der richtige Halt 

für Ihre Mediensysteme 

SMF Solutions GmbH – An den Bleicherkolken 10- 26871 Aschendorf 

Telefon: +49 (0)228 299715-80 – E-Mail: info@SMF-Solutions.de – www.SMF-Solutions.de – Amtsgericht Osnabrück HRB 219887  

Geschäftsführung: Markus Müller – Jens Freerks 

Pylonenhöhenverstellung nachlegbar  
für Displays 

optional mit Tafelflügeln 
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Der richtige Halt 

für Ihre Mediensysteme 

SMF Solutions GmbH – An den Bleicherkolken 10- 26871 Aschendorf 

Telefon: +49 (0)228 299715-80 – E-Mail: info@SMF-Solutions.de – www.SMF-Solutions.de – Amtsgericht Osnabrück HRB 219887  

Geschäftsführung: Markus Müller – Jens Freerks 

Nach DIN 14434:2010-04 TÜV- und GS-zertifizierte Pylonenhöhenverstellung für Displays, 

passend für alle gängigen VESA-Halterungen. Das sehr robuste und leichtgängige System  

besteht aus zwei Aluminiumpylonen mit Öffnungen an der linken und rechten Außenseite 

der Pylonen zur Gewichtsjustage. Somit ist eine individuelle Gewichtsanpassung durch das  

Einlegen zusätzlicher Gewichte möglich. Kunststoffabdeckung über die gesamte Höhe der 

Pylonen verschließen die Justageöffnung nach abgeschlossener Montage. Die Pylonenhöhe 

beträgt im Standard ca. 2500 mm. Vier ummantelte Federabstoppungen ermöglichen ein  

geräuschfreies und softes Abstoppen der Anlage an den oberen bzw. unteren Endpunkten. 

Die Federabstoppungen können stufenlos in jede gewünschte Position verstellt werden. An 

der Rück- und Außenseite der Pylonen befindet sich eine Nutensteinkonstruktion, an der sich 

nachträglich ohne großen Aufwand Zusatzelemente wie z. B. Lautsprecherhalter, Mini-PC 

und Laptopablage befestigen lassen. Der Grundrahmen des Systems besteht aus  

geschraubten Stahlhohlprofilen. Die Displayaufnahme besteht aus robusten  

Stahlkantprofilen. Alle Laufrollen des Systems sind mit Hochleistungskugellagern ausgerüstet 

und zusätzlich kunststoffummantelt, um eine optimale Laufruhe und Leichtgängigkeit zu  

gewährleisten. Die Seil-/Rollenkonstruktion übersteigt die Anforderung der maximalen  

Traglast um ein Vielfaches. Der Verfahrweg der Anlage beträgt bei einer Pylonenhöhe von 

2950 mm ca. 950 mm.  
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Der richtige Halt 

für Ihre Mediensysteme 

SMF Solutions GmbH – An den Bleicherkolken 10- 26871 Aschendorf 

Telefon: +49 (0)228 299715-80 – E-Mail: info@SMF-Solutions.de – www.SMF-Solutions.de – Amtsgericht Osnabrück HRB 219887  

Geschäftsführung: Markus Müller – Jens Freerks 

Technische Angaben: 

• TÜV-zertifiziert und GS-zertifiziert nach  

 DIN EN 14434:2010-04, EK5/AK7 13-01:2013 (M 01/14), EK5 AK3 15-01:2017 (M 05/21) 

• Höhenverstellbares Pylonensystem für Displays, passend für alle gängigen VESA-

Halterungen. 

• Die Höhe der Pylonen beträgt zwischen 2300 mm und 3000 mm. Standard 2500 mm. 

• Stufenlos verstellbare Stopper mit Gummipuffern begrenzen den Verfahrweg in der 

gewünschten Höhe. Sie gewährleisten ein geräuschfreies und softes Abstoppen. 

• An der Rückseite der Pylonen befindet sich ein Nut, in der nachträglich und ohne 

großen Aufwand, Zusatzelemente und Zubehör befestigt werden kann. 

• Der Grundrahmen des Systems besteht aus geschraubten Stahlprofilen. 

• Die Displayaufnahmen bestehen aus robusten Stahlkantprofilen. 

• Alle Laufrollen des Systems sind mit Hochleistungskugellagern ausgerüstet und zusätz-

lich kunststoffummantelt, um eine optimal Laufruhe und Leichtgängigkeit zu gewähr-

leisten. 

• Die Seil- / Rollenkonstruktion übersteigt die Anforderungen der maximalen Traglast um 

ein Vielfaches. 

• Der große Querschnitt der Gewichtskörbe, in Verbindung mit der Doppelumlenkung, 

erlaubt einen hohen Verfahrweg auch bei großen Displaylasten, bei zeitgleich halbier-

tem Gewicht der Gegengewichte. Dies erleichtert den Transport und die Montage er-

heblich. 

• Der Hub der Anlage ist von der Pylonenhöhe abhängig. Eine 2950 mm Pylone hat einen 

Verfahrweg von ca. 950 mm. 

• Die in den Pylonen befindlichen Gewichtstanks dienen als Gegengewicht für die ver-

fahrbaren Komponenten. Sie sind über seitlich Öffnungen erreichbar. Wenn weiteres 

Zubehör, wie z.B. Tafelflügel, Soundbars oder ähnliches am System verbaut wird, kann 

ein Gewichtsausgleich durch das Nachlegen (oder Entfernen) von Gewichten realisiert 

werden. 

• Die seitlichen Öffnungen für den Gewichtsausgleich, werden mit Abdeckungen aus 

Kunststoff  verschlossen. 

• An der Vorderseite des Rahmens, unterhalb vom Display, befindet sich ein Griff zur 

ergonomischen Höhenverstellung des Displays. 
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SMF Solutions GmbH – An den Bleicherkolken 10- 26871 Aschendorf 

Telefon: +49 (0)228 299715-80 – E-Mail: info@SMF-Solutions.de – www.SMF-Solutions.de – Amtsgericht Osnabrück HRB 219887  

Geschäftsführung: Markus Müller – Jens Freerks 

 

Angaben variieren je nach Ausführung des Systems  
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Optional erhältliche, seitliche Tafelflügel: 

• Stahlemailoberfläche der Schreibfläche 

• Schraubenlose Verbindung der Sicherheitsecken, Radius min. 8 mm 

• Magnethaftend und je nach Ausführung mit Whiteboardmarkern/Kreide 

beschreibbar 

• Verschiedene Lineaturen erhältlich. 

• 25 Jahre Garantie auf die Whiteboardfläche 

 

Optionales Zubehör: 

• Soundbarhalterung 

• Lautsprecherhalterung 

• Kamerahalterung 

• Energieführungskette 

• U.v.m. auf Anfrage 

 

 

 

Hinweis, dringend zu beachten: 

Die Montage des Systems ist nur von einer sachkundigen/geschulten Person  

auszuführen. Bei nicht ordnungsgemäßer Montage können erhebliche Verletzungen 

der Benutzer nicht ausgeschlossen werden. Das System ist in angemessenen Zeiträumen 

auf seinen sicheren Zustand zu überprüfen (gemäß DGUV Information 202-021 und 203-

071 ). Festgestellte sicherheitstechnische Mängel sind zu beheben. Es wird empfohlen, 

die Prüfung jährlich durchzuführen. Prüfung bzw. Instandsetzung ist von Sachkundigen 

zu leisten. Hierzu zählen neben Vertretern von Fachfirmen auch einschlägig vorgebildete 

Handwerker bzw. Hausmeister. Prüfungen und durchgeführte Wartungsarbeiten sollten 

dokumentiert werden. Befindet sich die Anlage in einem nicht ordnungsgemäßen/

funktionstüchtigen bzw. beschädigten Zustand ist ein weiterer Einsatz untersagt. 
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Angaben variieren je nach Ausführung des Systems  
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Angaben variieren je nach Ausführung des Systems  
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Angaben variieren je nach Ausführung des Systems  
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Schultafeln ▪ Hörsaaltafeln ▪ Whiteboards ▪ Interaktive Lösungen 

Projektionsflächen ▪ Medienmöbel ▪ Ausstellungswände ▪ Vitrinen 

 

 Hauptniederlassung Internet: www.wittler.biz  

 wittler visuelle einrichtungen gmbh Telefon: 030 / 742 30 75 – 0 

 Warmensteinacher Str. 52 Telefax: 030 / 742 30 11 

 12349 Berlin E-Mail: info@wittler.biz 

Kategorie: Displays 

Produkt: Interaktive Tafelanlage –Display 

 

 

 

 

 

 

Produktdetails 

 
Hintere Fläche Display galneoscreen 86i 

 

vordere Fläche Stahlemaille weiß magnethaftend 

vor den Pylonen laufend 

 

Höhenverschiebung mit Pylonenführung  

 

Displayaufnahmerahmen montiert an           

geräuscharm laufenden Führungswagen im  

Pylonenprofil 

 

seitliche Griffe zur Höhenverschiebung 

 

 

 
                                           *Abbildung ähnlich 

 

 

Diagonale Display Modell 

86“ DS-INT-2002 

 
Der Displayaufnahmerahmen und die Stahlemaillefläche werden durch zwei Alu-Pylonen geführt. Die 

Montage erfolgt unten durch innenliegende Bodenplatten sowie oben durch wandmontierte U-Schalen. 
 

 



Schultafeln ▪ Hörsaaltafeln ▪ Whiteboards ▪ Interaktive Lösungen 
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 Hauptniederlassung Internet: www.wittler.biz  

 wittler visuelle einrichtungen gmbh Telefon: 030 / 742 30 75 – 0 

 Warmensteinacher Str. 52 Telefax: 030 / 742 30 11 

 12349 Berlin E-Mail: info@wittler.biz 

Kategorie: Displays 
Produkt: Interaktive Tafelanlage - Display 

  

 

 
Produktdetails 
 
Display galneoscreen 86i 
 
Höhenverschiebung mittels  
Pylonenführung  
 
Display vor den Pylonen laufend  
 
Verschiebeweg von ca. 110 cm 
Unterkante Screen ca. 35 cm über dem Boden 
TÜV-Zertifiziert nach DIN 14434:2010-04 
 
Tafelflügel links und rechts 
Stahlemaille weiß – magnethaftend 
 
Displayaufnahmerahmen montiert an           
geräuscharm laufenden Führungswagen im  
Pylonenprofil passend für alle gängigen VESA-
Halterungen 
 
Griff zur leichteren Höhenverschiebung 
 
Optionales Zubehör: Soundbarhalterung, 
Energieführungskette, Lautsprecherhalterung, 
Ablagen u.v.m. auf Anfrage 
 
 

                         Abbildung ähnlich 
 

 
 

 
 
 
 

 

 

 

 

 

Diagonale Modell 

86“ KSP-INT-2002 

 
Der Displayaufnahmerahmen wird durch zwei Alu-Pylonen geführt. Die 

Montage erfolgt unten durch innenliegende Bodenplatten sowie oben durch wandmontierte U-Schalen. 
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Displayführung: 

Durchgehende Aluminium-Pylonen mit Führungsschienen 
Fläche mit 2 Führungsschlitten und jeweils 4 kugel- 
gelagerten Laufrollen (insgesamt 8 Stück) mit geräuschreduzierendem Polyamidmantel. Rollen mit 
gegenläufiger Laufrichtung. 
Durch exakte Justierung von Display und Gegengewicht hält das Display in jeder Position und ist besonders 
leichtgängig. 
Trägerrahmen für das Display aus Rundrahmen sowie untere und obere Abstoppung des Displays durch 
Abstoppfeder mit Puffer im Führungsprofil. 
Inklusive Griff- und Ablageleiste zur leichten Höhenverstellung. 
 
 

Pylonen: 

Zwei stranggepresste Pylonen aus Aluminium, Oberfläche       
eloxiert E6/EV1, Pylonenhöhe nach Angabe des Bestellers, angepasst auf die                                           
jeweilige Raumhöhe, oben mit Abdeckung verschlossen. 
Kugelgelagerte Umlenkrollen mit Polyamidmantel. 
Bodenmontage mit unsichtbaren Montageplatten. 
Display oben und unten weich abgefedert.             
Wandmontage mit eloxierten Alu-U-Schalen. 
 
 

Zugseile: 

Stahlseile nach DIN 3060 als Rundlitzenseil, 
verzinkt, optimales Biegeverhalten.  
 
 
Verkabelung: 

Rückseitig an den Pylonen durch spezielle Kabelaufnahmen   
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SPEZIFIKATIONEN

Presenter mit Bildschirminteraktion und Vibrationsalarm

Links öffnen und Video abspielen, während der Präsentation, Vergrößern und Hervorheben auf 
dem Bildschirm. Kompatibel mit Windows, Mac OS, PowerPoint, PDF, Goggle, usw.

TECHNISCHE DATEN 

Presenter Farbe: 

Anschluss:  

Reichweite:  

Akku betrieben:

Vor- und Zurück-Taste 

Vibrationsalarme: 

Technologie:  

Zubehör: 

grau

USB, Bluetooth

mind. 28 Meter

wiederaufladbar

festlegbar

mind. 2,4 GHz Funk 

Tasche und Etui, Bedienungsanleitung



Stand: 02 / 2024   |   Änderungen und technische Weiterentwicklung vorbehalten!

Der Inhalt dieses Datenblatts ist geistiges Eigentum der Firma wende.interaktiv GmbH.
Das Verändern des Datenblatts, auch in Teilen, ist untersagt. Die wende.interaktiv GmbH behält sich vor, Zuwiderhandlungen strafrechtlich zu verfolgen.

www.touch-the-future.deT EC H N I S C H E  DAT E N

OPS-PC
Artikelnummer: PC-OPS-002

S P E Z I F I K AT I O N E N
Abmessungen 118 x 180 x 30 mm
Betriebssystem Windows 11 Pro
Betriebstemperatur 0°C – 45°C
Zertifikate CE, FCC Klasse B
RAM-Speicher 16 GB 
ROM-Speicher 256 GB 
Watchdog-Timer Ja
Auto Power On Ja
Stromversorgung DC jack/80pin JAE

DC-IN, 12 V~19 V
Schnittstellen 1 x RJ45

1x HDMI @60 Hz
1 x USB Type-C3.2 Gen2,
1 x USB 3.2 Gen2
1 x USB 2.0
1 x MIC-IN
1 x AUDIO-OUT
2 x Connector für Wi-Fi/BT
1x Display Port

P ROZ E S S O R
Prozessor Intel® CoreTM i5-1335u 

13. Generation
(bis zu 4,4 GHz)

Anzahl Prozessorkerne 10
Energieverbrauch 15 W

N E T Z W E R K
Netzwerk-Controller Intel

226-V
2.5 G Ethernet 

Wi-Fi/BT 1 x E-Key M.2 (2230) für Wi-Fi/BT 
Support Wi-Fi 5
Wi-Fi 6 (CNVi)
Bluetooth 5.1

G R A F I K
Grafikkarte Intel UHD Graphics
Audio Realtek ALC 897

Audio 5.1 Channel 



Landkreis Holzminden
Anlage Raumtypenbuch (Muster)
hier: allgemeine Ausstattung
Dargestellt ist die Mindestausstattung bezogen auf einen Raumtyp

Nutzungseinheit Nutzung

Raum-  

beziehung Bemerkungen Bodenbelag Decke Wandbelag Lüftung Einbauten Besonderheiten

AUR Unterricht Cluster Linoleum Akustik Zentral
Gruppenraum Unterricht Cluster Linoleum Akustik Zentral Küchenzeile FÖS
Mehrzweck- /Differenzierungsraum Unterricht Cluster nach Entwurf Akustik nach Entwurf Zentral
Clusterfläche Universell Cluster Linoleum Akustik Beschichtung oder ähnlich bis 1,50m Zentral

FUR Informatik FUR Linoleum Akustik Zentral FB ableitfähig

FUR Naturwissenschaften NTW Linoleum Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral + Digestorium Ausstattung nach Planung FB ableitfähig
Sammlung Naturwissenschaften NTW Linoleum Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral + Digestorium + Schränke Ausstattung nach Planung FB ableitfähig

FUR Musik Aula nach Entwurf Akustik Zentral
Sammlung Musik Aula Linoleum Akustik Zentral

FUR Kunst FUR Linoleum Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral Schlammabscheider
Sammlung Kunst FUR Linoleum Akustik Zentral
FUR Textiles Gestalten FUR Linoleum Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral
Sammlung Textiles Gestalten FUR Linoleum Akustik Zentral
FUR Werken/Technik FUR nach Bemusterung Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral
Maschinenraum f. Lehrkräfte Werken incl. Technikraum FUR nach Bemusterung Akustik Zentral + Absaugung Ausstattung nach Planung 
Maschinenraum f. Schüler Werken FUR nach Bemusterung Akustik Zentral
Sammlung/Lager/Brennofen Werken FUR nach Bemusterung Akustik Zentral

FUR Lehrküche FUR Linoleum Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral + Umluft Ausstattung nach Planung rutschhemmend
FUR Theorie- und Speiseraum FUR Linoleum Akustik Zentral
Lager/ Vorratsraum Hauswirtschaft FUR Linoleum ohne Anforderung Zentral
Garderobe Garderobe f. Hauswirtschaft FUR Linoleum Akustik Zentral

Medienraum Bücherei/Mediothek/Selbstlernzentrum Linoleum Akustik Zentral
Schulbuchausleihe Schulbuchausleihe Linoleum Akustik Zentral

Raum der Stille Raum der Stille nach Bemusterung Akustik Zentral
Ganztagsbereich Küche inkl. Nebenräume Fliesen Feuchtraum Fliesen Zentral + Umluft Ausstattung nach Planung Fettabscheider
Ganztagsbereich Cafeteria/Mensa Aula nach Entwurf Akustik Zentral
Ganztagsbereich Ganztagsbetreuungsbereich Linoleum Akustik Zentral
Ganztagsbereich Büro f. Ganztagskoordination Teppich Akustik Zentral
Ganztagsbereich Kiosk Aula Fliesen ohne Anforderung Spritzschutz Waschbecken Zentral
Aula Aula/Foyer mit Bühne Aula nach Entwurf Akustik Zentral Ausstattung nach Planung 
Aula Stuhllager f. Aula Aula Linoleum ohne Anforderung Zentral
Aula Regieraum Aula Linoleum ohne Anforderung Zentral

Verwaltung Raum  f. Schulleitung Sekretariat Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Raum stellv. Schulleitung Sekretariat Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Raum f. didakt. Leitung Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Raum f. weitere Funktionsstellen Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Sekretariat Sekretariat Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Lehrerzimmer Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig

Verwaltung Teeküche
Sekretariat / 
Lehrerzimmer nach Entwurf Akustik Zentral

Verwaltung Lehrerarbeit Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Konferenzraum/Besprechungsraum Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung 1. Hilfe/Krankenzimmer Sekretariat Linoleum Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral
Verwaltung Elternsprechzimmer Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Personalratsraum Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Raum Schülervertretung Teppich Akustik Zentral
Verwaltung Lehrmittelräume Linoleum ohne Anforderung Zentral
Verwaltung Schulsozialarbeiter Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Beratungslehrer Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Berufsberatung Teppich Akustik Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Inklusion (Pflege) Linoleum Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral Ausstattung nach Planung
Verwaltung Inklusion (Therapie) Linoleum Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral Ausstattung nach Planung
Verwaltung Archiv Linoleum ohne Anforderung Zentral
Verwaltung Hausmeister einschl. Werkstatt Linoleum Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral FB ableitfähig
Verwaltung Reinigung, Putzmittelraum Fliese ohne Anforderung Spritzschutz Waschbecken Zentral
Verwaltung Umkleideraum f. Reinigungskräfte, 

Lagerraum, Waschmaschinenraum Linoleum Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral
Verwaltung Lager Linoleum ohne Anforderung Zentral
Verwaltung Lagerraum f. Schulmöbel Linoleum ohne Anforderung Zentral
Verwaltung Serverraum Linoleum ohne Anforderung Zentral + Klimatisierung FB ableitfähig

Sanitär Toiletten pro Cluster Fliesen Feuchtraum Fliesen Zentral
Sanitär Wickel-, Still- und Pflegezimmer Fliesen Feuchtraum Fliesen Zentral
Verwaltung Schulsanitätsraum Aula Linoleum Akustik Spritzschutz Waschbecken Zentral
Erschließung Windfang / Eingang nach Entwurf Brandschutz Beschichtung oder ähnlich bis 1,50m Zentral Sauberlaufzone
Erschließung Flure Linoleum Brandschutz Beschichtung oder ähnlich bis 1,50m Zentral
Erschließung Treppenräume nach Entwurf Brandschutz Beschichtung oder ähnlich bis 1,50m
Technikraum Anschluss und Regelungstechnik Bodenbeschichtung nach Erfordernis

Hauswirtschaft

Medien

Freizeit/Pause
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Landkreis Holzminden
Anlage Raumtypenbuch (Muster)
hier: Ausstattung Elektroinstallation
Dargestellt ist die Mindestausstattung bezogen auf einen Raumtyp

Telefon (VoIP) Reinigung

Durchlauf-

erhitzer

Sensor-

Armatur

Nutzungseinheit Nutzung

Anzahl 

Doppeldose LAN

Anzahl 

Doppeldose 

LAN

Anzahl 

Strom Bemerkungen

Anzahl 

Doppeldose 

LAN

Anzahl 

Strom Bemerkungen

Anzahl 

Doppeldose 

LAN

Anzahl 

Strom Bemerkungen Anzahl Strom Bemerkungen Anzahl Strom Bemerkungen Anzahl Strom Lüftung Heizung

Verdunkl

ung Bemerkung

Anzahl 

Strom

Anzahl 

Strom

AUR Unterricht 1 nur FÖS 1 2 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 16 2 1 1 1 1 nur FÖS 1 nur FÖS

Gruppenraum Unterricht 1 2 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 8 8 Küche nur FÖS 2 1 1 1 1 nur FÖS

Mehrzweck- /Differenzierungsraum Unterricht 1 2 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 10 2 1 1 1

Clusterfläche universell 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 4 5 1 1 1 1

FUR Informatik 32 64

Lehrer 2/4 

Schüler 30/60

nach Planung 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 2 1 1 1

FUR Naturwissenschaften 1 1 2 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF nach Planung 2 1 1 1

Sammlung Naturwissenschaften 1 2 4 nach Planung 2 1 1 1 1

FUR Musik 1 2 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 16 Bodentanks 2 1 1 1

Sammlung Musik 2 1 1 1

FUR Kunst 1 2 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 16 2 1 1 1

Sammlung Kunst 2 1 1 1

FUR Textiles Gestalten 1 2 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 16 2 1 1 1

Sammlung Textiles Gestalten 2 1 1 1

FUR Werken/Technik 1 1 2 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF nach Planung 2 1 1 1

Maschinenraum f. Lehrkräfte Werken inkl. Technikraum 1 1 2 nach Planung 2 1 1 1

Maschinenraum f. Schüler Werken nach Planung 2 1 1 1

Sammlung/Lager/Brennofen Werken nach Planung Brennofen 2 1 1 1

FUR Lehrküche 1 1 2 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF nach Planung 2 1 1 1 Planung 1

FUR Theorie- und Speiseraum 1 2 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 8 2 1 1 1

Lager/ Vorratsraum Hauswirtschaft nach Planung 2 1 1 1

Garderobe Garderobe f. Hauswirtschaft 2 1 1 1

Medienraum Bücherei/Mediothek/Selbstlernzentrum 1 1 2 1 PoE 0,15m UKFD 16 2 1 1 1

Schulbuchausleihe Schulbuchausleihe 1 1 2 2 1 1 1

Raum der Stille Raum der Stille 1 2 2 1 1 1

Ganztagsbereich Küche inkl. Nebenräume 1 3 6 1 PoE 0,15m UKFD nach Planung nach Planung 1 1 1 Planung

Ganztagsbereich Cafeteria/Mensa 1 2 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 4 nach Planung nach Planung 1 1 1 1

Ganztagsbereich Ganztagsbetreuungsbereich 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 16 2 1 1 1

Ganztagsbereich Büro f. Ganztagskoordination 1 1 6 2 1 1 1

Ganztagsbereich Kiosk 1 1 2 nach Planung 2 1 1 1 1

Aula Aula/Foyer mit Bühne 2 PoE 0,15m UKFD nach Planung 2 1 1 1

Aula Stuhllager f. Aula 2 1 1 1

Aula Regieraum 1 1 2 nach Planung 2 1 1 1

Verwaltung Raum  f. Schulleitung 1 1 6 2 1 1 1

Verwaltung Raum stellv. Schulleitung 1 1 6 2 1 1 1

Verwaltung Raum f. didakt. Leitung 1 1 6 2 1 1 1

Verwaltung Raum f. weitere Funktionsstellen 1 1 6 2 1 1 1

Verwaltung Sekretariat 2 2 12 2 1 1 1 1

Verwaltung Lehrerzimmer 1 4 8 1 PoE 0,15m UKFD 5 10 1,50m OKFF nach Planung 2 1 1 1

Verwaltung Teeküche nach Planung 2 1 1 1

Verwaltung Lehrerarbeit 1 1 2 pro AP 1 PoE 0,15m UKFD nach Planung 2 1 1 1

Verwaltung Konferenzraum/Besprechungsraum 1 1 4 1 PoE 0,15m UKFD 1 2 1,50m OKFF 4 nach Planung 2 1 1 1

Verwaltung 1. Hilfe/Krankenzimmer 1 6 2 1 1 1 1 1

Verwaltung Elternsprechzimmer 1 1 4 2 1 1 1

Verwaltung Personalratsraum 1 1 4 2 1 1 1

Verwaltung Raum Schülervertretung 1 1 4 2 1 1 1

Verwaltung Lehrmittelräume 2 1 1 1

Verwaltung Schulsozialarbeiter 1 1 6 2 1 1 1

Verwaltung Beratungslehrer 1 1 6 2 1 1 1

Verwaltung Berufsberatung 1 1 6 2 1 1 1

Verwaltung Inklusion (Pflege) nach Planung 2 1 1 1 1

Verwaltung Inklusion (Therapie) 1 1 6 nach Planung 2 1 1 1

Verwaltung Archiv 2 1 1 1

Verwaltung Hausmeister einschl. Werkstatt 1 1 6 10 Akkuladestation 2 1 1 1 1

Verwaltung Reinigung, Putzmittelraum 4 Akkuladestation 2 1 1 1 1

Verwaltung Umkleideraum f. Reinigungskräfte, 
Lagerraum, Waschmaschinenraum

1

2 4 8

Starkstrom f. 

Waschmaschine 2 1 1 1 1

Verwaltung Lager 2 1 1 1

Verwaltung Lagerraum f. Schulmöbel 2 1 1 1

Verwaltung Serverraum nach Planung nach Planung 2 1 1 1

1

Sanitär Toiletten nach Planung Händetrockner 2 1 1 1 nach Planung

Sanitär Wickel-, Still- und Pflegezimmer nach Planung 2 1 1 1 1 1

Verwaltung Schulsanitätsraum nach Planung 2 1 1 1 1 1

Erschließung Windfang / Eingang 2 4 1,50m OKFF 2 1 1 1

Erschließung Flure 1 PoE 0,15m UKFD 3 1 1 1

Erschließung Treppenräume 1 pro Etage 1 1 1

Technikraum Anschluss und Regelungstechnik

Allgemeine Unterrichtsbereiche

SteuerungArbeitsplatz Accesspoint Digitale Tafel Externe Geräte spezifische Geräte
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Landkreis Holzminden
Anlage Raumtypenbuch (Muster)
hier: Ausstauung Wasser-/Abwasserinstallation
Dargestellt ist die Mindestausstattung bezogen auf einen Raumtyp

Nutzungseinheit Nutzung Wasser Abwasser Bemerkungen Wasser Abwasser Bemerkungen Wasser Abwasser Bemerkungen Wasser Abwasser Bemerkungen Wasser Abwasser Bemerkungen Anzahl Abwasser Bemerkungen

AUR Unterricht 1 1 nur FÖS

Gruppenraum Unterricht 1 1 nur FÖS 1 1 nur FÖS

Mehrzweck- /Differenzierungsraum Unterricht
Clusterfläche universell 1 1 Trinkstation

FUR Informatik

FUR Naturwissenschaften 1 1 1 1 nach Planung

Sammlung Naturwissenschaften 1 1 1 1 1 1 nach Planung

FUR Musik
Sammlung Musik

FUR Kunst 2 2 (groß) Schlammfang

Sammlung Kunst
FUR Textiles Gestalten 2 2 (groß)

Sammlung Textiles Gestalten
FUR Werken/Technik 1 1 (groß)

Maschinenraum f. Lehrkräfte Werken incl. Technikraum 1 1

Maschinenraum f. Schüler Werken
Sammlung/Lager/Brennofen Werken 

FUR Lehrküche
FUR Theorie- und Speiseraum
Lager/ Vorratsraum Hauswirtschaft
Garderobe Garderobe f. Hauswirtschaft

Medienraum Bücherei/Mediothek/Selbstlernzentrum
Schulbuchausleihe Schulbuchausleihe

Raum der Stille Raum der Stille
Ganztagsbereich Küche inkl. Nebenräume
Ganztagsbereich Cafeteria/Mensa 1 1 Trinkstation

Ganztagsbereich Ganztagsbetreuungsbereich

Ganztagsbereich Büro f. Ganztagskoordination

Ganztagsbereich Kiosk

Aula Aula/Foyer mit Bühne
Aula Stuhllager f. Aula
Aula Regieraum

Verwaltung Raum  f. Schulleitung
Verwaltung Raum stellv. Schulleitung
Verwaltung Raum f. didakt. Leitung
Verwaltung Raum f. weitere Funktionsstellen
Verwaltung Sekretariat 1 1 Teeküche

Verwaltung Lehrerzimmer
Verwaltung Teeküche 1 1 1 1

Verwaltung Lehrerarbeit
Verwaltung Konferenzraum/Besprechungsraum

Verwaltung 1. Hilfe/Krankenzimmer 1 1

Verwaltung Elternsprechzimmer
Verwaltung Personalratsraum
Verwaltung Raum Schülervertretung
Verwaltung Lehrmittelräume
Verwaltung Schulsozialarbeiter
Verwaltung Beratungslehrer
Verwaltung Berufsberatung
Verwaltung Inklusion (Pflege)
Verwaltung Inklusion (Therapie)
Verwaltung Archiv
Verwaltung Hausmeister einschl. Werkstatt 1 1

Verwaltung Reinigung, Putzmittelraum 2 2

Bodeneinlauf,

Ausgussbecken,

Reinigungsmaschine

Verwaltung Umkleideraum f. Reinigungskräfte, 
Lagerraum, Waschmaschinenraum 1 1 1 1 1 1

Bodeneinlauf und 

Wasschmaschine

Verwaltung Lager
Verwaltung Lagerraum f. Schulmöbel
Verwaltung Serverraum

Sanitär Toiletten nach Planung 1 Bodeneinlauf

Sanitär Wickel-, Still- und Pflegezimmer 1 1

Verwaltung Schulsanitätsraum 1 1

Erschließung Windfang / Eingang
Erschließung Flure
Erschließung Treppenräume
Technikraum Anschluss und Regelungstechnik

spezifische GeräteHandwaschbecken Spülbecken Spülmaschine Konvektomat Duschen
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Landkreis Holzminden
Anlage Raumtypenbuch (Muster)
hier: Raumspezifische Ausstattung
Dargestellt ist die Mindestausstattung bezogen auf einen Raumtyp

Nutzungseinheit Nutzung Art Anzahl Bemerkungen Art Bemerkungen

AUR Unterricht
Gruppenraum Unterricht Küche (Umluft) nur FÖS
Mehrzweck- /Differenzierungsraum Unterricht
Clusterfläche universell Möbel feste Einbauten

FUR Informatik

FUR Naturwissenschaften Möbel 1 AP pro NTW unterfahrbar NTW-Mediensystem 1 pro NTW
Sammlung Naturwissenschaften NTW-Mediensystem

FUR Musik Medien Bodentanks
Sammlung Musik

FUR Kunst
Sammlung Kunst
FUR Textiles Gestalten
Sammlung Textiles Gestalten
FUR Werken/Technik nach Planung
Maschinenraum f. Lehrkräfte Werken incl. Technikraum Absaugung nach Planung
Maschinenraum f. Schüler Werken
Sammlung/Lager/Brennofen Werken Abluft Brennofen nach Planung

FUR Lehrküche Möbel 1 AP unterfahrbar Umluft nach Planung
FUR Theorie- und Speiseraum
Lager/ Vorratsraum Hauswirtschaft
Garderobe Garderobe f. Hauswirtschaft

Medienraum Bücherei/Mediothek/Selbstlernzentrum
Schulbuchausleihe Schulbuchausleihe

Raum der Stille Raum der Stille
Ganztagsbereich Küche inkl. Nebenräume Fettabscheider
Ganztagsbereich Cafeteria/Mensa Kassensystem
Ganztagsbereich Ganztagsbetreuungsbereich

Ganztagsbereich Büro f. Ganztagskoordination

Ganztagsbereich Kiosk

Aula Aula/Foyer mit Bühne Medientechnik
Aula Stuhllager f. Aula
Aula Regieraum Medientechnik

Verwaltung Raum  f. Schulleitung
Verwaltung Raum stellv. Schulleitung
Verwaltung Raum f. didakt. Leitung
Verwaltung Raum f. weitere Funktionsstellen
Verwaltung Sekretariat Teeküche (Schrank)
Verwaltung Lehrerzimmer
Verwaltung Teeküche Teeküche
Verwaltung Lehrerarbeit
Verwaltung Konferenzraum/Besprechungsraum

Verwaltung 1. Hilfe/Krankenzimmer Küchenzeile
Verwaltung Elternsprechzimmer
Verwaltung Personalratsraum
Verwaltung Raum Schülervertretung
Verwaltung Lehrmittelräume
Verwaltung Schulsozialarbeiter
Verwaltung Beratungslehrer
Verwaltung Berufsberatung
Verwaltung Inklusion (Pflege) Personenkransystem nur FÖS
Verwaltung Inklusion (Therapie)
Verwaltung Archiv
Verwaltung Hausmeister einschl. Werkstatt
Verwaltung Reinigung, Putzmittelraum
Verwaltung Umkleideraum f. Reinigungskräfte, 

Lagerraum, Waschmaschinenraum
Verwaltung Lager
Verwaltung Lagerraum f. Schulmöbel
Verwaltung Serverraum

Sanitär Toiletten 
Sanitär Wickel-, Still- und Pflegezimmer Personenkransystem nur FÖS
Verwaltung Schulsanitätsraum

Erschließung Windfang / Eingang
pro Zugangstür Sauberlaufzone 

Leitsystem

Erschließung Flure
Erschließung Treppenräume
Technikraum Anschluss und Regelungstechnik

Hauswirtschaft

A
U

R

Allgemeine Unterrichtsbereiche

Abhängig von der Planung N
e

b
e

n
rä

u
m

e

Barrierefreiheit Raumspezifische Ausstattung

Nebenräume

M
e

d
ie

n Medien

F
re

iz
e

it/
P

a
u

se

Freizeit/Pause

V
e

rw
a

ltu
n

g
sb

e
re

ic
h

Verwaltung

F
a

ch
u

n
te

rr
ic

h
ts

rä
u

m
e

Informatik

Naturwissenschaften

Musik

Gestaltung



Landkreis Holzminden
Anlage Raumtypenbuch (Muster)

hier: Ausstattung Mobiliar

Dargestellt ist die Mindestausstattung bezogen auf einen Raumtyp

Nutzungseinheit Nutzung

Allgemeine Unterrichtsbereiche Art Anzahl Bemerkungen

AUR Unterricht

Schülerstuhl

Freischwinger

Sitzschale z. B. aus receyelbaren PPN-Werkstoff, geprüft nach DIN EN 1729, 

Bodengleiter aus Teflon, stapelbar, höhenverstellbar, alternativ Größe 6

30 Farbauswahl nutzerabhängig

Schülertisch

Einzeltisch , Gestell mit 4 Stahlrohrbeinen, Bodengleiter aus Teflon, wahlweise 

mit 2 Rollen, melaminbeschichtete Spanplatte, mit Rollstuhl unterfahrbar, 

Maße ca. 70x60x76 cm

30 Farbauswahl nutzerabhängig

Lehrertisch, rund, roll- und feststellbar, stufenlos höhenverstellbar als Sitz- und 

Stehtisch, d= 80cm

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Lehrerstuhl, Drehstuhl mit Gasdruckfeder, Sitzhöhe stufenlos höhenverstellbar, 

Sitzschale  gepolstert; Gleiter für Bodenbelag geeignet

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Bürocontainer, auf Rollen, feststellbar, 3 Schubfächer, 1 Ausziehplatte, 

abschließbar, Maße ca. 45x60x60 cm

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Fahrbarer Elementschrank, abschließbar, mit 2 vollen Drehtüren, 5 

verstellbare Fachböden, Maße ca. 1000x600x2000 cm

1 Farbauswahl nutzerabhängig

fahrbares Aufbewahrungsmodul für 30 Schüler-Eigentumsfächer, rechteckiger 

Korpus mit Lochblech-Sichtrückwand, magnethaftend, auf Rollen, Maße ca. 

110x43x110

10 Farbauswahl nutzerabhängig

Abfallbehälter 1

Garderobenleiste für 30 Schüler*innen, abgerundet und verdeckt gem. DGUV, 

ca. 1 Doppelhaken pro 10 lfd. cm.

1

Pinnwand  als Schallschutz, Maße ca. 150x100

optional Whiteboard, Maße ca. 150x100, magnetisch

Gruppenraum Unterricht

Einzeltisch freiform, geprüft nach DIN EN 1729, Bodengleiter für Bodenbelag 

aus Teflon, melaminbeschichtete Spanplatte, stapelbar, wahlweise mit 2 

Rollen, Maße ca. 80x65x76 cm

8 Farbauswahl nutzerabhängig

Schülerstuhl

Freischwinger

Sitzschale z. B. aus receyelbaren PPN-Werkstoff, geprüft nach DIN EN 1729, 

Bodengleiter für Bodenbelag aus Teflon, stapelbar, höhenverstellbar, alternativ  

Größe 6

8 Farbauswahl nutzerabhängig

Abfallbehälter 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Pinnwand  als Schallschutz, Maße ca. 150x100

optional: Whiteboard, Maße ca. 150x100, magnetisch

Regalschrank, fahrbar, mit Mittelwand, 6 Einlegebögen, Maße ca:100x160x100 

cm

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzweck- /Differenzierungsraum Unterricht

Schülertisch

Einzeltisch , Gestell mit 4 Stahlrohrbeinen, Bodengleiter aus Teflon, wahlweise 

mit 2 Rollen, melaminbeschichtete Spanplatte, mit Rollstuhl unterfahrbar, 

Maße ca. 70x60x76 cm

20 Farbauswahl nutzerabhängig

Schülerstuhl

Freischwinger

Sitzschale z. B. aus receyelbaren PPN-Werkstoff, geprüft nach DIN EN 1729, 

Bodengleiter aus Teflon, stapelbar, höhenverstellbar, alternativ Größe 6

20 Farbauswahl nutzerabhängig

Regalschrank, fahrbar, mit Mittelwand, 6 Einlegebögen, Maße ca:100x160x100 

cm

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Pinnwand  als Schallschutz, Maße ca. 150x100 Farbauswahl nutzerabhängig

optional: Whiteboard, Maße ca. 150x100, magnetisch

optional: Gruppentisch oval für Besprechungen von 6 bis 8 Personen

Abfallbehälter 1

Sitzmöglichkeiten und Arbeitsfläche ist vorzusehen Ziffer 5.13.3 

Immobilienstandards

Immobilienstandards 5.13.3 Seite 27

Farbauswahl nutzerabhängig

Schließfächer Farbauswahl nutzerabhängig

Lehrer  EDV-Tisch 160x80 cm , stufenlos höhenverstellbar, Gleiter für Boden 

aus Teflon

1 Ausstattung nutzerabhängig

Schüler EDV-Tisch 160x80 cm 15 Variante A: Schülertische umlaufend an der Wand

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, ungepolstert, auf 5-Fußgestell 

mit Rollen, Rollen geeignet für Bodenbelag

31 Variante B: Schülertische in Reihen

Abfallbehälter 1

Regalschrank, fahrbar, mit Mittelwand, 6 Einlegebögen, Maße ca:100x160x100 

cm

1

siehe Immobilienstandards Ziffer 5.14 und 5.15

Drehstuhl, Kreuzfußgestell 5-strahlig, höhenverstellbar, mit Rückenlehne, geeignete Gleiter für Boden31 Farbauswahl nutzerabhängig

Abfallbehälter siehe Immobilienstandards Ziffer 5.14

Sammlung Naturwissenschaften siehe Immobilienstandards Ziffer 5.14

Schülerstuhl

Freischwinger

Sitzschale z. B. aus receyelbaren PPN-Werkstoff, geprüft nach DIN EN 1729, 

Bodengleiter aus Teflon, stapelbar,höhenverstellbar, alternativ Größe 6

30 Farbauswahl nutzerabhängig

Schülertisch

Einzeltisch , Gestell mit 4 Stahlrohrbeinen, Bodengleiter aus Teflon, wahlweise 

mit 2 Rollen, melaminbeschichtete Spanplatte, mit Rollstuhl unterfahrbar, 

Maße ca. 70x60x76 cm 30 Farbauswahl nutzerabhängig

Lehrertisch, rund, roll- und feststellbar, stufenlos höhenverstellbar als Sitz- und 

Stehtisch, d= 80cm 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Lehrerstuhl, Drehstuhl mit Gasdruckfeder, Sitzhöhe stufenlos höhenverstellbar, 

Sitzschale  gepolstert; Rollen für Bodenbelag geeignet

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Spezialschrank für Instrumente, Tür ohne Glasanteil, Einbauten für Lagerung 

Musikinstrumente, auch Einlegefachböden, abschließbar, Maße ca. 

120x58x200 cm 2 Farbauswahl nutzerabhängig

Schrankwand, mit Schränken in den Maßen 100x60

Abfallbehälter 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Sammlung Musik Schrankwand, mit Schränken in den Maßen 100x60 Farbauswahl nutzerabhängig

Schülertisch

Einzeltisch, Gestell mit 4 Stahlrohrbeinen, Bodengleiter aus Teflon, 

melaminbeschichtete Spanplatte/robuster Massivholzplatte, mit Rollstuhl 

unterfahrbar, Maße ca. 80x65x76 cm 30 Farbauswahl nutzerabhängig

Lehrertisch, rund, roll- und feststellbar, stufenlos höhenverstellbar als Sitz- und 

Stehtisch, d= 80cm 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Werkraumhocker, mit Höhenverstellung, Sitzschale z. B. Buchensperrholz, 5 

Rollen geeignet für Bodenbelag, ; Maße Sitzfläche: d: 35 cm, Sitzhöhe 45 cm

31 Farbauswahl nutzerabhängig

Schrank 60 x50 Farbauswahl nutzerabhängig

Werkraumbecken 200x60 mit Schlammfang, 4 Wandarmaturen bauseits

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Papierschrank, Schubladenmodul mit je 10 Laden für DIN A1-Formate, mit 

Sockel und Abdeckplatte, Maße ca. 100x79x90 cm Farbauswahl nutzerabhängig

Abfallbehälter 1

Sammlung Kunst Stapeltrocker-Wagen, Maße ca. 60x75xx85 cm mit Gitterablagen, 25 Fächer 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Papierschrank, Schubladenmodul mit je 10 Laden für DIN A1-Formate, mit 

Sockel und Abdeckplatte, Maße ca. 100x79x90 cm 2

Schrank Farbauswahl nutzerabhängig

Drehstuhl, Kreuzfußgestell 5-strahlig, höhenverstellbar, mit Rückenlehne, 

Rollen geeignet für Bodenbelag 17 Farbauswahl nutzerabhängig

Schülertisch

Einzeltisch, Gestell mit 4 Stahlrohrbeinen, Bodengleiter aus Teflon, 

melaminbeschichtete Spanplatte/robuster Massivholzplatte, mit Rollstuhl 

unterfahrbar, Maße ca. 80x65x76 cm 16 Farbauswahl nutzerabhängig

Lehrerarbeitstisch, Maße ca. 180x80x85 cm, robuste Arbeitsplatte, mit 

Ablagefach und Schublade 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Mobiliar
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Zuschneidetisch mit Fachkorpus, beidseitig offen, Maße ca. 180x80x85 cm  mit 

Metallkufengestell 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Geräteschrank Maße ca. 100x60x200 cm, zweitürig mit Mitteltrennwand, je 

Seite 4 Fachböden, eine Seite mit 1 Fachbogen mit Bügelbretthalterung an der 

Unterseite Farbauswahl nutzerabhängig

Organisationsschrank, Maße ca. 100x60x200cm, mit Mittelwand, je Seite 5 

ausziehbare, beschichtete Drahtkörbe mit Material Farbauswahl nutzerabhängig

Abfallbehälter 1

Sammlung Textiles Gestalten Wandregale Farbauswahl nutzerabhängig

Doppelwerkbank, 150x70 cm mit Höhenverstellung, robuste Arbeitsplatte

8

Werkraumhocker, mit Höhenverstellung, Sitzschale z. B. Buchensperrholz, 5 

Rollen geeignet für Bodenbelag, ; Maße Sitzfläche: d: 35 cm, Sitzhöhe 45 cm

17

Reihenwerkbank zur Vorbereitung/Maschinenarbeit, Maße ca. 150x60x90 cm

Elementschrank, Mitteltrennwand, je Seite mit 5 Einlegefachböden, 

verschließbar, Maße ca. 120x43x200cm

Stahlschrank, Maße ca. 95x40x200 cm

Abfallbehälter 1

Wandregal mit 6 Holzböden für Schülerarbeiten, Maße ca. 100x40x200

1

Maschinenraum f. Lehrkräfte Werken incl. Technikraum nutzerabhängig

Maschinenraum f. Schüler Werken nutzerabhängig

Lagerregal

Lagerregal fahrbar

Materialständer, rollbar

Materialschrank, Stahlkorpus, Maße ca. 100x50x200 cm, mit Mittelwand, 5 

Fachböden

Plattenwagen zum Transport von Platten- und Stabmaterial, Maße ca. 120x80 

cm

FUR Lehrküche siehe Anlage Raumbuch Küche

Tisch, hygienisch abwischbar, für 14 Personen, z. B. Gestell mit 4 Stahlrohr-

Beinen, Tischplatte melaminharzbeschichtet, Maße ca. 160x80x76 cm, 

Bodengleiter aus Teflon 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Lehrertisch, rund, roll- und feststellbar, stufenlos höhenverstellbar als Sitz- und 

Stehtisch, d= 80cm

Lehrerstuhl, Drehstuhl mit Gasdruckfeder, Sitzhöhe stufenlos 

höhenverstellbar, Sitzschale  gepolstert; Rollen für Bodenbelag geeignet

Abfallbehälter 1

Schülerstuhl

Freischwinger

Sitzschale z. B. aus receyelbaren PPN-Werkstoff, geprüft nach DIN EN 1729, 

Bodengleiter aus Teflon, stapelbar, höhenverstellbar, alternativ Größe 6

14

Farbauswahl nutzerabhängig

Waschmaschine

Wäschetrockner

Schrankwand

Garderobe Garderobe f. Hauswirtschaft

Garderobenleiste für 14 Personen/alternativ Garderobenschrank Stahlblech, 

Maße ca. 60x50x200cm

Empfangstresen mit PC-Arbeitsplatz, Drucker, Handscanneranschluss 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch für PC-Arbeit Gestell mit 4 Stahlrohr-Beinen, Tischplatte 

melaminharzbeschichtet, Maße ca. 80x80x76 cm, Bodengleiter aus Teflon

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Schülerstuhl

Freischwinger

Sitzschale z. B. aus receyelbaren PPN-Werkstoff, geprüft nach DIN EN 1729, 

Bodengleiter aus Teflon, stapelbar, Größe 6 Farbauswahl nutzerabhängig

Bibliotheksregal bestückbar mit 5-6 höhenverstellbaren Ablageböden und 

Buchstützen, Maße ca. 80x30x200cm Farbauswahl nutzerabhängig

Tischwagen als Bücher- und Ordnerwagen mit 3 Böden, auf geeigneten Rollen 

(Hart-/Weichböden), mit Aufkantung, BxT ca. 90 x60cm 2

Lesenische (für mind. 2 Personen), akustisch und optisch abgeschirmt, 

gepolsterte Sitzgelegenheit, hygienisch abwaschbar bzw. mit waschbarem 

Bezug 3 Farbauswahl nutzerabhängig

Lounge-Sitzelement (für ca. 8 Personen), gepolstert, hygienisch (ab) 

waschbarer Bezug, geeignete Gleiter für Bodenbelag 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Abfallbehälter 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Tisch 160x80, 4 Fuß, 

Tisch 120x80, 4 Fuß

Anbautisch, 1/4 Rund, D= 80 cm 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Sideboard 100x40, fahrbar, Querrolladen 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Regalwand Holz Farbauswahl nutzerabhängig

Abfallbehälter 1

Rollcontainer 60x43, 4 Schubladen 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Raum der Stille Raum der Stille nutzerabhängig

Ganztagsbereich Küche inkl. Nebenräume siehe Immobilienstandards Ziffer 5.9 und Anhang Küche

Kombidämpfer Nach Anzahl der Mittagessen, wird von Apetito gestellt

Kühlschrank

Die Ausstattung der Mensaküche muss von einem Fachplaner in 

Abstimmung mit dem Caterer und dem Schulträger  geplant werden.

Hordengestell fahrbar, 20 Einschüber

Arbeitstisch fahrbar

Tellerspender

Ausgabetheke fahrbar mit 4 x GN mit Hustenschutz 200 mit Beleuchtung und 

Heizsystem

Tablettrutsche

Mensastuhl, Bodengleiter aus Teflon Farbauswahl nutzerabhängig

Mensatisch 120x70 cm, klappbar Farbauswahl nutzerabhängig

Mensatisch 180x70 cm, klappbar Farbauswahl nutzerabhängig

Uhr, zentral plaziert, leicht lesbar Farbauswahl nutzerabhängig

Ganztagsbereich Ganztagsbetreuungsbereich nutzerabhängig

PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar, Stahlrohrgestell, T-Fuß, 

Tischplatte:Spanplatte melaminharzbeschichtet, Maße: BxT 180 x 80 cm Farbauswahl nutzerabhängig

Rollcontainer 60x43, 4 Schubladen, abschließbar Farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

Farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Freischwingerstuhl, Bodengleiter aus Teflon Farbauswahl nutzerabhängig

Schrank

Ganztagsbereich Kiosk siehe Immobilienstandards Ziffer 5.10

Freischwingerstuhl, mit Sitzlehnenschale, stapelbar, mit Möglicheit zur 

Reihenbestuhlung. Bodengleiter aus Teflon, mit Griffloch, geprüft nach DIN 

EN 1729, z. B. Buchensperrholz, Stahlrohr-Beine, Gr. 6 Anzahl und Farbwahl nutzerabhängig

mobiles Rednerpult Farbauswahl nutzerabhängig

mobile Bühne aus Elementen, 20-25 m², mit Treppenelementen und 

Transportwagen und inkl. Vorhang mit Schienensystem (nicht brennbar)

siehe 5.19 Immobilenstandards

digitales schwarzes Brett, zentral plaziert zur Anzeige von Vertretungsplan und 

schulinternen Infos, mind. 1 1

Uhr, zentral plaziert, leicht lesbar 1

Vitrinen, Schaukästen für Ausstellung von Schülerarbeiten, ggfs. 

wandmontiert, Sicherheitsverglasung, Maße ca. 85x43x180 cm

Stuhlwagen für 20 Srühle

Transportwagen für 10 Tische

Lagerfläche für mobile Bühne

Aula Regieraum

Ganztagsbereich Cafeteria/Mensa

Ganztagsbereich Büro f. Ganztagskoordination

Aula Aula/Foyer mit Bühne

Aula Stuhllager f. Aula
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PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar, Stahlrohrgestell, T-Fuß, 

Tischplatte:Spanplatte melaminharzbeschichtet, Maße: BxT 180 x 80 cm 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Rollcontainer 60x43, 4 Schubladen, abschließbar 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Tisch 160x80x 76, 4 Fuß, mit geeigneten Gleitern für Bodenbelag, 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Freischwingerstuhl, mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzfläche, Gestell aus Stahlrohr, geprüft nach DIN EN 1729, Bodengleiter aus 

Teflon, stapelbar,  Gr. 6 6 Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank, bestehend aus Regal und Flügeltürschrank, abschließbar, mit 

Einlegeböden und Mitteltrennwand, Maße ca. 100x43x200cm

Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank, mit Flügeltüren, abschließbar, mit Einlegeböden und 

Mitteltrennwand, Maße ca. 100x43x85cm Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank mit Flügeltüren, abschließbar mit Mitteltrennwand, eine Seite 

Garderobenausstattung, andere Seite Regalböden, Maße ca. 80x43x200 cm

Farbauswahl nutzerabhängig

Schultresor (Wertschutzschrank) einbruch - und feuersicher, mind. 

Sicherheitsstufe 2

1 im Elementschrank integrierbar

PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar, Stahlrohrgestell, T-Fuß, 

Tischplatte:Spanplatte melaminharzbeschichtet, Maße: BxT 180 x 80 cm

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Rollcontainer 60x43, 4 Schubladen, abschließbar 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch, Bodengleiter aus Teflon, z. B. Gestell aus 4 Stahlrohr Beinen, 

z. B. mit melaminbeschichteter Spanplatte, Maßne ca. 160x80x76 cm

Farbauswahl nutzerabhängig

Freischwingerstuhl, mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzfläche, Gestell aus Stahlrohr, geprüft nach DIN EN 1729, geeignete Gleiter 

für Bodenbelag, stapelbar,  Gr. 6 4 Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank, bestehend aus Regal und Flügeltürschrank, abschließbar, mit 

Einlegeböden und Mitteltrennwand, Maße ca. 100x43x200cm

Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank, mit Flügeltüren, abschließbar, mit Einlegeböden und 

Mitteltrennwand, Maße ca. 100x43x85cm Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank mit Flügeltüren, abschließbar mit Mitteltrennwand, eine Seite 

Garderobenausstattung, andere Seite Regalböden, Maße ca. 80x43x200 cm

Farbauswahl nutzerabhängig

PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar, Stahlrohrgestell, T-Fuß, 

Tischplatte:Spanplatte melaminharzbeschichtet, Maße: BxT 180 x 80 cm, 

Bodengleiter aus Teflon 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Rollcontainer, Maße 60x43 cm, 4 Schubladen, abschließbar 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank, bestehend aus Regal und Flügeltürschrank, abschließbar, mit 

Einlegeböden und Mitteltrennwand, Maße ca. 100x43x200cm

Farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch, Bodengleiter aus Teflon, z. B. Gestell aus 4 Stahlrohr 

Beinen, z. B. mit melaminbeschichteter Spanplatte, Maßne ca. 160x80x76 cm

Farbauswahl nutzerabhängig

Freischwingerstuhl, mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzfläche, Gestell aus Stahlrohr, geprüft nach DIN EN 1729,Bodengleiter aus 

Teflon, stapelbar,  Gr. 6 Farbauswahl nutzerabhängig

PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar, Stahlrohrgestell, T-Fuß, 

Tischplatte:Spanplatte melaminharzbeschichtet, Maße: BxT 180 x 80 cm 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Rollcontainer, Maße 60x43 cm, 4 Schubladen, abschließbar 1 Farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

1 Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank, bestehend aus Regal und Flügeltürschrank, abschließbar, mit 

Einlegeböden und Mitteltrennwand, Maße ca. 100x43x200cm

Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank, mit Flügeltüren, abschließbar, mit Einlegeböden und 

Mitteltrennwand, Maße ca. 100x43x85cm Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank mit Flügeltüren, abschließbar mit Mitteltrennwand, eine Seite 

Garderobenausstattung, andere Seite Regalböden, Maße ca. 80x43x200 cm

Farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch, Bodengleiter aus Teflon, Farbauswahl nutzerabhängig

Freischwingerstuhl, mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzfläche, Gestell aus Stahlrohr, geprüft nach DIN EN 1729, Bodengleiter aus 

Teflon, stapelbar,  Gr. 6 Farbauswahl nutzerabhängig

Theke -Sekretariat Maße ca. 500x66 cm 1 Farbauswahl nutzerabhängig

PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar, Stahlrohrgestell, T-Fuß, 

Tischplatte:Spanplatte melaminharzbeschichtet, Maße: BxT 180 x 80 cm 2 Farbauswahl und Anzahl nutzerabhängig

Rollcontainer Maße: 60x43 cm, 4 Schubladen abschließbar 2 Farbauswahl und Anzahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen geeignet für Bodenbelag, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

2 Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank mit Flügeltüren, abschließbar mit Mitteltrennwand und 

Regalböden, Maße ca. 100x43x200 cm Farbauswahl nutzerabhängig

Schrank für Schülerakten , mit Einlegeböden und Mitteltrennwand, 

Schiebetüren über die gesamte Breite verschiebbar, abschließbar, Maße ca. 

160x50x200 cm Farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank mit Flügeltüren, abschließbar mit Mitteltrennwand, eine Seite 

Garderobenausstattung, andere Seite Regalböden, Maße ca. 80x43x200 cm

Farbauswahl nutzerabhängig

Schrankküchenzeile mit Unterschränken, Spüle, Schrank mit 

Einbaukühlschrank 1 siehe Immobilenstandards , Anlage Küche

Postfachschrank , je Fach eine Tür mit Briefschlitz, abschließbar

Garderobenschrankwand

Schließfachschrankwand

Mehrzwecktisch, klappbar

Freischwingerstuhl, mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzfläche, Gestell aus Stahlrohr, geprüft nach DIN EN 1729, Bodengleiter aus 

Teflon, stapelbar,  Gr. 6

Sitznischen

Polsterelemente

digitales schwarzes Brett, zentral plaziert zur Anzeige von Vertretungsplan und 

schulinternen Infos, mind. 1

Uhr, zentral plaziert, leicht lesbar

Verwaltung Teeküche 1 siehe Immobilienstandards, Anlage Küche

PC-Arbeitsplatz Farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

Farbauswahl nutzerabhängig

Schrankwand Farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch, Bodengleiter aus Teflon

Farbauswahl nutzerabhängig, als Konferenztisch zusammenstellbar

Freischwingerstuhl, mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzfläche, Gestell aus Stahlrohr, geprüft nach DIN EN 1729, Bodengleiter aus 

Teflon, stapelbar,  Gr. 6 farbauswahl nutzerabhängig

Schrankwand farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch mit Bodengleitern aus Teflon, z. B. Gestell aus 4 Stahlrohr 

Beinen, z. B. mit melaminbeschichteter Spanplatte, Maße ca. 80x80x76 cm

1 farbauswahl nutzerabhängig

Verwaltung Sekretariat

Raum f. didakt. Leitung

Verwaltung Raum  f. Schulleitung
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Verwaltung Konferenzraum/Besprechungsraum

Verwaltung Lehrerzimmer

Verwaltung Lehrerarbeit

Verwaltung Raum f. weitere Funktionsstellen

Verwaltung Raum stellv. Schulleitung

Verwaltung



Freischwingerstuhl mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzschale, Bodengleiter aus Teflon, Gr. 6 2 farbauswahl nutzerabhängig

Ruheliege 190x70 cm

Schrank Maße ca. 60 x 45 cm 5 Ordnerhöhen farbauswahl nutzerabhängig

Küchenzeile mit Unterbaukühlschrank und Gefrierfach, Spüle siehe Immobilenstandards Anlage Küche

Konferenztisch farbauswahl nutzerabhängig

Freischwingerstuhl mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzschale, Bodengleiter aus Teflon, Gr. 6 farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch farbauswahl nutzerabhängig

Schrank, 5 OH farbauswahl nutzerabhängig

Freischwingerstuhl mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzschale, Bodengleiter aus Teflon, Gr. 6 farbauswahl nutzerabhängig

PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar, Stahlrohrgestell, T-Fuß, 

Tischplatte:Spanplatte melaminharzbeschichtet, Maße: BxT 180 x 80 cm

farbauswahl nutzerabhängig

Rollcontainer, Maße 60x43 cm, 4 Schubladen, abschließbar farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch mit Bodengleitern aus Teflon, z. B. Gestell aus 4 Stahlrohr 

Beinen, z. B. mit melaminbeschichteter Spanplatte, Maße ca. 80x80x76 cm

farbauswahl nutzerabhängig

Freischwingerstuhl mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzschale, Bodengleiter aus Teflon, Gr. 6 farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank, bestehend aus Regal und Flügeltürschrank, abschließbar, mit 

Einlegeböden und Mitteltrennwand, Maße ca. 100x43x200cm

farbauswahl nutzerabhängig

Verwaltung Lehrmittelräume Regal 100 x 60 farbauswahl nutzerabhängig

PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar, Stahlrohrgestell, T-Fuß, 

Tischplatte:Spanplatte melaminharzbeschichtet, Maße: BxT 180 x 80 cm

farbauswahl nutzerabhängig

Rollcontainer, Maße 60x43 cm, 4 Schubladen, abschließbar farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch mit Bodengleitern aus Teflon, z. B. Gestell aus 4 Stahlrohr 

Beinen, z. B. mit melaminbeschichteter Spanplatte, Maße ca. 80x80x76 cm

farbauswahl nutzerabhängig

Freischwingerstuhl mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzschale, Bodengleiter aus Teflon, Gr. 6 farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank, bestehend aus Regal und Flügeltürschrank, abschließbar, mit 

Einlegeböden und Mitteltrennwand, Maße ca. 100x43x200cm

farbauswahl nutzerabhängig

PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar, Stahlrohrgestell, T-Fuß, 

Tischplatte:Spanplatte melaminharzbeschichtet, Maße: BxT 180 x 80 cm

farbauswahl nutzerabhängig

Rollcontainer, Maße 60x43 cm, 4 Schubladen, abschließbar farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch mit Bodengleitern aus Teflon, z. B. Gestell aus 4 Stahlrohr 

Beinen, z. B. mit melaminbeschichteter Spanplatte, Maße ca. 80x80x76 cm

farbauswahl nutzerabhängig

Freischwingerstuhl mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzschale, Bodengleiter aus Teflon, Gr. 6 farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank, bestehend aus Regal und Flügeltürschrank, abschließbar, mit 

Einlegeböden und Mitteltrennwand, Maße ca. 100x43x200cm

farbauswahl nutzerabhängig

PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar, Stahlrohrgestell, T-Fuß, 

Tischplatte:Spanplatte melaminharzbeschichtet, Maße: BxT 180 x 80 cm

farbauswahl nutzerabhängig

Rollcontainer, Maße 60x43 cm, 4 Schubladen, abschließbar farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch mit Bodengleitern aus Teflon, z. B. Gestell aus 4 Stahlrohr 

Beinen, z. B. mit melaminbeschichteter Spanplatte, Maße ca. 80x80x76 cm

farbauswahl nutzerabhängig

Freischwingerstuhl mit Sitzlehnenschale, z. B. Buchensperrholz, gepolsterte 

Sitzschale, Bodengleiter aus Teflon, Gr. 6 farbauswahl nutzerabhängig

Elementschrank, bestehend aus Regal und Flügeltürschrank, abschließbar, mit 

Einlegeböden und Mitteltrennwand, Maße ca. 100x43x200cm

farbauswahl nutzerabhängig

PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar, Stahlrohrgestell, T-Fuß, 

Tischplatte:Spanplatte melaminharzbeschichtet, Maße: BxT 180 x 80 cm

farbauswahl nutzerabhängig

Rollcontainer, Maße 60x43 cm, 4 Schubladen, abschließbar farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen für Bodenbelag geeignet, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

farbauswahl nutzerabhängig

Mehrzwecktisch, Bodengleiter aus Teflon farbauswahl nutzerabhängig

Freischwinger, Bodengleiter aus Teflon, Gr. 6 farbauswahl nutzerabhängig

PC-Arbeitsplatz farbauswahl nutzerabhängig

Regalwände farbauswahl nutzerabhängig

Schrank 5 Ordnerhöhen, 100x45 cm 1

Kopiertisch 100 x 80 cm

Abfallbehälter 1

Kopierer/Netzwerkdrucker als Leasinggerät vorhandene Geräte werden übernommen

Standbohrmaschine 1

Kappsäge 1

Tellerschleifer 1

Industriesauger 1

Werkbank 1

Transportwagen 1

Tischwagen 1

Stahlschrankwand 1

PC-Arbeitsplatz, höhenverstellbar 2 farbauswahl nutzerabhängig

Bürodrehstuhl, höhenverstellbar mit Gasfeder, gepolstert, auf Kreuzfußgestell 

mit Rollen, Rollen geeignet für Bodenbelag, Armlehnen höhenverstellbar, Sitz- 

und Rückenfläche ergonomisch anpassbar

2 farbauswahl nutzerabhängig

Schrank 5 Ordnerhöhen, 100x45 cm 2 farbauswahl nutzerabhängig

Lagerregal farbauswahl nutzerabhängig

Standort für Putzmittelwagen, 

Bodeneinlauf

Garderobenschrank mit Umkleidebank

Mehrzwecktisch mit Bodengleitern aus Teflon, z. B. Gestell aus 4 Stahlrohr 

Beinen, z. B. mit melaminbeschichteter Spanplatte, Maße ca. 120x80x76 cm

Stuhl, Buchensperrholz, Antirutschlack, Bodengleiter aus Teflon, Gr. 6

Abfallbehälter

Bodeneinlauf

Verwaltung Lager Lagerregal

Verwaltung Lagerraum f. Schulmöbel

Verwaltung Serverraum Datenverteilerschrank zur Serveraufnahme

Sanitär Toiletten 

Sanitär Wickel-, Still- und Pflegezimmer

Verwaltung Schulsanitätsraum
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Verwaltung Elternsprechzimmer

Verwaltung Personalratsraum

Verwaltung Raum Schülervertretung

Verwaltung 1. Hilfe/Krankenzimmer

Verwaltung Schulsozialarbeiter

Verwaltung Beratungslehrer

Verwaltung Berufsberatung

Verwaltung Inklusion (Pflege)

Verwaltung Reinigung, Putzmittelraum

Verwaltung
Umkleideraum f. Reinigungskräfte, 

Lagerraum, Waschmaschinenraum

Verwaltung Inklusion (Therapie)

Verwaltung Archiv

Verwaltung Kopierraum

Hausmeister einschl. WerkstattVerwaltung



Erschließung Windfang / Eingang

Erschließung Flure

Erschließung Treppenräume

Technikraum Anschluss und RegelungstechnikN
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